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Vorwort

Technik ist in ihren verschiedenen Ausprägungen ein konstitutiver und allgegen-
wärtiger Bestandteil moderner Gesellschaften. Das Auto beispielsweise prägt 
nicht nur ihre Verkehrsinfrastrukturen, Mobilitätsmuster und Lebensstile, son-
dern auch ihre städtische und ländliche Raumordnung. Moderne Informations
techniken prägen soziale Kommunikationszusammenhänge der unterschied-
lichsten Art ebenso wie industrielle Produktions- und Vernetzungsstrukturen, 
die Organisation der staatlichen Verwaltung, die Überwachung und Kontrolle 
des öffentlichen Lebens oder die Formen der Kriegführung. Ohne den Ein-
satz avancierter Informations- und Kommunikationstechniken würden globale 
Finanzmärkte nicht funktionieren. Und ohne funktionierende Energieversor-
gungssysteme wären ökonomische und soziale Zusammenhänge welcher Art 
auch immer auf  archaische Grundformen zurückgeworfen.

Moderne Gesellschaften werden allerdings nicht nur durch bestehende und 
funktionierende Techniken wesentlich mitgeprägt. Neue Techniken sind zudem 
ein wichtiger Einflussfaktor ihres sozioökonomischen und institutionellen Wan-
dels. Neue Informations- und Kommunikationstechniken, das Internet, die Bio
technologie oder die Nanotechnologie, aber auch Umbrüche im Bereich beste-
hender Energie-, Versorgungs- und Vernetzungstechnologien haben zum Teil 
beträchtliche sozioökonomische und institutionelle Effekte. Sie tragen beispiels-
weise zum Wandel von Industrie- und Infrastrukturen bei, verändern Koopera-
tions- und Konkurrenzverhältnisse, eröffnen neue Marktpotenziale, verschieben 
das Verhältnis von Wirtschaft und Wissenschaft, konstituieren als intelligente 
oder interaktive Techniken neuartige Beziehungsmuster zwischen Mensch und 
Technik, beeinflussen Lebensweisen und Konsummuster und erfordern zum 
Teil neuartige rechtlich-regulative Rahmensetzungen. 

Mit dem vorliegenden Buch wird ein Perspektivwechsel in der sozialwissen-
schaftlichen Technikforschung angeregt. Während die sozialwissenschaftliche 
Technikforschung in den vergangenen zwei Jahrzehnten die Genese und soziale 
Entstehung neuer Techniken intensiv erforscht hat, sind deren Rückwirkungen 
auf  die Gesellschaft sowie auf  den sozioökonomischen und institutionellen 
Wandel aus dem Fokus der wissenschaftlichen Aufmerksamkeit geraten. Die 
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in diesem Band versammelten theoretischen und empirischen Beiträge möch-
ten zur Beseitigung dieses blinden Flecks der Technikforschung beitragen, ohne 
dem Technikdeterminismus das Wort zu reden. 

In den theoretisch-konzeptionellen Beiträgen wird dazu die Rolle von 
Technik als institutionellem und strukturellem Einflussfaktor des sozioökono-
mischen und institutionellen Wandels analysiert, Technikentwicklung als Ins-
titutionalisierungsprozess interpretiert und das Verhältnis von Technik- und 
Sozialdeterminismus diskutiert. In den empirischen Kapiteln wird zunächst das 
Wechselspiel zwischen technischen und institutionellen Veränderungen einer-
seits und den Beharrungstendenzen etablierter Versorgungs- und Infrastruk-
tursysteme wie Telekommunikation, Energieversorgung und Eisenbahn ande-
rerseits in den Blick genommen. Einen weiteren Schwerpunkt bilden die mit 
modernen Informationstechniken, insbesondere dem Internet einhergehenden 
strukturellen und institutionellen Effekte. Dazu werden das komplexe Zusam-
menspiel technischer Veränderungen und organisatorischer Restrukturierungen 
in der Halbleiterindustrie sowie die Wirkungen des Internets auf  das System 
wissenschaftlichen Publizierens, auf  demokratische Partizipationsmöglichkeiten 
und die parteiinterne Demokratie untersucht. Schließlich werden am Beispiel 
einer Großanlage Veränderungen der Mensch-Maschine-Interaktion und der 
Governance in hybriden Systemen sowie Effekte technischer Innovationen in 
Low-Technology-Sektoren analysiert.

Die Beiträge in diesem Buch gehen auf  einen Autoren-Workshop zurück, 
der unter dem Titel »›Bringing technology back in‹: Technik als Einflussfaktor 
sozioökonomischen und institutionellen Wandels« am 10. und 11. März 2006 
am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung in Köln stattgefunden hat. 
Er ist von der Fritz Thyssen Stiftung gefördert worden. Neben den in diesem 
Band versammelten Autorinnen und Autoren möchten wir den Diskutanten 
Gotthard Bechmann, Gerhard Fuchs, Renate Mayntz und Martin Meister dan-
ken, die die eingereichten Manuskriptentwürfe auf  dem Workshop ebenso kri-
tisch wie konstruktiv kommentiert haben.

Unser Dank gilt zudem dem Redaktionsteam des Max-Planck-Instituts und 
insbesondere Thomas Pott und Jeanette Störtte für die Erstellung der Druck-
vorlage dieses Bandes.

Köln und Bremen, im März 2007	 Ulrich Dolata, Raymund Werle



Teil I
Theoretische Zugänge





Einführung

Die Entgegensetzung von technikdeterministischen und sozialdeterministischen 
Ansätzen als sich ausschließender Alternativen der Technikforschung ist über-
holt. Weder untersozialisierte noch übersozialisierte Technikkonzepte werden 
den aufeinander bezogenen Prozessen der sozialen Entstehung neuer Techniken 
und ihren damit einhergehenden strukturellen beziehungsweise institutionellen 
Wirkungen auf  soziale Zusammenhänge gerecht. Dieser enge wechselseitige 
Zusammenhang wird vornehmlich als Koevolution oder auch Ko-Konstruktion 
von Technik und Gesellschaft bezeichnet. Obgleich diese nicht deterministi-
schen Positionen heute weitgehend geteilt werden, liegt das Hauptaugenmerk 
der sozialwissenschaftlichen Technikforschung nach wie vor auf  der Analyse 
der sozialen Genese neuer Techniken und der Erklärung des technischen Wan-
dels. Die Untersuchung der gleichzeitig stattfindenden, durch neue Techniken 
ausgelösten oder mitgeprägten sozioökonomischen, institutionellen oder ande-
ren gesellschaftlichen Veränderungen wird demgegenüber vernachlässigt. 

Die in diesem Band versammelten Beiträge analysieren mit unterschiedlicher 
Akzentuierung solche der Technik beziehungsweise dem technischen Wandel 
geschuldeten gesellschaftlichen Veränderungen. Theoretische Angebote, wie 
sich technische und korrespondierende nicht technische Veränderungen kon-
zeptionell fassen lassen, enthalten die vier einleitenden Beiträge.

Ulrich Dolata und Raymund Werle fokussieren ihren Beitrag am stärksten auf  
den mit technischen Veränderungen einhergehenden sozioökonomischen und 
institutionellen Wandel. Sie diskutieren zunächst Konzepte, die die gesellschaft-
liche Bedeutung von Technik als Akteur, Struktur oder Institution thematisieren, 
und entwickeln daran anschließend eine Konzeption technikbezogenen gesell-
schaftlichen Wandels, die auf  den beiden analytischen Kategorien der tech-
nischen Eingriffstiefe und der sozialen Adaptionsfähigkeit basiert. Technische 
Innovationen entfalten eine umso größere Wirkmächtigkeit, je größer ihre kon-
textspezifische Eingriffstiefe einerseits und je ausgeprägter die Adaptionsfähig-
keit der betroffenen Strukturen, Institutionen und Akteure andererseits ist. Auf  
dieser Basis werden empirisch vorfindbare Varianten und Verlaufsformen tech-
nikbezogenen Wandels herausgearbeitet.
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Gerd Bender argumentiert, dass bereits bei der Entwicklung einer Technik 
mehr oder weniger weitgehend vordefiniert wird, welche sozioökonomischen 
und institutionellen Konsequenzen sie hat. Technikentwicklung erscheint aus 
dieser Perspektive als eine spezifische Form der Produktion und Reproduk
tion von besonderen institutionalisierten Ordnungsstrukturen. Im Zuge ihres 
Entwicklungsprozesses werden nicht nur technische Konzepte, sondern auch 
neue institutionelle Konfigurationen erzeugt. Technikentwicklung wird dement-
sprechend als Institutionalisierungsprozess verstanden, in dessen Verlauf  ein 
spezifisches soziotechnisches Bedingungsgefüge entsteht, das weiteres – auch 
technisches – Handeln strukturiert, ohne es zu determinieren. 

Die beiden anderen Beiträge dieses theoretischen Teils stellen die Frage nach 
dem Einfluss von Technik aus der Sicht des Technology Assessment, das in sei-
ner gängigen Übersetzung als Technikfolgenabschätzung in gewisser Weise eine 
technikdeterministische Perspektive suggeriert.

Armin Grunwald diskutiert den Status, die Prämissen und die Konsequenzen 
von Vorstellungen des Technik- beziehungsweise Sozialdeterminismus. Er be-
greift beide Determinismen als kontingente soziale Konstruktionen. Sie fließen 
oft implizit in die Modelle der technischen Entwicklung und ihrer gesellschaft-
lichen Einbettung ein, auf  die die Technikfolgenabschätzung (TA) angewiesen 
ist. Im Ergebnis bestimmen solche Modelle, was als gestaltbar und was als nicht 
gestaltbar angenommen wird. Deshalb müssen sie transparent und methodisch 
präzise sein sowie die Rolle und Perspektive von TA im Gestaltungsprozess re-
flektieren. Anderenfalls können sie, wenn die Adressaten, die TA ja immer hat, 
bestimmte Einschätzungen übernehmen, sich selbst erfüllende oder sich selbst 
zerstörende Konsequenzen haben. 

Arie Rip verweist darauf, dass Technik- und Sozialdeterminismen eng mitein
ander verzahnt sind. In frühen Phasen der Technikgenese prägen eher gesell-
schaftliche und in späteren Phasen der Stabilisierung neuer Techniken eher 
technische Determinismen als dominierende Faktoren die soziotechnische Ent-
wicklung. Mit dem Constructive Technology Assessment wird ein Verfahren 
vorgestellt, das theoretische Einblicke in die Dynamik der Technikentwicklung 
und ihrer gesellschaftlichen Einbettung ermöglicht und gleichzeitig hilft, in den 
verschiedenen Phasen spezifische gesellschaftliche Interventionsmöglichkeiten 
zu identifizieren und zu evaluieren. Dabei wird konzediert, dass technische Irre
versibilitäten im Entwicklungsverlauf  entstehen. Dieser Umstand kann aber 
auch genutzt werden, um gewünschte soziotechnische Veränderungen technisch 
zu verankern. Ein derartiger Gestaltungsprozess ist jedoch mit Dilemmata und 
Paradoxien konfrontiert. So sind die Akteure selbst immer auch Teil der sich 
reproduzierenden soziotechnischen Konstellationen, auf  die sie Einfluss neh-
men wollen.



»Bringing technology back in«:  
Technik als Einflussfaktor sozioökonomischen 
und institutionellen Wandels

1	 Vom Technik- zum Sozialdeterminismus – und zurück?

Die Verabschiedung vom Technikdeterminismus ausgangs der achtziger Jahre 
war mit weitreichenden Konsequenzen für die Ausrichtung der sozialwissen-
schaftlichen Technikforschung verbunden. Technik wurde fortan nicht mehr als 
autonomes, exogenes und außergesellschaftliches Phänomen betrachtet, dessen 
Entwicklung technischen Eigendynamiken folgt und das in determinierender 
Weise strukturierend auf  die Gesellschaft einwirkt, sondern endogenisiert und 
als sozial konstruierbare und entsprechend kontingente Größe begriffen (Lutz 
1987; Rammert 1992, 2007: 11–36). Statt der vermeintlich unbeeinflussbaren 
gesellschaftlichen Folgen neuer Techniken rückte nun deren soziale Genese in 
den Fokus der Aufmerksamkeit. Technikentwicklung wird seither als sozialer 
Prozess begriffen, der von gesellschaftlichen Akteuren getragen und von ver-
gleichsweise ergebnisoffenen sozialen Konstruktions-, Definitions- und Aus-
handlungsprozessen geprägt wird (Bijker et al. 1987; Bijker/Law 1992).

In der Folgezeit entstand eine Fülle von Fallstudien, in denen die Genese, 
Diffusion und Etablierung neuer Techniken als von Akteuren getragene sozia
le Prozesse thematisiert und rekonstruiert (Weingart 1989; Dierkes/Hoffmann 
1992; Rammert 1995; Dierkes 1997) oder in denen deren Prägung durch natio-
nale, regionale oder sektorale Innovationssysteme untersucht worden ist (Nel-
son 1993; Edquist 1997; Malerba 2004). Wahlweise akteurgetragene Aushand-
lungs- und Schließungsprozesse oder strukturelle, institutionelle und kulturelle 
Rahmenbedingungen wurden als wesentliche Einflussfaktoren identifiziert, die 
jeweils spezifische Muster der Technikgenese und distinkte technische Entwick-
lungspfade ausprägen. Paradigmatische Wendungen haben, auch wenn sie mit 
einigem Recht vorangetrieben werden, freilich ihren Preis: Mit der Fokussierung 
auf  die sozialen Prägungen von Technik und Technisierungsprozessen haben 
sich in zum Teil scharfer Abgrenzung vom Technikdeterminismus in relevanten 
Teilen der Forschung Spielarten eines Sozialdeterminismus etabliert, der die 
sozioökonomischen und institutionellen Wirkungen von Technik weitgehend 
aus den Augen verloren hat.

Ulrich Dolata und Raymund Werle
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Alte wie neue Techniken sind allerdings nicht nur aus mehr oder minder 
zielgerichteten Handlungszusammenhängen entstandene soziale Konstruktio
nen – dies ist lediglich die eine Seite einer Dualität –, sondern zugleich die ge-
sellschaftlichen Strukturen und Institutionen prägende Einflussfaktoren und 
wesentliche Impulsgeber des sozioökonomischen und institutionellen Wandels. 
Dieser allgemeine Zusammenhang von technischem, sozioökonomischem und 
institutionellem Wandel ist mittlerweile vor allem in verschiedenen Konzepten 
der Koevolution von Technik und Institutionen oder im Rahmen neuerer sozio-
technischer Systemansätze durchaus präsent. Sie bearbeiten in unterschiedlicher 
Weise die Fragestellung, 

how technology is shaped by social, economic, and political forces alike; and how, in the same 
process, technologies and technology systems shape human relations and societies.  (Rip/
Kemp 1998: 328; auch Kemp/Rip/Schot 2001; Kitschelt 1991; Nelson 1994; Geels 2005)

Obgleich damit grundsätzlich das Wechselverhältnis von Technik und gesell-
schaftlichen Strukturen und Institutionen in den Blick genommen wird, zie-
len auch diese Ansätze vornehmlich auf  die Untersuchung und Erklärung der 
Verlaufsformen und Varianten des technischen Wandels. Hingegen gibt es bislang 
kaum empirisch und analytisch fundierte Antworten auf  die hier interessierende 
Frage, welchen sozialen Veränderungs- und Anpassungsdruck neue Techniken 
im Prozess ihrer Genese, Diffusion und Nutzung erzeugen und wie dieser insti
tutionell verarbeitet wird, wie sich also durch neue technische Möglichkeiten 
angestoßene Prozesse sozioökonomischen und institutionellen Wandels vollziehen und 
welche typischen Varianten und Verlaufsmuster sie annehmen. Es mangelt so-
wohl an theoretisch orientierten Konzeptualisierungen als auch an empirischen 
Fallstudien, die explizit den Einfluss bestimmter Techniken auf  soziales Han-
deln, gesellschaftliche Strukturen und Institutionen untersuchen (Werle 2005).

An diesem blinden Fleck der Technikforschung setzen die folgenden Über-
legungen und in unterschiedlicher Weise alle Beiträge dieses Bandes an. Pointiert 
formuliert geht es darum, die mit technischem Wandel einhergehenden sozioöko
nomischen und institutionellen Veränderungen zu analysieren und zu erklären. 
Die den technischen Wandel bewirkenden Faktoren treten dabei zwangsläufig 
in den Hintergrund, ohne dass dies eine Rückkehr zu technikdeterministischen 
Ableitungen bedeutet. Technik wird auch hier nicht als eigendeterminiertes 
Phänomen verstanden, das außerhalb der Gesellschaft steht. Sie ist als Resultat 
menschlichen Handelns ein soziales Phänomen, was jedoch nicht bedeutet, dass 
sie sich nicht von anderen sozialen Phänomenen unterscheidet und ihr keine 
eigenständigen Wirkungen zugerechnet werden können. Diese Wirkungen sind 
oft nicht eindeutig. Sie werden beeinflusst sowohl von konkreten Akteurstrate-
gien als auch von den institutionellen und strukturellen Kontexten, innerhalb 
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derer sie entwickelt und genutzt werden. Handlungsmöglichkeiten, sozioökono-
mische Strukturen und Institutionen werden allerdings umgekehrt auch durch 
die Eigenheiten bereits etablierter oder neuer Techniken mitgeprägt. Derartige 
Prägungen entfalten sich in zumeist sektoralen Systemzusammenhängen, die 
als soziotechnische Systeme, als Technologie-Komplexe (Fleck/Howells 2001) 
oder neuerdings auch als Hybrid-Systeme bezeichnet werden (Cramer/Weyer in 
diesem Band; auch Weyer 2006). Damit wird ausgedrückt, dass neben den tech-
nischen Artefakten auch Organisationen, Regeln und Gesetze sowie natürliche 
Ressourcen zu diesen Systemen gehören.

Im Folgenden werden zunächst Konzeptualisierungen vorgestellt und dis-
kutiert, die die gesellschaftliche Bedeutung von Technik als Akteur, Struktur 
oder Institution thematisieren. Daran anschließend wird die Rolle von Technik 
als einem wesentlichen Einflussfaktor des sozioökonomischen und institutio-
nellen Wandels in den Blick genommen sowie eine auf  den beiden analytischen 
Kategorien der technischen Eingriffstiefe und sozialen Adaptionsfähigkeit ba-
sierende Konzeption technikbezogenen Wandels vorgestellt. Vor diesem Hin-
tergrund werden schließlich unterschiedliche empirisch vorfindbare Varianten 
und Verlaufsformen technikbezogenen Wandels herausgearbeitet.

2	 Technik als Akteur, Struktur und Institution

Zunächst stellt sich die Frage, welche Vorstellungen über die gesellschaftlichen 
Wirkungsweisen von Technik es gibt. In der Literatur finden sich im Wesent-
lichen drei Varianten: Technik wird wahlweise als Handlungsträger (Akteur), als 
Struktur (System) oder als Institution (Regel) verstanden, wobei die Abgren-
zungen speziell zwischen den letzten beiden Konzepten nicht besonders trenn-
scharf  sind. Während Akteurkonzepte von Technik auf  der Mikroebene anset-
zen, wird Technik in Struktur- und Institutionenkonzepten eher als Meso- oder 
Makrophänomen behandelt. Dementsprechend werden auch die Wirkungen 
von Technik entweder auf  der Mikro-, auf  der Meso- oder auf  der Makroebene 
lokalisiert. Die uns besonders interessierenden durch neue Techniken vorange-
triebenen Prozesse sozioökonomischen und institutionellen Wandels verlaufen 
auf  der Meso- und Makroebene.

Das Konzept der Technik als Akteur und die darauf  basierenden Studien 
sind in der Regel auf  der Handlungsebene angesiedelt. Es thematisiert Auswir-
kungen auf  der Meso- und Makroebene nicht und soll deshalb hier nur gestreift 
werden.
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Speziell in sozialkonstruktivistisch orientierten Arbeiten und in solchen 
Studien, die dem Actor-Network-Ansatz verbunden sind, werden technischen 
Artefakten Akteureigenschaften zugerechnet, selbst wenn man konzediert, dass 
technische Artefakte »means to achieve human ends«, also in gewisser Weise In-
strumente oder Werkzeuge sind (Schulz-Schaeffer et al. 2006: 3). Das Spektrum 
entsprechender Konzeptualisierungen reicht von einer radikalen Symmetrisie-
rung menschlicher und nicht menschlicher Akteure, wobei deren Einwirkungs-
möglichkeiten auf  soziale Zusammenhänge gleichrangig behandelt werden 
(Latour 1995), über die Vorstellung des Mithandelns von Technik oder des Zu-
sammenhandelns der beiden Akteurgruppen (Rammert/Schulz-Schaeffer 2002) 
bis zu einer Betrachtung von Technik als fiktiven Akteuren (Werle 2002). Dem-
entsprechend uneinheitlich wird das Akteurkonzept verwendet. Besonders im 
Actor-Network-Ansatz ist es derart weit gefasst, dass in der Tat alle Objekte als 
Akteure verstanden werden können (vgl. auch Greif  2005: 49–56). So schreibt 
Bruno Latour in einer Einführung in die Actor-Network-Theorie: 

any thing that does modify a state of  affairs by making a difference is an actor. … Thus, the 
questions to ask about any agent are simply the following: Does it make a difference in the 
course of  some other agent’s action or not?  (Latour 2005: 71; Hervorhebung der Autoren)

Hier wird auch der Hammer zum Akteur, weil es einen Unterschied macht, ob 
man einen Nagel mit oder ohne Hammer in die Wand zu schlagen versucht.

Neuere empirische Untersuchungen zu avancierten Informationstechniken 
fokussieren demgegenüber insbesondere auf  Software-Agenten und Roboter. 
Diese, so wird betont, lassen sich nicht mehr auf  eine passive Objektrolle redu
zieren, sondern sind aktiv, interaktiv oder intelligent geworden und in ihren 
Handlungsabläufen nicht mehr gänzlich festgelegt (Rammert 2003; Burkhard 
2003; auch Christaller/Wehner 2003) oder erscheinen als Interaktionspartner 
in Face-to-Screen-Situationen (Knorr Cetina/Bruegger 2002). Auch diese Studien 
bleiben, obwohl hier sogar kollektive Akteure technisch figuriert werden kön-
nen, auf  der Handlungsebene und fragen nicht nach den sozioökonomischen 
oder institutionellen Effekten der Techniken, die sie untersuchen.

Das Konzept der Technik als Struktur oder System befasst sich demgegenüber 
mit Struktureffekten von Technik auf  der Meso- beziehungsweise Makroebene. 
Seine Kernidee ist, dass einmal geschaffene technische Strukturen oft nur noch 
schwer änderbar sind und einen über lange Zeit wirksamen und prägenden Ein-
fluss auf  soziales Handeln und soziale Strukturen ausüben.

Das Konzept wurde zunächst in der älteren Organisationstheorie, vor allem 
aber auch in der der materialistischen Theorietradition verbundenen indus-
triesoziologischen Forschung verwendet (Kern/Schumann 1970; Braverman 
1977; Perrow 1984). Gern wird in diesem Zusammenhang Langdon Winners 
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Geschichte von den Brücken des New Yorker Stadtbaumeisters Robert Moses 
erzählt. Moses hatte die Brücken über die Parkways nach Long Island so nied-
rig gebaut, dass Autobusse nicht unter ihnen durchfahren konnten. So sollten 
ärmere Bevölkerungsgruppen, vor allem Farbige, die auf  den Bustransport an-
gewiesen waren, von den Stränden Long Islands ferngehalten werden (Winner 
1985). Auch wenn die Geschichte, wie sie Winner erzählt hat und wie sie in 
verschiedenen Varianten nacherzählt wurde, inzwischen als »Stille Post in der 
Stadt- und Techniksoziologie« entlarvt wurde (Joerges 1999), erscheint sie für 
das Verständnis von Technik als Struktur recht instruktiv. Ihr Kerngedanke lau-
tet: Mit technischen Arrangements werden bestimmte soziale Effekte auf  Dauer 
gestellt. Winner spricht in diesem Zusammenhang von strukturellen technischen 
Arrangements als Ordnungsformen, deren politische Wirkungen er identifiziert. 
Die technischen Strukturen üben Einfluss auf  die unterschiedlichsten Lebens-
bereiche aus – unabhängig davon, ob dies intendiert war oder nicht (Winner 
1985). Dabei kann es für die Wirkung von Technik, etwa im Hinblick auf  von 
ihr ausgehende Risiken, einen Unterschied machen, ob die Strukturelemente 
eng oder lose gekoppelt sind oder ob ihre Funktionszusammenhänge linear 
oder komplex interaktiv sind (Perrow 1984).

Die prägende Wirkung von Technik auf  die Strukturen von Unternehmen 
und ganzen Sektoren ist ein Thema klassischer, aber auch jüngerer Studien zu 
netzgebundenen technischen Systemen wie der Eisenbahn, der Elektrizitätsver-
sorgung oder des Telefons (Chandler 1977; Hughes 1983; Smith 1985; Mayntz/
Hughes 1988). Für sie gilt nicht nur die generelle Feststellung, diese Systeme seien 
»both socially constructed and society shaping« (Hughes 1987: 51). Vielmehr 
wird auch gezeigt, dass neben unternehmensstrategischen Aspekten vor allem 
spezifische, mit einer großflächigen Ausdehnung der Systeme verbundene tech-
nische Erfordernisse (zum Beispiel die Kompatibilität der Komponenten oder 
der hohe Kapital- und Organisationsaufwand) die Entstehung hierarchischer 
Großorganisationen und sektoraler Monopole begünstigt haben (Schmidt/Wer-
le 1998). Große technische Systeme steigern die »funktionelle Interdependenz« 
und stabilisieren in der Regel hierarchische institutionelle Koordinationsformen 
(Mayntz 1993).

Mit Blick auf  solche Phänomene sind auch Konzepte wie momentum (Hughes 
1983) und lock-in (Arthur 1989; David 1992) entstanden. Auch sie verweisen 
darauf, dass wahrgenommene technische Notwendigkeiten zusammen mit ge
sellschaftlichen Wohlfahrts-, Nützlichkeits- und Wünschbarkeitsvorstellungen 
sektorale soziotechnische Strukturen geformt und stabilisiert haben, die sich 
ohne durchgreifende technische Innovationen kaum mehr ändern lassen (Lodge, 
Voß/Bauknecht in diesem Band). Technische Innovationen als solche lösen 
zwar nicht zwangsläufig Veränderungen sektoraler Strukturen aus, schaffen aber 
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Opportunitäten für Wandel, die es ohne sie nicht gegeben hätte (Rohracher in 
diesem Band; Schneider 2001; Dolata 2003). Sie erzeugen einen zum Teil erheb-
lichen sozioökonomischen und institutionellen Veränderungsdruck, der in der 
Regel nicht wirkungslos bleibt. So haben auf  der Mikro- und Optoelektronik 
aufsetzende technologische Umbrüche eine durchgreifende Dezentralisierung 
und Liberalisierung des Telekommunikationssektors ermöglicht, die ohne die-
se technischen Innovationen kaum denkbar gewesen wäre. Das Internet bietet 
aufgrund seiner Struktureigentümlichkeit als lose gekoppeltes global integriertes 
technisches Kommunikationsnetz eine Plattform für vielfältige kommerzielle 
und nicht kommerzielle Angebote, die teils in Kooperation, teils im Wettbewerb 
großer und kleiner Anbieter entstehen und sich oftmals hierarchischen Koordi-
nations- und Kontrolleingriffen auf  nationaler, aber auch supranationaler Ebe-
ne entziehen (Schneider/Werle 2007).

Die Konzeptionen von Technik als Struktur verweisen damit auf  technisch 
geprägte Möglichkeitsräume (Opportunitätsstrukturen). Während etablierte 
Techniken zur Verfestigung handlungsregelnder soziotechnischer Strukturen 
beitragen, die nicht ignoriert oder hintergangen werden können, entstehen mit 
neuen Techniken neue sozial konstruierte Handlungsmöglichkeiten und gesell-
schaftliche Entwicklungskorridore mit unterschiedlich attraktiven Optionen. In 
einem Basismodell, das den Ausgangspunkt einer differenzierten empirischen 
Analyse der Auswirkungen neuer Informations- und Kommunikationstech-
niken (ICT) auf  die Wissenschaft bildet, skizziert Michael Nentwich (2003) sol-
che Wirkungszusammenhänge (Abbildung 1). In erster Linie verändern ICT das 
soziotechnische System wissenschaftlicher Kommunikation. Das hat Auswir-
kungen auf  dessen Prozesse, Strukturen und Produkte, speziell auf  die Publika-
tionsmodelle des akademischen Wissenschaftsbetriebs (auch Hanekop/Wittke 
in diesem Band). ICT stellen aber auch neue Instrumente und Werkzeuge – spe-

Abbildung 1 Grundmodell des Einflusses von ICT auf den Wissenschaftsbetrieb 
 (impact model)

Quelle: Nentwich (2003: 30).

ICT changing scholarly
communication system

impact on
academia
at large

new research tools

impact 
on

substance



	 » B r i n g i n g  t e c h n o l o g y  b a c k  i n « 	 21

ziell der Bearbeitung und Verarbeitung von Informationen – für die Forschung 
bereit, die gemeinsam mit den neuen Kommunikationsmöglichkeiten Auswir-
kungen auch auf  die Substanz der Forschung, ihrer Arbeitsformen, Methodolo-
gie und Präsentation haben (Nentwich 2003).

In diesem Sinne entfaltet Technik als Opportunitätsstruktur – Werner Ram-
mert (2007) bezeichnet sie als Technostruktur der Gesellschaft – über Akteur-
handeln vermittelte strukturierende Wirkungen. Dies sind keine zwangsläufigen, 
allein durch die Technik getriebenen Prozesse. Auch sind sie zumindest eine 
zeitlang ergebnisoffen. Dennoch sind die der Technik als Opportunitätsstruktur 
zuzurechnenden Konsequenzen unübersehbar.

Das Konzept der Technik als Institution schließlich betont ihre regelbasierte, 
das individuelle und kollektive Verhalten steuernde Wirkung. So binden tech-
nisch strukturierte Prozesse der Arbeitsteilung die Arbeitskräfte in einen be-
stimmten Produktionsrhythmus ein (zum Beispiel Fließband), haben aber auch 
Konsequenzen für die Struktur von Organisationen und Sektoren.

In der Perspektive von Technik als Institution erscheinen sich herausbilden-
de technische Herrschafts- und Kontrollverhältnisse nicht nur in der Fabrik (Be-
niger 1986) im Extremfall als nicht hinterfragbare Sachzwänge, die ebenso sehr 
normativer wie struktureller Natur sein können (Nye 2006: 18–31). Auch Auto-
ren, die die Unterschiede zwischen Technik und Institution hervorheben, kon-
zedieren deren funktionale Ähnlichkeit (Bender in diesem Band). Schneider und 
Mayntz (1995: 111), die mit Verweis auf  Gehlen argumentieren, dass sowohl 
Institutionen wie auch Technik »voraussehbares Verhalten möglich machen«, 
betonen gleichzeitig die Unterschiede zwischen »technischen und sozialen Arte
fakten«. Dabei rechnen sie der Technik eine effektivere Programmierung des 
Verhaltens zu als sozialen Institutionen (ebd.: 112).

Die analytische Behandlung von Technik als Institution bietet sich beson-
ders an, wenn man den Blick auf  technische Normen beziehungsweise Stan-
dards richtet. Man kann mit Joerges (1989: 252) solche Normen zwar als »Ver-
haltensanweisungen an Geräte« betrachten, und natürlich handelt es sich um 
technische Regeln. Ähnlich wie Handbücher und Gebrauchsanweisungen regeln 
sie aber im Grunde nicht die Funktionsweise der Technik, sondern den Umgang 
mit ihr (Schmidt/Werle 1998: 108–120). Wer Standards nicht einhält, muss mit 
Funktionsproblemen der Technik rechnen. In solchen Fällen kann die »Bestra-
fung« technischer Regelverletzungen wirksamer als die soziale Sanktionierung 
von abweichendem Verhalten sein. Hierauf  verweist auch Lessig (1999), der 
mit Blick auf  die intelligente Informationstechnik und das Internet behauptet: 
»Code is Law«. Diese berühmt gewordene Metapher, welche die Software, die 
das Internet und dessen Nutzung steuert, mit dem Recht gleichsetzt, soll auch 
zum Ausdruck bringen, dass die steuernde Wirkung der Technik über den Kreis 
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ihrer unmittelbaren Nutzer hinaus reicht (Lessig 1999; auch Shapiro 1999). Da-
mit stellt Lessig Software auf  eine Stufe nicht nur mit dem Recht, sondern auch 
mit sozialen Regelsystemen wie Normen und Märkten (Abbildung 2).

In der Tat sind technische Verschlüsselungs- und Authentifizierungsproze-
duren oder auch digitale Signaturen ähnlich wirksam in Bezug auf  die Herstel-
lung von Berechenbarkeit und Vertrauen im Geschäftsverkehr wie konventio
nelle vertragsrechtliche Bedingungen und Vereinbarungen, die aufgrund von 
alternativen technischen Lösungen auch obsolet werden können. Andererseits 
zeigt die Einführung der elektronischen Unterschrift in Deutschland, dass tech-
nische Innovationen sowohl aufgegriffen als auch gefördert wurden durch ein 
im klassischen parlamentarischen Verfahren beschlossenes Signaturgesetz, das 
wiederum eine Voraussetzung für die Entstehung einer die innovativen Tech-
niken nutzenden Zertifizierungsinfrastruktur bildete (Hutter 2001).

Quelle: nach Lessig (1999).
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Abbildung 2 Einflussfaktoren sozialen Handelns



	 » B r i n g i n g  t e c h n o l o g y  b a c k  i n « 	 23

3	 Technik als Einflussfaktor sozioökonomischen  
und institutionellen Wandels

Als Strukturen und Institutionen, so unser Technikverständnis, konstituieren 
etablierte Techniken beziehungsweise technische Systeme Handlungskorridore, 
die von den Akteuren nicht einfach ignoriert werden können. Zugleich prägen 
technische Systeme distinkte, nicht beliebig variierbare industrielle, politische 
und gesellschaftliche Muster ihrer Organisation und Reproduktion, Regulierung 
und Nutzung.

So lassen sich zum Beispiel kapital- und organisationsintensive Großtech-
niken (etwa im Luft- und Raumfahrtbereich) auch heute nicht derart dezentral 
und marktförmig entwickeln, organisieren und nutzen wie kleinformatige und 
anwendungsoffene neue Querschnittstechnologien (zum Beispiel die Biotech-
nologie). Der Dezentralisierung und Liberalisierung großer technischer Infra-
struktursysteme wie der Energieversorgung oder der Telekommunikation waren 
bis in die achtziger Jahre enge, vor allem technisch bedingte Grenzen gesetzt. In 
Bereichen, die durch neue wissensbasierte Technikfelder geprägt werden (zum 
Beispiel die Pharmaindustrie) sind enge akademisch-industrielle Interaktionsbe-
ziehungen typisch. Dies gilt hingegen nicht für Sektoren wie den Maschinenbau, 
der wesentlich auf  anwendungsorientiertem Wissen basiert. Auch Branchen 
wie die Möbelindustrie, die Haushaltsgeräte- oder Papierindustrie, aber auch 
Teile der Metall- und Kunststoffindustrie sind in erheblichem Umfang tech-
nisch geprägt, weisen aber eine stark anwendungsorientierte Wissensbasis auf  
(Hirsch-Kreinsen in diesem Band). Sektoren schließlich, in denen individuell 
verwendbare Alltagstechniken entwickelt und hergestellt werden (zum Beispiel 
Unterhaltungselektronik oder Kommunikationstechnik) werden in starkem 
Maße durch die technischen Nutzungsmuster und Modezyklen des privaten 
Konsums mitgeprägt.

Das technologische Profil eines Bereichs oder Sektors trägt also, ähnlich wie 
gefestigte soziale Strukturen und Institutionen auch, zur Ausprägung distinkter 
Handlungsorientierungen, Organisationsmuster und Regulierungserfordernisse 
bei und präformiert beziehungsweise begrenzt die Wahlmöglichkeiten der in-
volvierten Akteure zwischen grundsätzlich denkbaren Gestaltungsoptionen und 
-alternativen. Freeman und Perez (1988) bezeichnen dies als match: Soziotech-
nische Systeme müssen sich demnach durch Kompatibilität zwischen den Ei-
genheiten der vorhandenen Techniken, den sozioökonomischen Strukturen und 
den Institutionen eines Sektors auszeichnen, wenn sie funktionieren sollen. Her-
bert Kitschelt (1991: 468) betrachtet diesen match als ein Effizienzerfordernis: 
»Industrial sectors, identified by core technologies, efficiently operate only if  
governance structures match technological constraints.« Und auch Renate 
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Mayntz weist in ihren Arbeiten zu großen technischen Systemen auf  die starke 
Abhängigkeit der sich herausbildenden Strukturen und Institutionen von den 
jeweils vorhandenen technischen (System-)Eigenschaften hin. Mit Blick auf  die 
Etablierung und Funktionsweise ausgedehnter, sachtechnisch weiträumig ver-
knüpfter Energieversorgungs-, Verkehrs- und Kommunikationssysteme betont 
sie, dass dort

die Technik in einem sehr konkreten Sinn systembildend gewirkt hat. Diese spezifisch technische 
Fundierung prägt unmittelbar die sozialstrukturelle Beschaffenheit, die Binnenstruktur der 
modernen Infrastruktursysteme, die eng mit der Verwendung ganz bestimmter technischer 
Verfahren und Artefakte zusammenhängt.  (Mayntz 1993: 101)

Auch wenn die Systemeffizienz einen Bezugspunkt der Überlegungen einzelner 
Autoren bildet, gehen sie allerdings nicht davon aus, dass die Technik die Ent-
wicklung eines Sektors jeweils in eine technisch oder ökonomisch besonders effi
ziente Richtung lenkt. Es sind im Prinzip immer verschiedene Entwicklungen 
möglich, was mit dem Konzept des match durchaus vereinbar ist. Es impliziert 
die Vorstellung eines Prozesses wechselseitiger Anpassung der Techniken, sozio
ökonomischen Strukturen und Institutionen eines Sektors.

Der Einfluss neuer Techniken auf  bestehende sozioökonomische und insti-
tutionelle Strukturen lässt sich in einer ersten Annäherung identifizieren, wenn 
man die Folgen technischer Innovationen untersucht. Solche Neuerungen kön-
nen inkrementeller oder radikaler Art sein. Während inkrementelle, aber auch 
vereinzelte radikale Innovationen in aller Regel ohne größere sozioökonomische 
und institutionelle Anpassungsleistungen in bereits bestehende Kontexte inte-
grierbar sind und den vorhandenen soziotechnischen match nicht grundsätz-
lich infrage stellen, geraten die spezifischen, oft über Jahrzehnte eingespielten 
Zusammenhänge zwischen den etablierten technologischen Profilen und den 
darauf  bezogenen Strukturen, Institutionen, Akteurkonstellationen und Hand-
lungsorientierungen in Zeiten größerer und radikaler technischer Umbrüche 
ins Wanken. Grundlegend neue, aber auch substanzielle Weiterentwicklungen 
vorhandener Techniken lösen zum Teil weitreichende sozioökonomische und 
institutionelle Anpassungsprozesse aus und werden somit zu eigenständigen 
Impulsgebern des Wandels, der sich auf  verschiedenen korrespondierenden 
Ebenen empirisch identifizieren lässt.

Er wird erstens auf der Ebene der kollektiven Wahrnehmung und kognitiven Verarbei-
tung neuer technischer Möglichkeiten sichtbar. Die Genese grundlegend neuer, 
aber auch substanzielle Weiterentwicklungen bestehender Techniken stimulie-
ren sowohl den Aufbau von zum Teil großen Erwartungen, Versprechen und 
Visionen über deren künftige Verwendbarkeit wie auch erste, nicht selten kon-
troverse Vorstellungen über die zu ihrer Entwicklung und Nutzung möglichen 
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beziehungsweise notwendig erscheinenden strukturellen und institutionellen 
Anpassungen. Sie werden im Prozess der weiteren technischen Entwicklung 
verfeinert, oft auch revidiert oder erneuert und verstetigen sich mit der Zeit 
zu neuen handlungsprägenden Antizipationen, verdichten sich zu Leitbildern 
und schlagen sich in entsprechenden strategischen Reorientierungen nieder (van 
Lente/Rip 1998; Bender; Rip; Grunwald in diesem Band). Der durch die Gen-
technik ausgelöste Wandel von der chemischen zur biotechnologischen Aus-
richtung in der Pharmaindustrie ist ein instruktives Beispiel für die einer neuen 
Technik geschuldete sukzessive Veränderung von kollektiven Wahrnehmungen 
und Leitorientierungen, die zum Teil mit gravierenden organisatorischen, struk-
turellen und institutionellen Veränderungen einhergehen und mit der Zeit neue 
Sets von Handlungsbedingungen konstituieren (Dolata 2003: 155–174).

Zweitens schlägt sich der Einfluss neuer Techniken auf  der Ebene der Akteure 
und Interaktionsmuster nieder. Substanzielle technische Veränderungen setzen satu
rierte Akteure unter Druck, ihre Handlungsorientierungen, strategischen Aus-
richtungen und Organisationsmuster zu überdenken und neu zu justieren. Dar-
über hinaus eröffnen sie oft auch Spielräume für die Etablierung neuer Akteure 
und tragen damit zur Veränderung bestehender Akteurkonstellationen, Koope
rations- und Konkurrenzmuster, Machtstrukturen und Interessengruppen bei. 
So hat schon in den achtziger Jahren die Digitalisierung der Telekommunika
tionsnetze neue Akteure in diesen Sektor gelockt und auf  diese Weise dazu bei-
getragen, dass festgefügte monopolistische Strukturen aufgebrochen wurden 
(Werle 2001). Auch der durch Digitalisierung, Datenkomprimierung und das 
Internet ausgelöste Umbruch des Musik- und Mediensektors (Leyshon 2005; 
Benkler 2006: 383–459), die durch das Internet angestoßene Rekonfiguration 
des Systems wissenschaftlichen Publizierens (Nentwich 2003; Hanekop/Wittke 
in diesem Band) oder die der anhaltend hohen Innovationsdynamik geschuldete 
permanente Neujustierung der Akteure, Organisations-, Kooperations- und 
Konkurrenzbeziehungen in der Halbleiterindustrie (Lüthje in diesem Band) las-
sen sich dazu beispielhaft anführen.

Mit dem Aufkommen grundlegend neuer technischer Möglichkeiten oder 
substanzieller Weiterentwicklungen bestehender Techniken gehen schließlich 
drittens zum Teil weitreichende Neujustierungen auf  der Ebene sozioökonomischer 
Strukturen und Institutionen einher. Sie machen Anpassungen regulativer Rahmen-
bedingungen erforderlich, die sich zum Beispiel als Etablierung eines eigenstän-
digen Gentechnikrechts, als Anpassung urheberrechtlicher Bestimmungen an 
die Bedingungen der Digitalisierung und des Internets oder als Durchsetzung 
neuer allgemeingültiger Normen und Standards konkretisieren. Des Weiteren 
tragen sie zur Veränderung von Märkten, Marktbeziehungen und Nachfrage-
mustern bei oder stimulieren die Herausbildung neuartiger Formen kooperativen 
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Austauschs in der Wirtschaft beziehungsweise zwischen Industrie und Wissen-
schaft (Heinze 2006 für die Nanotechnologie). Zudem stellen sie oft die Funk-
tionsfähigkeit bestehender (sektoraler) System-, Industrie- und Organisations
strukturen grundlegend infrage und erzwingen einschneidende strukturelle oder 
institutionelle Anpassungen (wie etwa im Musik- und Mediensektor). Darüber 
hinaus bilden sie die technische Grundlage politischer Deregulierung und Libe
ralisierung (etwa im Telekommunikationssektor) oder der Globalisierung der 
Finanzmärkte, die ohne die Nutzung avancierter Informations- und Kommuni-
kationstechniken nicht möglich gewesen wäre.

Freeman und Perez bezeichnen einschneidende soziotechnische Umbruch-
situationen als periods of  mismatch: als Phasen der Suche nach, des Experimentie-
rens mit und der interessegeleiteten Auseinandersetzung um neue Strukturen 
und institutionelle Arrangements, welche zu den neuen Techniken passen. 

Social and institutional changes are necessary to bring about a better »match« between the new 
technology and the system of  social management of  the economy – or »regime of  regulation«.  
(Freeman/Perez 1988: 38; ähnlich auch Rip/Kemp 1998; Kemp/Rip/Schot 2001)

Das Match/Mismatch-Konzept lässt sich auf  drei Kerngedanken zusammenzie-
hen. Erstens lassen sich neue technische Möglichkeiten je radikaler sie sind, des-
to weniger noch im Rahmen etablierter Organisationsmuster, Strukturen und 
Institutionen verarbeiten und nutzen. Dies löst zweitens Anpassungskrisen (major 
structural crisis of  adjustment) aus, die durch Suchprozesse nach neuen technikadä-
quaten, effizienten und kompatiblen Organisationsmustern, Strukturen und ins-
titutionellen Arrangements geprägt werden. Im Ergebnis kommt es schließlich 
drittens zu einer neuen Gleichgewichtssituation, zu einem neuen und funktio-
nierenden match zwischen Technik, Strukturen und Institutionen. Dieser match 
kommt, wie bereits angedeutet, jedoch nicht durch bloß einseitige Anpassung 
der nicht technischen Elemente eines soziotechnischen Systems an die Tech-
nik zustande, sondern auch die Technik wird angepasst. So stellt Carlota Perez 
(2002: 22) klar: 

Societies are profoundly shaken and shaped by each technological revolution and, in turn, the 
technological potential is shaped and steered as a result of  intense social, political and ideologi-
cal confrontations and compromises.

Die an Freeman und Perez orientierte Stilisierung soziotechnischer Transfor-
mation bildet einen wichtigen Ausgangspunkt der Untersuchung technikbezo-
genen sozialen Wandels, ist allerdings in mehrerlei Hinsicht unbefriedigend und 
ergänzungsbedürftig. Das Konzept bezieht sich vornehmlich auf  die Ebene des 
technikbezogenen Wandels von Wirtschaftssystemen und Gesellschaften und ist 
in dieser Form auch zum Leitkonzept von Manuel Castells (1996) Analyse des 
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Aufstiegs der Netzwerkgesellschaft geworden. Differenzierende bereichs- bezie-
hungsweise sektorspezifische Wirkungen neuer Techniken geraten dadurch aus 
dem Blick. Darüber hinaus teilt es ein Problem mit den eher programmatischen 
Ansätze einer Koevolution von Technik und Institutionen (Nelson 1994; zu-
sammenfassend Geels 2004): Es bleibt vage in seinen Aussagen zu den mit der 
Entwicklung neuer Techniken verbundenen Mustern, Varianten und Verlaufs-
formen sozioökonomischer und institutioneller Restrukturierungsprozesse.

4	 Technische Eingriffstiefe, soziale Adaptionsfähigkeit  
und Varianten soziotechnischen Wandels

Der Einfluss neuer Techniken auf  den sozioökonomischen und institutionellen 
Wandel macht sich, folgt man dem Match/Mismatch-Konzept, als Veränderungs- 
und Anpassungsdruck auf  bestehende Strukturen, Institutionen und Hand-
lungsorientierungen bemerkbar. Wenn der Blick auf  die Mesoebene einzelner 
Anwendungsbereiche oder Wirtschaftssektoren gerichtet wird, dann zeigt sich 
schnell, dass dieser Druck bereichs- beziehungsweise sektorspezifisch stark vari
iert (Dolata 2007).

In sektoraler Perspektive können strukturelle und institutionelle Verände-
rungen durch neue Techniken angestoßen werden, die sektorintern sowohl ent-
wickelt als auch genutzt werden. Das Zusammenspiel von technischem, sozio-
ökonomischem und institutionellem Wandel, das in den vergangenen zwanzig 
Jahren beispielsweise zu einer umfangreichen Restrukturierung und Neuaus-
richtung des Pharmasektors auf  die Gentechnik geführt hat, ist in derartigen 
Fällen ein wesentlich sektorimmanentes Phänomen der Entwicklung, Nutzung 
und Institutionalisierung neuer Techniken. Sektorale Veränderungsimpulse und 
neue Handlungserfordernisse können allerdings auch aus dem Zusammenspiel 
oder der Kombination sektorintern und sektorextern entwickelter Techniken ent-
stehen. Dies ist zum Beispiel für den derzeitigen Wandel von Energiesystemen 
typisch. Er wird geprägt sowohl durch die Entwicklung dezentral und flexibel 
einsetzbarer Energieerzeugungstechniken wie auch durch neue Informations- 
und Kommunikationstechniken, die die Möglichkeiten des Managements kom-
plexer und verteilter Systeme nachhaltig erweitern (Rohracher in diesem Band). 
In derartigen Fällen sind nicht einzelne neue Techniken oder Verfahren, son-
dern neuartige, auf  verschiedene Techniken verteilte Konstellationen wesent-
liche Impulsgeber des sektoralen Wandels. Schließlich können auch wesentlich 
sektorextern entstandene technische Möglichkeiten in den Rang neuer Basistech-
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nologien hineinwachsen, deren Nutzung für die künftige Reproduktion eines 
Sektors konstitutiv ist und die dadurch zu zentralen Impulsgebern sektoraler 
Restrukturierung werden. Der durch Digitalisierung, Datenkomprimierungs-
techniken und das Internet angestoßene Umbruch der Musikindustrie bietet ein 
typisches Beispiel für einen durch das Auseinanderfallen von Entstehungs- und 
Verwendungszusammenhang neuer Techniken ausgelösten Prozess. Es zeigt 
auch, dass neue technische Möglichkeiten bisweilen wie ein exogener Schock 
auf  einen Sektor und seine Akteure wirken.

Insbesondere neue Querschnittstechniken und hier vor allem universell, 
wirtschafts- beziehungsweise gesellschaftsweit nutzbare neue Informations- 
und Kommunikationstechniken sind oft außerhalb der sie nutzenden Sektoren 
entstanden und entwickelt worden – und haben für die verschiedenen Anwen-
dungsgebiete oder Wirtschaftssektoren sehr spezifische und unterschiedlich 
weitreichende sozioökonomische und institutionelle Implikationen. Charakte-
ristisch für derartige Querschnittstechniken (general purpose technologies) ist ihre 
vielseitige Einsetzbarkeit, die sich aber in der Regel nur realisieren lässt, wenn 
komplementäre anwendungsnahe und funktionsspezifische Techniken erfun-
den beziehungsweise entwickelt worden sind (Goldfarb 2005). Die Effekte der 
Querschnittstechniken werden also in starkem Maße durch sektorspezifische co-
inventions geprägt (Greenstein/Prince 2006). Es sind damit häufig die Benutzer 
der Technik – sowohl Unternehmen als auch private Konsumenten –, die mit 
ihrer erfinderischen und eigenwilligen Nutzung mitbestimmen, wie groß der 
technische Veränderungsdruck wird (Rohracher 2005).

Dieselbe Querschnittstechnik kann im einen Anwendungsbereich einen 
unmittelbar wirkenden, einschneidenden und dessen bisherige Funktionsweise 
insgesamt berührenden Veränderungsdruck auf  die dort bestehenden Struktu-
ren, Institutionen und Akteure ausüben, während sie in einem anderen Anwen-
dungsfeld eher mittelbare und funktional-unterstützende Wirkungen entfaltet, 
die die dort etablierten Strukturen, Institutionen und Akteuren nicht grund-
sätzlich infrage stellen oder in größerem Umfang herausfordern (auch Geser in 
diesem Band). Der durch die Digitalisierung und das Internet ausgelöste Ver-
änderungs- und Anpassungsdruck ist beispielsweise im Musik- und Mediensek-
tor oder im Bereich wissenschaftlichen Publizierens weit größer als etwa in der 
Automobilindustrie (BRIE-IGCC E-conomy Project 2001; Dolata 2005; Hane-
kop/Wittke in diesem Band). Ähnliches gilt für die sehr verschiedenen (poten-
ziellen) sektoralen Implikationen der Nanotechnologie (Heinze 2006).

Wir bezeichnen die (potenzielle) sektorale Wirkmächtigkeit neuer Techniken 
als kontextspezifische Eingriffstiefe. Diese bestimmt sich sowohl aus den Merkmalen 
der Technik, um die es geht, als auch aus der strukturellen und institutionellen 
Beschaffenheit des Sektors oder Anwendungsbereichs, auf  den die Technik 
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trifft. Dementsprechend variiert sie danach, in welchem Ausmaß neue Tech-
niken

–	 das bestehende technologische Profil eines Sektors verändern, vorhandene 
Wissensgrundlagen und Kompetenzen erweitern oder zerstören;

–	 die bestehenden Forschungs- und Entwicklungs-, Produktions-, Distribu-
tions- und Marktbedingungen beeinflussen;

–	 das Entstehen neuer Akteure begünstigen, die etablierten Akteure unter An
passungsdruck setzen und die typischen Akteurkonfigurationen verschieben;

–	 neue Formen kooperativer Interaktion und Konkurrenz ermöglichen oder 
erzwingen;

–	 organisatorische und institutionelle Neujustierungen (zum Beispiel in Ge-
stalt rechtlich-regulativer Rahmensetzungen oder in Form veränderter Leit-
orientierungen) anstoßen; sowie

–	 die bisherigen Grenzen eines Sektors öffnen beziehungsweise erweitern und 
eine stärkere Interpenetration verschiedener Sektoren auslösen.

Je relevanter neue Techniken für die Reproduktion eines Technik herstellen-
den oder anwendenden Sektors werden und je weniger sie im Rahmen der dort 
etablierten Strukturen und Institutionen noch verarbeitet werden können, desto 
größer ist deren kontextspezifische Eingriffstiefe und desto intensiver wird der 
sektorale Anpassungs- und Veränderungsdruck, den sie auf  die bestehenden 
Strukturen, Institutionen und Handlungsorientierungen ausüben. Er löst dort 
Irritationen aus und erhöht die Handlungsunsicherheit, stößt Suchprozesse 
nach strukturellen, institutionellen und organisatorischen Neujustierungen an 
und zwingt die involvierten Akteure zu außergewöhnlichem Handeln jenseits 
bestehender Leitorientierungen, Regeln, Normen und Routinen.

Er provoziert jedoch keineswegs – dies wäre ein technikdeterministischer 
Kurzschluss – eindeutige Reaktionen und konkretisiert sich auch nicht in alter-
nativlosen sozioökonomischen und institutionellen Restrukturierungen. Wie mit 
dem Anpassungs- und Veränderungsdruck, der sich mit dem Aufkommen neuer 
Techniken aufbaut, umgegangen wird und auf  welche Weise er sich in struktu-
rellen und institutionellen Neujustierungen niederschlägt – dies sind genuin ak-
teurabhängige Such- und Selektionsvorgänge, die durch die jeweils vorhandenen 
sozioökonomischen Strukturen und Institutionen gerahmt und geprägt werden. 
Wir nennen dies bereichsspezifische Adaptionsfähigkeit und meinen damit den Grad 
der Offenheit der Kernstrukturen, -institutionen und -akteure eines Sektors für 
die Antizipation, Aufnahme und Verarbeitung neuer technischer Möglichkeiten 
jenseits der dort etablierten soziotechnischen Entwicklungspfade.

Wenn die konkreten Varianten soziotechnischen Wandels aufgespürt und 
typisiert werden sollen, dann sind dementsprechend die Wechselwirkungen 
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zwischen dem spezifischen technischen Anpassungs- beziehungsweise Verän-
derungsdruck und den ebenso spezifischen sozialen Aufnahme- und Verarbei-
tungsmustern dieses Drucks in den Blick zu nehmen: Eingriffstiefe trifft auf  Adap
tionsfähigkeit.

Eine erste und keineswegs untypische Variante soziotechnischen Wandels 
zeichnet sich durch eine geringe Adaptionsfähigkeit des Sektors und seiner Kern-
akteure aus: Die Potenziale und Effekte neuer technischer Möglichkeiten, die 
nicht in das etablierte soziotechnische Profil eines Sektors oder Anwendungsbe-
reichs passen, werden dort zunächst unterschätzt und erst spät wahrgenommen. 
Die Unterschätzung der weiteren Computerentwicklung hin zu PCs durch IBM 
Ende der siebziger Jahre (Ichbiah/Knepper 1991) gehört ebenso dazu wie der 
zögerliche Umgang der deutschen Chemie- und Pharmaindustrie mit der Gen-
technik in der ersten Hälfte der achtziger Jahre (Dolata 1996) oder die anfäng-
liche Ignoranz der Musikindustrie gegenüber der Internet-Herausforderung in 
der jüngsten Vergangenheit (Schaaf/Hofmann 2003).

Die bestehenden sozioökonomischen Kernstrukturen und Institutionen, 
die solche Sektoren charakterisieren und deren Funktionsfähigkeit über längere 
Zeiträume garantiert haben, erweisen sich unter dem Druck neuer technischer 
Möglichkeiten, die nicht ins vorhandene System passen, nicht nur als zunehmend 
dysfunktional, sondern zugleich als veränderungsresistent. Sie verfügen über 
keine oder nur schwach ausgeprägte strukturelle und institutionelle ›Frühwarn
mechanismen‹, Such- und Spielräume, über die sich technische Umbrüche und 
der sich mit ihnen aufbauende Veränderungsdruck zeitig wahrnehmen und ver-
arbeiten ließen. Die Kernakteure solcher Sektoren richten sich in ihrem strate-
gischen Verhalten stark an den bereits bestehenden Strukturen, Regeln und Leit-
vorstellungen aus, sind in ihren Handlungsorientierungen durch die erfolgreiche 
Vergangenheit geprägt und beginnen sich in der Regel erst vor dem Hintergrund 
eines massiven und unabweisbaren Veränderungsdrucks in größerem Umfang 
strategisch neu zu positionieren, wenn es ihnen aufgrund ihrer Machtposition 
nicht gelingt, den technischen Wandel zu blockieren.

Dies lässt sich als transformationsresistente sektorale Pfadabhängigkeit bezeichnen, 
bei der es weder auf  der System- noch auf  der Akteurebene ausgeprägte Trans-
formationsmechanismen gibt, durch die soziotechnische Pfadabweichungen 
oder -wechsel begünstigt würden. Die Stabilitätsneigung solcher Sektoren ist 
hoch und gerade deshalb anfällig für einschneidende und krisenhafte Trans-
formationen (Beyer 2006). Der sektorale Wandel ist in derartigen Fällen kein 
gerichteter und von den Kernakteuren kontrollierter Prozess, sondern vollzieht 
sich in Form krisenhafter Erneuerungen, die maßgeblich von sektorexternen 
oder sich an den Rändern des Sektors aufbauenden Dynamiken und Akteuren 
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angestoßen und geprägt werden: Von technischen Veränderungen, die nicht 
im Zentrum des sektoralen Systems entstanden sind, seine bisherige Funktions
fähigkeit aber gleichwohl infrage stellen, von neuen Akteuren an der Peripherie 
des Systems, die als erste die neuen Techniken nutzen und kommerzialisieren, 
oder von mächtigen externen Akteuren, die mit eigenen Expansionsstrategien 
in den Sektor eindringen. Während die saturierten Kernakteure in derartigen 
Fällen eine geringe Adaptionsfähigkeit aufweisen, zeichnen sich andere, nicht 
etablierte Akteure durch eine hohe Sensibilität und Aufnahmebereitschaft ge-
genüber den neuen technischen Möglichkeiten aus und werden zu wesentlichen 
Treibern des Wandels.

Eine zweite Variante sektoralen Wandels lässt sich nicht als geringe, sondern 
als dysfunktionale Adaptionsfähigkeit charakterisieren. Martin Lodge zeigt in seinem 
Beitrag zur Eisenbahnregulierung, dass dieser Sektor vor allem in Großbritan-
nien, dort maßgeblich angestoßen durch politische Liberalisierungs- und De-
regulierungsaktivitäten in den vergangenen zwei Jahrzehnten, radikal restruk-
turiert und privatisiert worden ist, ohne dass dies mit ähnlich umfangreichen 
Veränderungen der technischen Basis dieses großen technischen Systems einher
gegangen wäre. Nicht gravierende technische Veränderungen waren in diesem 
Fall der Auslöser für einschneidende strukturelle und institutionelle Verände-
rungen des Sektors. Vielmehr wurden andernorts (etwa im Telekommunikations
sektor) erfolgreiche Deregulierungs- und Privatisierungsmodelle auf  den Bahn-
sektor übertragen. Gleichwohl spielt auch in diesem Fall maßgeblich politisch 
motivierten sektoralen Wandels die Technik eine wesentliche Rolle: als resis-
tente Technik, die sich gegen weitreichende organisatorische, institutionelle 
und strukturelle Veränderungen sperrt und in der Konsequenz eine tiefe Re-
gulierungs- und Modernisierungskrise des britischen Bahnsystems ausgelöst 
hat. Die radikale Dezentralisierung und Privatisierung des Bahnsystems passt 
als Organisationsform nicht zum Profil des Sektors, das sich nach wie vor als 
komplex strukturiertes, kapital- und organisationsintensives großtechnisches In-
frastruktursystem charakterisieren lässt (auch Voß/Bauknecht in diesem Band). 
Derartige Fälle sektoralen Wandels lassen sich als dysfunktionale Pfadabweichung 
beschreiben: Hier gerät einschneidender struktureller und institutioneller Wan-
del in Konflikt mit den vorhandenen technischen Grundlagen des Sektors.

Bestehende Sektoren und ihre Kernakteure können sich schließlich auch, 
dies zeichnet die dritte typische Variante soziotechnischen Wandels aus, durch 
eine hohe Adaptionsfähigkeit auszeichnen. Ihre strukturelle, institutionelle und 
kognitive Offenheit eröffnet Spiel- und Suchräume und begünstigt eine frühe 
Wahrnehmung, Verarbeitung und Integration neuer technischer Möglichkeiten. 
In den Strukturen und Institutionen dieser Sektoren sind starke Transforma-
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tionsmechanismen eingelagert und die Kernakteure zeichnen sich durch eine 
frühe Aufgeschlossenheit und Sensibilität auch gegenüber pfadabweichenden 
neuen technischen Möglichkeiten aus.

Die sektorale Adaptionsfähigkeit wird in derartigen Fällen zum einen durch 
eine hohe Antizipationsfähigkeit und Aufnahmebereitschaft neuer technischer 
Möglichkeiten durch die etablierten Kernakteure des Sektors begünstigt. Das 
schnelle Aufgreifen und Implementieren neuer Techniken durch etablierte Ak-
teure kann im Rahmen einer von ihnen ohnehin gewünschten und aktiv betrie-
benen Systemmodernisierung beziehungsweise -transformation erfolgen. Die 
Einführung und Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechniken 
im Banken- und Finanzdienstleistungssektor (Strange 1998: 22–42; Mayer 1998) 
ist dafür ein ebenso typischer Fall wie die durch die großen Hersteller und Sys-
temzulieferer vorangetriebene Integration internetbasierter Technologien in 
die Geschäftspraktiken und Kooperationsbeziehungen des Automobilsektors 
(e-business watch 2005). Eine frühe Aufnahmebereitschaft für neue Techniken 
kann aber auch durch eine ausgeprägte Sensibilität der etablierten Akteure für die 
damit perspektivisch einhergehenden sozioökonomischen und institutionellen 
Transformationen gefördert werden. Sie sehen ihre führende Position und Kon-
trolle des Sektors durch neue Akteure, die ins System drängen (könnten) und da-
mit einhergehende Veränderungen in den Wettbewerbs- und Konkurrenzkons-
tellationen als bedroht an, reagieren darauf  aber nicht mit Blockadehaltungen, 
sondern entwickeln eigene Technisierungsstrategien. Die frühe Wahrnehmung 
sowohl der technischen Möglichkeiten als auch der potenziellen sozioökonomi
schen Wirkungen des Internets durch die etablierten wissenschaftlichen Verlage 
und deren aktiv betriebene Migration ins Web ist ein solcher Fall. Anders als 
die Musikkonzerne haben sie sehr früh die Internetherausforderung angenom-
men und sind (bislang) trotz der wachsenden Konkurrenz durch alternative und 
nicht kommerzielle Open-Access-Publikationsmodelle zentrale Mitspieler und 
-gestalter der Restrukturierung des Sektors geblieben (Hanekop/Wittke in die-
sem Band).

Die sektorale Adaptionsfähigkeit wird zum anderen – und oft parallel zur An-
tizipationsfähigkeit der Kernakteure – durch transformationsoffene beziehungs-
weise -stimulierende Strukturen und Institutionen erhöht. Dies gilt etwa für die 
Nutzung und Kommerzialisierung der Biotechnologie durch den US-amerika-
nischen Pharmasektor. Eine bis in die vierziger Jahre zurückreichende Tradition 
der staatlichen Förderung biomedizinischer Grundlagenforschung, die bereits 
aus der Computer- und Informationstechnik bekannte Tradition von Start-up-
Firmen und Risikokapitalmärkten, ausgeprägte akademisch-industrielle Techno-
logietransfermechanismen, die unternehmerische Mentalität führender Wissen-
schaftler sowie die bereits Ende der siebziger Jahre beginnende Herausbildung 
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von Biotechnologieregionen nach dem Vorbild des Silicon Valley haben dort 
– anders als etwa in Deutschland – strukturelle und institutionelle Vorausset-
zungen für eine frühe Einfassung des neuen Technikfeldes in den Pharmasektor 
und dessen schnelle Kommerzialisierung geschaffen (Henderson/Orsenigo/
Pisano 1999). Während in diesem Fall die Gesamtheit struktureller und institu-
tioneller Voraussetzungen – sowohl auf  der sektoralen wie auf  der nationalen 
Ebene – günstige Bedingungen für die Adaption eines neuen Technikgebietes 
geschaffen haben, ist es in anderen Fällen vor allem eine hohe und anhaltende 
technische Innovationsdynamik und ökonomische Wettbewerbsintensität, die 
die Adaptionsfähigkeit erhöht. Sie eröffnet immer wieder first mover advantages, 
die von nonkonformen und risikobereiten Akteuren genutzt werden können 
und zwingt alle Akteure zur permanenten Überprüfung und Neujustierung ihrer 
Strategien, Organisationsstrukturen, interorganisatorischen Beziehungen und 
institutionellen Arrangements. Durch die Innovationstätigkeit angestoßener so
zioökonomischer und institutioneller Wandel ist in solchen Umgebungen, wie 
sie Boy Lüthje in diesem Band etwa für die Halbleiterindustrie beschreibt, kein 
außergewöhnliches Phänomen, sondern wird als permanente Herausforderung 
wahrgenommen.

Dies lässt sich schließlich als transformationsoffene sektorale Pfadabhängigkeit be-
zeichnen. Sektoren mit einer hohen Adaptionsfähigkeit zeichnen sich dadurch 
aus, dass die bestehenden Kernakteure, Strukturen und Institutionen nicht nur 
deren Kontinuität und Stabilitätsneigung stützen, sondern zugleich mit starken 
und verallgemeinerbaren Transformationsmechanismen ausgestattet sind, die 
auch pfadabweichenden sektoralen Wandel erleichtern. Dies erhöht die Wahr-
scheinlichkeit, dass der sich mit der Entwicklung neuer technischer Möglich-
keiten aufbauende Anpassungs- und Veränderungsdruck das System und seine 
Akteure nicht überrascht, sondern dort früh wahrgenommen und aktiv verar-
beitet wird. Konfliktfrei und harmonisch verläuft der technikbezogene sektorale 
Wandel auch in solchen Fällen allerdings nicht. Er wird vielmehr geprägt durch 
eine hohe Innovations- und Wettbewerbsintensität, ist durchsetzt von scharfen 
Machtauseinandersetzungen und Domänenkämpfen zwischen etablierten und 
neuen Akteuren und wirkt hochselektiv. Er verändert in zum Teil gravierender 
Weise die Konkurrenzkonstellationen und Akteurkonfigurationen, die den Sek-
tor bis dahin geprägt haben.

Mit Hilfe der aufeinander bezogenen Kategorien der kontextspezifischen 
Eingriffstiefe neuer Techniken und der bereichsspezifischen sozialen Adaptions
fähigkeit lässt sich also technikbezogener Wandel als iteratives Zusammenspiel 
technischer Dynamiken mit ihren sich sukzessive aufbauenden, immer kontext
bezogenen Anwendungspotenzialen und Wirkungen und den damit einher
gehenden bereichsspezifischen Strukturierungs- und Institutionalisierungspro-



34	 U l r i c h  D o l a t a  u n d  R a y m u n d  W e r l e

zessen präzisieren. Auf  diese Weise werden Typisierungen unterschiedlicher 
empirisch aufspürbarer Varianten soziotechnischen Wandels unterhalb der sehr 
allgemeinen und programmatischen Vorstellungen einer Koevolution von Tech-
nik und Institutionen möglich.

5 	 Verlaufsmuster soziotechnischen Wandels: Permanente 
Readjustierung und graduelle Transformationen

Betrachtet man die realen Verläufe soziotechnischen Wandels, dann zeigt sich 
überdies, dass ihnen mit dichotomen Typisierungen, die lediglich zwischen 
langen Perioden struktureller beziehungsweise institutioneller Stabilität und selte
nen, durch exogene Schocks ausgelösten, ebenso radikalen wie abrupten Um-
brüchen unterscheiden, nicht beizukommen ist. Derartige Vorstellungen von 
Phasen lang anhaltender Kontinuität, die periodisch unterbrochen werden von 
radikalen Umbrüchen, sind weit verbreitet in institutionalistischen Konzepten 
und Pfadabhängigkeitskonzepten (Freeman/Louçã 2002). Deren Kernaussage 
lautet: »Path-dependent equilibrium is periodically ruptured by radical change, 
making for sudden bends in the path of  history« (Pempel 1998: 3; Krasner 1988; 
kritisch dazu Thelen 2003; Beyer 2006). Damit werden die Hürden für insti-
tutionellen und strukturellen Wandel sehr hoch gehängt. Unterhalb radikaler 
Umbrüche gibt es im Grunde nur Kontinuität. Prozesse kumulativen graduellen 
Wandels sind so nicht abbildbar und erklärbar. Wolfgang Streeck und Kathleen 
Thelen rücken demgegenüber mit ihrer Typologie gradueller Transformationen 
das weite Zwischenfeld zwischen institutioneller Stabilität einerseits und radika
len Systembrüchen andererseits ins Zentrum der Aufmerksamkeit. Sie betonen, 
dass sich Prozesse des Wandels in unterschiedlicher Form konkretisieren, aber 
in aller Regel inkrementeller Natur sind. Erst über einen längeren Zeitraum 
beobachtet zeigt sich, dass »incremental change« schließlich »transformative 
results« hervorgebracht hat (Streeck/Thelen 2005: 9; Thelen 2003; vgl. auch 
Werle 2007).

Diese Vorstellung gradueller und in ihrer Kumulation durchaus substan-
zieller Transformationen ist auch für die beschriebenen Varianten technikbe-
zogenen Wandels weithin typisch. Auch gravierender soziotechnischer Wandel 
vollzieht sich in aller Regel nicht in Form schneller und radikaler Brüche, son-
dern über eine Vielzahl gradueller Transformationsschritte, durch die sich die 
Organisationen, Strukturen und Institutionen der Gesellschaft im Allgemeinen 
oder eines Sektors im Besonderen sukzessive verändern.
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Größere technische Umbrüche zeichnen sich zwar immer durch historisch 
identifizierbare Entwicklungssprünge aus – etwa durch den Wechsel von Groß- 
zu Mikrocomputern Ende der siebziger Jahre, durch die Digitalisierung von Tele
kommunikationsinfrastrukturen in der ersten Hälfte der achtziger Jahre, durch 
den Durchbruch gentechnischer Methoden und Verfahren in der zweiten Hälfte 
der siebziger Jahre oder durch den Aufschwung des World Wide Web und des 
Internets als neues Informations- und Kommunikationsmedium seit der zwei-
ten Hälfte der neunziger Jahre. Derartige Umbrüche münden allerdings nicht in 
kurzen Fristen in neue und stabile technische Entwicklungspfade. Typisch für 
neue wissenschaftsbasierte Querschnittstechniken wie die Biotechnologie oder 
die Nanotechnologie, aber auch für general purpose technologies wie die Informa-
tions- und Kommunikationstechnik sind vielmehr ihre anhaltende technische 
Dynamik, Zweckoffenheit und vielseitige Verwendbarkeit, was ihnen ein fluides 
Profil verleiht: Sie sind nicht einmal fertig und einsatzbereit, sondern werden 
über längere Zeiträume durch nicht selten überraschende und zum Teil gravie-
rende neue Entwicklungen und Anwendungen geprägt. Unterhalb allgemeiner 
paradigmatischer Charakterisierungen – der Digitalisierung und Miniaturisie-
rung im Fall von Informations- und Kommunikationstechniken oder der ge-
zielten Rekombination von Naturprozessen in der Biotechnologie – zeichnen 
sich diese Technikfelder nicht durch frühe und einmalige Schließungsvorgänge 
aus, die einen neuen und stabilen technischen Standard und Entwicklungspfad 
konstituieren, sondern durch anhaltende Dynamiken, neue Öffnungen, Revi-
sionen und auch überraschende Sackgassen verbunden mit auf  sie bezogenen 
euphorischen Erwartungen und tiefen Depressionen (Rip in diesem Band).

Technische lock-ins und Pfadabhängigkeiten sind unter diesen Bedingungen 
alles andere als dauerhaft und irreversibel. »QWERTY«, also die Entwicklung 
eines zwar suboptimalen, gleichwohl jedoch über alle technischen Weiterent-
wicklungen erhabenen und über einen langen Zeitraum stabilen Standards für 
Schreibmaschinentastaturen (David 1985) hat als viel zitiertes Paradigma und 
Modellvorstellung einer lang anhaltenden technischen Pfadabhängigkeit zwar 
nicht ausgedient – Microsofts Windows kann hier als prominentes Beispiel an-
geführt werden –, aber doch an Erklärungswert verloren. Wesentlich typischer 
sind heute temporäre lock-ins, die in schneller Folge durch die technische Ent-
wicklung wieder aufgebrochen und durch neue ersetzt werden (Beyer 2006). 
Schon die Rekonfiguration bekannter technischer Komponenten kann zu völlig 
neuen Systemarchitekturen führen, die einen ähnlich starken organisatorischen 
und sozioökonomischen Veränderungsdruck ausüben wie externe Schocks 
(Henderson/Clark 1990).

Endogene inkrementelle Veränderungen im Gefolge größerer technischer 
Umbrüche sind also nicht die Ausnahme, sondern die Regel, wie die in diesem 
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Band versammelten Aufsätze zeigen. Die permanente Weiterentwicklung neu-
er Techniken setzt die davon berührten Bereiche und ihre Akteure nicht bloß 
einmalig und schockartig, sondern kontinuierlich unter Druck, ihre Strukturen, 
Institutionen und Handlungsorientierungen an die neuen Möglichkeiten und 
Erfordernisse anzupassen. Nicht alle Organisationen sind hierzu in der Lage, 
insbesondere wenn sie sich über längere Zeiträume in sehr stabilen strukturellen 
und institutionellen Kontexten bewegt haben. Dies gilt für IBM und viele ame-
rikanische und europäische Firmen der Computerindustrie, die weltweit (staats-) 
monopolistisch organisierte Telekommunikationsbranche, den chemisch aus-
gerichteten Pharmasektor oder die oligopolistisch strukturierte Musikindustrie. 
Auch wenn einige Organisationen nach viele Jahre dauernden und immer noch 
anhaltenden Umstrukturierungen überlebt haben, sind viele verschwunden und 
neue Unternehmen entstanden. Insgesamt ist aber auch hier der sozioökono-
mische und institutionelle Wandel nicht in kurzen Fristen verlaufen, und er war 
auch nicht geprägt durch die Sprengung, den Zusammenbruch oder einen radi-
kalen Austausch der bestehenden Strukturen, Institutionen und Akteure.

Auch die durch größere technische Veränderungen ausgelösten periods of  mis-
match lassen sich also, anknüpfend an die Arbeiten von Streeck und Thelen, als 
graduelle Transformationsverläufe präzisieren: Soziotechnischer Wandel konkretisiert 
sich als vielschrittiger und langgestreckter Prozess organisatorischer, strukturel-
ler und institutioneller Neujustierungen im weiten Zwischenbereich zwischen 
pfadgeprägten Kontinuitäten und radikalen Brüchen. Typisch für technikbezo-
genen Wandel unter den Bedingungen einer anhaltend hohen Innovationsdyna-
mik sind längere Phasen der Diskontinuität, die sich durch eine Vielzahl gradu-
eller Transformationen auszeichnen, in denen sich organisatorische, strukturelle 
und institutionelle Grundlagen sukzessive erneuern – und zwar nicht notwen-
digerweise nur zyklisch und in die Richtung neuer dominanter Designs, wie 
dies evolutionäre Entwicklungsmodelle nahelegen (Anderson/Tushman 1990; 
Tushman/Rosenkopf  1992). Auch neue Designs werden, dies zeigt etwa Lüthje 
in seinem Beitrag, durch die anhaltende technische Innovationsdynamik immer 
wieder erneut auf  den Prüfstand gestellt. Am »Ende« eines solchen mehrere 
Jahrzehnte umspannenden soziotechnischen Readjustierungsprozesses können 
die technischen, strukturellen und institutionellen Veränderungen außerordent-
lich sein – allerdings nicht als Ergebnis eines einmaligen und radikalen Bruchs, 
sondern als Resultat langgestreckter, uneindeutiger und fehlerbehafteter sozio-
technischer Such-, Selektions- und Readjustierungsvorgänge. Wie sie konkret 
verlaufen, hängt nicht nur von der Entwicklung neuer Techniken mit bereichs-
spezifischen Eingriffstiefen, sondern auch von der Adaptionsfähigkeit der be-
troffenen Sektoren, ihrer Strukturen, Institutionen und Kernakteure ab.
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6	 Gesellschaft und die Macht der Technik

Man muss kein Technikdeterminist sein, wenn man der Technik eine prominen
te Rolle für die Konstitution moderner Gesellschaften und in Prozessen sozio
ökonomischen und institutionellen Wandels zuschreibt. Technik ist ein integraler 
Bestandteil moderner Gesellschaften, deren Struktur und Dynamik maßgeblich 
durch immer tiefer greifende Technisierungsprozesse mitgeprägt wird. Tech-
nisierungsprozesse tragen zur Veränderung von Organisationsmustern und in-
terorganisatorischen Beziehungen bei, eröffnen Spielräume für neue Akteure, 
konstituieren neue Marktsegmente und Konkurrenzkonstellationen, erfordern 
zum Teil weitreichende Neujustierungen politisch-regulativer Rahmensetzun
gen, modifizieren Lebensstile und Konsummuster und provozieren nicht selten 
scharf  geführte gesellschaftliche Diskurse und Technikkontroversen.

Um den Einfluss von Technik auf  gesellschaftliche Zusammenhänge und im 
Prozess sozioökonomischen und institutionellen Wandels – also auf  der gesell-
schaftlichen Meso- und Makroebene – zu spezifizieren, ist es zweckmäßig, sie 
entweder als (soziotechnische) Struktur oder als Institution zu konzeptualisieren. 
Strukturen wie Institutionen beeinflussen und koordinieren, wenn auch in un-
terschiedlicher Weise, soziales Handeln. Sie sind freilich weder einfach da noch 
Ursprung des Handelns, sondern werden durch interessegeleitete Aktivitäten 
permanent reproduziert, reinterpretiert und neujustiert. Auch die Wirkungen 
von Technik entfalten sich akteurvermittelt. Neue Techniken wirken, ähnlich 
wie soziale Institutionen und Strukturen auch, als kontingente Ergebnisse ak-
teurgetragener sozialer Prozesse zugleich in Form neuer Handlungsermögli-
chungen oder -zwänge restrukturierend auf  soziale Zusammenhänge zurück. 
Über die Ressourcen, Interessen, Wertvorstellungen und Situationsdefinitionen 
der im weiteren Sinne die Technik erzeugenden, regulierenden und nutzenden 
individuellen, kollektiven und korporativen Akteure wird Technik gehärtet und 
entfaltet ihre strukturelle und institutionelle Wirkungsmacht.

Dies ist kein linearer Prozess, in dem zuerst eine neue Technik sozial kons-
truiert, geformt und gehärtet wird, um dann determinierend beziehungswei-
se verändernd auf  gesellschaftliche Handlungsbedingungen einzuwirken. Erst 
über eine Vielzahl verschiedener Technisierungsprojekte und selektierender 
Teilschließungen stabilisieren sich neue und funktionierende Produktions- und 
Nutzungsmuster und verfestigen sich neue soziotechnische Konstellationen. 
Und selbst bei diesen lock-ins handelt es sich vor dem Hintergrund einer seit den 
siebziger Jahren anhaltend hohen Innovationsdynamik oft um labile und tempo-
räre Verfestigungen, die immer wieder durch neue Öffnungen und Alternativen, 
überraschende technische Sackgassen oder Durchbrüche, aber auch etwa durch 
eigenwillige Nutzungsmuster infrage gestellt werden können.
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Hinzu kommt, dass sich die Frage nach der Bedeutung einer neuen Technik 
für den sozioökonomischen und institutionellen Wandel nicht generalisierend 
beantworten lässt. Auch gesellschaftsweit verwendbare neue Querschnittstech-
nologien haben spezifische Wirkungen und entfalten einen unterschiedlich 
ausgeprägten Anpassungs- und Veränderungsdruck auf  verschiedene Anwen-
dungsbereiche und Wirtschaftssektoren. Wir haben dies als kontextspezifische 
Eingriffstiefe neuer Techniken bezeichnet. Zudem kann auch die Wahrneh-
mung und Verarbeitung dieses Drucks durch die jeweils etablierten sozioöko-
nomischen Strukturen, Institutionen und Akteure, die wir bereichsspezifische 
Adaptionsfähigkeit nennen, sehr unterschiedlich ausfallen und reicht von krisen-
haften Reaktionen auf  bis zur antizipativen Integration von neuen technischen 
Herausforderungen. Dementsprechend variieren der Einfluss neuer Techniken 
auf  den sozioökonomischen und institutionellen Wandel und die konkreten be-
reichs- beziehungsweise sektorspezifischen Transformationsmuster stark und 
lassen sich nur über differenzierende Typisierungen angemessen abbilden. Diese 
Perspektive auf  die Technik und ihre Macht ist weder untersozialisiert (technik-
deterministisch) noch übersozialisiert (sozialdetermistisch).
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Wechselwirkung zwischen Technik und  
institutionellen Strukturen versus Technologie-
entwicklung als Institutionalisierungsprozess

1	 Koproduktion von Technik und gesellschaftlichem Wandel

Spätestens in den achtziger Jahren hat sich die sozialwissenschaftliche Technik
forschung von der Vorstellung verabschiedet, dass Technik und Technikent
wicklung die sie umgebende Gesellschaft zwar prägen, sie selbst aber etwas 
Außersoziales seien, das eigenen Gesetzmäßigkeiten folgt (bahnbrechend dazu: 
MacKenzie/Wajcman 1985; Bijker et al. 1987; hierzulande etwa Hack 1988; 
Rammert 1992). Diese Orientierung dominiert seither, und zwar in einem Maße, 
das wiederum Kritiker auf  den Plan gerufen hat. Sie bemängeln, dass insbe-
sondere die Techniksoziologie nun ins gegensätzliche Extrem gefallen sei. In 
Abgrenzung vom Technikdeterminismus habe sich, so etwa Dolata und Werle 
im Einleitungsbeitrag zu diesem Band, ein Sozialdeterminismus etabliert, der 
die sozioökonomische und institutionelle Bedeutung von Technik weitgehend 
aus den Augen verloren habe. Zwar hat es immer wieder Arbeiten gegeben, die 
nicht unter dieses Verdikt fallen – etwa solche, die die organisierten Formen der 
Technikentwicklung als einen bestimmten Modus der bewussten Veränderung 
sozialer Realitäten zu konzipieren versuchen (etwa Hack 1998; van Lente/Rip 
1998; Hack/Hack 2005; Bender 2006). Doch ist in vielen konstruktivistischen 
techniksoziologischen Arbeiten die Tendenz unverkennbar, die Widerständig-
keit und besondere Wirkungskraft von Technik konzeptionell aufzulösen, indem 
sie auf  den Aspekt von Aushandlungsprozessen und sozialen Konstruktionen 
reduziert wird. Dies war immer Gegenstand von Kritik (zum Beispiel Joerges 
1992; Dolata 2003).

In Abgrenzung von konstruktivistischen Studien argumentieren Dolata und 
Werle, Technik sei nicht nur soziales Konstrukt, sondern zugleich auch prägen
der Einflussfaktor des sozioökonomischen und institutionellen Wandels. Dieser 
These wird man nur zustimmen können. Die Tatsache, dass irgend etwas sozial 
konstruiert ist, das heißt, von Menschen gemacht wurde, die sich dabei an ökono-
mischen, politischen oder moralischen Vorstellungen und Interessen orientiert 
haben, ändert in der Tat nichts daran, dass es in der Folge prägenden Einfluss 
auf  subjektive Wahrnehmungen und objektive Handlungsmöglichkeiten haben 

Gerd Bender



kann. Hierüber herrscht in der sozialwissenschaftlichen Forschung zu Technik 
und Technikentwicklung der letzten beiden Dekaden bei allen Unterschieden im 
Detail Einigkeit. So lauten die zwei Kernaussagen dieser Forschung:

1. 	 Technik wird von Akteuren entwickelt, die Interessen verfolgen und Ent-
scheidungen treffen, was seinen Niederschlag in der Form von Technik fin-
det; sie ist also »sozial geformt« (resümierend: Russel/Williams 2002).

2. 	 Auch die Unterscheidung von »technisch« und »sozial« ist zu einem guten 
Teil ein Ergebnis der Prozesse der sozialen Formung von Technik. Das 
heißt, die technischen Elemente irgend eines bestehenden soziotechnischen 
Arrangements sind nicht bloß in ihrer konkreten Gestalt sozial geformt, 
sondern auch als »technische Elemente« in der Folge von Entscheidungspro-
zessen realisiert worden (etwa Callon 1986; Latour 1998; Bijker/Law 1992).

Die Unterscheidung dessen, was technisch ist – das heißt, was als Technik rea-
lisiert wird – und was sozial – etwa die Notwendigkeit, bestimmte Handlungs-
weisen oder Institutionen anzupassen –, ist demnach zum Teil ein Resultat von 
Entscheidungs- und Strukturierungsprozessen während der Technikentwick-
lung. Daraus lässt sich konzeptionell außerdem folgern, dass man die Frage nach 
dem Zusammenhang zwischen Technik einerseits und sozioökonomischen und 
institutionellen Strukturen und deren Entwicklung andererseits nicht auf  den 
Mechanismus »Rückwirkungen« und damit auf  eine bestimmte Wirkungsrich-
tung reduzieren sollte. Wenn Technik immer schon ein Resultat gesellschaft-
licher Praxis und gesellschaftliche Praxis immer schon durch das vorhandene 
Reservoir an Technik geprägt ist, und wenn weiterhin die Schaffung von Be-
dingungen für veränderte gesellschaftliche Praktiken Bestandteil von Technik-
entwicklungsprojekten sein kann, dann ist es nicht ohne weiteres möglich, eine 
Wirkungsrichtung unter Auslassung der anderen zu analysieren. Das gilt, wie 
Dolata und Werle überzeugend kritisieren, für Studien zur sozialen Formung 
von Technik; das Problem stellt sich aber auch in der anderen Richtung, also für 
das, was sie aufgeklärten Technikdeterminismus nennen.

Mit Begriffen wie actor-network (Callon 1980), heterogeneous engineering (Law 
1987) oder mancher Konzeption der Ko-Evolution von Technik und Gesell-
schaft wurde auf  diese Problemstellung reagiert. All diesen Überlegungen ist 
gemein, dass sie »soziale Konstruktion« von Technik und »technische Determi
nierung«, die auch auf  nicht technische Gegebenheiten wirkt, nicht als gegen-
sätzliche oder konsekutiv auftretende Wirkungsmechanismen begreifen, sondern 
als komplementäre. Das macht, so viel ist sicher, eine Kritik an kurzschlüssigen 
sozialkonstruktivistischen Verniedlichungen der prägenden Kraft von Technik 
nicht falsch. Aber man muss sich dagegen absichern, unversehens wieder bei 
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dem konventionellen Interpretationsmuster von Technik einerseits und dem 
von ihr beeinflussten sozialen Wandel andererseits zu landen.

Das ist nur dadurch möglich, dass man die Erforschung der organisierten 
Formen von Technikentwicklung als integralen Bestandteil auch sozialwissen-
schaftlicher Technikwirkungsforschung begreift. Das ist aber nicht als ein Plädo
yer dafür zu verstehen, zu einer Technikgeneseforschung zurückzukehren, die 
mit dem Ziel betrieben wird, die soziale Formung einer Technik aufzuzeigen. 
Der von Dolata und Werle aufgeworfenen Kritik würde man damit nicht gerecht. 
Stattdessen sollte man, so der Vorschlag, Technik- oder Technologieentwicklung 
als eine spezifische Form der Produktion und Reproduktion von besonderen 
institutionalisierten Ordnungsstrukturen konzeptualisieren, in deren Verlauf  ein 
vielschichtiges Bedingungsgefüge entsteht. Dieses strukturiert das weitere Han-
deln, indem es in einem Zug Restriktionen schafft und Möglichkeiten eröffnet; 
und zwar nicht nur, aber wesentlich auch technische. Diese Handlungsstruktu-
rierung ist jedoch nicht als eine zwingende technische Konsequenz zu begrei-
fen – Folge der Technik –, sondern Resultat von vorgängigen technischen und 
anderen Entscheidungen und der an diesen orientierten Aktivitäten. Anderes 
Handeln hätte auch andere Restriktionen und Möglichkeiten zur Folge gehabt.

Damit wird nicht unterstellt, dass die Akteure der Technologieentwicklung 
nach eigenem Gutdünken neue Welten schaffen und anderer Leute Aktivitäten 
bestimmen können. Um sich gegen dieses Missverständnis abzusichern, wird 
hier der Begriff  Institutionalisierungsprozess eingeführt. Damit soll einer Reihe von 
Eigenarten dieser Form von Strukturbildung Rechnung getragen werden: 

a. 	 Man hat es dabei mit Kollektivakten zu tun, die in einer Situation stattfinden, 
in der es keine klaren Unterordnungsverhältnisse geben muss, was aber un-
gleiche Machtverteilung nicht ausschließt. 

b. 	 Es herrscht ein hohes Maß an Freiwilligkeit bei den Beteiligten, Selbstbin-
dung und Fremdbindung sind eng verknüpft. 

c. 	 Das Ergebnis der Prozesse ist mehr als die Summe der Einzelaktivitäten, es 
handelt sich um ein Emergenzphänomen. 

d. 	 Die so entstehenden Verbindlichkeiten strukturieren Handeln, ohne es zu 
determinieren; sie liefern den Beteiligten Orientierungen, anhand derer sie 
ihre eigene Position in Relation zu der anderer bestimmen können, und 
sie kanalisieren, welche Handlungen Erfolg versprechend sind und welche 
nicht, lassen dabei aber Raum für unterschiedliche Strategien.

Wenn man Technologieentwicklung als Institutionalisierungsprozess konzeptu-
alisiert, geraten nicht nur Formen der Koordination von Entwicklungsarbeit in 
den Blick, sondern auch Mechanismen, durch die eine neue Technologie oder 
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ein neues technologisches Gebiet zu einem Tatbestand entwickelt wird, der 
für mehr als nur eine kleine in-group von informierten Experten entscheidungs- 
und handlungsrelevant ist. Ein Schlüsselbegriff  ist in diesem Zusammenhang 
Kontextualisierung. Damit ist etwas anderes gemeint als der Einbau einer neuen 
Technik in bereits bestehende Kontexte,� nämlich eine den Entwicklungs- und 
Funktionsbedingungen dieser neuen Technologie gerecht werdende Verände-
rung von sozialen Organisationen und Praktiken auf  unterschiedlichen Ebenen, 
das heißt eine (Re-)Formierung von Kontexten gleichsam um eine neue Techno-
logie herum. Es ist offensichtlich, dass dies im Regelfall nicht die Leistung eines 
einzelnen Akteurs sein kann, sondern nur Resultat der Aktivitäten einer Vielzahl 
von unterschiedlichen Personen und Organisationen. Auf  die spezifische Form 
der Erzeugung von Handlungsverbindlichkeit in einer so komplexen Konstella-
tion zielt wiederum der Begriff  Institutionalisierung.

Von dieser Argumentation ausgehend, scheint es mir Erfolg versprechend 
zu sein, das Thema dieses Bandes unter der Fragestellung anzugehen, wie und 
wie weitgehend sozioökonomische Konsequenzen einer Technik bereits bei ih-
rer Entwicklung vordefiniert werden können. Dazu soll zunächst Literatur zur 
Bedeutung von institutionellen Bedingungen für Verlauf  und Ergebnisse von 
Technologieentwicklung diskutiert werden.

2	 Institutionelle Bedingungen für Technologieentwicklung 

Die Entwicklung von neuer Technologie findet heute in aller Regel in organi-
sierten Formen statt und unter Bedingungen, bei denen ökonomische Überle-
gungen eine besondere Rolle spielen. Bei der Entstehung ganz neuer Gebiete 
wie etwa der Gentechnik (Dolata 2003), der Nanotechnologie (Heinze 2006) 
oder der Mikrosystemtechnologie (Bender 2006) handelt es sich zudem um ein 
Multi-Ebenen- und Multi-Akteur-Geschehen: An der Entwicklung sind über 
viele Orte verteilte, voneinander unabhängige und, was ihre gesellschaftliche 
Rollendefinition und ihr Selbstverständnis betrifft, heterogene Akteure be-
teiligt, die auf  unterschiedlichen Ebenen agieren; Wissenschaftlerinnen und 
Investoren, technologiepolitische Agenturen und Patentanwälte, Curriculum-
planer und Techniker, um nur einige zu nennen. Für die Analyse der Formen 
und Mechanismen der Genese solcher Zusammenhänge helfen Konzepte aus 

	 1 	In diesem Sinne wurde der Begriff  etwa im Verbund Sozialwissenschaftliche Technikforschung 
verwendet (vgl. Verbund 1997: 19f.).
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dem Einzugsbereich von Arbeiten zur sozialen Formung von Technologie nur 
bedingt. Denn diese konzentrieren sich tendenziell auf  Interaktionen und blen-
den institutionelle Voraussetzungen und Bedingungen, die die handelnden Indi-
viduen vorfinden, häufig aus (so auch die Kritik in Sørensen/Levold 1992: 14; 
Schmidt/Werle 1998: 11–23).

Gesellschaftliche Voraussetzungen für Technologieentwicklung stehen dem-
gegenüber im Fokus von evolutionstheoretischen Konzepten aus der ökono-
mischen Innovationsforschung (etwa Nelson/Winter 1977; Dosi et al. 1988; 
Garud 1994; Hage/Hollingsworth 2001). Ein prominentes empirisches Thema 
solcher Untersuchungen sind die Konsequenzen unterschiedlicher institutio-
neller Bedingungen für Technologieentwicklung und Innovationen. Dafür wird 
in solchen Studien aber die Bedeutung der Interaktionen in Entwicklungspro-
jekten und -prozessen, die im Fokus der konstruktivistischen Arbeiten stehen, 
kaum systematisch berücksichtigt.

Vor allem am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung wurde, zu-
nächst unabhängig vom Gegenstandsbereich Technologieentwicklung, die politik
wissenschaftliche Konzeption des akteurzentrierten Institutionalismus entwickelt 
(Schneider/Mayntz 1995; Scharpf  1997; Schmidt/Werle 1998; Schimank/Werle 
2000), der diese Lücke zu füllen verspricht. Er zielt ausdrücklich auf  eine Ver-
bindung der konstruktivistischen Mikro- mit der institutionalistischen Meso- 
und Makroperspektive, um deren komplementäre Defizite zu überwinden. So 
spricht man einerseits Ansätzen, die eine determinierende Kraft technisch-wis-
senschaftlicher beziehungsweise ökonomischer »Eigenlogiken« postulieren, jede 
Erklärungskraft ab. Andererseits wird die Neigung sozialkonstruktivistischer 
Konzeptualisierungen kritisiert, die Bedeutung von materiell-technischen Res-
triktionen und von antizipierten ökonomischen Handlungsfolgen bei der loka-
len Aushandlung von Gestaltungskriterien zu unterschätzen (Schneider/Mayntz 
1995: 110–111). Verlauf  und Ergebnisse (auch) von Technologieentwicklungs-
prozessen könnten nur in einem Wechselspiel von eigensinnig handelnden Ak-
teuren und den institutionellen Bedingungen erklärt werden, die diese Akteure 
zu einem bestimmten Zeitpunkt vorfinden. 

Das Handeln von Akteuren wird … als unmittelbare Ursache sozial erzeugter Probleme (ein-
schließlich technischer Artefakte!) angesehen, doch ist dieses Handeln zugleich institutionell 
kanalisiert. Institutionen ermöglichen und restringieren das Akteurhandeln, aber sie determi
nieren es … nicht, so dass es wichtig bleibt, nach der Nutzung institutionell vorgeprägter 
Handlungsspielräume durch die Akteure zu fragen.  (ebd.: 108–109)

In einer ganzen Reihe von Untersuchungen wurde diese gesellschaftstheore-
tische Ausgangsbestimmung für die Technikforschung nutzbar gemacht (zum 
Beispiel Schneider 1989; Werle 1990; Thomas 1995).
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Der Technikbegriff  des akteurzentrierten Institutionalismus zielt primär auf  
Sachtechnik, genauer auf  Artefakte oder Systeme von solchen. Diese werden 
als von Menschen geschaffene Mittel der Daseinsbewältigung definiert. So be-
stimmt, wird Technik insofern mit sozialen Institutionen vergleichbar, als es 
eine »Basisfunktion« von beiden ist, voraussehbares Verhalten zu ermöglichen 
(Schneider/Mayntz 1995: 111). Sie erfüllen diese Funktion freilich auf  grund
legend unterschiedliche Weise. 

Während Dauerzwecksetzungen mittels Technik extrasomatisch fixiert und somit tatsäch-
lich »objektiviert« werden, wirken Sozialinstitutionen auf  das Handeln zwar ebenfalls dauer
haft, aber unter vollkommen anderen Voraussetzungen. Institutionalisierung führt streng 
genommen nicht zu Objektivierung, sondern zu Intersubjektivierung, da Sozialinstitutionen 
in ihrer Regelwirkung weiterhin am Wollen und Können menschlicher Subjekte ansetzen 
müssen.  (ebd.) 

Menschen können sich im Prinzip immer gegen die Regeleinhaltung entschei-
den. »Das regelhafte Verhalten von technischen Systemen hingegen liegt nicht 
im Belieben einzelner Komponenten« (ebd.: Anm. 6).

Folgt man dieser Bestimmung, enden die Gemeinsamkeiten von Institutio-
nen und Technik bei der erwähnten Basisfunktion, die darin besteht, die Vorher
sagbarkeit von Handlungsabläufen zu ermöglichen. Ansonsten haben sie wenig 
gemein: Die einen »bestehen« aus individuellen und korporativen Akteuren, 
deren Aktivitäten durch soziale Regeln und Normen koordiniert werden, die 
andere besteht aus gekoppelten technischen Komponenten. Technik und Insti-
tutionen ähneln sich nicht in dem, was sie sind – das eine ist technisch, das andere 
sozial –, sondern nur in ihrer Funktion beziehungsweise in dem, was sie bewir-
ken. Empirisch stehen beide insofern in einem Wechselverhältnis, als bestimm-
te institutionelle Bedingungen die Entwicklung und Nutzung von Technik sehr 
konkret beeinflussen und umgekehrt technische Innovationen Auswirkungen 
auf  institutionelle Bedingungen in einer Gesellschaft haben können. 

Dass in diesem Verständnis immer klar getrennt bleibt, was an einem System 
sozial ist und was technisch, zeigt auch die Konzeptualisierung von Institutio-
nen. Sie werden verstanden als 

systems of  rules that structure the courses of  actions that a set of  actors may choose. In this 
definition we would, however, include not only formal legal rules … but also social norms 
that actors will generally respect and whose violation will be sanctioned by loss of  reputation, 
social disapproval, or even ostracism.  (Scharpf  1997: 38)

Und weiter: Institutionen »supply criteria by which to evaluate different posi-
tions, and they provide rules governing interaction which are implemented and 
operationalized in organizations« (Schmidt/Werle 1998: 23). Sie strukturieren 
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also Handeln, determinieren es aber nicht: »Institutions often only define a scope 
of  acceptable action, leaving room for diversity of  strategy and choice« (ebd.: 21). 
So, wie sie oben bestimmt wurde, lässt Technik solche Spielräume nicht.

Dieser prinzipielle Unterschied bleibt auch bei den weiträumigen großtech-
nischen Systemen erhalten, die als »technisch basierte funktionelle Teilsysteme« 
(Mayntz 1993: 103) einer Gesellschaft bestimmt werden, weil sie »zahlreiche 
spezifische Aktivitäten ökonomischer, politischer oder sozialintegrativer Natur« 
überhaupt erst ermöglichen (Mayntz 1993: 100). Sie sind nicht ein verfügbares 
Instrument zum Erreichen bestimmter sozialer Zwecke, sondern 

in ihrer jeweils besonderen organisatorisch-institutionellen Form auf  der Basis spezifischer 
technischer Innovationen entstanden. Man kann also sagen, dass in diesen Fällen die Technik 
in einem sehr konkreten Sinn systembildend gewirkt hat.  (ebd.: 101)

»Technische Funktionssysteme« gehören somit zu den institutionellen Bedingun
gen, die – neben anderen Institutionen wie insbesondere solchen der staatlichen 
Politik – die Organisation politischer Herrschaft und eben auch Technikent-
wicklung in einer Gesellschaft beeinflussen. Man wird den Vertreterinnen und 
Vertretern des akteurzentrierten Institutionalismus mit der These sicherlich 
nicht Unrecht tun, dass sie Ersteres mehr interessiert als Letzteres. Gleichwohl 
begründen sie die gesellschaftliche und gesellschaftstheoretische Relevanz von 
Technik in einer Weise, an die hier angeschlossen werden soll: Technik kann 
Träger von institutionellen Strukturzusammenhängen sein. Wenn dies auch auf  einen 
bestimmten Typus technisch basierter Institutionen, nämlich große soziotech-
nische Systeme, beschränkt wird.

Die prinzipielle Differenzierung zwischen institutionellen Systemen, die 
wesentlich durch soziale Regeln bestimmt sind auf  der einen Seite, und tech-
nischen Systemen, die wesentlich durch technische Mechanismen definiert sind 
auf  der anderen, ist für die Analyse von Technologieentwicklung allerdings in 
doppelter Hinsicht problematisch. Zum einen wird so institutionelles Potenzial 
nur (sozio)technischen Systemen zugestanden, in denen regelhaftes Verhalten zu-
mindest zum Teil »extrasomatisch fixiert und somit tatsächlich ›objektiviert‹ « 
ist (Schneider/Mayntz 1995: 111). Dem kann man entgegenhalten, dass durch 
Technik bestimmte Zusammenhänge nicht notwendig den Charakter von Syste-
men haben. Zum anderen werden gleichsam komplementär dazu Institutionen 
als wenigstens im Prinzip fragile und diskontinuierliche Gebilde beschrieben. 
Anders als Technik konstituieren sie keine harten objektiven Zwänge, sondern 
»nur« intersubjektive Orientierungen als – fraglos oft unerbittliche – Rahmen-
bedingungen für Handeln (ebd.); auch bei der Technikentwicklung. Dieser Auf-
fassung wäre entgegenzuhalten, dass sie streng genommen die materialen Ele-
mente analytisch ausblendet, die für Institutionen konstitutiv sein können.



52	 G e r d  B e n de  r

Im Folgenden wird deshalb dafür plädiert, nicht nur das Wechselspiel von 
bestehenden Institutionen und entstehenden Technologien in den Blick zu neh
men, sondern Technologieentwicklung als Institutionalisierungsprozess. Im Vollzug 
von Technologieentwicklung – so kann man die Grundthese zuspitzen – werden 
häufig nicht bloß neue technische Konzepte und Systeme erzeugt, sondern ins-
titutionelle und organisatorische Konfigurationen, die es in dieser Form zuvor 
nicht gegeben hat und die entstehen, indem sich Akteure strategisch auf  eine 
bestimmte Technologie beziehen und dadurch auch aufeinander. Diese Techno-
logie ist also für die entstehenden Konfigurationen konstitutiv. Und zwar nicht 
bloß symbolisch als Träger von Sinngehalten, sondern im Verlauf  der Entwick-
lung auch ganz praktisch als Anlass, Gegenstand und Ziel von koordinierten Inter-
aktionen. Die zentrale Forschungsfrage ist, wie es zu solchen soziotechnischen 
Formationen kommt.

3	 Orientierung lokaler Praktiken durch eine globale Ordnung

Folgt man Disco und van der Meulen (1998) hängt das Gelingen nicht hierar-
chischer Koordination davon ab, dass lokale Aktivitäten durch ein translokales 
Arrangement kanalisiert werden. Eine Abstimmung voneinander unabhängiger 
Aktivitäten erfolgt demnach zu einem guten Teil indirekt. Akteure orientieren 
sich nicht unmittelbar aneinander – sie sprechen sich nicht ab –, sondern an 
einer übergreifenden, globalen Ordnung. Solche an vielen Orten entscheidungs-
relevante regulierende Strukturen entstehen zwar aus räumlich verstreuten sozio
technischen Praktiken, sie entwickeln aber diesen gegenüber eine eigenständige 
Wirkungsmacht, die dann auf  lokale Lagebeurteilungen, Zielbildungsprozesse 
und Aktivitäten zurückwirkt (ebd.: 324).

Die Autoren konzipieren eine globale Ordnung als Akteurnetzwerk im Sinne 
von Callon (1991). Im Gegensatz zu diesem argumentieren sie aber, dass der Un-
terschied zwischen einem lokalen Mikro- und einem globalen Makronetzwerk 
kein ausschließlich quantitativer ist. Ein globales Netzwerk sei vielmehr, was die 
in ihm bearbeiteten Inhalte und auch was die darin involvierten Akteure betrifft, 
ein eigenständiges, emergentes Phänomen und nicht nur die Summe aller loka-
len Mikronetzwerke (Disco/van der Meulen 1998: 331). Deshalb können sich 
lokale Akteure auch strategisch gegenüber der globalen Ebene verhalten. Sie 
können sie aktiv als Ressource nutzen, die es ihnen beispielsweise ermöglicht, 
»vor Ort« virulente Probleme zu lösen, oder die Informationen zur Begrün-
dung rationaler Entscheidungen liefert. Sie können die Globalebene aber auch 
eher passiv als Bündel einschränkender Handlungsbedingungen wahrnehmen, 
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die bestimmte Entscheidungen und Aktivitäten unter Kostengesichtspunkten 
nahelegen (ebd.: 327).

Das klassische Beispiel für ein solches Zusammenspiel von Prozessen auf  der 
lokalen und solchen auf  einer davon abgehobenen Globalebene sind Märkte: 

Markets are not just there, but function because of  local exchanges, which are mediated by 
prices. Price formation depends on these local exchanges, but is definitely a characteristic of  
the market, not of  local exchange.  (ebd.) 

Als ein weiteres Beispiel werden technologische Regimes angeführt: 

relative to any given technology they are modes of  coordination already in place that provide a 
basic socio-technical and cultural framework for the specific work of  making new science and 
technology … in other words, [they] define the specific socio-historical context of  technologi-
cal novelty.  (Disco/van der Meulen 1998: 325)

Russel und Williams (2002: 126) argumentieren ähnlich, wenn sie ein technolo-
gisches Regime bestimmen als 

[m]ulty-layered set of  rules and grammar operating in and derived from the complex of  »sci-
entific knowledges, engineering practices, production process technologies, product character-
istics, skills and procedures, and institutions and infrastructures that make up a technology«. 

Ein technologisches Regime erwächst demnach aus, unter anderem, bestimm-
ten Institutionen. Es hat aber auch selbst institutionellen Charakter. Wie andere 
Institutionen ist auch eine Globalordnung dieses Typs zugleich Resultat und 
Medium von Handeln; sie ist geformt durch lokale Praktiken und sie beeinflusst 
anschließende Interpretationen, Routinen und Aktivitäten von Akteuren. Und 
sie ist in ihrem Bestand davon abhängig, dass sie in Aktionen und Interaktionen 
von Handelnden reproduziert wird, die im Prinzip eigensinnig sind.

Ein technologisches Regime ist allerdings eine besondere Art von Institu
tion. Eine Besonderheit ist, dass es im Normalfall für seine Stabilisierung nicht 
zusätzlicher Sanktionsmechanismen und entsprechender Durchsetzungsinstan-
zen bedarf. Und das liegt ganz wesentlich daran, dass die Regeln und Normen, 
die ein solches Regime ausmachen, teilweise zu technischen Verfahren und 
Funktionszusammenhängen objektiviert sind, nämlich zu einem bestimmten 
Stand der Technik. Ein derartiges institutionelles Arrangement unter Rückgriff  
auf  die von Schneider und Mayntz postulierten, scheinbar eindeutigen Unter-
scheidungskriterien von Technik und Institutionen zu beschreiben, fällt zumin-
dest schwer. Wie oben gezeigt wurde, bestimmen sie Technik als extrasomatisch 
fixierte, objektivierte Dauerzwecksetzung, während die Regelwirkung sozialer 
Institutionen immer an das Wollen und Können von Menschen gebunden ist 
(Schneider/Mayntz 1995: 111). Diese kategoriale Bestimmung wird aber im 
hier diskutierten Fall gewissermaßen empirisch unterlaufen. Denn ein Stand 
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der Technik ist technisch und zugleich eine soziale Institution. Institutionellen 
Charakter hat der Stand der Technik einerseits insofern, als er ein Resultat von 
Interaktionen ist und Handeln und Interaktionen strukturiert. Und dies nicht 
nur dann, wenn – wie in sicherheitssensiblen Gebieten – eine dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechende Ausführung von Konstruktionen gesetzlich 
vorgeschrieben ist; er ist es generell, weil er für Eingeweihte einen wichtigen Re-
ferenzpunkt in ihrer professionellen Weltsicht bildet. Institutionellen Charakter 
hat er andererseits auch insofern, als die Lösung eines technischen Problems 
erst dadurch zum Stand der Technik wird, dass sie von einer kritischen Zahl von 
Akteuren, die in dem Gebiet als kompetent gelten, als eben solcher Referenz-
punkt anerkannt wird und diese deshalb mit ihren eigenen Aktivitäten darauf  
Bezug nehmen. Einmal als Stand der Technik etabliert, definiert eine bestimmte 
Lösung das, was in funktionaler Hinsicht von einschlägigen Technikern oder 
Anbietern entsprechender technischer Produkte füglich erwartet werden kann 
oder zumindest das, woran sich deren Leistung messen lassen muss. Ein einmal 
erreichter Stand der Technik ist im Normalfall unhintergehbar. Das macht ein 
technologisches Regime zu einer besonders wirksamen Globalordnung.

4	 Zur Bedeutung von Versprechen für die Dynamik  
von Technologieentwicklung

Die Akteure der Technologieentwicklung orientieren sich aber offensichtlich 
nicht nur am Stand der Technik. Ein hilfreicher Ausgangspunkt für die Ana-
lyse dessen, was Entwicklungshandeln strukturiert und wie dies geschieht, ist 
der Begriff  promising technology von van Lente (1993). Sein Kernargument lautet, 
dass sich Akteure bei ihren Entscheidungen, ob sie und, wenn ja, wie sie zur 
Entwicklung einer neuen Technologie beitragen, an zunächst notwendig sehr 
allgemeinen Versprechen orientieren, die an diese geknüpft werden.� Wie van 
Lente an mehreren Fallbeispielen gezeigt hat, werden solche Versprechen oft 
in einem expectation statement ausgeführt, das ein Bild einer Zukunft entwirft, die 

	� 	 Es könnte der falsche Eindruck entstehen, dabei handele es sich nur um eine Variante der 
Leitbildargumentation (zum Beispiel Dierkes et al. 1992). Ziel ist zwar in beiden Fällen die Ana-
lyse von Mechanismen der Strukturierung von Handeln. Im einen Fall konzentriert man sich 
dabei aber auf  kulturelle Bestimmungen, die notwendig der Technologieentwicklung vorausge-
setzt sind: Leitbilder und andere kulturelle Orientierungskomplexe können sich zwar ändern, 
aber um Handeln tatsächlich orientieren zu können, müssen sie relativ stabil sein. Im anderen 
Fall werden Orientierungskomplexe als etwas bestimmt, das bei der Technologieentwicklung 
selbst erzeugt und beständig fortentwickelt wird: Mit Technik verknüpfte Versprechen wecken 
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durch die erst noch zu entwickelnde Technologie möglich wird. Die Geschichte 
einer neuen Technologie beginnt – so die These – häufig mit dem Erzählen von 
Geschichten (van Lente/Rip 1998: 224); damit nämlich, dass Vorteile, die durch 
die Entwicklung von bis dahin nicht gekannten oder nicht nutzbaren technisch-
wissenschaftlichen Möglichkeiten entstehen, als eine realistische Aussicht präsen
tiert werden.

Veröffentlicht wird ein expectation statement mit dem Ziel, bei möglichen In-
teressenten Erwartungen in Hinblick auf  den sozialen Nutzen einer künftigen 
Technologie und ihre Entwicklungspotenziale zu wecken und sie für die vorge-
schlagenen Maßnahmen zu gewinnen. Versprechen spielen aber nicht nur ein-
gangs, sondern in jeder Phase und auf  jeder Ebene des Innovationsprozesses 
eine Rolle, denn »promises change search strategies of  the actors involved« (van 
Lente 1993: 7). In Erzählungen eingewobene Technologieversprechen bilden 
demnach den kognitiven Bezugspunkt, auf  den hin nach und nach Prioritäten 
und Erfolg versprechende Richtungen der Entwicklungsarbeit bestimmt werden 
können. Das heißt aber nicht, dass die in einem expectation statement formulier-
ten Technologieversprechen anschließend bloß noch entfaltet würden. Sie kön-
nen sich im Verlauf  der Entwicklung verändern – unter Umständen sogar ganz 
grundsätzlich.

Van Lente und Rip (1998) stellen das folgendermaßen dar: In einem solchen 
»Gründungsdokument« beschreiben die Autoren auch Rollen und ihre Darstel-
ler in der Erzählung über die Technologie, die sein wird. Unter bestimmten 
Bedingungen wird diese Geschichte zu Szenarien weiterentwickelt, in denen 
vielversprechende Linien für Forschung und Entwicklung spezifiziert werden 
und Akteure, die sie verfolgen sollen. In einer Art Drehbuch werden Akteure 
in einer Weise zueinander in Verbindung gesetzt, die der aufgezeigten Entwick-
lung förderlich ist. Wenn mehrere der so zueinander Positionierten dieses Skript 
prinzipiell akzeptieren, werden sie es ihren eigenen Interessen und Perspektiven 
entsprechend weiterentwickeln. Van Lente spricht in diesem Zusammenhang 
von der Entstehung einer kollektiven Agenda, die das weitere Handeln der Be-
teiligten strukturiert.

Sobald dieses Stadium der Entwicklung eingesetzt hat, beginnt die ursprüng-
liche Erzählung ein Eigenleben, sie löst sich von den Intentionen der anfäng-
lichen Autoren ab. Dann kann sie auch nicht mehr einfach ignoriert werden; 
die allgemeinen Versprechen schlagen um in spezifizierte Erwartungen. Das 
hat zur Folge, dass diejenigen, die eine ihnen zugewiesene Rolle nicht akzep-

zunächst allenfalls Interesse; um Handeln tatsächlich orientieren zu können, müssen sie un-
abdingbar konkretisiert werden. Das heißt, sie bleiben nicht stabil, sondern erfahren einen 
Formwandel, dessen konkrete Ausprägung eines der Ergebnisse der untersuchten Prozesse der 
Technologieentwicklung ist. 
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tieren wollen, sich genötigt sehen, mit eigenen Geschichten zu reagieren. Die 
können der ursprünglichen zwar widersprechen, sie sind aber zwangsläufig mit 
ihr verbunden. So kann mit der Zeit ein Geflecht von aufeinander bezogenen 
Geschichten entstehen, »the stories become assembled into a repertoire used 
by actors to define possibilities and strategies, as well as evaluate the actions of  
others« (van Lente/Rip 1998: 206). Und daraus werden Folgerungen für eige-
nes Handeln gezogen. Van Lente und Rip (ebd.: 203) bezeichnen ein solches 
Arrangement, das noch nicht existiert, aber auf  Grund der Implikationen der 
vorgestellten Zukunft Konsequenzen für aktuelles Handeln hat, als prospektive 
Struktur. Sie wird aus Verbindungen gebildet, die ursprünglich in Texten erschei
nen können. In anschließenden Handlungen und Reaktionen, die von solchen 
Texten und Repertoires beeinflusst werden, wird diese prospektive Struktur aus-
gefüllt, modifiziert, neu gemischt und so nach und nach in eine soziale Struktur 
transformiert.

In der Folge werden die Erwartungen spezifiziert und in technische Anfor
derungen transformiert, das heißt in Einzelfunktionen, die die neue Technolo-
gie erfüllen muss. An diesem Set von Funktionsanforderungen orientiert, han-
deln Akteure dann in einer koordinierten Weise, indem sie versuchen, Lösungen 
zu erarbeiten, die die Anforderungen erfüllen. In der Regel entwickelt sich in 
diesem Stadium auch ein geschützter Raum, in dem die so spezifizierten Akti-
vitäten für eine gewisse Zeit abgeschirmt von Forderungen nach einem unmit-
telbaren Nützlichkeitsnachweis verfolgt werden können (Rip 2002: 39). Auch 
dieser Schutzraum ist aber kein statisches Phänomen, sondern er ist verbunden 
mit der Agenda und wird an ihre Entwicklung angepasst.

Eine Agenda wirkt doppelt selektiv. Zum einen spezifiziert sie aktuelle Auf-
gabenstellungen. Zum anderen werden innerhalb dieses Bezugsrahmens solche 
nachfolgenden Versprechen leichter akzeptiert, die anschlussfähig sind an bis dahin 
entwickelte Problemdefinitionen und Lösungsstrategien. »Ideas of  individuals, 
and new possibilities in general, are evaluated in terms of  what they contribute 
to the ›agenda‹«  (van Lente 1993: 9). Auf  diese Weise entsteht eine Spirale von 
Versprechen und Anforderungen: Einige der Möglichkeiten, die man als Ver-
sprechen präsentiert, werden akzeptiert und in Anforderungen übersetzt, die 
weitere Suchprozesse anleiten; das heißt, sie werden Teil der fortentwickelten 
Agenda (van Lente/Rip 1998: 223).

Im weiteren Verlauf  der Entwicklung kommt es zu vielen kleinen Kreisläu-
fen dieser Art; immer wieder werden einige der Optionen, die man für machbar 
und Erfolg versprechend hält, in detaillierte Soll-Spezifikationen und Richtlinien 
transformiert. Und dies beeinflusst nicht bloß weitere lokale Entscheidungen, es 
formt auch ortsübergreifend Design- und Entwicklungspfade – aber auch dies in 
der Form einer Umwandlung von Erwartungen und Versprechen in spezifische 
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Handlungsorientierungen. Und am Ende dieser iterativen Prozesse stehen be-
stimmte technologische Ergebnisse und Anwendungen (Rip 2002: 39–40).

Technologische Versprechen fungieren also als Maßstab für die Gegenwart 
und als Wegweiser in eine bestimmte Zukunft. Und damit erklären die zitierten 
Autoren die Dynamik von einzelnen Entwicklungsvorhaben ebenso wie die 
von neuen technologischen Gebieten: Was ursprünglich eine Option ist, kann 
als technisches Versprechen etikettiert und dann in eine Funktionsanforderung 
transformiert werden, die es zu erfüllen gilt. Ist dieses Stadium erreicht, erscheint 
es notwendig für Techniker, die vielversprechende Technologie zu entwickeln, 
und für andere, sie dabei zu unterstützen. Diese Sequenz von einer Option über 
Versprechen und Anforderung hin zu Notwendigkeit vollzieht sich aber nicht 
autonom oder automatisch. Jeder Übergang ist ein Resultat der Handlungen 
von Technikern, Firmen und Fördereinrichtungen; er hängt jeweils davon ab, 
ob sie Optionen als machbar, als obsolet oder als notwendig bewerten, und 
von den Aktivitäten, die aus diesen Bewertungen folgen. Im Prinzip sind die 
Übergänge auch reversibel, allerdings erfordert das wegen der sunk investments 
zunehmend mehr Arbeit und verursacht immer höhere Kosten (van Lente/Rip 
1998: 216–217).

5	 Technologieentwicklung als Institutionalisierungsprozess

In den zitierten Arbeiten werden aufeinander bezogene Erwartungen als pro-
spektive Strukturen bestimmt. Entscheidend für deren Verwandlung in soziale 
Strukturen, die nicht nur kognitiv präsent sind, 

is the emergence of  new alignments between actors and between actual activities and promises 
being made. Such alignment will improve performance as well as create mutual dependencies, 
and lead to paths being followed which gradually harden and become increasingly irreversible, 
i.e. harder to break out from.  (Rip 2002: 38)

Folgt man Rip und Kollegen, kommt es zu diesen alignments im Gefolge der 
Verknüpfung von aufeinander bezogenen Skripten zu einer Art Spielplan (Re-
pertoire), anhand dessen Akteure die Handlungen von anderen beurteilen und 
einordnen und ihre eigenen Entwicklungsmöglichkeiten und Strategien bestim-
men. So werde neue soziale Ordnung auf  der Basis der heterogenen Inhalte 
kollektiver Projektionen der Zukunft möglich (van Lente/Rip 1998: 225). Und 
diese soziale Ordnung wird bestimmt als eine emergente Konfiguration von 
Akteuren, Aktivitäten und Versprechen, aus der wechselseitige Abhängigkeiten 
und zunehmend stabile Entwicklungspfade erwachsen.
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Der Versuch, diese Phänomene mit Verweis auf  ausformulierte Skripten 
und einen Spielplan zu erklären, der aus deren Kombination entsteht, scheint 
in zwei zentralen Punkten etwas kurz zu greifen. Zum einen verdeckt diese 
Art der Darstellung eher als zu erhellen, dass ein solcher Spielplan im Verlaufe 
von Technologieentwicklung Konturen annimmt. Es geht also nicht einfach um 
kommunikatives Aushandeln und Schmieden von Koalitionen; diese Arbeit am 
»Repertoire« vollzieht sich nicht nur im Zusammenhang mit, sondern zu einem 
guten Teil als Technologieentwicklung. Zum anderen erweckt diese Konzeptuali
sierung den Eindruck, es würden elaborierte und zu Ende geschriebene Er-
zählungen aufeinandertreffen. Das dürfte empirisch aber nur selten so sein. Im 
Normalfall sind die Erzählungen oder Zukunftsentwürfe im Zusammenhang 
mit Technologien, die erst noch entwickelt werden sollen, wohl immer sowohl 
in räumlicher – das heißt hinsichtlich ihres »Einzugsbereichs«, insbesondere der 
Art und Zahl der Akteure, für die Rollen beschrieben werden – als auch in zeit-
licher Hinsicht, also was ihr projektiertes Ende betrifft, unabgeschlossen. Man 
hat es also nicht notwendig mit fertigen Geschichten zu tun, die aufeinander 
treffen und dann gegebenenfalls umgeschrieben werden. Entscheidend ist, dass 
nicht nur die Gesamtkonstellation (das Repertoire), sondern auch die je einzel-
nen Versprechen, Konzepte und die von ihnen implizierten Skripten erst im 
Laufe der Zeit und in der Konfrontation mit anderen, ebenso unvollständigen 
Konzepten und Skripten und – vor allem – mit den materialen Konsequenzen 
der so koordinierten Aktivitäten nach und nach eine stabile Form gewinnen. So 
werden immer wieder modifizierte Erwartungen schrittweise in objektive Hand-
lungsbedingungen für die »nächsten Runden« transformiert.

Durch die schiere Existenz eines Repertoires im Sinne von Rip geschieht das 
noch nicht. Dieses entwirft einen sachlich und zeitlich spezifizierten Zusammen
hang und definiert entsprechende Akteurrollen (unter anderem für Technologie
entwickler, Financiers, Techniknutzer, Ausbildungseinrichtungen, Technologie
politiker). Die Prozesse, in denen dieser Zusammenhang häufig mehrfach 
redefiniert und schrittweise realisiert wird, können als Institutionalisierung im 
eingangs bestimmten Sinn verstanden werden. Der Begriff  zielt also auf  Aktivi-
täten, die durch die Orientierung am Repertoire koordiniert sind, und mit denen 
Gefüge von Konzepten, Artefakten und Akteuren geschaffen werden, die zu 
eben diesem Repertoire – und nicht zu einem anderen – passen und es so stüt-
zen. Das geschieht zu einem guten Teil auf  dem Wege der Spezifizierung von 
technischen Funktionsanforderungen und der entsprechenden Entwicklungs
arbeit, also wesentlich im Vollzug von – oder: als – Technologieentwicklung. 
Resultate der so koordinierten Aktivitäten sind aber nicht nur neue Technolo-
gien, sondern eben auch ein zunehmend stabiles Geflecht von Rollen und Rollen
trägern, ihren Interessen und Entwicklungsperspektiven. Es wird also nicht bloß 



	T  e c h n o l o g i ee  n t w i c k l u n g  a l s  I n s t i t u t i o n a l i s i e r u n g s p r o z e s s 	 59

ein handlungsorientierender Sinnzusammenhang (Skript, Repertoire, Agenda) 
geschaffen, sondern dieser wird schrittweise gleichsam materiell unterfüttert 
durch die Entwicklung technischer (Herstellungsverfahren und -apparaturen, 
Stand der Technik usw.) und anderer Bedingungen (zum Beispiel entsprechende 
neue Berufsbilder, Patente oder auch Kooperationsbeziehungen) der weiteren 
Evolution des gesamten Arrangements.� 

Prinzipiell ist dieser Prozess nie abgeschlossen. Einmal eingeschlagene 
Richtungen können revidiert werden, und auch eine derart institutionalisierte 
Technologie wird in der Regel irgendwann von einer anderen abgelöst. Aber 
je umfassender und vielschichtiger die Kontexte sind, die um eine Technologie 
herum aufgebaut worden sind, desto schwieriger und teurer wird es, alternative 
Lösungen zu etablieren – geläufige Beispiele dafür sind die QWERTZ-Tastatur 
oder der Automobilverkehr. 

Technologieentwicklung erscheint so als eine spezifische Form der Produk
tion und Reproduktion von bestimmten institutionalisierten Ordnungsstruk-
turen qua alignment von Erwartungen, Funktionsanforderungen, Akteuren und 
bestimmten technischen Lösungen usw., das heißt auf  dem Wege der Kon-
textualisierung einer Technologie. So entsteht ein vielschichtiges Gefüge von 
Chancen und Restriktionen, das weiteres Handeln nicht determiniert, aber 
strukturiert. In seiner Gesamtheit kann dieses Gefüge nicht auf  die Intentionen 
einzelner Akteure zurückgeführt werden und es ist auch mehr als die Summe 
ihrer Einzelaktionen. Man hat es mit einer emergenten Ordnung zu tun; die 
eingegangenen vielfältigen Verbindungen und Beziehungen verdichten sich zu 
spezifischen soziotechnischen Verhältnissen, zu denen ganz wesentlich auch 
technische Restriktionen und Möglichkeiten gehören. Die komplexen Institutio
nalisierungsprozesse, die dazu geführt haben, sind dann gleichsam im Ergebnis 
verschwunden; sie wurden transformiert in technische Funktionsanforderungen 
und Leistungsdefinitionen.

Damit (deshalb) ist es auch möglich, das Verhältnis von Technik und gesell-
schaftlichem Wandel anders denn als Wechselwirkung von distinkten Phäno-
menen zu bestimmen: Im Vollzug von Technologie- und Technikentwicklung 
werden nicht bloß neue technische Konzepte und Systeme erzeugt, sondern 
– häufig und mit der Innovationsintensität zunehmend – auch Nutzungsbedin-
gungen der neuen Technik. Das muss nicht, kann aber zielstrebige sozioökono-
mische und institutionelle Veränderungen implizieren. Zwar wird es immer wie-
der unerwartete und auch nicht intendierte Effekte geben, aber vieles von dem, 

	 3 	Vgl. Bender (2006, insbesondere 110–145 und 162–178) zu empirischen Beispielen im Ge-
biet der Mikrosystemtechnologien. Ähnliche Prozesse werden in Bender (1996, insbesondere 
143–190, 1999) am Fall der Entwicklung eines Telekommunikationsstandards diskutiert.
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was in einer konventionellen Sichtweise als Technikfolge erscheint, kann zuvor 
schon antizipiert beziehungsweise planmäßig betrieben worden sein. So konzi-
piert, besteht eine zentrale Frage der sozialwissenschaftlichen Technikforschung 
darin, zu klären, unter welchen Bedingungen und wie es dazu kommen kann. 
Oder, anders formuliert, inwieweit und wie in einem konkreten Fall bei der Tech-
nologieentwicklung Bedingungen geschaffen werden können, die man hinterher 
nur schwer oder überhaupt nicht mehr revidieren kann. Es kann – mit Dolata 
und Werle in diesem Band – unterstellt werden, dass es hier Unterschiede gibt, 
die auch mit den technischen Inhalten der Entwicklungen zu tun haben.
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Technikdeterminismus oder Sozialdeterminismus: 
Zeitbezüge und Kausalverhältnisse aus der Sicht 
des »Technology Assessment«

1	 Zwischen Technik- und Sozialdeterminismus

Im Rückblick auf  nunmehr einige Jahrzehnte der intensiven wissenschaftlichen 
Befassung mit dem Verhältnis von Technik und Gesellschaft lassen sich einige 
wiederkehrende Grundmuster erkennen. Technikdeterminismus und Sozialde
terminismus� gehören zu derartigen Mustern, mit denen bestimmte Aspekte 
und Entwicklungen in diesem Verhältnis kontrovers thematisiert werden. Direkt 
betroffen von dieser Kontroverse ist die Technikfolgenabschätzung (Technol-
ogy Assessment, TA), hängen doch von der Positionierung im Streit zwischen 
Technik- und Sozialdeterminismus Antworten auf  wesentliche konzeptionelle 
Fragen der TA als Technikfolgenforschung und Politikberatung ab (Petermann 
1991): Fragen nach ihren Gegenständen, nach ihren Zielen und nach ihren 
Adressaten (Grunwald 2002). Daher wird im Folgenden der Bezug der Deter-
minismusthesen zur TA als Bezugsrahmen verwendet – allerdings nicht in der 
Absicht, hier TA-Fragen einzuschmuggeln, sondern um die Brücke zu schlagen 
zwischen wissenschaftlichen Kontroversen, konzeptionellen Basisunterscheidun
gen und Abgründen ihrer sprachlichen Formulierung, erkenntnistheoretischen 
Fragen und der gesellschaftlichen Praxis an der Schnittstelle zwischen Technik 
und Gesellschaft.

Ausgangsbeobachtung für die folgenden Ausführungen ist die Diagnose 
eines gewissen Schwankens in den dominanten wissenschaftlichen Verhaltun
gen zum Verhältnis von Technik und Gesellschaft über die Jahre hinweg: vom 
Technikdeterminismus der siebziger zum Sozialdeterminismus der neunziger 
Jahre und nun anscheinend zu einer Wiederentdeckung wenigstens einiger As-
pekte des Technikdeterminismus.

Der Rückblick auf  die Anfänge der TA lässt einen Technikdeterminismus er-
kennen:

	�	  Ich verwende in diesem Beitrag diese Begriffe in der zugespitzten Form, wie von Dolata und 
Werle in diesem Band eingeführt. Diese Zuspitzung blendet sicher einerseits manche Diffe-
renzierungen aus, erlaubt jedoch andererseits eine auf  die wesentlichen Streitfragen pointierte 
Auseinandersetzung.

Armin Grunwald



64	 A r m i n  G r u n w a l d

Die herkömmliche Vorstellung, an der sich auch eine ganze Generation von TA-Studien orien-
tierte, unterstellt, dass technische Entwicklungen … ihrer immanenten Eigenlogik folgen, die 
… in der praktischen Anwendung weitgehend prädeterminierte, passive Anpassung bei den 
Betroffenen erzwingen.  (Lutz 1991: 71)

Die Folgenorientierung, die sich auch in der deutschen Übersetzung des »Tech-
nology Assessment« zeigt (und die, nebenbei bemerkt, bis heute zu einem Image
problem der TA in bestimmten Kreisen beiträgt), drückt diese primäre Wahr-
nehmung aus: Danach determiniert die Technik durch ihre Folgen das Soziale, 
während sie selbst nicht durch das Soziale determiniert wird, sondern einer 
außerhalb gesellschaftlicher Einflussfaktoren liegenden Eigenlogik folgt:

Dabei scheint es, als seien wir zur Technik verurteilt. Sie kommt immer nur durch menschliche 
Handlungen zustande und ist doch zu einer selbständigen Instanz geworden, deren Entwick-
lung anscheinend kaum gesteuert werden kann.  (Rapp 1978: 8)

Das, was der Gesellschaft danach bleibt, ist eine antizipative Befassung mit den 
Folgen dieser eigendynamischen Technik und eine möglichst konstruktive An-
passung im klassischen Verständnis der TA, Chancen zu nutzen und Risiken zu 
minimieren (zum Beispiel Paschen 1975).

Der damit zunächst als unverträglich erscheinende Begriff  der Technikgestal
tung, der sich sodann teils zu einem Sozialdeterminismus entwickelte, ist in den 
neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts in die wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Diskussion über Technik und Technikfolgen geraten. Die Ansätze 
des niederländischen Sozialkonstruktivismus (Bijker et al. 1987; Bijker/Law 
1994), der Technikgeneseforschung (Dierkes et al. 1992), des Constructive Tech-
nology Assessment (Rip et al. 1995) sowie kulturalistischer Verständnisse des 
Verhältnisses von Technik und Gesellschaft (Weingart 1989) haben dazu bei-
getragen, Technik als eine sozial beeinflussbare Größe zu verstehen. Die ursprüng-
liche Folgenorientierung der TA (zum Beispiel Paschen 1975) geriet vor dem 
Hintergrund eines gestaltungsorientierten Sozialdeterminismus in Misskredit. 
Denn entweder könne man – in frühen Stadien der Entwicklung – über diese 
Folgen nicht frühzeitig und hinreichend sicher genug wissen, oder aber, wenn 
dies doch in späteren Entwicklungsstadien der Fall wäre, könne dieses Wissen 
wegen schon gefallener und irreversibler Entscheidungen keine praktischen Fol-
gen mehr haben (Collingridge 1980). TA solle daher, so die neue Devise, besser 
die Technikgenese in den Blick nehmen und dort Technik gestaltend Einfluss neh-
men, um positive Entwicklungen zu verstärken und negative an der Wurzel zu 
verhindern (Dierkes et al. 1992; Dierkes 1999). Dieser Schwenk führte zu einem 
teils überbordenden Gestaltungsoptimismus:

Wenn durch die Einbeziehung potentieller Nutzer ein großes Spektrum denkbarer Folgedi
mensionen berücksichtigt wurde und die Chancen und Risiken alternativer Optionen in einem 
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breiten sozialen Aushandlungsprozess ausgelotet wurden, müsste – so das Konzept – ein 
soziotechnisches System entstehen, das nutzerfreundlicher und risikoärmer ist und daher in 
weit geringerem Maße unbeabsichtigte negative Folgewirkungen nach sich zieht.	    
(Weyer 1997: 345)

Das Vertrauen ist hier ein doppeltes: ein Vertrauen in die soziale Gestaltbarkeit 
von Technik als solche und darüber hinaus noch ein Vertrauen darin, dass eine 
derartig gestaltete Technik erheblich weniger unbeabsichtigte Nebenfolgen 
zeitigen werde. In gewisser Weise lässt sich hier eine (allerdings nur vorüber-
kehrende) Wiederkehr des Planungsoptimismus in neuem Gewand erkennen. 
War der ältere Planungsoptimismus substanzieller Art und bestand darin, die Re-
alisierbarkeit definierter Ziele mit klaren Mitteln (und ohne Nebenfolgen) zu 
versprechen, so ist der sozialdeterministische Planungsoptimismus prozeduraler 
Natur: Die Realisierung der Hoffnungen auf  eine nutzerorientierte, sozialver-
trägliche und risikoärmere Technik wurde an eine entsprechende Gestaltung der 
Entscheidungs- und Auslegungsprozesse der Technik geknüpft, vor dem Hintergrund 
der Netzwerktheorie und Übelregungen zur Partizipation. Die Substanz (das 
heißt die reale Ausprägung der Technik) sollte danach erst im Prozess selbst 
entstehen, und es gab sogar, wie im obigen Zitat, Hoffnungen darauf, durch 
Gestaltung des Geneseprozesses die Folgenproblematik in den Griff  zu bekom-
men. Ist die Verlagerung von substanziellen Erwartungen an prozedurale Maß-
nahmen unzweifelhaft ein Element von Modernisierung, so irritierte teils der 
damit verbundene Optimismus: »Angetreten, den Irrtum des technologischen 
Determinismus zurückzuweisen, hat der Sozialkonstruktivismus den gegentei-
ligen Irrtum eines soziologischen Voluntarismus geboren« (Ropohl 1999: 296).

Heute gerät der Sozialdeterminismus hinsichtlich der Technik selbst in die 
Defensive. Gestaltungsversuche von Technik stoßen an Grenzen. Die Globali-
sierung der Weltwirtschaft mit ihrer eigenen Dynamik, die zunehmende Diffe-
renzierung der Gesellschaft in »Inseln« mit je verschiedenen normativen Vor-
stellungen, welche eine gemeinsame gesellschaftliche Technikgestaltung (Grunwald 
2000) erschweren, sowie die bekannte Nebenfolgenproblematik der Technik 
stehen einer intentionalen Gestaltung im Wege. Antwortete der Gestaltungs-
optimismus der neunziger Jahre auf  einen technologischen Determinismus 
früherer Jahrzehnte, so stehen heute eine Problematisierung und Relativierung 
des sozialdeterministischen Blickes auf  das Verhältnis von Technik und Gesell-
schaft auf  der Agenda.

Das eigentümliche Schwanken in der Beurteilung bereits der Richtung der 
Kausalverhältnisse im Verhältnis von Technik und Gesellschaft – auf  welcher 
Seite liegen die determinierenden und auf  welcher die determinierten Faktoren? 
– legt die Frage nahe, wie sich das Schwanken selbst erklären ließe. Offenbar liegt 
hier eine gewisse Unentschiedenheit vor, die am Fortschritt in der wissenschaft-



66	 A r m i n  G r u n w a l d

lichen Analyse dieser gegenseitigen Beeinflussungsverhältnisse zweifeln lassen 
könnte. Trotz einer Vielzahl empirischer Befunde scheint die Technikforschung 
einer Beantwortung der Frage nach der Beeinflussungsrichtung – die nun wahr
haftig kein »Kleinkram« ist – nicht näher gekommen zu sein. Wenn Sozial- und 
Technikdeterminismus als wissenschaftliche Einschätzungen zum Verhältnis 
von Technik und Gesellschaft verstanden werden, gibt es drei Erklärungstypen 
für das Schwanken:

–	 Es könnte der betrachtete Gegenstandsbereich selbst die Ursache der wissenschaft
lich wahrgenommenen Schwankungen sein. Die Kausalbeziehungen könn
ten sich »real« geändert haben, so dass eine um Erklären und Verstehen be-
mühte Sozialforschung diesen »realen« Schwankungen zwangsläufig folgen 
musste.

–	 Es könnte sich um eine allmähliche Annäherung an die Wahrheit (Popper) 
handeln. Danach würde die sozialwissenschaftliche Technikforschung »im 
Schlingerkurs« einen immer differenzierteren und »realitätsnäheren« Ein-
druck von ihrem Gegenstandsbereich gewinnen und das Schwanken wäre, 
aus der Ferne betrachtet, eine Annährung an die Wirklichkeit.

–	 Es könnte sich um ein Schwanken auf  der Ebene wissenschaftlicher Wahrneh-
mungsmuster handeln. Veränderungen in der Perspektive, unter der die Sozial
wissenschaften auf  das Gegenstandsfeld »Verhältnis von Technik und Gesell
schaft« schauen, könnten die Ursache variierender Wahrnehmung sein.

Eine Antwort hängt wesentlich mit einer Einschätzung des semantischen Ge-
haltes und der sprachpragmatischen Funktionen der Thesen von Sozial- oder 
Technikdeterminismus zusammen. Dabei geht es um folgende Teilprobleme:

1.	 Sind Sozial- und Technikdeterminismus empirisch belegbar? Handelt es 
sich um wissenschaftliche Hypothesen, über deren Geltung man diskutieren 
könnte? Auf  welche Gegenstands- und Einflussbereiche bezieht man sich 
dabei jeweils?

2.	 Sind Sozial- und Technikdeterminismus alternative Deutungen des Verhältnis
ses von Gesellschaft und Technik, von denen nur eine wahr sein kann? Oder 
können sie gleichzeitig zutreffen, nur in je verschiedener Interpretation?

3.	 Die Technikfolgenabschätzung ist dem Wandel von Technik- zu Sozialdeter
minismus eher reaktiv gefolgt, statt ihn aus den eigenen Erfahrungen heraus 
mitzugestalten. Was folgt aus den Überlegungen für die TA? Ist TA auf  ei
nen gewissen Technikdeterminismus angewiesen, um über Folgen reden zu 
können?

Um diese Fragen zu beantworten, ist zunächst genauer nach dem semantischen 
Gehalt der beiden Determinismusthesen zu fragen (Kapitel 2). Diese Analyse 
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ebnet den Weg zu einem Verständnis der Thesen von Sozial- und Technikdeter-
minismus als deutungsgeladene und perspektivische Muster generalisierten Re-
dens über das Verhältnis von Technik und Gesellschaft. Als solche fungieren sie 
in mehrfacher Weise als Katalysatoren gesellschaftlicher Kommunikation über 
Technik – bilden dabei aber keineswegs ontische Sachverhalte ab und haben 
daher keinen ontologischen Status. Auf  diese Weise können einige Scheinprob-
leme der wissenschaftlichen Kommunikation benannt und aufgelöst werden 
(Kapitel 3). Abschließend wird nach Implikationen und Konsequenzen dieser 
Analyse gefragt (Kapitel 4).

2	 Der sprachpragmatische Status von  
Sozial- und Technikdeterminismus

Zunächst scheint es angeraten zu sein, den Inhalten der beiden Determinis-
musthesen etwas weiter nachzugehen. Dabei sei es hier, in einem konzeptionell 
orientierten Beitrag, erlaubt, die Gegenüberstellung auf  die charakteristischen 
Aspekte zuzuspitzen, auch um die Gefahr, dass damit nicht allen Differenzie-
rungen Rechnung getragen werden kann.

Trivialerweise, aber nicht ohne Bedeutung, wird in der Kontroverse zwischen 
Technik- und Sozialdeterminismus eine Basisunterscheidung zwischen Technik 
und Gesellschaft zugrunde gelegt. Basisunterscheidungen als »erste« Unter-
scheidungen sind nicht nur die Grundlage von trennscharfen und Ordnung stif-
tenden Begriffsbildungen, sondern auch die Basis für Weltwahrnehmung. Die 
Rede vom Unterscheidungsapriori (vgl. Mittelstraß 1974, in anderer Tradition 
Spencer Brown 1979) macht hierauf  aufmerksam. Eine Basisunterscheidung, 
die Technik von der Gesellschaft abtrennt, um dann nach den gegenseitigen Be-
einflussungen zu fragen, hat zwar eine lange Tradition in den Sozial- und Geis-
teswissenschaften, ist aber dennoch nicht unkritisch zu übernehmen. Dadurch 
könnten Probleme artifiziell erzeugt werden, die nicht dem wahrgenommenen 
Gegenstandsbereich, sondern der durch die Basisunterscheidung geprägten 
Wahrnehmungsstruktur zuzuschreiben wären. Diesem Gedanken werde ich zu-
nächst nicht folgen, ihn aber später wieder aufnehmen (Kapitel 4).

Der Technikdeterminismus zerfällt in zwei Teilthesen: (1) die These von der 
Determinierung des Sozialen durch das Technische, nach der Technik zu einer 
»Anpassungserzwingung« in individueller und kollektiver Hinsicht führe, und (2) 
die These von der Nicht-Determinierung beziehungsweise Nicht-Determinier-
barkeit des Technischen durch das Soziale. Der technischen Entwicklung wird 
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eine Eigengesetzlichkeit unterstellt (Ropohl 1982). Auf  verschiedene Weise kann 
versucht werden, diese Eigendynamik zu begründen (dazu Grunwald 2000). Es 
bliebe der Gesellschaft in diesem Modell nur, und das ist der zweite Teil der 
Technikdeterminismusthese, sich an diese eigendynamisch ablaufende Entwick-
lung bestmöglich anzupassen. Zu diesem Zwecke könnte sie versuchen, Technik
entwicklung und daraus resultierende gesellschaftliche Folgen zu prognostizieren, 
um sich frühzeitig darauf  einzustellen. Genau diese Argumentation führt zu 
dem prognostischen Imperativ der älteren TA (vgl. Grunwald/Langenbach 
1999: 97f.). Technik (und hiermit ist häufig auch Wissenschaft gemeint) wird als 
die soziale Dimension determinierend angesehen. Der Kausalpfeil nimmt sei-
nen Ausgang in der Technik und führt zum Sozialen; eine umgekehrte Richtung 
ist nicht vorgesehen und nach der die Technik antreibenden Kraft wird zunächst 
nicht weiter gefragt. Diese Kausalrichtung ist auch eine zeitliche Aufeinander-
folge: Technik ist zuerst da, und die Gesellschaft ist von ihren Folgen – zeitlich 
später – betroffen.

Der Sozialdeterminismus sucht umgekehrt danach, Beeinflussungen der Tech-
nik durch die beteiligten Akteure in den verschiedenen Phasen der Technik
entwicklung nachzuweisen. Der Versuch, die obige Zerlegung des Technikde-
terminismus hier analog durchzuführen, mag zwar im zweiten Teil nur teilweise 
zutreffen, ist aber dennoch instruktiv: Danach zerfällt der Sozialdeterminismus 
ebenso in zwei Teilthesen: (1) die These von der Determinierung des Tech-
nischen durch das Soziale und (2) die These von der Nicht-Determinierung 
beziehungsweise Nicht-Determinierbarkeit des Sozialen durch das Technische. 
Bis in den Untertitel des Buches hinein Zur Entstehung und Steuerung technischer 
Innovationen (Dierkes et al. 1992) findet sich ein Gestaltungsanspruch:

In dem Bemühen, sozusagen den archimedischen Punkt zu treffen, an dem der Hebel einer 
effizienten Technikgestaltung anzusetzen hätte, richtete sich die Aufmerksamkeit der For-
schung in den vergangenen Jahren zunehmend sowohl auf  jene Faktoren, die den Prozess der 
Technikentwicklung bestimmen, als auch auf  die Bedingungen, die zu der konkreten Gestalt 
einer Technik führen, mit dem Ziel, hier Einflussmöglichkeiten auf  die Technikgestaltung zu 
finden.  (Dierkes et al. 1992: 8/9)

Durch eine geschickte Gestaltung des gesamten Prozesses der Technikentwick-
lung könne danach Technikentwicklung in gewünschte Richtungen getrieben be
ziehungsweise könnten unerwünschte Entwicklungen verhindert werden. Hier-
aus folgt also – in Entgegensetzung zum obigen prognostischen Imperativ – ein 
prozeduraler Imperativ, die »Gestaltungsprozesse zu gestalten«. Der Kausalpfeil 
weist hier vom Sozialen zur Technik, und damit ist auch ein entsprechendes 
Modell der Zeitverhältnisse verbunden: zeitlich primär sind die sozialen Ge-
staltungsprozesse, daran anschließend kommt es zu einer entsprechend gestal-
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teten Technik. Dies wird vielleicht nirgends deutlicher auf  den Punkt gebracht 
als in der Metapher von Leitbildern als den »Genen« der Technikentwicklung 
(Dierkes et al. 1992): Leitbilder als Elemente der sozialen Konstruktion von 
Technik legen in dieser Sicht den Phänotyp der sich daraus ergebenden tech-
nischen Entwicklung fest.

In der Gegenüberstellung von Technik- und Sozialdeterminismus – die an 
dieser Stelle auf  eine konträre Entweder-oder-Entscheidung hinauszulaufen 
scheint – ist eine irritierende Beobachtung zu nennen, die in der sozialwissen-
schaftlichen Literatur zwar thematisiert worden ist, die aber meines Wissens zu 
keinen Konsequenzen geführt hat. Der sozialdeterministische Ansatz kann über-
raschenderweise auch im Sinne eines Technikdeterminismus gelesen werden. 
Durch die These, dass über Entwicklungspfade und Nutzungsmöglichkeiten der 
technischen Entwicklung bereits in den frühen Phasen entschieden werde, keh-
re der »Technikdeterminismus durch die Hintertür« zurück (Hellige 1993: 191; 
Dolata 2003: 84–93). Diese Lesart einer Wiederkehr des technologischen De-
terminismus auf  anderem Wege führte zur These einer »Versteinerung« von 
Technik (Knie 1994: 254) und zur These, dass die »mit dem Genese-Ansatz … 
verbundenen forschungspolitischen Hoffnungen … nicht in gewünschter Weise 
erfüllt werden können« (Knie 1994: 257), weil durch Entscheidungen in frü-
hen Phasen der Technikentwicklung die späteren Einflussmöglichkeiten stark 
begrenzt würden. Auf  welcher Seite die treibenden und auf  welcher die ge-
triebenen Faktoren liegen, oder wo die abhängigen und wo die unabhängigen 
Variablen sind, erscheint hier auf  einmal nicht mehr eine Frage empirisch beob-
achtbarer Verhältnisse, sondern eine Frage der Deutung und Interpretation zu sein. 
Diese Beobachtung gibt einen wertvollen Hinweis zur Deutung der Thesen von 
Sozial- oder Technikdeterminismus.

Einen weiteren Hinweis liefert die Beobachtung, dass Sozial- oder Tech-
nikdeterminismus – in der hier verwendeten zugespitzten Bedeutung – grund-
sätzlich oder wenigstens zumeist als generelle Behauptungen auftreten. Es geht 
darum, ob »die« Technik »das Soziale« determiniere oder umgekehrt. Insofern 
individuelle Fallbeispiele untersucht werden, wird in der Auswertung auf  die 
Verallgemeinerung gezielt. Generalisierung ist ein wesentlicher Impetus der wis-
senschaftlichen Arbeit. Technik- und Sozialdeterminismus als wissenschaftliche 
Verhaltungen zur Beziehung zwischen Technik und Gesellschaft stellen daher 
– nicht überraschend – generalisierte Thesen dar. Fallbeispiele können immer nur 
begrenzt zu ihrer Rechtfertigung herangezogen werden. Denn der Generalisie-
rung empirischer Aussagen – die im Falle des Verhältnisses von Technik und 
Gesellschaft immer Rekonstruktionen von Fallbeispielen sind – sind enge Gren-
zen gesetzt: Zwischen einer begrenzten Zahl von Fallstudien und der Generali-
sierung klafft grundsätzlich eine erhebliche Lücke.
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Die Abstraktion von individuellen Situationen und Fallstudien zu allgemeinen 
Aussagen wie den Thesen des Sozial- oder Technikdeterminismus ist daher nicht 
logisch, sondern nur über Deutungen möglich, in denen das Allgemeine im Indivi
duellen konstruktiv bestimmt wird. Bereits in Vergleichen von Fallstudien unterein-
ander – die schließlich über eine Übertragbarkeit der Ergebnisse und damit eine 
Verallgemeinerbarkeit der Erkenntnisse entscheiden – gehen Deutungen ein, 
welche selbst häufig Gegenstand von Kontroversen sind. Diese Deutungen mit 
ihren unhintergehbar konstruktiven Anteilen machen eine empirische Entschei-
dung zwischen Sozial- und Technikdeterminismus letztlich unmöglich (Grun
wald 2003).

Sozial- und Technikdeterminismusthese sind also mit deutenden Generali
sierungen verbunden. Sie beanspruchen, Allgemeines und Allgemeingültiges 
über das Verhältnis von Technik und Gesellschaft auszusagen, können diesen 
Anspruch aber nicht empirisch prüfbar einlösen. Sie überbrücken die metho-
dische Lücke zwischen konkreten und empirischen Einzeluntersuchungen einer
seits und dem beanspruchten Allgemeinen andererseits mit Deutungen und ih-
ren konstruktiven Gehalten. Daher dürfen generalisierende Thesen dieses Typs 
nicht ontologisch als Aussagen über reale Sachverhalte verstanden werden. Sie 
bleiben Aussagen auf  der generalisierenden Beschreibungsebene, während die 
realen Sachverhalte immer individuell sind. Zu unterscheiden sind hier strikt Be-
schreibung und Beschriebenes beziehungsweise Modell und Modelliertes (Janich 
2001): Die Deutung des Verhältnisses von Gesellschaft und Technik als Sozial- 
oder Technikdeterminismus darf  nicht dazu verleiten, einen solchen Determi-
nismus als soziale Realität anzusehen. Sozial- und Technikdeterminismus sind 
Generalisierungen über einen einlösbaren Geltungsanspruch hinaus (Grunwald 
2003). Sie haben eine »überschießende Bedeutung« und leben methodisch, meta
phorisch gesprochen, in gewisser Weise über ihre Verhältnisse.

Wenn sich dies so verhält, könnte eine Folgerung lauten, auf  die Thesen von 
Sozial- und Technikdeterminismus (und sicher noch auf  eine Reihe weiterer, 
generalisierter, sozialwissenschaftlicher Begriffsbildungen) zu verzichten und 
sich stattdessen wissenschaftlich sorgfältig auf  Fallstudien zu beschränken. Ein 
solcher Purismus würde in der Tat einige Probleme vermeiden, die eine Verwen-
dung von Sozial- oder Technikdeterminismus jenseits des von ihnen mit Recht 
beanspruchbaren Status als generalisiertes Deutungsangebot mit sich bringt. 
Andererseits würde dieser Verzicht aber auch die konstruktive Nutzung kom-
munikativer Potenziale verhindern, die in generalisierten Begriffen und Thesen 
(häufig) angelegt sind. Generalisierungen haben vielfach in gesellschaftlicher 
Kommunikation einen spezifischen Sinn oder spezifische, häufig heuristische 
oder katalytische Funktionen (vgl. Grunwald/Julliard 2005 für die generalisierte 
Rede über Technik).
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Denn Fragen zum und Probleme im Verhältnis von Technik und Gesellschaft 
sind keineswegs immer Probleme mit konkreten Techniken (zum Beispiel Kern-
energie, Gentechnik oder elektromagnetische Strahlung im Mobilfunk). Lebens-
bewältigung und gesellschaftliche Problemlösung zum Thema »Technik« findet 
nicht nur in gesellschaftlichen Teilbereichen und zu konkreten Praxisfragen in 
ihren singulären Kontexten sozusagen auf  Fallstudienebene statt, sondern auch 
in Form einer übergreifenden gesellschaftlichen Diskussion. Hier geht es zum Beispiel um 
Fragen wie Technik als Mittel oder Selbstzweck, Technisierung des Menschen 
und der Gesellschaft, Technik und die Folgen, Umgang mit technischen Risiken, 
Rolle der Technik in der Gesellschaft oder eben um das Verhältnis von Technik-
determinismus und Sozialdeterminismus (Grunwald/Julliard 2005). Derartige 
generalisierende Diskussionen haben dann auch (wenigstens potenziell) Rück-
wirkungen auf  die partikularen Inseln der gesellschaftlichen Kommunikation 
über individuelle Technik(en) und auf  lebenspraktische Probleme. Generalisie-
rendes Reden eröffnet Freiräume gerade deswegen, weil zwischen der Ebene 
der Fallstudien und der allgemeinen Ebene eine mehr oder weniger große Lücke 
klafft, die durch Deutungen geschlossen werden kann, woraus sich dann wieder 
neue Perspektiven auf  die konkreten Probleme ergeben können. Die Spannung 
zwischen der Ebene individueller Fallbeispiele und generalisierender Abstrak
tion eröffnet heuristische und kommunikative Potenziale.

Dies sei zum Anlass genommen, die Begriffe von Technik- oder Sozialdeter-
minismus als generalisierende Wahrnehmungsmuster zu verstehen. Es geht gar nicht 
darum zu entscheiden, ob Technik sozial determiniert oder das Soziale technisch 
determiniert ist. Die Funktion des Redens und Streitens über sozialen oder tech-
nischen Determinismus besteht vielmehr in der Katalyse entsprechender Frage-
stellungen, Problemdefinitionen und Forschungsrichtungen sowie heuristisch in 
der Eröffnung neuer Perspektiven, Freiheitsräume und Suchprozesse nach neu-
en Perspektiven auf  das Feld. Planungsoptimismus, Selbstorganisationstheorie, 
Netzwerktheorie, Praktische Ethik, partizipative Technikfolgenabschätzung: 
Alle diese Ansätze geben verschiedene Antworten auf  Möglichkeit und »gute 
Praxis« der sozialen Gestaltbarkeit von Technik. Verschieden sowohl in Bezug 
auf  die angesprochene Ebene gesellschaftlichen Handelns, in Bezug auf  die Art 
und Weise präferierter gesellschaftlicher Technikgestaltung, in Bezug auf  die 
hauptsächlich betroffenen Akteure und verschieden in Bezug auf  das Ausmaß 
der unterstellten Gestaltbarkeit. In den Begriffen von Sozial- und Technikdeter-
minismus fließen vielfältige Überlegungen zum Verhältnis von Technik und Ge-
sellschaft, Einschätzungen zukünftiger Technik und Fragen einer zukünftigen 
Gesellschaft zusammen. Entscheidend ist nicht, die Frage nach der Gestaltbar-
keit von Technik mit einem Ja oder einem Nein zu beantworten; entscheidend 
sind vielmehr die Differenzierungen nach Akteuren, Intentionen, Gegenstands-
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bereichen, Gestaltungsinstrumenten und nach den Erfolgsaussichten von Ge-
staltungsansätzen. Es gilt, die Sozial- und Technikdeterminismusthese wissen-
schaftlich und gesellschaftlich zu »prozessieren«, sie von verschiedenen Seiten 
zu beleuchten und unter verschiedenen Perspektiven zu interpretieren und sie 
auf  diese Weise kreativ zu nutzen.

Damit werden Technik- und Sozialdeterminismus zu, kantisch gesprochen, 
Formen der Anschauung, nicht in einem transzendentalen Sinne, aber in einem 
pragmatischen Verständnis. Technik- und Sozialdeterminismus sind keine Be-
hauptungen über eine bestimmte Verfasstheit realer Verhältnisse, sondern For-
men, die bestimmten Deutungsleistungen entstammen, dann aber ihre eigenen 
Wirkungen auf  die wissenschaftliche und gesellschaftliche Wahrnehmung des 
Verhältnisses von Technik und Gesellschaft ausüben. Sie haben Einfluss auf  die 
Art und Weise, wie wir Technikentwicklung und Technikfolgen wahrnehmen 
und mit welchen Fragen wir an diese wissenschaftlich herantreten. Sie dienen als 
Experimentierfeld für Fragestellungen in Fallstudien, als open space zur Generie-
rung neuer Fragestellungen und damit als Heuristiklabor für die sozialwissen-
schaftliche Technikforschung.

3	 Zeitbezüge und Kausalverhältnisse

3.1	 Perspektiven der Zuschreibung

Wenn Sozial- und Technikdeterminismus im genannten Sinne als Reflexions
begriffe für generalisierte Wahrnehmungsmuster fungieren und keine empirisch 
prüfbaren Hypothesen darstellen, dann kann es zwischen ihnen nicht einfach 
einen Widerspruch geben, wie ihn die bisherige Formulierung der Thesen nahe
legte (Kapitel 2.1), was die Bestimmung der determinierenden und der deter-
minierten Elemente einer Kausalbeziehung betrifft. In der Tat lässt sich dieser 
scheinbare Widerspruch in einem ersten Schritt unterschiedlichen zeitlichen 
Perspektiven zuordnen.

Im linearen Lebenszyklusansatz für technische Produkte, Verfahren oder 
Systeme wird – jedenfalls ex post – die Geschichte von konkreten Techniken in 
verschiedene Phasen zerlegt. Solange es um die Phase der Konzeptualisierung 
und der Auslegung des Designs bis hin zur Produktion von Technik geht – also 
die Technikgenese –, scheinen sozialdeterministische Ansätze zumindest »als 
Perspektive« auf  das Feld eine große Plausibilität zu besitzen. Dies entspricht 
zum Beispiel der handlungstheoretischen Deutung der Entstehung von Technik 
durch die Handlungen und Entscheidungen ganz konkreter Akteure. Auch die 
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Technikgeneseforschung hat umfangreiches Material für einen entsprechenden 
»Indizienprozess« bereitgestellt (Dierkes 1997; Weyer et al. 1997). Die Genese 
von Technik lässt sich plausibel als geplanter (sozialer) Prozess, etwa wie von 
Bender in diesem Band dargestellt, als Institutionalisierungsprozess rekonstru-
ieren, dessen Resultat im Vorliegen der jeweiligen Technik besteht (vgl. auch 
Bender 2006).

Ist dann die Technikgenese abgeschlossen und sind konkrete Techniken in 
der Nutzung, kommt es zu Technikfolgen. Aus der TA ist bekannt, dass diese oft 
nur teilweise erwartet oder beabsichtigt waren, sondern dass es zu unvorher-
gesehenen Überraschungen und Entwicklungen kommt (für dramatische Fälle 
vgl. Harremoes et al. 2002). Diese technikinduzierten Entwicklungen verändern 
damit auch die Randbedingungen und Einflussfaktoren für sich daran anschlie-
ßende Prozesse sozialer Technikgestaltung in anderen Feldern. Hier ist ein Stück 
weit ein technikdeterministischer Ansatz angebracht, und auch dafür gibt es eine 
Reihe von Belegen – wobei »Technikdeterminismus« hier nur bedeutet, dass sich 
die Technikfolgen wenigstens zum Teil einer Planbarkeit ex ante entziehen.

Zur Illustration sei an die Geschichte der Kernenergie erinnert. Entstanden 
ist sie, so würde man in technikgenetischer Perspektive formulieren, in einem 
expertokratischen Netzwerk aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik durch 
Kommunikation und Entscheidungsserien unter bestimmten Akteuren mit be-
stimmten Interessen und Zielen unter konkreten Randbedingungen. Dies führt 
sodann zu einer zunächst erfolgreichen Implementation – bis die unvorhergese-
hene Ablehnung in weiten Teilen der Bevölkerung entstand. Dieser Technikkon-
flikt ist bereits eine – weithin unvorhergesehene – Technikfolge, welche sodann 
über die Mobilisierung der Bevölkerung, die Schaffung einer skeptischeren 
Stimmung gegenüber technischen Fortschritt, Großtechnik und Expertentum 
auch die Randbedingungen für neuere Prozesse der Technikgenese veränderte, 
bis hin zur Frage des radioaktiven Abfalls und möglichen deliberativen Verfah-
ren einer Endlagersuche (Hocke/Grunwald 2006).

Es geht also nicht mehr darum, zwischen Sozial- und Technikdeterminismus 
zu entscheiden oder vermittelnde Zwischenpositionen zu konzeptualisieren und 
dann empirisch zu untermauern. Vielmehr ist es sinnvoll, nach der Evidenz und 
den Implikationen bestimmter konzeptioneller Entscheidungen für oder gegen 
Sozial- oder Technikdeterminismus und ihren Orten in den konkreten Prozes-
sen der Technikentwicklung und der Nutzung zu fragen.
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3.2	 An der Schnittstelle zwischen Technik- und Sozialdeterminismus

An dieser Stelle stellt sich die Frage nach dem Punkt, an dem Sozial- und Tech-
nikdeterminismus eventuell doch aufeinandertreffen und in einen direkten Kon-
flikt geraten können. Reicht in der genannten Unterscheidung der verschiedenen 
Perspektiven ex ante und ex post auf  Technik die Gestaltungsperspektive gerade 
(idealtypisch) bis zur physischen Existenz der betreffenden Technik, bis zur In-
betriebnahme oder bis zur Markteinführung, so beginnt die Folgenperspektive 
genau erst dann. Eine einfache Komplementarität beider Perspektiven, wie sie 
scheinbar möglich wäre, stellt sich jedoch trotzdem nicht ein.

Denn der Sozialdeterminismus hat weiterreichende Ambitionen: Er begnügt 
sich nicht damit, die Herstellung technischer Artefakte als sozialen Prozess zu re-
konstruieren und entsprechende Muster wie zum Beispiel die leitbildorientierte 
Technikgestaltung aufzudecken, sondern er beansprucht, in die Folgendimension 
hinein zu reichen. Ziel ist nicht einfach, Technik herzustellen, sondern Ziel ist, 
Technik so herzustellen, dass es keine Probleme mit den Folgen gibt (diese Ge-
dankenfigur wurde in Kapitel 2.1 als Reminiszenz des Planungsoptimismus kurz 
genannt).

Zu einem Teil reichen die mit der Technikgenese verbundenen Folgenerwar
tungen in die sich dann entwickelnde Realität hinein, wenn auch vielleicht nicht 
immer in der intendierten Weise. So haben prospektive Konzeptionen von den 
Technikfolgen häufig Einfluss darauf, wie die realen Technikfolgen dann inter-
pretiert werden. Beispielsweise haben die hohen, letztlich auf  technikdeterminis-
tischen Gedanken beruhenden Ideen, dass das Internet zu einer Erneuerung der 
Demokratie führen werde, dazu geführt, dass in der Phase der Ernüchterung in 
hohem Maß Defizitanalysen durchgeführt wurden (Grunwald et al. 2006). Zum 
Beispiel wurde die Nichtnutzung des Internet durch große Bevölkerungsgrup-
pen zunächst nur als Defizit interpretiert – der »blinde Fleck« der Debatte um 
die digitale Spaltung (Riehm/Krings 2006).

Damit lässt sich die Streitfrage Technik- oder Sozialdeterminismus (mit den 
entsprechenden Folgen für die TA) in folgender Weise präzisieren: Wie weit rei-
chen die Gestaltungsmöglichkeiten, die in der Technikgenese unzweifelhaft vor-
handen sind, in die Folgendimension ex post hinein? Der Gestaltungsoptimismus 
der neunziger Jahre würde hier mit weitreichenden Versprechungen aufwarten, 
während der Technikdeterminismus der siebziger Jahre eine solch große Reich-
weite der Technikgenese komplett ablehnen würde.

Die Frage Technik- oder Sozialdeterminismus ist also weder eine disjunkte 
und nach einem Entweder-oder-Modell entscheidbare Alternative noch eine dis-
junkte Beschreibung durch zwei unvereinbare, aber komplementäre und auf  der 
Zeitachse sauber getrennte Perspektiven.
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Vielmehr stellt sich nun die Frage nach der Reichweite des Sozialdeterminismus in 
die Folgendimension hinein. Dieses ist nun, anders als die (falsche) Alternative 
Technik- oder Sozialdeterminismus, eine Frage mit empirischem Gehalt. Technik-
wirkungsforschung könnte hier mit Falluntersuchungen ansetzen – sich dann 
allerdings ebenfalls mit den angesprochenen Problemen einer induktiven Gene-
ralisierung auseinandersetzen.

3.3	 Der doppelte Zukunftsbezug von Technik

Die oben (3.1) getroffene Unterscheidung in eine Ex-ante- und eine Ex-post-
Perspektive relativ zur »Fertigstellung« von Technik ist nur ein erster Schritt 
in der Analyse der Zeitbezüge zwischen Technik und Gesellschaft. Diese Un-
terscheidung wird nun ausgebaut in Richtung auf  Wechselbezüge zwischen 
beiden Perspektiven, welche weitere Differenzierungen erlauben. Hierzu seien 
zunächst unterschieden: Zukunftsbezug (1) ex ante und (2) ex post von Technik 
(nach Grunwald 2000).

Ad 1: Technik wird relativ zu Zielen und Zwecken entwickelt; Technikent-
wicklung soll bestimmte technische Funktionen und Leistungsmerkmale reali-
sieren. Das Lastenheft enthält die Summe aller Leistungsmerkmale, die die zu 
entwickelnde Technik aufweisen soll. Dieses Lastenheft bezieht sich nun aber 
nicht auf  die Gegenwart der Technikentwicklung, sondern zielt auf  einen zu-
künftigen Techniknutzer, dessen Intentionen und Bedarfe antizipiert werden, 
um Akzeptanz für die in Entwicklung befindliche Technik zu finden: Technik 
wird auf  Modellmärkte hin entwickelt (Kowol/Krohn 1995: 81f., 101). Auch 
die antizipative Erforschung und Reflexion von Technikfolgen in einem ganz 
allgemeinen Sinn ist auf  die Folgen von Entwicklung, Produktion, Verwendung 
oder Entsorgung dieser Technik bezogen und erstreckt sich damit immer auf  
zukünftige Zeithorizonte. Strategische Entscheidungen über Technik in Unter-
nehmen – über neue Produkte, neue Produktionsverfahren oder neue Produk-
tionsanlagen –, politische, technikrelevante Regulierungen (wie zum Beispiel die 
Altautoverordnung) und Entscheidungen von Ingenieuren über die Wahl dieses 
oder jenes Materials für ein Bauteil erfolgen daher stets vor dem Hintergrund 
von Zukunftserwartungen. In die ganz konkrete Technikentwicklung gehen Zu-
kunftsbilder und Zukunftsentwürfe ein, seien sie deskriptiver Art wie Trend 
extrapolierende Prognosen (etwa über die Marktentwicklung) oder normativer 
Art (wie Zielsetzungen, aber auch Welt- und Menschenbilder). Diese technik-
genetische Perspektive ist damit eine Teilnehmerperspektive. Ihr entspricht not-
wendig eine gewisse sozialdeterministische Komponente als Vorbedingung für 
ihr konkretes Technik gestaltendes Handeln und die entsprechende Motivation 
dafür. Es bleibt pragmatisch nichts anderes, als sich in der Technikgestaltung 
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von einem bestimmten Maß an Vertrauen in die Erfolgschancen der Gestal-
tungsbemühungen leiten zu lassen (Grunwald 2003). Sozialdeterminismus ist in 
dieser Hinsicht eine notwendige Disposition für bestimmte Handlungsmuster.

Ad 2: Wenn Technik entwickelt ist und in gesellschaftliche Nutzungskon-
texte »entlassen« wird, finden Adaptions- und Enkulturationsprozesse statt. 
Die Technik – wenn sie denn gesellschaftlich angenommen wird – verändert 
Gewohnheiten, Lebensstile, ökonomische Verhältnisse, soziale Zusammenhän
ge bis hin zu konstitutiven kulturellen Elementen. Technik ist faktisch für die 
Zukunft prägend, unabhängig davon, ob dies im Sinne ihrer Entwickler erfolgt 
oder nicht (Beispiele sind die Verbreitung des Telefons, die Erfindung der Atom-
bombe und die gegenwärtige Digitalisierung und informationelle Vernetzung). 
Die Relikthaftigkeit der Technik, ihre Beständigkeit, sorgt für immer neue An-
wendungsoptionen. Neue Zwecke und Wendungen werden erfunden. Einmal 
implementierte Technik ist dann Bestandteil der nachfolgenden Welt – bis zu 
ihrer Entsorgung. Ist Technik einmal »in die Welt gesetzt«, zieht sie eine unab-
sehbare Menge an Folgen, Nebenwirkungen usw. hinter sich her, indem sie zum 
Inventar der zukünftigen Welt gehört. Diese Folgen und Wirkungen sind dann 
Gegenstand der empirischen Technikfolgenforschung. Direkter Ausdruck des 
Zukunftsbezuges ex post ist die bekannte Tatsache, dass aktuelle Probleme häu-
fig in teilweise lange zurückliegenden Technikentscheidungen und -entwicklun-
gen ihren Ursprung haben. Hier wäre zum Beispiel an die Karstproblematik im 
Mittelmeerraum zu denken, die auf  dem durch Technik bedingten Holzbedarf  
verursachten Kahlschlag zur Römerzeit und im Mittelalter beruht. Als ein ak-
tuelles Problem fällt die Entsorgungsproblematik radioaktiver Abfälle in diese 
Kategorie (Hocke/Grunwald 2005).

Der doppelte Zukunftsbezug von Technik ist nicht erst eine Erfahrung 
der technisierten Gesellschaft. Der Kathedralenbau des Mittelalters als Bei-
spiel zeigt einerseits die Zukunftserwartungen von Menschen, die ihre ganze 
Kraft in den Dienst einer Sache gestellt haben, deren Fertigstellung sie keine 
Chance hatten zu erleben. Technikgestaltung wurde hier in einer hochgradig 
nicht utilitären Perspektive vorgenommen, die vor allem auf  transzendente Zu-
kunftserwartungen gegründet war. Andererseits hatte und hat diese so vorge-
nommene Technikentwicklung Folgen, die diesen Transzendenzerwartungen in 
keiner Weise entsprechen; die heutige Rolle von derartigen Bauwerken in der 
Tourismusindustrie stellt eine solche Folge dar. Durch ihr bloßes Vorhandensein 
nehmen diese Bauwerke eine Bedeutung ein, die mit der ursprünglichen Zweck-
bestimmung nichts zu tun hat.

Nun kann aus der Anerkennung des Zukunftsbezuges zweiter Art nicht 
einfach geschlossen werden, dass es auf  den Zukunftsbezug erster Art nicht 
ankomme, dass also Technikgestaltung nach dem Prinzip von Versuch und Irr-
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tum funktioniere, weil vermeintlich die Folgen von den Intentionen unabhän-
gig seien, wie das obige Kathedralenbeispiel suggeriert. Dies wäre eine radikale 
Antwort auf  die am Ende von 3.2 formulierte Frage nach der Reichweite ei-
ner sozialdeterministischen Technikgenese in den Folgenbereich hinein: Diese 
Reichweite wäre danach null.

Ebenso kann aus der Anerkennung des Zukunftsbezuges erster Art nicht 
geschlossen werden, dass es eine (planungsoptimistische) Möglichkeit gebe, 
durch geschickte soziale Gestaltung der Geneseprozesse die Folgendimension 
komplett zu determinieren. Dies wäre ebenfalls eine radikale Antwort, dieses 
Mal die entgegengesetzte Antwort einer maximalen Reichweite.

Zur Aufhellung des Zwischenraumes, der entsteht, wenn beide radikalen 
Antworten abgelehnt werden, ist daran zu erinnern, dass es in beiden Zukunfts-
perspektiven um Folgen geht: zum einen um intendierte oder befürchtete, jeden-
falls um hypothetische und prospektive Technikfolgen, zum anderen um empi-
risch beobachtbare Folgen. Die zentrale Frage nimmt dann die Gestalt an, dass 
es darum geht zu untersuchen, inwieweit es gelingt, durch prospektive Über
legungen und entsprechende Prozessgestaltung das zu präjudizieren, was später 
einmal empirisch beobachtbar sein wird. Inwieweit prospektive Überlegungen 
empirische Folgen beeinflussen, ist Gegenstand von Wirkungsforschung. Hier 
zeigt sich die oben angedeutete Fruchtbarkeit von Sozial- und Technikdetermi-
nismus als generalisierten Wahrnehmungsmustern.

3.4	 Die Kontingenz der Unterscheidung

Sozial- und Technikdeterminismus als generalisierte Wahrnehmungsmuster 
oder »Formen der Anschauung« zu verstehen, führt auf  die Frage, woher denn 
diese selbst kommen und warum sich manch einer für die eine, und manch an-
derer für das Gegenteil entscheidet. Auch kann nach den Folgen einer bestimm-
ten Wahl gefragt werden. Denn diese Begriffe enthalten wesentlich ein Element 
der Selbstbeschreibung der Gesellschaft. Gesellschaftliche Akteure, die mit diesen Be-
griffen operieren, deuten gesellschaftliche Prozesse in bestimmter Weise – eben als 
technologischen Determinismus, als Evolution oder als intentionale Gestaltung. 
Diese Beschreibungen jedoch sind nicht nur externe Beschreibungen, sondern 
entfalten faktische Kraft, wenn es zum Beispiel darum geht, auf  der Basis einer 
spezifischen Deutung Aufgaben für die Technikfolgenabschätzung zu definieren 
und entsprechende Institutionen zu entwerfen und zu implementieren. Gene
ralisierende Beobachter und Deuter des Verhältnisses von Technik und Gesell-
schaft sind nicht nur außen stehende Beobachter und Deuter, sondern auch 
Teilnehmer an entsprechenden Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozessen. 
Deutungsmacht ist auch eine Form von Macht.
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Wenn Technikentwicklung zum Beispiel als evolutionärer, naturwüchsig ab-
laufender Vorgang angesehen wird, dessen Folgen fatalistisch nur als Schicksal 
hingenommen werden können, besteht keine Motivation zu vielleicht mühsamen 
und kostenintensiven Gestaltungsversuchen in gesellschaftlicher Perspektive. 
Wenn andererseits Technik als in starkem Sinne sozial konstruierbar angese-
hen wird, kann dies nach hinreichend vielen Misserfolgen zu Frustration führen 
und ins Gegenteil umschlagen. Reflexion auf  die Grundbegriffe gesellschaft-
licher und wissenschaftlicher Technikdebatten ist daher ein wichtiges Mittel der 
Selbstaufklärung, um nicht blind in die Fallen der eigenen Voreinstellungen und 
der auf  dieser Basis gewählten Wahrnehmungsmuster zu laufen.

Was sich hieran auch erkennen lässt, ist ein Moment der Kontingenz. Wenn 
Hoffnung bestünde, zwischen Technik- und Sozialdeterminismus empirisch zu 
entscheiden, läge ein klassisches Wissensdefizit über beobachtbare Entwick-
lungen vor, das Forschung schließen können sollte. Wenn die Analyse in die-
sem Beitrag zutreffend ist, geht genau das hier jedoch nicht. Denn dann sind 
Technik- und Sozialdeterminismus gerade nicht empirisch beobachtbare Kausal
verhältnisse, sondern generalisierte Wahrnehmungsmuster und als solche nicht 
Eigenschaften des beobachteten Systems, sondern beide soziale Konstrukte, 
mittels derer wir bestimmte Phänomene an der Schnittstelle zwischen Technik 
und Gesellschaft beobachten. Insbesondere wäre der Sozialkonstruktivismus 
radikaler zu verstehen als üblich: Die Disposition des Sozialkonstruktivismus 
wäre selbst gesellschaftlich konstruiert und würde damit kontingent. Wie selbst-
verständlich dann auch eine gesellschaftliche Disposition des Technikdetermi-
nismus sozial konstruiert wäre – auf  dieser Ebene sind Technik- und Sozial-
determinismus als generalisierte Wahrnehmung gleichberechtigt. Es wäre dann 
nicht einfach so, dass sich Technik sozial konstruieren ließe, sondern bereits die 
vorgängige Unterscheidung zwischen Technik- und Sozialdeterminismus wäre 
sozial konstruiert.

Wenn es also in diesen Dispositionen in den letzten Jahrzehnten zu dem 
beobachteten »Schwanken« gekommen ist, lässt sich nunmehr die Ursache recht 
leicht angeben: Es ist das Schwanken in den gesellschaftlichen Wahrnehmungs-
mustern, in den relevanten wissenschaftlichen »Formen der Anschauung« und 
den entsprechenden dominanten Dispositionen. Es könnte weiter gefragt wer-
den, warum zu bestimmten Zeiten bestimmte Dispositionen dominant waren 
und sind – aber das führt über den vorliegenden Beitrag weit hinaus.
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5	 Schlussfolgerungen für die Technikfolgenabschätzung

Technikfolgenabschätzung (TA) ist auf  Modelle der technischen Entwicklung 
und ihrer Einbettung in die Gesellschaft angewiesen. Als intendierter Beitrag 
zu gesellschaftlichen Meinungsbildungen und Entscheidungsprozessen kommt 
sie ohne Modelle dieser Praxen nicht aus. Von der Modellierung hängen Aus-
sagen über Gegenstände, Ziele und Adressaten der aus dem Technikfolgenwis-
sen sich ergebenden Handlungsoptionen ab (Grunwald 2002). Die in der TA 
verwendeten Modelle sind jedoch häufig implizit, ebenso wie darin versteckte 
Zukunftsverständnisse (Grunwald 2003). Die Implizitheit gefährdet das Ideal 
der Transparenz. Aus der hier vorgelegten Analyse ergeben sich daher in Kürze 
folgende Konsequenzen für die TA:

1. Transparenz: Es ist genau zu konkretisieren, was kontextuell als das sozial 
Gestaltbare und was als durch Technik determinierte Folgen angesehen wird. 
Selbstverständlich ist zu begründen, warum die Einschätzung so und nicht an-
ders ausfällt. Die Unterscheidung zwischen dem Gestaltbaren und dem Nicht-
Gestaltbaren gehört zu den wesentlichen Weichenstellungen einer TA-Studie, 
mit erheblichen Folgen bereits für die Auslegung der Studie, noch mehr vermut-
lich für ihre Ergebnisse. Versteckte Determinismen können das Erkennen vor-
handener Handlungsspielräume be- oder verhindern, sie können zu Sachzwang
argumentationen Anlass geben, die den Blick für Alternativen verbauen. Nicht 
von ungefähr gehört es zu den Üblichkeiten in vielen TA-Projekten, Handlungs-
optionen zu entwickeln und vermeintliche Eigendynamiken zu durchbrechen 
(Grunwald 2002: 197ff.). Umgekehrt können allzu optimistische Annahmen 
über eine soziale Gestaltbarkeit den Blick für die vorhandenen Eigendynamiken 
und Zwänge trüben und motivationale Energien ins Leere und in die Frustration 
laufen lassen. Transparenz in Bezug auf  Gestaltbarkeits- oder Determinismusan
nahmen – und nicht nur in Bezug auf  normative Bestandteile und Wertungen –  
gehört zu den wesentlichen Voraussetzungen einer reflektierten TA.

2. Methodik: Die eingesetzte Methodik muss die genannten Probleme reflek-
tieren und die Grenze zwischen dem Gestaltbaren und dem als nicht gestaltbar 
Angenommenen deutlich machen. Prognosen im klassischen Sinne beziehen 
sich gerade auf  als eigendynamisch angenommene Entwicklungen vor dem 
Hintergrund deterministischer Vorstellungen (Grunwald 2003). Szenarienbil-
dungen hingegen sind offen in Bezug auf  als gestaltbar und als deterministisch 
angenommene Anteile (Grunwald 2002: Kapitel 9.4). Sie enthalten stets einen 
Rahmen, der für unveränderlich gehalten wird (zum Beispiel sogenannte Mega
trends), innerhalb dessen dann Handlungsoptionen als Gestaltungselemente 
entwickelt werden können. In dieser Sicht stellen Szenarien verschlüsselte Mani-
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festationen von Unterscheidungen zwischen als determiniert und als gestaltbar 
angenommenen Entwicklungen dar.

3. Verhältnis von Teilnehmer- und Beobachterperspektive: Gestaltung, für die die TA  
Wissen und Orientierung bereitstellen soll, erfolgt grundsätzlich in einer Teil-
nehmerperspektive, während die Sichtweisen auf  Technik- oder Sozialdetermi-
nismus beobachtungssprachlich gemeint sind. Hier gilt es grundsätzlich zwi-
schen Beschreibung und Beschriebenem zu unterscheiden. Der Unterschied 
zwischen Sätzen wie »Technikentwicklung lässt sich als Evolution beschreiben« 
(Halfmann 1996: 104) und »Technikentwicklung ist Evolution« ist ein Unter-
schied ums Ganze. Die verschiedenen Zeitverhältnisse, die sich in Technik- und 
Sozialdeterminismus zeigen, sind unter den jeweiligen Perspektiven der Teilneh-
mer und der Beobachter transparent zu differenzieren.

4. Reflexive Sorgfalt: TA ist, mehr noch als die sozialwissenschaftliche Tech-
nikforschung, nicht ein außen stehender Beobachter des Geschehens, sondern 
auch ein Teilnehmer, durch dessen Handeln und Wissen Einfluss genommen 
wird. Einschätzungen zu Determinismusfragen seitens der TA haben daher 
möglicherweise auch eine »selbst erfüllende« oder »selbst zerstörende« Qualität, 
wenn sich zum Beispiel die Adressaten bestimmten Einschätzungen zu diesen 
Fragen anschließen. Diese Situation erfordert eine besondere »reflexive« Sorg-
falt mit generalisierenden Einschätzungen vom Typ des Sozial- oder Technik
determinismus. Der Erfolg und die jeweilige Aufgabe von TA liegen im Ein-
zelfall, für den die generalisierende Rede nur heuristische und orientierende 
Funktion haben kann. Voreilige Generalisierungen und die Ineinssetzung des 
dadurch Beschriebenen mit der generalisierenden Beschreibung führen zu Apo-
rien und Polemik.
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Die Verzahnung von technologischen  
und sozialen Determinismen und die  
Ambivalenzen von Handlungsträgerschaft  
im »Constructive Technology Assessment«

Ansätze eines technologischen oder eines sozialen Determinismus in der Ana-
lyse soziotechnischer Entwicklungen sind in der Literatur intensiv und zumeist 
als einander ausschließende Sichtweisen diskutiert worden. Derartige Entgegen
setzungen machen es sich allerdings zu einfach und führen zu Fehlschlüssen. 
Die Bezeichnung ›Determinismus‹ ist keine neutrale Kategorie: Sie weist ent-
weder in Richtung sozialer oder in Richtung technologischer Handlungsträger-
schaft, da die Kausalität und damit die Verantwortlichkeit wahlweise der sozialen 
beziehungsweise der technologischen Seite zugewiesen wird. Soziale Akteure 
wechseln fortwährend zwischen diesen beiden Polen: Sie ordnen die Kausalität 
einerseits der Technologie selbst als einem von außen kommenden Faktor zu 
und weisen Verantwortung von sich ab. Zugleich beanspruchen sie aber, selbst 
verantwortlich zu sein und aktiv Einfluss auf  den Technisierungsprozess neh-
men zu können. Jerry Ravetz (1975: 46) hat diese Ambivalenz sehr treffend 
beschrieben: »Science takes credit for penicillin, but Society takes the blame for 
the Bomb.« Ein eindrückliches Beispiel für die oft widersprüchliche Kopplung 
von Kausalität und Verantwortung bietet die Diskussion um die Freigabe von 
Schusswaffen in den USA. Sind es Menschen oder Waffen, die Menschen tö-
ten? Die Guns-and-Roses-Diskussion in sozialwissenschaftlichen Zeitschriften ist 
mehr als eine rein akademische Debatte.� Indem Sozialwissenschaftler die eine 
oder andere Spielart des Technik- oder Sozialdeterminismus vertreten, werden 
sie direkt oder indirekt Teil der gesellschaftlichen Auseinandersetzung.

Als ein Ansatz, der darauf  zielt, intervenierend in Prozesse der Genese und 
Entwicklung von Technik einzugreifen, oder besser gesagt, der die involvierten 
Akteure in die Lage versetzen soll, frühzeitiger und produktiver derartige Prozes
se mitzugestalten, muss auch Constructive Technology Assessment (Construc-
tive TA) in diesen Auseinandersetzungen Position beziehen (Rip et al. 1995; 
Schot/Rip 1997).

	�	 Siehe die Guns-and-Roses-Debatte zwischen Kling (1992a, b) und Grint/Woolgar (1992) sowie 
Latours Darstellung desselben Themas (1999, Kapitel 6).

Arie Rip
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Obgleich der Gegensatz zwischen Technik- und Sozialdeterminismus zu 
einfach gefasst ist und man versucht sein könnte, ganz auf  diese Kategorien 
zu verzichten oder sie zumindest neu zu formulieren, können beide Determi-
nismen, konstruktiv aufeinander bezogen, wichtige Bausteine zur analytischen 
Herangehensweise und theoretischen Erklärung der de facto fortwährend statt-
findenden Umgestaltung von Technologien und gesellschaftlichen Bedingungen 
sein. Was löst derartige Umgestaltungsprozesse aus und, vielleicht noch ent-
scheidender, in welche Richtung bewegen sie sich? Um diese Fragen anzugehen, 
muss die als rein theoretische Kontroverse fruchtlose Debatte zwischen den 
Sozialwissenschaftlern auf  eine empirische Basis gestellt werden.� Empirische 
Studien sind in der Lage aufzuzeigen, wie technologische oder soziale Irreversi-
bilitäten und Verfestigungstendenzen konkret entstehen. Sie können Aufschluss 
geben über typische Muster solcher Prozesse und darüber, welche Rolle Ak-
teurstrategien und -interaktionen in diesem Zusammenhang spielen können. 
Dadurch machen sie die real vorhandene Verzahnung von Technik- und Sozial-
determinismus sichtbar und zeigen, dass zu bestimmten Zeiten beziehungsweise 
in bestimmten Sektoren und Entwicklungsphasen gesellschaftliche, in anderen 
Entwicklungsphasen demgegenüber technologische Determinismen als domi-
nierende Faktoren die soziotechnische Entwicklung prägen.

Damit ist eine praktische Herausforderung verbunden. Wenn man das Zu-
sammenspiel technologischer und sozialer Umgestaltungsprozesse wissenschaft-
lich versteht, ist es dann auch möglich, derartige Prozesse praktisch-politisch zu 
beeinflussen? In der Praxis wird laufend versucht, aktiv und in verbessernder Ab-
sicht in solche Prozesse einzugreifen. Unsere Arbeit im Constructive TA kombi-
niert dieses mit dem Verständnis solcher Prozesse. Angesichts der Verzahnung 
von technologischen und sozialen Determinismen kann ein Verständnis sozio-
technischer Zusammenhänge allerdings nicht einfach in der Aufforderung an 
die Akteure bestehen, es besser zu machen. Vielmehr definiert sich Constructive 
TA als eine Möglichkeit, nicht nur theoretische Einblicke in die Dynamik von 
Technologieentwicklung und deren Einbettung in die Gesellschaft zu gewinnen, 
sondern zugleich auch die konkreten Prozesse der Beurteilung und Auswahl 
gesellschaftlicher Intervention zu verbessern (Schot/Rip 1997).

Dieses Spannungsverhältnis zwischen Gestalten und Gestaltetwerden zieht 
sich als Leitlinie durch meinen Aufsatz. Dabei sollen aktuelle Versuche, Hand-
lungsträgerschaft zu identifizieren, als Einstieg dienen, von dem aus die Ver-
strickungen zwischen technologischen und sozialen Determinismen exploriert 
werden können.

	�	 Vgl. Smith/Marx (1994) sowie Tom Misas Diagnose, man müsse die Mesoebene untersuchen, 
um zu verstehen, was passiert (Misa 1992, 1994).
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1	 Die theoretische Herausforderung
Wie kann die Verzahnung zwischen technikdeterministischen und sozialdeter-
ministischen Ansätzen am besten erfasst werden? Die Frage ist nicht, ob tech-
nische Entwicklungen und ihre Einbettung in soziale Zusammenhänge techno-
logisch oder gesellschaftlich determiniert und in die eine oder andere Richtung 
auszulegen sind. Das hieße nur, sich ebenfalls auf  einseitige Festschreibungen 
von Kausalität und Verantwortlichkeit einzulassen. Demgegenüber lässt sich 
empirisch feststellen, dass es verschiedene technologische und gesellschaftliche 
Determinismen gibt und danach fragen, wie diese zustande gekommen sind.

Determinismen, ob technologische oder soziale, können als Resultate evo-
lutionärer Prozesse, in denen sich sukzessive Irreversibilitäten aufgebaut haben, 
konzeptualisiert werden.� Man kann in diesem Zusammenhang von soziotech-
nischen Irreversibilitäten sprechen, die sich von fast rein technischen bis zu 
nahezu rein gesellschaftlichen Konstruktionen erstrecken – und als verfestigte 
technische beziehungsweise institutionelle Gegebenheiten nur schwer wieder zu 
dekonstruieren sind.

Die Akteur-Netzwerk-Theorie (ANT) betont in diesem Zusammenhang zu 
Recht, dass unterschieden werden müsse zwischen noch unbestimmten, fließen-
den Situationen, in denen die Bezeichnung ›sozialer‹ oder ›technischer‹ Deter-
minismus nicht mehr ist als eine Zuordnung der Akteure zur Verfolgung ihrer 
jeweiligen Strategien, und klaren, stabilisierten Situationen, in denen die Unter-
scheidung in gesellschaftliche und technische Determinismen sich auf  verfestig-
te Muster beziehen kann (Callon 2002). Allerdings sind Verfestigungsprozesse 
und der sukzessive Aufbau von Irreversibilitäten, mit denen sich zunächst fluide 
Situationen mit der Zeit stabilisieren, in den Untersuchungen der ANT vernach-
lässigt worden. Auf  diese Prozesse wurde man dort erst bei der Erforschung 
von Instrumenten zum Management und zur Beeinflussung von Entwicklungen 
aufmerksam (Callon/Larédo/Rabeharisoa 1992; Larédo et al. 2002).

Einen anderen und komplementären Einstieg bieten koevolutionäre Theo-
rien der technischen Entwicklung und ihrer Einbettung in die Gesellschaft. Wie 
ich an anderer Stelle gezeigt habe (Rip 1992, 2006a), gibt es gute Gründe für 
die Anwendung von Evolutionsansätzen in der sozialwissenschaftlichen Tech-

	�	 Die Evolutionstheorie betont, dass es keine im Vorfeld festgelegte und Entwicklungen for-
mende Faktoren gibt und dass man Untersuchungen und Analysen auf  Prozesse der Variation 
und Selektion (und der Beibehaltung dessen, was selektiert wurde) konzentrieren solle. Die 
Ergebnisse können sich dann allerdings stabilisieren und die Spezies (im Fall von Ökosystemen) 
beziehungsweise die technischen Trajektorien und Paradigmen prägen. Die neuen Muster und 
Systeme werden damit zu Determinanten erster Ordnung für zukünftige Geschehnisse. Diese 
Determinanten können jedoch jederzeit durch neue Variationen beziehungsweise Änderungen 
der Selektionsumgebung wieder infrage gestellt werden.
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nikforschung. In der Regel werden neue Produkte und Technologien entwickelt 
und eingeführt, deren Schicksal in hohem Maße von Faktoren und Zusammen-
hängen abhängt, die sich dem Einflussbereich derer, die diese Produkte auf  
den Weg gebracht haben, entziehen.� Sozialwissenschaftlich verwendete Evolu-
tionsansätze sollten allerdings nicht einfach dem biologischen Evolutionsmodell 
folgen (Nooteboom 2005). Der Hauptunterschied zu den neodarwinistischen 
Evolutionstheorien einschließlich der ökonomischen Theorien, die sich mit Va-
riationen in Populationen befassen (vgl. Metcalfe 1995), liegt in der dort nicht 
thematisierten Möglichkeit der sozialen Antizipation zukünftiger Selektionen 
und der Institutionalisierung solcher Antizipationen zum Beispiel in Form von 
Testlaboratorien. Selektion wird auf  diese Weise internalisiert und kann zu einem 
Zeitpunkt im Experiment nachgestellt werden, zu dem noch Korrekturen und 
alternative Variationen möglich sind (Van den Belt/Rip 1987). Auf  diese Weise 
lassen sich Situationen herbeiführen, in denen die Marktselektion oder andere 
externe Selektionen gezähmt werden können – bis zu dem Punkt, an dem etwas 
Unerwartetes eintritt und die externe Selektion sich erneut durchsetzt.

Im Zuge so verstandener koevolutionärer Prozesse entstehen und verfesti-
gen sich Muster, die neue Entwicklungen mit der Zeit zu prägen beginnen. Es 
kommt zu gelegentlichen Veränderungen bestehender Gleichgewichte. So hat 
zum Beispiel das wachsende Interesse an der Nachhaltigkeit Raum geschaffen 
für die Suche nach alternativen technischen Möglichkeiten und darauf  bezoge-
nen Governance-Innovationen (Voß/Bauknecht/Kemp 2006).

Der nächste Punkt meines Arguments ist empirisch orientiert, unabhängig 
von der Akteur-Netzwerk-Theorie oder Evolutionsansätzen. Die Fülle der em-
pirischen Studien zur sozialen Entstehung und Entwicklung neuer Technolo-
gien, die mittlerweile zur Verfügung stehen, zeigt ein verblüffendes Ergebnis: 
Zwar werden in ihnen oft die Absichten und Strategien der Akteure und prima 
facie ein Sozialdeterminismus in den Vordergrund gestellt. Gleichzeitig lässt sich 
aber beobachten, dass technische Entwicklungen, obwohl sie als Resultate von 
Aktionen und Interaktionen konzeptionalisiert werden, nur begrenzt formbar 
sind. Zusätzlich zu der ›ärgerlichen Tatsache‹ der Gesellschaft taucht in ihnen 
zumeist implizit eine weitere ›ärgerliche Tatsache‹ auf: die eigenwillige Technik.

Die Gründe für deren Nicht-Formbarkeit liegen weder in ihrer Unverän-
derbarkeit noch in irgendwelchen technologischen Begrenzungen oder in be-
schränkten Ressourcen ihrer Entwickler. Technische Entwicklungen schaffen 
sich vielmehr nach einiger Zeit ihre eigenen Regeln. Diese reichen von den in 

	�	 Formell ist die Untersuchungseinheit eine Innovation (novelty) und nicht der Akteur. Akteure 
sind aber an Innovationen interessiert und versuchen, diese zu schützen und zu fördern. Oder 
sie entwickeln Alternativen. Um neue Produkte und ihre Entwicklung zu verstehen, kann man 
daher die Strategien der Akteure und ihre Interaktionen untersuchen. 
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Entwicklung und Forschung angewendeten Heuristiken bis zu den jeweiligen 
Standards der Produkte, die einzuhalten sind, wenn sie funktionieren sollen. 
Natürlich sind derartige Regeln selbst wiederum Ergebnisse von Aktionen und 
Interaktionen. Im Anfangsstadium ist Technik noch schwach und benötigt 
die Akteure, um sich durchzusetzen und besser beziehungsweise robuster zu 
werden. Technik ist daher in diesem frühen Stadium gesellschaftlich ›determi-
niert‹ – die Anführungszeichen sollen ausdrücken, dass dies wegen bestehender 
Kontingenzen kein starker Determinismus ist. Ab einem gewissen Zeitpunkt 
nimmt die Technik als Konfiguration, die funktioniert oder Aussichten hat zu 
funktionieren, allerdings eine zunehmend festere Struktur an und entwickelt ein 
Eigenleben. Nach einer solchen Wende und auch nur aufgrund dieser Wende 
entsteht ein gewisser Technikdeterminismus, der auf  festen Regeln, also einer 
Grammatik nicht nur zur Techniknutzung, sondern auch zur Strukturierung an-
schließender technischer Weiterentwicklungen basiert – beispielsweise in Form 
strategischer Spiele zwischen Schlüsselakteuren.� Anders ausgedrückt: Wenn 
Technikdeterminismus auftritt, dann ist er letztlich das Resultat gesellschaft-
licher Konstruktionsprozesse.

Gesellschaftliche Konstruktion heißt freilich nicht Voluntarismus. Konstruk
tionen können nicht auf  vorgeblich autonome Entscheidungen von Akteuren 
reduziert werden. Da zum Beispiel Regeln nur auf  der kollektiven Ebene funktio
nieren, können sie nicht von jedem beliebigen Akteur geändert werden. Koevolu-
tionäre Prozesse lassen sich nicht willkürlich in irgendeine gewünschte Richtung 
dirigieren. Bestehende Muster werden fortwährend reproduziert, und obgleich 
sich die Reproduktionsprozesse und damit die Ergebnisse ändern können, gibt 
es doch keinen Königsweg, solche Änderungen gezielt herbeizuführen. Die Her-
ausbildung von Regeln ist eine spezifische Form derartiger Musterbildung, deren 
Bedeutung von Theoretikern soziotechnischer Regime wie Nelson und Winter 
(1977), Dosi (1982) oder Rip und Kemp (1998) hervorgehoben worden ist.

Ein Beispiel für die zunächst kontingente und dann zu faktischer Irrever-
sibilität führende Etablierung handlungsleitender Spielregeln zwischen den 
involvierten Akteuren ist Moores Gesetz über den kontinuierlichen Anstieg 
der Leistungsfähigkeit von Mikroprozessoren bei gleichzeitig fortschreitender 
Miniaturisierung der Chipkomponenten. Moores Gesetz bezieht sich auf  die 
Entwicklung aufeinander folgender Technikgenerationen und deren systemati
sche Progression in einer mehr oder weniger geraden Linie auf  einer logarith-

	�	 Hier wird auf  das Frühstadium verwiesen, in dem technische Entwicklungen und Prototypen 
lediglich hopeful monstrosities sind. Während des weiteren Entwicklungsgangs öffnen und schlie-
ßen sich immer wieder Möglichkeitsfenster (Stirling 1998), sodass fortwährend wichtige und 
weniger wichtige Wendepunkte entstehen. Ich werde dies im Folgenden anhand von Moores 
Gesetz diskutieren.
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mischen Skala (Abbildung 1). Es ist freilich kein Naturgesetz, sondern eine Re-
gel in einem strategischen Spiel: Chiphersteller und Regierungen richten ihre 
Konzepte und Entscheidungen danach aus (zum Beispiel bei Investitionen in 
neue Entwicklungen). Das damit verbundene Versprechen von kontinuierlich 
steigenden Leistungen ist inzwischen zu einem Gefangenendilemma gewor-
den: Unternehmen und Regierungen können das Rennen um immer leistungs
stärkere Chips trotz riesiger Investitionserfordernisse nicht aufgeben, da sie 
nicht riskieren wollen, hinter die anderen Teilnehmer zurückzufallen.� Moores 
Gesetz gründet sich auf  selbst erfüllende Prophezeiungen, und die Macht der 
Prophezeiung stabilisiert und erneuert sich mit der Weiterführung des Spiels, in 
das die Akteure eingebunden sind. Sie können zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
aus dem Spiel aussteigen. Sie können sich auch entschließen, statt der Befolgung 
von Moores Gesetz andere Regeln einzuführen. Das haben sie allerdings lange 
Zeit nicht getan.

	�	 Andere sich hieraus ergebende Probleme analysiert Lüthje in diesem Band.

Abbildung 1 Moores Gesetz
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Interessanterweise ist mittlerweile eine Diskussion in Gang gekommen, die 
nicht nur die physikalischen Grenzen (die ceilings und red brick walls, wie es die 
International Semiconductor Technology Roadmap ausdrückt) zur Fortsetzung 
von Moores Gesetz hinterfragt, sondern auch alternative technologische Mög-
lichkeiten und Richtungen aufzeigt (more than moore beziehungsweise beyond moore; 
Doorn 2006). Diese Entwicklung liefert nicht nur ein Beispiel dafür, wie ein 
(punktierter) Gleichgewichtszustand möglicherweise verlassen werden kann. 
Darüber hinaus enthält dieser Prozess Elemente, die als sozialdeterministisch 
bezeichnet werden können. Akteure kämpfen um ihre Position und bündeln 
ihre Anstrengungen. Sie stellen roadmaps und Aktionspläne auf  und passen sich 
und die zukünftigen Techniken iterativ einander an (zum Beispiel bei gepackten 
Komplettsystemen oder polymeren Materialien für großflächige Elektronik). 
Die European Technology Platform for Nanoelectronics (ENIAC) hat sich die 
Koordination derartiger Strategien zur Aufgabe gemacht. Dazu gehört auch der 
Versuch, eine Verbindung zwischen nanoelektronischen Technologien und der 
etablierten scientific community rund um die International Semiconductor Technol-
ogy Roadmap herzustellen.

Man kann in diesem Zusammenhang beobachten, wie sich Akteure bewusst 
an existierenden Mustern und deren Einfluss ausrichten und sich gleichzeitig 
in andere Richtungen orientieren. Ständig taxieren die Akteure der Mikro- und 
Nanotechnologie ihre Möglichkeiten und Handlungsoptionen aufs Neue. Auf  
diese Weise könnte auf  kollektiver Ebene eine neue Version des technischen 
Quasideterminismus herauskommen, für den Moores Gesetz einen Extremfall 
darstellt. Er ist aber das Ergebnis sozialer Prozesse und damit auch irgendwie 
sozial determiniert.

2	 Die praktische Herausforderung

Akzeptiert man dieses Bild der Emergenz soziotechnischer und nur teilweise 
vorsätzlich konstruierter Irreversibilitäten, dann stellt sich als nächstes die Frage, 
welche Möglichkeiten die verschiedenen Akteure haben, derartige Prozesse zu 
beeinflussen.

Einige der Herausforderungen, die das Phänomen der emergierenden Irre-
versibilitäten in der Praxis mit sich bringt, sind in der Literatur erörtert worden. 
David Collingridges Konzept des control dilemma von 1980 beschreibt die An-
fangsstadien technischer Entwicklungen als für gesellschaftliche Einflüsse offen 
und beeinflussbar, während spätere Stadien sich dafür als zunehmend unflexibel 
erweisen. Die Sicht des Constructive TA ist nicht ganz so dichotom, legt aber in 
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gleicher Weise den Schwerpunkt auf  die Möglichkeit und Notwendigkeit, tech-
nische Entwicklungen vor allem in ihrem Frühstadium zu beeinflussen – und 
sie zeigt die loci auf, die sich am besten für Beeinflussungen eignen (Rip/Schot 
2002). Der Begriff  Frühstadium ist zu relativieren: So könnte man zum Bei-
spiel beim Elektrofahrzeug sagen, dass sich seine technologische Entwicklung 
in einem Spätstadium befindet. Elektrofahrzeuge kamen im späten 19. Jahrhun-
dert auf, überlebten als Nischenanwendung und werden jetzt wieder neu ins 
Leben gerufen. Mit Blick auf  ihre tatsächliche Einbettung in die Gesellschaft 
und ihre gesellschaftliche Akzeptanz sind aber weitere soziotechnische Neue-
rungen nötig, welche sich wiederum erst im Frühstadium befinden (Hoogma 
2000; Hoogma et al. 2002).

Die begrenzte Beeinflussbarkeit technischer Entwicklungen ist Problem 
und Chance zugleich. Das Problem besteht in der Schwierigkeit, Änderungen 
herbeizuführen; die Chance liegt darin, dass Veränderungen, wenn sie einmal 
eingetreten sind, verankert und so zu einer neuen Irreversibilität werden kön-
nen. Um diese Chance wahrzunehmen sind neue Methoden eines management 
of  technology in society nötig (Rip et al. 1995), die die Dilemmata und Paradoxien 
von Interventionen berücksichtigen. Wir wissen zum Beispiel, dass es zwischen 
einer neuen Technik und ihren gesellschaftlichen Auswirkungen keine lineare 
Relation gibt, sondern eine sich über einen längeren Zeitraum hinziehende Ko-
produktion stattfindet. Betrachtungsweisen wie die des Constructive TA setzen 
aber dennoch einen gewissen Grad an Linearität voraus, und zwar indem sie 
es für möglich halten, in einem frühen Stadium in die Koproduktionsprozesse 
einzugreifen – mit dem Ziel, einen besseren Mix von positiven und negativen 
Auswirkungen zugunsten ersterer zu erreichen. Wenn dieser Anspruch als un-
realistisch kritisiert wird, ist die Rückzugslinie die, dass im Rahmen derartiger 
Interventionsstrategien zumindest Lernprozesse stattfinden können, die die 
Chance, es künftig besser zu machen, erhöhen.

Die Frage, was das Ergebnis einer technischen Entwicklung determiniert 
hat, ist von einem praxisbezogenen Standpunkt aus nicht so entscheidend wie 
die Frage, wann und mit welchen Strategien und Ansatzpunkten sich gezielte 
Veränderungen herbeiführen lassen. Auch dann, wenn eine gegebene Situation 
in erster Linie sozial determiniert ist, können technische Faktoren zum Beispiel 
in Form gangbarer und funktionierender Alternativen entscheidend sein. Ein 
typisches Beispiel ist die Entwicklung des umweltfreundlichen Kühlschranks. 
Aller Druck auf  Politik und Industrie, das Kühlmittel FCKW durch andere 
Stoffe zu ersetzen, blieb erfolglos, bis sich Greenpeace Deutschland und ein an-
geschlagener Kühlschrankhersteller aus der ehemaligen DDR zusammentaten 
und eine technische Alternative, den FCKW-freien Kühlschrank Greenfreeze, 
präsentierten. Erst dann kam es, zumindest in Europa, zu einer Verschiebung 



	 » C o n s t r u c t i ve   T e c h n o l o g y  A s s e s s m e n t « 	 91

des Kräftegleichgewichts (Verheul/Vergragt 1995). Van de Poel (1998, 2003) hat 
in einem allgemeineren Rahmen gezeigt, wie wichtig es ist, dass man, um einen 
Systemwechsel herbeizuführen, eine technische Alternative, das heißt eine in der 
Praxis funktionierende Konfiguration hat.

Es gibt keine simplen Richtlinien dafür, wie man erfolgreich seine Ziele er-
reicht. Das gilt auch für die grundsätzliche Frage, wie in einer komplexen Welt 
mitsamt ihren zahllosen Institutionen und indirekten Interaktionen Verände-
rungen bewirkt werden können (Rip/Groen 2001). Bezieht man dazu die Rolle 
von Technik ein, wird deutlich, wie sich Irreversibilitäten in funktionierenden 
Konfigurationen noch weiter verfestigen können. Die Problematik, mit der 
gesellschaftliche Gestaltungsprozesse konfrontiert sind, wird dann besonders 
augenfällig. In jedem konkreten Einzelfall mögen Akteure erkennen, wie ihre 
Entscheidungen und Aktionen von soziotechnischen Faktoren und Mustern ge-
prägt (weich determiniert) werden, während sie gleichzeitig ihrem Verständnis 
dieser Faktoren und Muster entsprechend handeln und versuchen, ihre Aktio
nen zu optimieren – bis hin zur Unterminierung dieser Muster.

Die Feststellung, dass Akteure Teil eines sich reproduzierenden Musters sind 
und die Einsicht in diese Muster nutzen, um von ihnen abzuweichen, kann als 
generelle Beobachtung gelten. Die Theorie der Koevolution liefert hierzu wei-
tere Einsichten, zum Beispiel bezüglich der Rolle von anticipation-in-action (vgl. 
Rip 2006a). Interessante Beispiele für stabile Antizipationen sind Moores Ge-
setz und dessen Dialektik, aber insbesondere auch der von der Gartner Group, 
einer amerikanischen Beraterfirma, benutzte hype cycle (oder hype-disappointment 
cycle; Abbildung 2).�

Gartner präsentiert den Zyklus als nahezu unvermeidlichen Prozess, bietet 
aber interessierten Unternehmen an, ihnen zu zeigen, zu welchem Zeitpunkt 
und auf  welche Weise sie dem Zyklus folgen sollten und wann es Zeit ist aus-
zusteigen. Determinismus und Voluntarismus in einem: Die Dinge werden sich 
in dieser Form entwickeln, aber wenn man den Prozess versteht (mit Hilfe der 
Berater der Gartner Group), dann kann man dem Zyklus durch eigenes Han-
deln entkommen.

Dass immer wieder solche Hype-Disappointment-Zyklen auftreten, wird mitt-
lerweile allgemein erwartet. Es ist eine Alltagstheorie, für deren Richtigkeit es 

	�	 Die Gartner Group selbst definiert ihr Angebot folgendermaßen: »Gartner’s Hype Cycles high-
light the relative maturity of  technologies across a wide range of  IT domains, targeting different 
IT roles and responsibilities. Each Hype Cycle provides a snapshot of  the position of  technolo-
gies relative to a market, region or industry, identifying which technologies are hyped, which are 
suffering the inevitable disillusionment and which are stable enough to allow for a reasonable 
understanding of  when and how to use them appropriately« (Gartner’s Hype Cycle Special 
Report for 2005 concerning information technology, <www.gartner.com>).
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einige Belege gibt (Rip 2006b).� Der emblematische Charakter des Begriffs hype 
cycle wird deutlich, wenn man sich ansieht, wie er mit Hilfe der Abbildung im 
konkreten Fall angewendet wird. Ein Indikator für den symbolischen Gehalt des 
Begriffs ist, dass die vertikale Achse der Abbildung oft nicht definiert ist, oder 
dass, wenn eine Definition vorgelegt wird (wie »Sichtbarkeit« in Abbildung 2), 
diese nicht operationalisiert ist.

Das Phänomen des Hype-Disappointment-Zyklus verursacht erhebliche Pro-
bleme, zum Beispiel das der systematischen Übertreibung. Ein gewisses Maß an 
Übertreibung scheint zwar unvermeidbar zu sein, letztlich kann sie aber, wenn 
sie dieses Maß überschreitet, die Glaubwürdigkeit und Reputation der Promo-
toren der neuen Technologie infrage stellen. Sorge bereitet auch, dass aus Ent-
täuschung über die Entwicklung einer neuen Technologie Ablehnung werden 
könnte. Viele Kommentatoren verweisen darauf, dass die (grüne) Biotechno-
logie diesen Weg genommen habe. Interessanterweise haben viele Akteure der 
Nanotechnologie aus dieser Diagnose gelernt. Sie plädieren dafür, Vorsorge 
zu tragen, dass es der Nanotechnologie nicht ähnlich ergehe. Das ist einer der 
Gründe, weshalb Nanotechnologie-Projekte und staatliche Förderprogramme 

	�	 Alltagstheorien (folk theories) sind in weiten Bereichen anerkannt. Auch wenn sie meistens nicht 
durch systematische Forschung untermauert sind, werden aus ihnen handlungsrelevante Schluss
folgerungen gezogen. Da die Akteure die Grenzen des Hype-Disappointment-Zyklus leicht erken-
nen und ihre Aktionen entsprechend ausrichten können, ist der Zyklus eine relativ harmlose 
Alltagstheorie.
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Erwartungen
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Abbildung 2 Technology Hype Cycle der Gartner Group
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ihre Aufmerksamkeit vermehrt auf  TA und die ethischen, legalen und sozialen 
Aspekte (ELSA) der Technologie richten.

Während der Kongressanhörung zum neuen amerikanischen Nanotech-
nologie-Gesetz am 9. April 2003 war das auch die Argumentation von Vicky 
Colvin von der Rice University, Texas. Colvin sprach dort über die Wow-to-yuck-
Kurve in der Biotechnologie und meinte, dass sie sich auf  die Nanotechnologie 
übertragen ließe. Sie stellte die Entwicklung als unvermeidlich dar (um ihrer 
Botschaft Gehör zu verschaffen), sagte aber auch, bei der Entwicklung der Bi-
otechnologie seien Fehler gemacht worden, aus denen man lernen könne und 
lernen müsse, und dass zum Beispiel durch die Berücksichtigung von ELSA 
bei Nanotechnologie-Programmen diese Fehler vermieden werden können. Das 
würde es ermöglichen, potenzielle Hindernisse für die Kommerzialisierung der 
Nanotechnologie, wie zum Beispiel mangelnde öffentliche Akzeptanz, aus dem 
Weg zu räumen. In gewisser Weise entwarf  Collins dort das Bild eines sozio-
technischen Determinismus, um ihn gleichzeitig infrage zu stellen.

3	 Constructive Technology Assessment:  
Ein Ritt auf  Spannungen

Der Ansatz des Constructive TA versucht, die Gestaltung technologischer Ent-
wicklungen auf  eine breitere Basis zu stellen, indem er zusätzliche Aspekte und 
Akteure einbezieht. Er ist ein Instrument, um potenzielle Hindernisse vorhersa-
gen zu können und in der Öffentlichkeit und der Politik Glaubwürdigkeit herzu-
stellen.� Constructive TA hat aber noch eine andere Komponente, und zwar die 
Analyse und Bewertung dynamischer Technisierungsprozesse und ihre Vermitt-
lung an die verschiedenen Akteure. Für die neuen und sich neu bildenden Wis-
senschafts- und Technologiefelder wie zum Beispiel die Nanotechnologie bildet 
die Erstellung von (oft interaktiven) soziotechnischen Szenarien möglicher oder 

	�	 Newby (1992: 11) nannte das die »Schmierfunktion« der Sozialwissenschaften: »The wider pub-
lic … Its role is reduced to that of  hapless bystander or, later, the recipient of  scientific advance 
and technological innovation which the scientific community believes it ought to want. If  the 
public decides it does not want it, it is regarded as either ignorant or irrational. (This is the point 
at which the natural science community appeals to social scientists to help lubricate the public 
acceptability of  science and technological change.)« Später ergänzte er diese Diagnose: »I am 
seeking to demonstrate that social science is an integral, and not merely a marginal, activity in 
understanding the process whereby scientific excellence and technological innovation may lead 
to economic and social well-being. For this to be effective, social science investigation should 
not be restricted to the down-stream study of  impacts and diffusion, but should be integrated 
into the study of  the very processes themselves« (ebd.: 13).
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wahrscheinlicher Entwicklungen und Verzweigungen innerhalb eines Entwick-
lungsprozesses ein Schlüsselelement des Constructive TA. Solche Szenarien 
müssen bestimmte Muster und Dynamiken als irreversibel und daher zukunfts
weisend reifizieren (Determinismus), während sie andererseits die Funktion 
haben, Akteure dazu zu bewegen, sich bessere Strategien zu überlegen und zu 
formulieren, die sie (und andere) dann befolgen können, um Änderungen an 
diesen Mustern und Dynamiken einzuleiten (Abkehr vom Determinismus).

Die Methode der Erstellung von soziotechnischen Szenarien wurde von der 
Idee der Pfadkreation inspiriert (vgl. Garud/Karnøe 2001). Während einige 
technologische Pfade sich verfestigen, verschwinden andere wieder oder können 
sich nur in einer Nische behaupten, wie zum Beispiel das Elektroauto zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts. Soziotechnische Szenarien rekonstruieren aktuelle Pfade 
und konstruieren zukünftige (letztere auf  der Basis von Einschätzungen der 
Akteure). Es gibt in diesem Zusammenhang auch Bemühungen, relativ diffuse 
Situationen zu erfassen, indem man sie als Entstehungsphasen sich entwickeln-
der Pfade begreift. Akteure können diese Erkenntnisse aufgreifen, sie reflektie-
ren und von den in Constructive-TA-Workshops angebotenen Interaktionen 
lernen. Diese Lernprozesse können wiederum als Inputs in ihre künftigen Ent-
scheidungen und Handlungen eingehen. Die Entscheidungen der Akteure für 
die eine oder die andere Richtung werden das Gewicht der entstehenden Pfade 
beeinflussen und sich umso stärker auswirken, je stärker andere Akteure diese 
Entscheidungen wiederum in ihren Strategien berücksichtigen. Constructive 
TA ist damit definitiv mehr als ein Instrument zur instrumentellen Erreichung 
bestimmter Ziele. Constructive TA bewirkt eine intensivere Reflexion technolo-
gischer Entwicklungsprozesse und deren Einbettung in die Gesellschaft.

Ein neues Technikgebiet wie die Nanotechnologie zeigt zusätzliche Probleme 
der Szenariobildung und deren Verarbeitung. Die Entwicklung steht hier noch 
am Anfang, es gibt also viele Erwartungen, Versprechungen und auch Bedenken, 
aber noch keine seriöse Möglichkeit, zwischen mehreren möglichen Pfaden eine 
konkrete und begründete Auswahl zu treffen (Nordmann/Schummer/Schwarz 
2006). Hinzu kommt, dass Nanotechnologie eine Grundlagentechnologie ist. 
Somit sind die Endanwendungen und ihre Auswirkungen ›nachgeschaltet‹ und 
derzeit überhaupt noch nicht absehbar. Ungeachtet der Versprechungen hin-
sichtlich der Auswirkungen von Nano lassen sich keine linearen Kausalitäten 
konstruieren.

Innerhalb unserer aktuellen Bemühungen, Constructive TA in der Nanotech-
nologie anzuwenden (insbesondere in Workshops mit verschiedenen Akteuren), 
ist die Aufdeckung möglicher Technologiepfade eine nützliche Heuristik, denn 
sie hilft Komplexität zu reduzieren. Dabei sind soziotechnische Szenarien ein 
Weg, mögliche Pfade zu identifizieren, ohne die Komplexität übermäßig zu ver-
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ringern. In Workshops verknüpfen wir die empirische Herausforderung, dyna-
mische Prozesse abzubilden und Szenarien zu erstellen, das heißt die kontrol-
lierte Spekulation über zukünftige Entwicklungen und Ergebnisse, damit, die 
beteiligten Akteure dabei zu unterstützen, ihre Strategien zu artikulieren und 
zu reflektieren.10 Die in Verbindung mit dem Gartner-Hype-Zyklus aufgezeigte 
Dialektik mitsamt den nicht zu vermeidenden Ungereimtheiten von Zukunfts
prognosen gilt auch hier. Die Reifizierung von Mustern ist dagegen weniger pro-
blematisch: Wir untersuchen jeden einzelnen Fall erneut im Hinblick auf  seine 
spezifische Dynamik und vermeiden dadurch, ein Gesamtbild aller zukünftigen 
Vorgänge und Entwicklungen entwerfen zu müssen. Eine weitere Herausfor-
derung besteht darin, die Akteure zu erreichen, insbesondere die Akteure der 
Nanotechnologie und diejenigen, die mit ihnen zusammenarbeiten. Wir müs-
sen uns auf  ihre Welt und ihre Sichtweise einlassen, ohne dabei in Gefahr zu 
kommen, Constructive TA vollständig zu instrumentalisieren. Diese Einlassung 
beinhaltet auch das Akzeptieren einiger in der Nano-Welt vorherrschender Be-
schränkungen, insbesondere die der »konzentrischen Verzerrungen« (concentric 
bias), die ich im Folgenden erörtere.

Obwohl die Erfahrungen mit Constructive-TA-Workshops zur Nanotech-
nologie bislang noch begrenzt sind, können wir doch auf  frühere Erfahrungen 
zurückgreifen. Darüber hinaus können wir uns auch auf  Beobachtungen stüt-
zen, die in von Akteuren selbst organisierten Strategie-Workshops gemacht 
wurden, zum Beispiel in den EU Networks of  Excellence der Nanotechnolo-
gie. Auffällig ist hier die Art und Weise, wie die Teilnehmer mögliche zukünf-
tige Entwicklungen diskutieren. Wenn sie neue Technologieprojekte schildern, 
stellen sie die Versprechungen in den Vordergrund und ignorieren Probleme 
und Beschränkungen entweder vollständig oder stellen sie als Hindernisse und 
Schwierigkeiten dar, die es zu überwinden gilt.

Auch der Workshop des EU Network of  Excellence Nano2Life über Dia
gnosechips im April 2005 lieferte Beispiele für das Auftreten derartiger kon-
zentrischer Verzerrungen.11 Der Workshop befasste sich mit der Identifizierung 
der hauptsächlichen Probleme der Nanobiotechnologie in der medizinischen 
Diagnostik, wobei die neuen Möglichkeiten dieser Technologie und die zu er-

	 10	Fünf  Workshops wurden bis Ende 2006 abgehalten. Vier Workshops wurden von Rutger van 
Merker (für den Bereich Lab-on-a-Chip) im Policy-Labor Utrecht veranstaltet und ausgewertet. 
Ein Strategy Articulation Workshop im Fachgebiet Single-Cell Analysis wurde von Douglas 
Robinson geleitet.

	 11	Die Informationen für diesen und die nächsten beiden Absätze stammen aus den internen 
Unterlagen des EU Network of  Excellence Nano2Life und meinen Beobachtungen als Teil-
nehmer. Meine kritische Einschätzung der konzentrischen Betrachtungsweise in Bezug auf  me-
dizinische Diagnostik habe ich in mehreren Workshops vorgetragen.
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wartenden zukünftigen Anforderungen insbesondere der Point-of-Care-Diagnos-
tik erörtert wurden. Der Fokus lag auf  der Funktionsweise, der zu erwartenden 
Nachfrage und den zukünftigen Anforderungen an Forschung und Entwicklung. 
Auch hier wurden vor allem die grundlegenden vielversprechenden Perspektiven 
aufgezeigt und dann als wünschenswerter Zustand dargestellt, auf  den wir alle 
hinarbeiten sollten. Konzentrische Verzerrung zeigt sich aber noch auf  andere 
Weise. Es wird in der Regel nur wenig Bedacht darauf  gelegt, ob solche Ver-
sprechungen auch in der Praxis (und in den in Aussicht gestellten Zeiträumen) 
realisierbar sind. Typisch ist die Aussage eines Wissenschaftlers eines Biochip-
herstellers (Philips Company) auf  einem Workshop in Eindhoven, der zuvor 
Entwicklungspotenziale betont, mögliche Probleme aber verdrängt hatte: »Ja, 
das sind in der Tat Probleme, die wir zu bewältigen haben, aber damit befas-
sen wir uns später.«12 Darüber hinaus wurden zusätzliche und umfassendere 
Probleme des Umfelds, in dem die Biochipdiagnostik eingesetzt werden und 
funktionieren soll, noch gar nicht in Betracht gezogen. Es wird zum Beispiel 
zu Veränderungen im Gesundheitssystem kommen: Insbesondere die Rolle der 
Ärzte und des medizinischen Personals wird sich notwendigerweise ändern, falls 
die neuen Diagnosesysteme eine praktikable Alternative zu den im Einsatz be-
findlichen werden sollten. Wenn es erst einmal automatische, unbeaufsichtigte 
Diagnosesysteme gibt, die medizinische Daten im Do-it-yourself-Verfahren er-
stellen, die das medizinische Personal dann für Behandlungen nutzt, stellt sich 
zum Beispiel die Frage der Verantwortung und Haftung auf  neue Weise. Der-
artige zu erwartende Probleme, die von essentieller Bedeutung für die letztliche 
Gestaltung und den Erfolg der neuen Technologie sind, schieben deren Promo-
toren oft allerdings in den Hintergrund. Mit ihnen befasst man sich entweder 
später, oder andere sind für sie verantwortlich.

Die Kategorie der konzentrischen Verzerrung beschreibt, wie bestimmte 
Herausforderungen in einer Weise angeordnet werden, dass sie sich nacheinan-
der, gewissermaßen von ›innen nach außen‹ bearbeiten lassen. Der Begriff  der 
konzentrischen Verzerrung wurde von Deuten, Rip und Jelsma (1997) unter Ein-
beziehung der Konzepte von Garud und Ahlstrom (1997) eingeführt. Er wurde 
entwickelt für eine Prototheorie über Akteure und Interaktionsdynamiken, mit 
deren Hilfe die Sackgassen, in die vielversprechende neue Technologien immer 
wieder geraten, erklärt werden können. Die Vermeidung solcher Sackgassen ist 
nicht einfach eine Frage verbesserter Kommunikation bis hin zum upstream public 

	 12	 Insider, die an einer technischen Vision mitarbeiten, bemerken normalerweise negative Signale 
nicht beziehungsweise nicht frühzeitig und versuchen, andere mit Versprechungen auf  ihre 
Seite zu ziehen. Erst wenn sie dabei Widerständen begegnen, nehmen sie langsam Notiz von 
der äußeren Welt. Sie werden aber deswegen nicht ihre Sicht der geschichtlichen Entwicklung 
ändern (in diesem Fall der Dynamik der Wow-to-yuck-Kurve der Biotechnologie).
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engagement, das zur Zeit in Großbritannien in Mode ist (Wilsdon/Willis 2004), 
oder frühzeitigen ELSA-Studien. Die Verzerrung entspringt vielmehr einer ein-
geschränkten Perspektive der Entwickler und Promotoren (enactors) technischer 
Entwicklungen, auf  die ich im nächsten Abschnitt eingehen werde.

Die Bezeichnung ›Verzerrung‹ (bias) dient nicht nur der Charakterisierung 
eingeschränkter Wahrnehmungen und Problemverarbeitungen der Promotoren 
einer Technologie, sondern enthält zugleich eine normative Komponente: Con-
structive TA zielt darauf, mit seinem Ansatz diese Verzerrung zu überwinden. 
Insofern basiert das Grundprinzip des Constructive TA auf  der normativen Po-
sition, dass konzentrische Verzerrungen überwunden oder zumindest in ihren 
Auswirkungen abgeschwächt werden sollten. Die Beobachtung der Funktions-
weise von konzentrischen Verzerrungen fließt dementsprechend in die Vorbe-
reitung und Ausführung des Constructive TA ein und macht den Ansatz effek-
tiver, da sie in den soziotechnischen Szenarien berücksichtigt werden können.

4	 Determinismen der enactors, Entwickler und Promotoren 
neuer Technologien

Ein unmittelbares Ziel des Constructive TA ist es, den beschriebenen konzent-
rischen Verzerrungen der enactors einer neuen Technologie entgegenzutreten 
oder sie zumindest zu vermindern. Enactors sind Entwickler und Promotoren, 
die versuchen, neue Techniken zu realisieren, indem sie Fortschrittszenarien 
entwerfen und zu überwindende Hindernisse identifizieren. Sie arbeiten und 
denken in enactment cycles (Garud/Ahlstrom 1997), in denen positive Aspekte 
besonders betont und mangelnde Erfolge oft wegdefiniert werden. Enactment 
cycles beinhalten die Tendenz, Widerstand gegen Technikprojekte als irrational 
oder irregeleitet zu disqualifizieren oder den Kritikern eigennützige Absichten 
zu unterstellen – wie sonst ließe sich Widerstand gegen den Fortschritt erklären? 
Ein extremes Beispiel für ein solches Denken ist das folgende Zitat von Philip J. 
Bond, US-Unterstaatssekretär für Handel (Bond 2004: 7):

Given nanotechnology’s extraordinary economic and societal potential, it would be unethi-
cal, in my view, to attempt to halt scientific and technological progress in nanotechnology. 
Nanotechnology offers the potential for improving people’s standard of  living, healthcare, 
and nutrition; reducing or even eliminating pollution through clean production technologies; 
repairing existing environmental damage; feeding the world’s hunger; enabling the blind to see 
and the deaf  to hear; eradicating diseases and offering protection against harmful bacteria and 
viruses; and even extending the length and the quality of  life through the repair or replacement 
of  failing organs. Given this fantastic potential, how can our attempt to harness nanotechnol-
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ogy’s power at the earliest opportunity – to alleviate so many earthly ills – be anything other 
than ethical? Conversely, how can a choice to halt be anything other than unethical?

Da enactors der Meinung sind, man müsse die Vorteile ihrer Technologie nur gut 
genug erklären, um Verbraucher und Bürger von ihr zu überzeugen, reagieren 
sie irritiert auf  negative Haltungen, die sie als Widerstand aufgrund mangelnder 
Information interpretieren. Angesichts der Unsicherheit, die sich mittlerweile 
nach den teilweise enttäuschenden Ergebnissen des enactment cycle für genetisch 
veränderte Organismen eingestellt hat, fallen die Reaktionen derzeit allerdings 
zurückhaltender aus. Strukturell hat sich aber an der Situation nichts geändert, 
bis hin zur Kritik an den Medien, die die Technik und ihre Versprechen angeb-
lich falsch darstellen.

Entwickler und Promotoren identifizieren sich in hohem Maße mit den tech
nischen Möglichkeiten eines neu zu entwickelnden Produkts. Sie glauben, die 
Welt warte nur auf  dieses eine Produkt, während die Welt durchaus noch andere 
Möglichkeiten sieht und eine Position des Vergleichens und Selektierens ein-
nimmt. Diese andere Position und ihre entsprechende Perspektive kann man als 
die eines vergleichenden Selektors bezeichnen (was Kritiker einschließt). Es gibt 
professionelle vergleichende Selektoren, wie in den USA die Food & Drug Admin-
istration (FDA), die sich auf  Indikatoren stützen und Berechnungsmethoden 
für den Vergleich alternativer technischer Optionen bis hin zu Kosten-Nutzen-
Analysen entwickeln (Garud/Ahlstrom 1997). Bürger und Verbraucher sind in 
diesem Rahmen private vergleichende Selektoren, die freier agieren können, da 
sie weder an bestimmte Methoden gebunden noch rechenschaftspflichtig sind. 
Sprecher von Verbraucher- und Bürgerverbänden tendieren mehr dazu, aktiv zu 
reagieren und Einwände vorzubringen, als sich auf  die reine Selektion zu be-
schränken. Einige Nichtregierungsorganisationen können sogar zu Entwicklern 
und Promotoren technischer Alternativen werden, wie im Fall von Greenpeace 
Deutschland, das die angesprochene Entwicklung des umweltfreundlichen 
Kühlschranks Greenfreeze vorangetrieben hat.

In den Begrifflichkeiten der Koevolutionstheorie werden von Entwicklern 
und Promotoren eingeführte Neuerungen einem Selektionsprozess unterwor-
fen, an dem Aufsichtsbehörden, Verbraucher und Bürger mitwirken (Selektions-
zyklen). Der Fokus liegt auf  den unterschiedlichen Agenten, ihren Positionen 
und Perspektiven und den sich daraus ergebenden Reaktionen und Strategien. 
Die Vielfalt der Interaktionen zwischen den Agenten und ihren unterschied-
lichen Positionen und Perspektiven lässt sich abbilden. Einige Interaktionen 
sind institutionalisiert, wie zum Beispiel die Vorgehensweise der FDA, andere 
spielen sich auf  anonymisierten Märkten ab. In jüngster Zeit haben auch die 
Interaktionen zwischen dem strategischen Management von Unternehmen und 
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den Sprechern von Umweltorganisationen und Bürgerverbänden an Bedeutung 
gewonnen (Doubleday 2004). Testlaboratorien, in denen Neuentwicklungen 
unter kontrollierten Bedingungen einem Selektionsdruck ausgesetzt werden 
(Van den Belt/Rip 1987), umfassen mittlerweile auch interaktive Websites wie 
zum Beispiel das Philips Home-Lab, in denen Verbraucher neue Produkte, Ser-
viceleistungen und Infrastrukturen ausprobieren können.

Enactment cycles und Selektionszyklen verzahnen sich und interferieren. Sol-
che Interferenzereignisse – Garud und Ahlstrom (1997) sprechen von bridging 
events – lassen sich an Beispielen festmachen. Unterschiedliche Perspektiven der 
Akteure haben etwa im Fall der Entwicklung von Innenohrimplantaten dazu 
geführt, dass entgegen den Erwartungen der Entwickler und Promotoren die 
Vertreter der Gehörlosen die Idee sehr kritisch aufnahmen. In diesem Zusam-
menhang sieht Constructive TA seine Aufgabe darin, bridging events zu unter-
stützen und zu inszenieren. Unter Berücksichtigung der jeweiligen strukturellen 
Besonderheiten schafft der Ansatz Räume, in denen die Akteure interagieren 
können. Dort kann sich zwar auch Konsens einstellen. Er ist aber keineswegs 
das Ziel oder auch nur ein Kriterium für den Erfolg einer Veranstaltung. Was an-
gestrebt wird, ist der gegenseitige Austausch von Standpunkten und Strategien 
der Akteure in ihren jeweiligen Positionen, und tatsächlich gelingt dies auch in 
den erwähnten Workshops und in vielen anderen inszenierten bridging events.

5	 Schlussbetrachtung

Constructive TA wurde entwickelt als ein Versuch, aktuelle Entwicklungen 
durch Beeinflussung der Strategien, Aktionen und Interaktionen von Akteuren 
zu moderieren und abzustimmen. Wie schon erwähnt, ist ein behaupteter Tech-
nikdeterminismus (beziehungsweise Sozialdeterminismus) schon in sich Be-
standteil von Akteurstrategien. Und solche Strategien bleiben nicht ohne Fol-
gen. Technikdeterminismus als Akteurstrategie meint: Setze eine Technologie 
in die Welt und die Welt wird sich – und soll sich – an sie anpassen. Das Motto 
der Weltausstellung in Chicago 1933, die »ein Jahrhundert des Fortschritts« fei-
erte, bringt diese Haltung auf  den Punkt: »Science Finds, Industry Applies, Man 
Conforms« (zitiert nach Nelkin 1977). Wir haben es also mit einer Strategie der 
Entwickler und Promotoren zu tun, und der Diskurs ist so aufgebaut, dass man 
die Technik und ihre Verheißungen für sich sprechen lässt. Wenn die Strate-
gie aufgeht, wird das, was eigentlich als Determinismus von Entwicklern und 
Promotoren begonnen hat (»wir werden etwas realisieren«), zu einem techno-
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logischen Determinismus. Deuten und Rip (2000) haben dies am Beispiel von 
Produktentwicklungsprozessen aufgezeigt.

Interessanterweise ist das Blackboxing von Technologie mit dem Ziel, sie als 
autonome Kraft ansehen zu können, nicht auf  Entwickler und Promotoren be-
schränkt. Allgemein werden neu entstehende Technologien als etwas dargestellt, 
das von außen kommt und aus sich selbst heraus aktionsfähig ist. Die Gesell-
schaft und ihre Akteure haben sich dann damit zu arrangieren. Dies hängt mit 
der Art und Weise zusammen, wie die Entwickler und Promotoren ihre Verspre-
chungen machen: Nach ihrer Darstellung ist eine neue Technologie ganz unab-
hängig von dem notwendigen Bemühen der Akteure in sich verheißungsvoll. 
Die neue Technologie spricht für die Entwickler und Promotoren und wird so 
zum Handlungsträger.

Gelegentlich übernehmen auch Kritiker und die allgemeine Öffentlichkeit diese 
verzerrte Sichtweise. Sarah Franklin bemerkt in diesem Zusammenhang (2006: 
87): »This view [von Fukuyama und Habermas] of  genetic manipulation as a 
force unto itself, hostile to social order and integration [attributes to] biotechnology 
a sinister agency.« Was die Öffentlichkeit angeht, so wird aus der Broschüre 
»Governing at the Nanoscale« (Kearnes/Macnaghten/Wilsdon 2006: 53) eine 
ähnliche Reaktion ersichtlich. Dort wird Bezug genommen auf  eine Fokusgrup-
pe, in der neue Technologien, unter anderem auch die Nanotechnologie und 
deren vermeintliche Fähigkeit, Gesellschaft und Natur umzugestalten, diskutiert 
werden. Ein Teilnehmer sagt: »It’ll get out of  the cage, I’m sure.« Man hat es 
also mit einem wilden Tier zu tun, das kontrolliert werden muss. Auch Außen
stehende entwerfen demnach ein Bild von neuer Technologie als eigenständige 
Kraft. Es besteht, mit anderen Worten, eine unheilige Allianz zwischen Außen
stehenden und Insidern, wodurch der Mythos der Exogenität von Technologie 
aufrechterhalten wird. Obwohl das Engagement der Öffentlichkeit wichtig ist, 
reicht es als Gegengewicht nicht aus, sondern bleibt oft ebenfalls Gefangener 
dieses Mythos. Erforderlich ist daher ein konzertierter Versuch, Technologie zu 
endogenisieren. Soziotechnische Szenarien leisten hierzu einen Beitrag.

Eine begrenzte Endogenisierung findet sich auch in den Strategien des 
aufgeklärten technologischen Determinismus, der versucht, mögliche Konse-
quenzen der Technik zu antizipieren und Antworten darauf  zu entwickeln. Ziel 
ist eine Art von Kontrolle (Domestizierung) des Selektionsumfelds. In dieselbe 
Richtung gehend bemüht sich Constructive TA darum, Kontakte herzustellen 
und Räume für Interaktionen zwischen den Entwicklern und Promotoren auf  
der einen und den Selektoren auf  der anderen Seite zu schaffen. Constructive 
TA selbst nimmt dabei die Rolle eines Dritten ein, nämlich die eines Agenten für 
Reflexivität, dessen Anliegen eine bessere Technik in einer besseren Gesellschaft 
ist (Schot/Rip 1997). Auch dieser Ansatz hat in dem Sinne einen bias, dass er 
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sich auf  die Frühphase einer Technik konzentriert. Constructive TA beginnt 
bereits vor demjenigen Stadium der technischen Entwicklung, in welchem diese 
noch fest in soziale Zusammenhänge eingebettet ist. In dieser sehr frühen Phase 
kann die Einbettung dagegen noch beeinflusst werden und ist gesellschaftliche 
co-construction möglich. Diese Strategie basiert auf  der Annahme eines technolo-
gischen Determinismus dergestalt, dass sich im Erfolgsfalle die Einflüsse breiter 
gesellschaftlicher Ko-Konstruktion in der Technik verfestigen und fortwirken. 
Wenn also Constructive TA ›funktioniert‹, wird auch er mit einem gewissen Maß 
an Technikdeterminismus einhergehen!

Die Versuche des Constructive TA und anderer, ähnlicher Ansätze, techno
logische Entwicklungen und Gesellschaft über ihre Entwickler, Promotoren 
und vergleichende Selektoren in einem frühen Stadium interagieren zu lassen, 
beeinflussen den Mix sozialer und technologischer Determinismen. Die interak-
tiven Ansätze der letzten Zeit könnte man, falls sie sich als erfolgreich erweisen 
sollten, dahingehend interpretieren, dass sie eine Verlagerung in Richtung eines 
gesellschaftlichen Determinismus, einer bewussten Formung von Technologie 
durch die Gesellschaft bewirken. Das wird tatsächlich auch so von einigen ge-
sellschaftlichen Akteuren behauptet. Allerdings darf  diese Sicht nicht dazu füh-
ren zu glauben, dass wie in einem linearen Prozess punktuelle Interventionen 
immer zu den gewünschten Ergebnissen führen. Eine so verstandene bewusste 
Formung kann niemals, zumindest nicht über eine längere Zeit, erfolgreich sein. 
Und zwar nicht, weil Technologie autonom oder nicht durch die Gesellschaft 
formbar wäre, sondern weil Kontingenzen in den Reaktionen auf  eine Interven-
tion die ursprünglichen Intentionen unterlaufen und so auf  kollektiver Ebene 
sogar ›perverse Effekte‹ haben können. Constructive TA legt den Schwerpunkt 
auf  die Untersuchung aktueller dynamischer Prozesse und auf  die Rückmel-
dung der so erlangten Informationen an die jeweiligen Technikakteure. Sie kön-
nen diese Erkenntnisse aufnehmen und in interaktiven Workshops reflektieren, 
um aus ihnen zu lernen. So erhalten sie Inputs für ihre Entscheidungen und 
Handlungen. Diese können dann kleinere oder größere Verschiebungen der 
Entwicklungsdynamiken bewirken. Selbst wenn es nicht zu solchen Verschie-
bungen kommt, werden Koevolutionsprozesse damit auf  jeden Fall reflexiver.

Reflexive Koevolution führt also zu mehr statt weniger Verzahnungen zwi-
schen Determinismen. Muster zurückliegender Handlungen und deren Folgen 
können erkannt und Möglichkeiten, wie man es besser macht, reflektiert wer-
den (Schot/Rip 1997). Doch auch das garantiert nicht, dass die gewünschten 
Resultate erzielt werden. Der Beobachter kann die Dialektik des Einflusses der 
Handlungsträger und des Determinismus der Entwicklung erkennen. Die han-
delnden Akteure, diejenigen der Praxis des Constructive TA eingeschlossen, 
sind hingegen mit der Ironie der Praxis konfrontiert. Diese hat Wilhelm der 
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Schweigsame von Oranien angeblich so formuliert: »Point n’est besoin d’espérer 
pour entreprendre, ni de réussir pour persévérer.« Dieser Aphorismus, der uns 
auffordert, durchzuhalten, auch wenn keine Hoffung besteht, das angestrebte 
Ziel zu erreichen, wird oft zitiert. Nach ihm zu handeln bedeutet, dass die Ironie 
der Praxis unsere Handlungen nicht bereits im Ansatz unterdrücken soll und 
dass auch Handlungen, die ihr Ziel nicht erreichen, durchaus ihren Wert haben 
können.
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Teil II
Infrastrukturtechniken





Einführung

Die Untersuchung technisch und organisatorisch weiträumig vernetzter Infra-
struktursektoren war bereits in den achtziger Jahren ein prominenter Gegenstand 
der sozialwissenschaftlichen Technikforschung. Energieversorgungs-, Verkehrs- 
oder Kommunikationsinfrastrukturen wurden als Large Technical Systems charak-
terisiert, die sich durch engmaschige, keineswegs beliebig gestalt- und variier-
bare Konfigurationen einer größeren Zahl aufeinander bezogener technischer 
und sozialer Funktionselemente auszeichnen. Typisch war ihr großtechnischer, 
kapital- und organisationsintensiver Charakter, der auch ihre sozialstrukturelle 
Beschaffenheit maßgeblich prägte. Vertikal integrierte private oder staatliche 
Monopole, die für den Betrieb, die Modernisierung und die Versorgung zustän-
dig waren, prägten das Bild großer technischer Systeme. Einer dezentralen und 
wettbewerbsorientierten Organisation derartiger Infrastruktursektoren waren 
schon aufgrund ihrer großtechnischen Basis lange Zeit enge Grenzen gesetzt. 

Dieses Bild hat sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten signifikant ge-
ändert. Neoliberal inspirierte Deregulierungs- und Privatisierungspolitiken, die 
sich neben anderem auch auf  die Entflechtung und Liberalisierung von Infra-
struktursektoren konzentrierten, gehen seit Anfang der achtziger Jahre einher 
mit einschneidenden Umbrüchen ihrer technischen Grundlagen, die den zuvor 
engen Zusammenhang zwischen Großtechnik und zentralisierten Organisations
formen zum Teil signifikant gelockert haben. Neben sektorspezifischen Innova
tionen (wie etwa flexibel und dezentral einsetzbaren Energieerzeugungstech-
niken) ist es vor allem der Durchbruch neuer ubiquitär nutzbarer digitaler 
Informations- und Kommunikationstechniken, der einschneidende sozioöko-
nomische und institutionelle Restrukturierungen von Infrastruktursektoren in 
Richtung Dezentralisierung und Wettbewerb ermöglicht.

Die drei in diesem Teil zusammengefassten Aufsätze thematisieren dieses 
Zusammenspiel aus technischen Umbrüchen und dem damit einhergehenden 
sozioökonomischen und institutionellen Wandel am Beispiel verschiedener In-
frastruktursektoren.

Jan-Peter Voß und Dierk Bauknecht untersuchen in ihrem komparativ ange-
legten Beitrag den jeweils spezifischen Einfluss technischer Innovationen auf  
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die etablierten Governance-Regime in den vier Versorgungssektoren Tele-
kommunikation, Elektrizität, Gas und Wasser. Ausgehend von Konzepten der 
Koevolution begreifen sie Veränderungen in der Governance von Infrastruk-
tursystemen als Wechselwirkung zwischen technischen Innovationen, die die 
Entwicklung neuer institutioneller Arrangements ermöglichen beziehungsweise 
nahelegen, und den jeweils etablierten Governance-Regimes, innerhalb derer 
entsprechende Erfordernisse von den jeweils beteiligen Akteuren in spezifischer 
Weise aufgenommen und verarbeitet werden. 

Harald Rohracher zeigt am Beispiel der derzeitigen Transformation von Ener
giesystemen, dass neue Techniken spezifische Korridore für die Restrukturie-
rung institutioneller Kontexte und für neue politische Steuerungsmöglichkeiten 
schaffen. Neben neuen dezentralen Energieerzeugungstechniken sind es vor 
allem neue Informationstechniken, die die technische Basis für eine weitrei-
chende Restrukturierung der Strominfrastruktur bilden. Mit ihnen eröffnet 
sich sowohl die Möglichkeit eines radikalen Wandels des Energiesystems in die 
Richtung einer dezentralen Versorgung und stärkeren Einbeziehung von Ver-
brauchern als auch die Möglichkeit einer weitgehenden Integration der neuen 
technischen Möglichkeiten in die traditionellen sozioökonomischen und institu-
tionellen Strukturen des Sektors.

Martin Lodge schließlich untersucht den strukturellen und institutionellen 
Wandel eines Infrastruktursektors, dessen Basistechnologien keinem signifi-
kanten technischen Wandel unterliegen. Die tiefgreifenden Veränderungen 
in Richtung Privatisierung und Dezentralisierung, die vor allem das britische 
Eisenbahnsystem in den neunziger Jahren erfahren hat, waren vor allem poli-
tisch motiviert und gingen nicht mit ebenso weitreichenden technischen Verän-
derungen dieses Infrastruktursektors einher. Der Einfluss der Technik macht 
sich hier vor allem als Dysfunktionalität zwischen der großtechnischen Basis 
des Systems und einer dazu nicht passenden radikalen sozioökonomischen und 
institutionellen Restrukturierung geltend, was sich in einer Krise des britischen 
Eisenbahnsystems niedergeschlagen hat.



Der Einfluss von Technik auf  Governance- 
Innovationen: Regulierung zur gemeinsamen 
Netznutzung in Infrastruktursystemen

1	 Einleitung

In den Infrastruktursektoren hat sich über die letzten Jahrzehnte ein tief  grei-
fender institutioneller Wandel vollzogen. Wo lange Telefongesellschaften, Elek-
trizitäts-, Gas- und Wasserwerke als vertikal integrierte Monopole für die Ver-
sorgung zuständig waren, stehen jetzt verschiedene Unternehmen miteinander 
im Wettbewerb. Damit das möglich ist, müssen funktionierende Regelsysteme 
im Einsatz sein, die dafür sorgen, dass Leitungsnetze von allen Wettbewerbern 
zu gleichen Bedingungen genutzt werden können. Denn wer keinen Zugang hat, 
kann nicht am Markt teilnehmen.

In diesem Beitrag steht die Entstehung von neuen Regelsystemen zur ge-
meinsamen Netznutzung im Blickpunkt. Wie haben sich entsprechende Govern-
ance-Formen entwickelt? Welche Einflussfaktoren und Wirkungsmechanismen 
erklären den konkreten Verlauf  und das Ergebnis ihres Entwicklungsprozesses? 
Im Sinne der übergreifenden Fragestellung dieses Bandes legen wir dabei beson-
deres Augenmerk auf  den Einfluss von Technik.

Der Schwerpunkt liegt auf  der Analyse eines bestimmten empirischen Aus-
schnitts der Governance-Innovation gemeinsame Netznutzung. Wir ›zoomen‹ 
uns an die Entwicklung der Netzregulierung innerhalb der deutschen Versor-
gungssektoren heran. In der vergleichenden Betrachtung von Telekommunika-
tion, Elektrizität, Gas und Wasser lassen sich deutliche Unterschiede im Verlauf  
erkennen. Unsere Analyse zielt darauf, die Wirkung der spezifischen technischen 
Struktur der Sektoren auf  die Entfaltung neuer Regelungsarrangements in dem 
jeweiligen Kontext herauszuarbeiten. Auf  dieser Basis formulieren wir einige 
konkrete Mechanismen, in denen sich der Einfluss von Technik auf  institutio-
nelle Wandlungsprozesse manifestiert.

Jan-Peter Voß und Dierk Bauknecht
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2	 Innovation Journey der gemeinsamen Netznutzung

2.1	 Konzept, Funktionsbedingungen, Komponenten

Bis Ende des letzten Jahrhunderts dominierte in Infrastruktursektoren weltweit 
ein Governance-Regime, das auf  vertikal integrierten Monopolen basierte. Die-
se Sektoren waren als natürliche Monopole von allgemeinen Wettbewerbsregeln 
ausgenommen. Um den Missbrauch von Monopolmacht zu verhindern, waren 
sie entweder der staatlichen Regulierung von Preisen und Investitionen unter-
worfen oder waren Staatsbetriebe.

In diesem Kontext stellt die Governance-Form der gemeinsamen Netz
nutzung eine radikale Innovation dar. Ihr liegt die Idee zugrunde, dass Teil
leistungen der Versorgung unterschieden werden können, die jeweils eigen
ständige Teilmärkte darstellen (zum Beispiel Erzeugung, Transport und Vertrieb). 
Von diesen Teilleistungen sind nur die netzgebundenen Leistungen natürliche 
Monopole. Auf  den anderen Teilmärkten lässt sich Wettbewerb organisieren. 
Voraussetzung dafür ist allerdings, dass institutionelle Arrangements im Einsatz 
sind, die den Betrieb der Netze so regeln, dass sie gemeinsam und zu gleichen 
Bedingungen von den Wettbewerbern genutzt werden können, die auf  anderen 
Teilmärkten miteinander konkurrieren (Armstrong et al. 1994; Helm/Jenkinson 
1998; Newbery 2001). In diesem Punkt ist die Liberalisierung von Versorgungs-
sektoren mit einem erheblichen institutionellen Entwicklungsaufwand verbun-
den. Ihre Umsetzung erfordert die Einrichtung eines komplexen Systems der 
Regulierung von Netzzugang und Netznutzung sowie weitreichende struktu-
relle Anpassungen innerhalb des sektoralen Kontextes. Dabei müssen folgende 
Funktionen erfüllt werden (Knieps/Brunekreeft 2003: 2):

–	 Ein nicht diskriminierender Zugang zu den Monopolbereichen muss für alle 
Wettbewerber gesichert sein;

–	 die Erwirtschaftung von Monopolrenten im Netzbetrieb muss verhindert 
werden;

–	 die Qualität der Leitungsnetze und des Netzbetriebs muss garantiert sein.

Zur Umsetzung dieser Funktionen durch ein neues Regulierungsarrangement 
müssen verschiedene kognitive, institutionelle und technische Komponenten 
entwickelt und aufeinander abgestimmt werden. Sie umfassen:

–	 die konzeptionelle Abgrenzung der Netzbereiche, die natürliche Monopole 
bilden und reguliert werden sollen (zum Beispiel Verteilnetze, Langstrecken-
transport, bestimmte Anlagen);
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–	 methodisch-theoretische Konzepte zur Bestimmung von Niveau und Struk-
tur der Entgelte für die Netznutzung (zum Beispiel Einzelpreisgenehmigung 
auf  Basis von Kostenprüfungen oder Preisniveauregulierung wie price cap);

–	 Verfahren zur Festlegung, Überwachung und Sanktionierung von Netznut-
zungsregeln (zum Beispiel Ex-ante- oder Ex-post-Genehmigung, Revisions-
intervalle, Regeln zur Informationsbereitstellung);

–	 institutionelle Strukturen, in denen Konzepte und Verfahren entwickelt und 
implementiert werden (zum Beispiel Verbändevereinbarung, Regulierungs-
behörde);

–	 die Verknüpfung mit dem existierenden Kontext (zum Beispiel kartellrecht-
liche Institutionen, Konzept der Daseinsvorsorge und technische Messein-
richtungen für Netzflüsse).

Das soziotechnische Projekt der Netzregulierung besteht in der Entwicklung, 
wechselseitigen Abstimmung und Einbettung dieser unterschiedlichen Kompo-
nenten in bestehende sektorale Governance-Regime.

2.2	 Innovationsverlauf  in sektoralen Kontexten

Wie hat sich die Entwicklung der gemeinsamen Netznutzung vollzogen? Wo 
wurde sie ›erfunden‹? Wie hat sie sich entwickelt, verändert und verbreitet? Wir 
greifen auf  das Konzept der »Innovation Journey« (Van de Ven et al. 1999) zu-
rück, um diesen Prozess zu beschreiben. Die Innovation Journey bezeichnet die 
Entfaltung von Ereignissen, in denen sich Form und Funktion einer Innovation 
verändern. Gestaltungshandeln spielt eine wichtige Rolle für die Dynamik und 
Richtung der Reise. Der Weg, den die Innovation letztlich nimmt, lässt sich aber 
weder vorhersagen noch kontrollieren. Er hängt vom Zusammenwirken ver-
schiedener Akteure und von Kontextbedingungen ab, die sich unter anderem in 
Wechselwirkung mit der Innovation selbst verändern. 

Die Innovation Journey der gemeinsamen Netznutzung von der ersten For-
mulierung des Konzeptes bis zu einem in der Realität funktionierenden insti-
tutionellen Arrangement (oder: von der Erfindung bis zur Implementation des 
institutionellen Artefaktes) umfasst bisher knapp neunzig Jahre. In dieser Zeit 
wurden Regulierungssysteme zur gemeinsamen Netznutzung im Kontext un-
terschiedlicher sektoraler und nationaler Governance-Regime entwickelt. Heute 
zählen sie zum globalen Stand der Technik in der Governance von Infrastruk-
tursektoren. 

Zu diesem Entwicklungsprozess gehört die frühe Formulierung der essential 
facilities doctrine durch den US Supreme Court in einer Entscheidung zu Eisen-
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bahnanlagen im Jahr 1912 – Einrichtungen, die unabdingbar sind, um Wett-
bewerbern ihre Geschäftstätigkeit zu ermöglichen und die mit angemessenen 
Mitteln nicht neu geschaffen werden können, müssen geteilt werden (Beckmer-
hagen 2001) – ebenso wie die erste Umsetzung in Form eines sektorweiten Regu
lierungsansatzes bei der Liberalisierung des chilenischen Elektrizitätssektors im 
Jahr 1978 (Spiller/Martorell 1996: 113–114), die Etablierung eines Prototyps 
der Netzregulierung in den sektorübergreifenden britischen Liberalisierungs-
reformen der späten achtziger Jahre (Helm/Jenkinson 1998) und seine Etablie
rung als Standard-Governance-Form für Infrastruktursektoren in mehreren 
EU-Richtlinien der neunziger Jahre (Arentsen/Künnecke 2003; Midttun 1997; 
Newbery 2001; Schneider 2001). 

Auch in Deutschland wurden über die Jahre immer wieder Versuche gestar-
tet, die Monopolregime der Versorgungssektoren infrage zu stellen. Sie erwiesen 
sich aber im internationalen Vergleich als besonders resistent (Mez 1997, 2003; 
Vogelsang 2002). Die klassischen Governance-Formen wurden einerseits durch 
die funktionale Argumentation legitimiert, dass das natürliche Monopol und 
komplexe Koordinations- und Betriebserfordernisse zur Sicherung der Versor-
gung wettbewerbliche Reformen verbiete. Andererseits wurden sie durch den 
großen wirtschaftlichen und politischen Einfluss der Versorgungsunternehmen 
stabilisiert, deren Interesse darin bestand, den Monopolstatus zu behalten. Erst 
gegen Ende der achtziger Jahre, als neoliberale Politikkonzepte weltweit an Domi
nanz gewannen und die gemeinsame Netznutzung durch den britischen Proto
typen Momentum erhielt, fanden entsprechende Governance-Innovationen wie 
die gemeinsame Netznutzung auch in Deutschland fruchtbaren Boden. Die Ge-
schwindigkeit und die Form, in der sie sich entwickelt haben, waren über die 
Sektoren hinweg allerdings unterschiedlich. Das Spektrum reicht von der Um-
setzung des globalen Standardmodells im Telekommunikationssektor über die 
Verfolgung einer deutschen Eigenentwicklung, der Verbändevereinbarung zur 
Netzregulierung im Strom- und Gassektor, bis zur Niederlage der gemeinsamen 
Netznutzung im Wettbewerb mit weniger radikalen Governance-Innovationen 
im Wassersektor (Voß/Bauknecht 2006).

Telekommunikation
Im Telekommunikationssektor erfolgte die Umsetzung des globalen Standard
modells der Liberalisierung, das die Isolierung von natürlichen Monopol
bereichen und deren Regulierung durch eine staatliche Behörde vorsieht. Zwar 
erfolgte der Prozess langsam und in mehreren Schritten, insgesamt aber recht 
linear von entsprechenden Forderungen der Monopolkommission im Jahr 1981 
über die Öffnung des Marktes in Nischen 1989 bis zur vollständigen Liberalisie-
rung auch der Netze 1998 (Müller 2002; Ritter 2004; Thorein 1997).
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Eine wichtige Rolle für den Innovationsverlauf  im Telekommunikations
sektor hat die Veränderung der Innovationsarena gespielt, durch die sich nach 
und nach eine Veränderungskoalition entwickelte. Dies ist einerseits in einem 
Strategiewechsel begründet, den mehrere Akteure innerhalb der Innovations
arena vollzogen haben – vor allem die Deutsche Post beziehungsweise Deutsche 
Telekom und das Bundespostministerium (Schneider 2001: 245). Zum ande-
ren ist die Innovationsarena durch neue Akteure sukzessive erweitert worden 
(Thorein 1997: 55). Dabei hat die technische Entwicklung das Interesse neuer 
Akteure am Telekommunikationssektor geweckt und gleichzeitig die Liberalisie-
rung ermöglicht (vgl. Werle 1990).

Mit der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post (RegTP) 
wurde 1998 erstmals in Deutschland eine sektorspezifische Regulierungsbehör-
de eingerichtet, die sich um die Netznutzung und andere Aspekte der Markt-
funktion kümmern sollte. Im Rahmen dieses Arrangements wurden konkrete 
Methoden und Verfahren der Regulierung in praktischer Erprobung entwickelt 
(Ritter 2004). Dabei fokussiert die Regelung der Netznutzung auf  den Bereich 
der lokalen Verteilnetze (letzte Meile) und der Netzzusammenschaltung. Kon-
krete Fragen sind zum Beispiel, ob die Netznutzung für Einzelverbindungen 
gewährt werden muss (call by call) oder dauerhaft für einzelne Anschlüsse (preselec-
tion), ob Rufnummern bei Anbieterwechsel mitgenommen werden können (Ruf-
nummernportabilität) und ob Investoren in neue Netzinfrastrukturtechnologien 
zeitweise von der Verpflichtung ausgenommen werden, Wettbewerbern diese 
Netze zur Verfügung zu stellen (Breitband-Glasfaserkabel).

Elektrizität
Im Elektrizitätssektor wurde die Liberalisierung erst 1998 auf  externen Druck 
der Europäischen Kommission und ihrer Strombinnenmarktrichtlinie von 1996 
umgesetzt. Die europäische Richtlinie war jedoch so angepasst worden, dass sie 
ein Netzzugangsregime ermöglichte, das in Deutschland durchgesetzt werden 
konnte. So wurde der starke Widerstand der Kommunen, die um die kommu-
nale Konzessionsabgabe und die Zukunft ihrer Stadtwerke fürchteten, dadurch 
gebrochen, dass das sogenannte Single-Buyer-System als Alternative zur Netz-
durchleitung eingeführt wurde. Zur Umgehung des Widerstandes der großen 
Stromversorgungsunternehmen wurde außerdem auf  eine staatliche Regelung 
des Netzzugangs verzichtet. Stattdessen wurde ein Arrangement eingesetzt, 
das die Verhandlung von Netznutzungsbedingungen in einer Vereinbarung von 
Netzbetreibern und industriellen Netznutzern vorsah – und zwar unter Aus-
schluss neuer Akteure (Voß 1998).

Die Regelungsmethoden wurden in mehreren Versionen der Verbändever-
einbarung weiterentwickelt (Voß 2000). Letztlich wurde das Arrangement aber, 
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wiederum auf  europäischen Druck, aber auch weil die Interessenkoalition aus 
großen Stromverbrauchern und Netzbetreibern zerfiel, zugunsten der Einrich-
tung einer sektorübergreifenden Regulierungsbehörde unter dem Dach der 
ehemaligen Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post aufgegeben. 
Mit der Einrichtung der Bundesnetzagentur im Juli 2005 ist auch ein Wandel der 
angewendeten Regelungsverfahren verbunden.

Die Weiterentwicklung der Netzzugangsregeln hat nicht zuletzt damit zu 
tun, dass durch die Liberalisierung die Innovationsarena verändert wurde und 
zahlreiche andere Innovationen wie zum Beispiel die Entwicklung einer Strom-
börse angestoßen wurden, durch die sich der Kontext, in den der Netzzugang 
eingebettet war, wandelte. Die Liberalisierung ermöglichte es zum Beispiel wett-
bewerbserprobten ausländischen Unternehmen im deutschen Markt Fuß zu 
fassen. Dadurch waren neue Unternehmen im Markt, die – mit technischem 
Know-how ausgestattet – den alteingesessenen Versorgern entgegentraten und 
für eine Weiterentwicklung des Netzzugangsregimes warben. 

Gas
Im Gassektor erfolgte die formale Liberalisierung über gemeinsame Netznut-
zung zeitgleich mit den Entwicklungen im Stromsektor. In beiden Sektoren 
führte der Weg zur staatlichen Netzregulierung über den verhandelten Netz
zugang und das Regime der Verbändevereinbarung. Im Gassektor wurden zwar 
auch mehrere Versionen einer solchen Vereinbarung verabschiedet, die Netz-
zugangsregeln sind dabei jedoch im Gegensatz zum Stromsektor kaum wett
bewerbsfreundlicher geworden (BMWA 2003). Mit dem Abbruch der Verhand-
lungen im Jahr 2003 ist die Verbändevereinbarung Gas schließlich gescheitert 
(Meran/von Hirschhausen 2004), und die Regulierung des Sektors wurde der 
sektorübergreifenden Bundesnetzagentur übertragen.

Der Abbruch der Verhandlungen zur Weiterentwicklung der Verbändeverein
barung wurde explizit mit unterschiedlichen Ansichten der Verhandlungspart-
ner über die technischen Voraussetzungen des Netzzugangs und das angemes-
sene Netzzugangsmodell begründet (Zeitschrift für Kommunale Wirtschaft 
05/2003). Die Gasanbieter wollten das Punkt-zu-Punkt-Modell beibehalten, 
nachdem die Kosten des Gastransports über den gesamten Transportweg vom 
Einspeise- zum Entnahmeort errechnet werden. Die Gasabnehmer wollten 
dagegen ein transaktionsunabhängiges Modell durchsetzen. Durch das Schei-
tern der Verhandlungen wurde die auf  der freiwilligen Verbändevereinbarung 
basierende Variante der Netzregulierung insgesamt diskreditiert, was den Druck 
zur Einführung einer staatlichen Regulierung sowohl für den Gas- als auch den 
Stromsektor erhöhte.
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Die technischen Eigenschaften des Gasnetzes haben die gemeinsame Netz-
nutzung erschwert. Dies betrifft vor allem die unterschiedlichen Gasqualitäten 
und Mischungsprobleme sowie die relativ hohen variablen Transportkosten und 
relativ hohen durchschnittlichen Transportentfernungen (Müller-Kirchenbauer/
Zander 2003: 2–5). In Deutschland kommt hinzu, dass die Eigentumsstruktur 
des Gasnetzes sehr diversifiziert ist. Dadurch ist es unabhängig von technisch 
bedingten Engpässen schwieriger als in anderen Ländern, eine geringe Zahl an 
Regelzonen zu definieren, die als jeweils einheitliches Marktgebiet entsprechend 
dem Kupferplattenmodell im Stromnetz fungieren können (Müller-Kirchen
bauer et al. 2004: 225–231). Diese Eigenschaften werden auch in den Analysen 
des Regulierungsregimes als Gründe dafür angeführt, dass die Selbstregulierung 
deutlich schlechter funktionierte als im Stromsektor (Böllhof  2002). Wichtig 
ist aber auch, dass es im Gassektor im Gegensatz zum Stromsektor zumindest 
Ansätze eines Netzwettbewerbs gibt (durch Wingas), wodurch für die Ferngas-
gesellschaften ein Anreiz bestand, den Netzzugang grundsätzlich zu sabotieren 
(Brunekreeft/Twelemann 2006: 99–126).

Wasser
Im Wassersektor kam die Netzregulierung parallel mit der Umsetzung wettbe-
werblicher Reformen in den anderen Sektoren in die Diskussion. Konkret stellte 
sich bei der Änderung des Wettbewerbsgesetzes zur Abschaffung des Mono-
polstatus in den Energiesektoren die Frage, ob für den Wassersektor ein ge-
sonderter Tatbestand erhalten bleiben müsse. Zunächst wurde übergangsweise 
eine Sonderregelung vereinbart, aber die zukünftige Regelung der Netze stand 
damit zur Disposition. Schon einige Jahre vorher war das Regime unter Druck 
geraten, weil die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wasserwirt-
schaft bemängelt wurde und aufgestaute Instandhaltungsinvestitionen großen 
Kapitalbedarf  mit sich brachten, der von den meist kommunalen Betreibern 
nicht aufgebracht werden konnte (Briscoe 1995: 422–432; Franke 2001: 170; 
Rothenberger 2003: 50).

Die gemeinsame Nutzung war in der Diskussion zur Stärkung von Wett-
bewerb im Wassersektor eine Governance-Option (neben anderen wie zum 
Beispiel der zeitlichen Ausschreibung von Versorgungsgebieten). Sie wurde ins-
besondere von Seiten des Wirtschaftsministeriums und der ökonomischen Wis-
senschaft sowie von Beratern und Dienstleistern vorangetrieben (zum Beispiel 
Deutsche Bank Research 2000). Kommunen, Gewerkschaften und Umweltinter-
essen (BMU, Verbände) als Gegner der Liberalisierung orientierten ihre Abwehr 
insbesondere darauf, die mangelnde Funktionsfähigkeit der Netzregulierung 
mit Bezug auf  technische Bedingungen im Wassersektor herauszustellen (zum 
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Beispiel die Beiträge in Büscher 2001; UBA 2000). Dabei stand das Risiko einer 
Abnahme der Trinkwasserqualität (durch Wiederverkeimung) bei unkontrollier-
ter Durchmischung von Wässern unterschiedlicher Einspeiser im Vordergrund. 
Als Alternative wurde die Option einer »Modernisierungsstrategie« eingebracht, 
die Reformen innerhalb der Monopolstruktur des Sektors vorsah (zum Beispiel 
betriebswirtschaftlich orientiertes Management, Zusammenlegung von Versor-
gungsgebieten; VKU 2001). Schließlich konnte sich diese Auffassung, auch mit 
Verweis auf  Gesundheitsrisiken für die Bevölkerung, durchsetzen. Nach einer 
intensiven zweijährigen Debatte stellte das Wirtschaftsministerium bei der Vor-
stellung einer Studie (BMWi 2001), in der Umsetzungsoptionen für die Einfüh-
rung von Wettbewerb entwickelt wurden, fest, dass »nicht alles, was an Markt-
öffnung theoretisch möglich, auch praktisch und politisch sinnvoll« ist. Damit 
nahm auch der Protagonist von der Netzregulierung im Wassersektor Abstand. 
Einige Monate später beauftragte der Bundestag das Wirtschaftsministerium 
mit der Entwicklung einer Modernisierungsstrategie.

3	 Einfluss von Technik auf  institutionelle Variation  
und Selektion

3.1	 Evolution von Governance-Innovationen

Entscheidend für das Verständnis der Entwicklung von Governance-Innova
tionen ist die Wechselwirkung der Prozesse in der Innovationsarena, in der 
neue institutionelle Arrangements konzipiert und entwickelt werden, mit den 
Strukturen der etablierten Governance-Regime, die den Kontext bilden, in den 
die Innovationen eingebettet sind. Diese Wechselwirkung untersuchen wir mit 
Hilfe von Konzepten aus der Innovationsforschung, die Innovationen als Evolu
tionsprozess begreifen.� Dabei unterscheiden wir die Makroebene des Innova-
tionsprozesses, auf  der Varianten institutioneller Arrangements mit dem Selek
tionsumfeld sektoraler Governance-Regime in Wechselwirkung stehen, und die 
Mikroebene, auf  der diese Varianten in der strategischen Interaktion von unter-
schiedlichen Akteuren generiert werden.

Neue Regelsysteme wie die gemeinsame Netznutzung müssen in das in 
einem Sektor vorherrschende Governance-Regime passen, damit sie akzeptiert 

	�	 Zur Übertragung von Konzepten aus der Innovationsforschung, die sich mit technologischen 
und organisatorischen Innovationen im Kontext von Unternehmen und soziotechnischen Sys-
temen befasst, auf  die Entwicklung von Politikinstrumenten im Kontext von Governance-Re-
gimen siehe Voß (2004a, 2005, 2006), Voß/Bauknecht (2006).
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werden und funktionieren können. Dieses Selektionsumfeld aus etablierten 
Normen, Organisationsstrukturen, Technologien und Diskursen befindet sich 
selbst durch Innovationsprozesse, die in seinen unterschiedlichen Dimensionen 
ablaufen, ständig in Bewegung. Mit diesen Innovationen stehen Governance-
Innovationen in Wechselwirkung. Verschiedene Innovationen können komple-
mentär sein und sich gegenseitig bestärken oder sie können miteinander in Kon-
kurrenz stehen. Daraus resultieren gekoppelte Entwicklungen (Ko-Evolution). 
Wenn Evolution menschliches Handeln einschließt, ist die Antizipation dieser 
Wechselwirkungen von zentraler Bedeutung: Erwartete Selektionswirkungen 
fließen bereits in die Suche nach und die Entwicklung von Governance-Varian-
ten mit ein. Variation und Selektion sind damit keine voneinander unabhängigen 
Prozesse.� Auf  diese Weise ist die Selektionswirkung durch den Governance-
Kontext, in direkter und antizipierter Form, ein Faktor in der Entwicklung von 
Governance-Innovationen.

Auf  der Mikroebene wirken sektorale Governance-Strukturen in einer an-
deren, schon vor der Selektionswirkung relevant werdenden Weise auf  den In-
novationsprozess ein. Sie strukturieren schon die Interaktionen, in denen neue 
Regelungsformen überhaupt erst erdacht, gestaltet, verhandelt und ausprobiert 
werden. Akteurkonstellationen und strategisches Handeln spielen hier eine zen-
trale Rolle dabei, welche Variationen überhaupt so weit kommen, dass sie mit 
dem Selektionsumfeld in Kontakt treten können. Die Strukturen bestehender 
Governance-Regime bestimmen dabei die spezifischen Möglichkeiten und Res-
triktionen, die einzelne Akteure haben, um Handlungs- und Argumentations
strategien zu entwickeln, mit denen sie präferierte Regelungsdesigns in die 
Diskussion und auf  die politische Agenda bringen können.

Diese Mechanismen der Strukturierung und der Selektion greifen wir auf, 
um Erklärungsansätze für den unterschiedlichen Innovationsverlauf  in den 
deutschen Versorgungssektoren herauszuarbeiten. Wir beschränken uns im 
Rahmen dieses Artikels darauf, die Wirkung der technischen Dimension sekto-
raler Governance-Kontexte zu analysieren.�

	�	 Rip (1992: 69–103) bezeichnet Evolutionsprozesse unter menschlicher Beteiligung, in denen 
Selektion gesellschaftlich antizipiert wird, in Abgrenzung zu Modellen aus der Biologie als 
»Quasi-Evolution«.

	�	 Für ein umfassendes Verständnis der Entwicklungsdynamik von Governance-Innovationen 
wären auch andere Dimensionen des Kontextes in ihrer strukturierenden und selektierenden 
Wirkung zu analysieren und, zumindest über längere Zeit, auch die andere Richtung des Ein-
flusses, die Strukturierung und Selektion von technischen Innovationen durch Governance-Ar-
rangements zu berücksichtigen. Dann würden die komplexen Ko-Evolutionsprozesse deutlich 
werden, in denen sich struktureller Wandel in soziotechnischen Systemen vollzieht (Konrad et 
al. 2004; vgl. Voß 2004b) 
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3.2	 Selektion von institutionellen Arrangements

Die Leistungserbringung in Infrastruktursektoren basiert auf  der Funktion 
komplexer technischer Systeme (Mayntz 1988). Um diese Funktion aufrecht-
zuerhalten, müssen zum Beispiel Einspeisung und Entnahmeverhalten so ko-
ordiniert werden, dass das System stabil bleibt, also zum Beispiel Über- und 
Unterdeckung von Nachfrage sowie Netzengpässe vermieden werden. Aus den 
technischen Funktionsbedingungen ergeben sich Anforderungen an gesell-
schaftliche Handlungsmuster und entsprechende Regelsysteme. Nicht jede Go-
vernance-Form ist gleichermaßen geeignet, Handlungsmuster zu erzeugen, die 
den jeweiligen technischen Funktionsbedingungen genügen. Hier liegt ein zen-
traler Aspekt der fitness von Governance-Innovationen, der in Realexperimenten 
zutage tritt, wenn zum Beispiel nach der Liberalisierung des Elektrizitätssek-
tors ›die Lichter ausgehen‹. Aber auch schon die gesellschaftliche Erwartung 
bestimmter Selektionswirkungen beeinflusst, wie sich eine Governance-Inno-
vation innerhalb eines spezifischen sektoralen Kontextes etablieren kann.� Im 

	�	 Besondere Dynamiken gewinnen Innovationsprozesse dadurch, dass technische Funktions
bedingungen selbst Gegenstand gesellschaftlicher Auseinandersetzung sind und dass spezielles 
Wissen als Ressource in diesen Auseinandersetzungen sehr ungleich über die verschiedenen 
Akteure verteilt ist. Ein Beispiel dafür sind die langjährigen Debatten über das Risiko des Sys-

Abbildung 1 Schematische Darstellung des Einflusses von Technik auf  
 Governance-Innovationen über Strukturierung und Selektion

Innovationsarena

Strukturierung Selektion

Governance-Varianten

Governance-Kontext 
(inkl. spez. Technikstruktur)
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Innovationsprozess zur gemeinsamen Netznutzung zeigen sich die Selektions-
wirkungen spezifischer technischer Strukturen der Versorgungssektoren in ver-
schiedenen konkreten Mechanismen.

Technisch konstituiertes natürliches Monopol begrenzt Einsatz von Wettbewerb
Eine spezielle Herausforderung in Infrastruktursektoren liegt in ihrer Tendenz 
zur Monopolbildung (natürliche Monopole). Die in westlichen Industriestaaten 
verankerte allgemeine wettbewerbliche Marktordnung lässt sich deshalb nicht 
ohne Weiteres auf  diese Sektoren übertragen. Es müssen besondere Govern-
anceformen entwickelt werden, die zumindest für Teile der Sektoren nicht wett-
bewerbliche Regulierungsprinzipien beinhalten. 

Es sind spezifische Eigenschaften von technischen Betriebsmitteln und Kos
tenstrukturen mit Größenvorteilen, die das natürliche Monopol in den Infra-
struktursektoren konstituieren. Hierbei handelt es sich in erster Linie um die 
Netze, die hohe irreversible Investitionen erfordern. Wenn diese einmal verlegt 
sind, kann die erlangte Marktposition von keinem Wettbewerber mehr strei-
tig gemacht werden – abgesehen davon, dass es gesellschaftlich ineffizient und 
ungewünscht wäre, mehrere Netzinfrastrukturen parallel zu verlegen.� Die 
technische Bedingung der Leitungsgebundenheit der Versorgung mit Telekom-
munikation, Strom, Gas und Wasser impliziert averse Selektionswirkungen für 
marktbasierte Governance-Formen.

Mit dem Wandel von Technik verändert sich auch das natürliche Monopol in 
den Infrastruktursektoren (Knieps 2001: 72; Vogelsang 2002). Im Elektrizitäts- 
und Telekommunikationssektor waren es zum Beispiel bis vor wenigen Jahr-
zehnten nicht nur die Netze, die als natürliche Monopole galten, sondern auch 
Kraftwerke und telefonische Vermittlungseinrichtungen. Die Kostenstrukturen 
dieser Technologien sorgten dafür, dass Wettbewerb auch in diesen Marktberei-
chen für nicht praktikabel gehalten wurde. Erst mit der Verfügbarkeit von flexib-
ler einsetzbaren Kraftwerkstechnologien und digitalen Kommunikationstechno-
logien wurde eine wettbewerbliche Organisation dieser Teilmärkte als möglich 
erachtet (Indermühle 2002). Veränderte technische Kontextstrukturen können 
so zu bestimmten Zeitpunkten Governance-Innovationen ermöglichen, die zu 
anderen Zeitpunkten dem Selektionsdruck nicht hätten entsprechen können.

Die Selektionswirkung von Technik über die Konstituierung natürlicher 
Monopole lässt sich auch im Quervergleich über die Sektoren festmachen. So 
liegt zum Beispiel der unterschiedliche Zuschnitt der Netzregulierung im Tele-

temzusammenbruchs bei Einführung von Wettbewerb im Elektrizitätssektor und über die 
Möglichkeiten zur Kontrolle von Gesundheitsrisiken bei der Mischung von Wässern.

	�	 Diese Definition geht auf  neuere Konzepte des natürlichen Monopols auf  der Basis der Theo-
rie der contestable markets zurück (Knieps/Brunekreeft 2003: 11, 14).
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kommunikationssektor einerseits und im Strom- und Gassektor andererseits in 
den unterschiedlichen Technikstrukturen begründet. Während Telefonleitungen 
im Langstreckenbereich grundsätzlich zu Bedingungen installiert und betrieben 
werden können, die Wettbewerb über parallelen Leitungsbau ermöglichen und 
die Netzregulierung auf  lokale Verteilnetze und die Netzzusammenschaltung 
beschränken, sind elektrische Höchstspannungsnetze und Pipelines für den 
Langstreckentransport von Gas� weiterhin natürliche Monopole und unterliegen 
entsprechender Regulierung.

Technische Bedingungen definieren die Marktgröße und damit den Einsatz von Wettbewerb 
Eine andere konkrete Form, in der sich die Selektionswirkung für institutionelle 
Variationen zeigt, ist die technisch bedingte Größe des Marktes. Um mehreren 
Wettbewerbern Raum zu geben, muss ein ausreichend großer Markt gegeben 
sein, was für die netzgebundenen Infrastrukturen bedeutet, dass ein entspre-
chend weiträumiges Netz vorhanden sein muss oder verschiedene Netze mit-
einander gekoppelt sein müssen.

Im Vergleich über die Sektoren zeigt sich, dass verschiedene technische 
Strukturen hier zu unterschiedlichen Bedingungen führen. Das betrifft insbe-
sondere die Größe des Verbundnetzes, das heißt die Anzahl von Kunden bezie
hungsweise die Nachfragemenge, die über den Netzzugang an einem Punkt 
erreicht werden können. Weiterhin betrifft es den Anteil von variablen, ent-
fernungsabhängigen Transportkosten am Gesamtpreis der Versorgung. Wenn 
dieser sehr hoch ist, dann sind die Margen gering, in denen Effizienzvorsprünge 
in Wettbewerbsvorteile in entfernt liegenden Netzgebieten übersetzt werden 
können. Dementsprechend schrumpft der jeweils erreichbare Markt auf  einen 
lokalen Radius zusammen.

In beiden Punkten setzt sich die technische Struktur im Wassersektor gegen-
über den anderen Sektoren ab. Hier sind die lokalen Verteilnetze bis auf  wenige 
Ausnahmen nicht in einem Verbundnetz miteinander verkoppelt. Das heißt, die 
Öffnung der Netze für Wettbewerb würde in diesem Fall jeweils nur den lokalen 
Markt umfassen. Außerdem ist der Transport von Wasser über lange Entfer-
nungen sehr teuer, da Pumpenergie aufgewendet werden muss, um die Masse 
des Wassers zu bewegen. Die Konkurrenzfähigkeit neuer Unternehmen wäre 
daher selbst bei Existenz einer flächendeckenden Netzstruktur auf  den lokalen 
Umkreis ihrer Aufbereitungsanlagen begrenzt, jedenfalls solange es andere Ver-
sorger gibt, die räumlich näher gelegene Vorkommen nutzen können. Hier liegt 

	�	 Auch für Gas-Ferntransportnetze wird allerdings mittlerweile infrage gestellt, dass diese als 
natürliche Monopole reguliert werden müssen (Knieps 2002).
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ein wichtiger technischer Einflussfaktor für das Scheitern der Netzregulierung 
im Wassersektor.�

Technische Funktionsbedingungen erfordern spezifische Handlungsmuster zur Sicherung .
von Systemstabilität und Versorgungsqualität
Um technische Systeme unterbrechungsfrei und effizient betreiben zu kön-
nen, sind bestimmte Operationsroutinen einzuhalten. Mögliche Governance-
Formen müssen mit diesen kompatibel sein, um für den Einsatz infrage zu 
kommen (Schneider 1992). In den Netzsektoren betrifft das insbesondere die 
Einspeisung und Entnahme. Egal ob dies Daten, elektrische Spannung, Erdgas 
oder Wasser sind: Immer erfordert die Funktion des Systems die Einhaltung 
bestimmter Standards bei der Netznutzung, damit die Qualität der Versorgung 
gesichert werden kann. Außerdem ist es für die Stabilität des Gesamtsystems 
essentiell, dass die Mengen von Einspeisung und Entnahme koordiniert wer-
den, um Verstopfung oder Engpässe bei der Versorgung zu vermeiden. Da Ent-
nahme in der Regel unkoordiniert nach dem individuellen Bedarf  erfolgt, geht 
es praktisch um das ›Nachfahren‹ der Nachfrage durch das Angebot.� Je nach 
Fließeigenschaften des Mediums und nach der spezifischen Struktur des Netzes 
betrifft die Koordinationsleistung besondere zeitliche und örtliche Parameter 
von Einspeisung und Entnahme. Die Komplexität der Koordination, die er-
füllt werden muss, um Systemstabilität zu gewährleisten, ist in allen Sektoren 
ein wichtiger Ansatzpunkt der Gegner von Liberalisierung. Sie übersetzen die 
antizipierte Selektion durch Technik, die sich in Systemzusammenbrüchen zei-
gen würde, in politische Drohungen: Wenn Netzbetreiber nicht gleichzeitig die 
Kontrolle über die Einspeisung behielten, würden Versorgungsengpässe sowie 
ein Qualitätsrückgang unvermeidlich sein. 

Mit der Koordination von Einspeisung und Entnahme sind bei der organisa-
torischen Trennung vom Netzbetrieb unabhängig von der strategischen Instru-

	�	 Allerdings wird an diesem Beispiel auch das enge Zusammenspiel mit der natürlichen Dimen
sion der Kontextstruktur deutlich. In den Fällen, wo lokale Wasservorkommen nicht ausreichen, 
um den Bedarf  zu decken, existieren nämlich auch im gegenwärtigen Governance-Regime der 
Wasserversorgung einige Nischen, in denen sich andere technische und institutionelle Formen 
entwickelt haben. So werden einige Ballungsgebiete, zum Beispiel der Großraum Stuttgart, mit 
Wasser aus entfernt liegenden Vorkommen versorgt (Bodensee). In anderen Gebieten wer-
den regionale Verbundsysteme geschaffen (Hessenwasser). Im Falle derartiger lokaler Abwei-
chungen in der Kontextstruktur sind auch andere Selektionsbedingungen für Governance-In-
novationen gegeben. Für die Möglichkeiten, in der Zukunft auch im Wassersektor Modelle 
der Netzregulierung zur gemeinsamen Netznutzung durchzusetzen, können diese Nischen eine 
wichtige Rolle spielen.

	�	 Neue technische Möglichkeiten zur Nachfragesteuerung zum Beispiel bei Haushaltsgeräten 
könnten auch hier die Entstehung neuer Regelungsformen bewirken.
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mentalisierung des Argumentes große Herausforderungen verbunden. Praktisch 
ist die Abstimmung von technischen Funktionsbedingungen mit dezentralen 
ökonomischen Entscheidungen im Markt (zum Beispiel über Strombörsen) erst 
mit der Verfügbarkeit von leistungsstarken Informationstechnologien möglich 
geworden. 

Als Rahmenbedingung von Governance-Innovationen in hoch technisierten 
Sektoren zeigt sich hier die Informationsasymmetrie in Bezug auf  die tatsäch-
lichen Selektionsbedingungen durch Technik. In der Regel verfügen die Betrei-
ber, für deren Handeln Regelungen entwickelt werden sollen, als Einzige über 
die notwendigen Informationen, um die technischen Möglichkeiten und Risiken 
zu beurteilen (zum Beispiel Daten über Netzflüsse). Dazu kommen generelle 
Unsicherheiten über die Folgen veränderter Operationsroutinen in komplexen 
Systemen. Deshalb erhält die (strategische) Interpretation von Technik besonde
res Gewicht. 

Während technische Koordinationserfordernisse in den Sektoren für Tele-
kommunikation, Strom und Gas zwar eine wichtige Rolle spielten, aber letztlich 
nicht dazu führten, die Netzregulierung als untauglich auszuschließen, waren sie 
im Wassersektor für das Scheitern der Innovation ausschlaggebend. Unsicher-
heiten in Bezug auf  das Mischungsverhalten von Einspeisungen aus verschie-
denen Wasserquellen und damit verbundene Risiken für Trinkwasserqualität und 
Gesundheit verhinderten die weitere Entwicklung. Allerdings sind hier Entwick-
lungsarbeiten im Gange, um die Konfiguration der Netzregulierung sowohl um 
technische Verfahren zur Kontrolle der Wasserqualität als auch um institutio-
nelle Verfahren zur Kontrolle von Einspeisungsverhalten und Haftung zu er-
weitern (Oelmann 2005). So könnte dieser Flaschenhals im Innovationsprozess 
in der Zukunft überwunden werden.

Technische Lebenszyklen stellen Anforderungen an Investitionskapazität
Eine besondere Form, in der Technik die Passung bestimmter Governance-For-
men beeinflusst, ist die zyklisch wiederkehrende Notwendigkeit, sie zu erset-
zen. Vor allem bei kapitalintensiven langlebigen Anlagen ist der Aufbau und 
die Wiederherstellung nicht Teil des Tagesgeschäfts, sondern tritt in Abständen 
von mehreren Jahrzehnten auf. Besondere Auswirkungen ergeben sich insbe-
sondere dann, wenn die Infrastrukturen, wie in Deutschland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg geschehen, innerhalb sehr kurzer Zeit aufgebaut wurden. Dann 
tritt zu bestimmten Zeitpunkten konzentrierter Re-Investitionsbedarf  auf. Hier 
besteht eine technische Selektionswirkung darin, dass zumindest für einen be-
stimmten Zeitraum diejenigen Governance-Formen eine hohe fitness besitzen, 
mit denen große Kapitalmengen für den Sektor mobilisiert werden können. Im 
Wassersektor ist dieses Phänomen eklatant. Aufgestauter Investitionsbedarf  ist 
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ein wesentlicher Faktor für die Attraktivität und die weite Verbreitung von Pri-
vatisierungsmodellen in den letzten Jahren (Rothenberger 2003).

Antizipierte Technikentwicklung erfordert Anpassung von Institutionen
Eine letzte Form der Selektionswirkung von Technik ist die auf  technologische 
Innovationen ausgerichtete Anpassung von institutionellen Arrangements. Hier-
bei geht es darum, Institutionen quasi vorauseilend anzupassen, um antizipierte 
und gewünschte technische Entwicklungen zu ermöglichen oder zu unterstüt-
zen. So bildet zum Beispiel das politische Ziel, Innovationen in der Kommuni-
kationstechnologie zu beschleunigen, einen wichtigen Faktor bei der Entwick-
lung neuer Governance-Formen für den Telekommunikationssektor. Dem liegt 
die Erwartung zugrunde, dass Wettbewerb technische Innovationen im Bereich 
von Kommunikationsdienstleistungen besser befördert als die monopolförmige 
Organisation. Anders herum können andere als wettbewerbliche Governance-
Formen Selektionsvorteile gewinnen, wenn erwartet wird, dass Wettbewerb zum 
Beispiel Investitionen in die Entwicklung von neuen Glasfasernetzen bremst. 
Ein Beispiel aus dem Elektrizitätssektor ist der derzeit an Dynamik gewinnende 
Prozess zur Entwicklung neuer Arrangements der Netzregulierung, die Inno-
vationen im Bereich dezentraler Erzeugungstechnologien und nachfrageseitiger 
Energieeinsparungstechnologien ermöglichen sollen (Bauknecht et al. 2006). 
Hierbei handelt es sich um Beispiele dafür, wie die antizipierte Wirkung von 
institutionellen Strukturen auf  die Technikentwicklung praktische Wirkung im 
Wandel von Governance-Formen zeigt.

3.3	 Strukturierung des Prozesses, in dem institutionelle  
Variationen entstehen

Technische Strukturen beeinflussen nicht erst die Funktionsfähigkeit von alter-
nativen Governance-Formen, sondern auch schon den Prozess, in dem diese 
entstehen. Sie beeinflussen Akteurkonstellationen, das heißt Interessen, Orien-
tierungen, strategische Ressourcen und Beziehungen zwischen Akteuren, die an 
der Entwicklung von Governance-Variationen beteiligt sind. Diese Strukturie-
rungswirkung manifestiert sich bei der Entwicklung von Ansätzen zur gemein-
samen Netznutzung in den vier deutschen Versorgungssektoren ebenfalls in 
einigen konkreten Mechanismen.

Technikentwicklung verändert Interessen und bringt neue Akteure ins Spiel
Ein Mechanismus, der in allen Sektoren Wirkung zeigt, besteht darin, dass die 
kommerziellen Potenziale des Einsatzes neuer Technologien neue Interessen 
und Akteure hervorbringen, die sich in die Entwicklung und Diskussion von 
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neuen Governance-Formen einbringen. Die Liberalisierung des Telekommunika
tionssektors wird teilweise damit erklärt, dass Entwicklungen in der Mikroelek
tronik Anwendungspotenziale in der Telekommunikation eröffneten und Anbie-
ter dieser Technik zu einer Lobby für Marktöffnung in der Telekommunikation 
machten (Schneider 2001; Thorein 1997). Im Stromsektor hat die Entwicklung 
regenerativer Erzeugungstechnologien einen vergleichbaren Effekt. Gegenwär-
tig entwickelt sich auch die Branche dezentraler Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen zu einer Lobby für weitere Reformen der Netzregulierung, die die speziellen 
Probleme beim Netzzugang dezentraler Erzeuger berücksichtigt. Im Gassektor 
sind technische Entwicklungen, die Interessen am Marktzugang stärken, hin-
gegen nur abgeschwächt und im Wassersektor sind sie gar nicht anzutreffen. 
Dies kann zur Erklärung der langsameren beziehungsweise nicht erfolgreichen 
Durchsetzung der Netzregulierung in diesen Sektoren beitragen.

Kontrolle und Wissen über Technik wird als politische Machtressource genutzt
Über technische Vernetzung entstehen Abhängigkeiten, die als politisches Macht
potenzial genutzt werden können (Schneider 1992; Schneider/Mayntz 1995). 
Sie können einseitig sein, wenn einige Akteure darauf  angewiesen sind, dass 
andere Akteure technische Funktionen sichern. Das ist der Fall, wenn spezi-
fische Produktions- und Lebensmuster auf  der Annahme gesicherter Versor-
gung mit Telekommunikation, Strom, Gas oder Wasser aufgebaut sind. Hier 
liegt ein Machtpotenzial der Betreiber von Versorgungssystemen gegenüber an-
deren Gesellschaftsbereichen (Mayntz/Schneider 1995). Wenn sich der Besitz 
technischer Betriebsmittel mit der Verfügung über spezielles Wissen verbindet, 
das benötigt wird, um sie zu betreiben oder um einzuschätzen, welche Formen 
des Betriebs technisch möglich sind, dann können im politischen Prozess er-
hebliche Widerstandspotenziale gegenüber neuen Governance-Formen mobi-
lisiert werden (Voß 1998). Im Wassersektor hat der von den Betreibern von 
Wasserwerken als Drohung formulierte Verlust der Trinkwasserqualität mit ent-
sprechenden Gesundheitsrisiken dafür sorgen können, dass die Netzregulierung 
zur gemeinsamen Netznutzung fallen gelassen wurde. Auch innerhalb der Sek-
toren sind Beziehungen der Akteure durch technische Abhängigkeit geprägt. 
Netzbetreiber verfügen zum Beispiel exklusiv über detaillierte Informationen 
über Netzzustände und haben so die Möglichkeit, Netznutzungen mit Bezug 
auf  Überlastungsgefahren zu verweigern oder mit bestimmten Bedingungen zu 
versehen.

Technikentwicklung verändert Handlungsoptionen und Beziehungen zwischen Akteuren 
Technik kann die Handlungsmöglichkeiten von Akteuren erweitern. Technische 
Entwicklungen können zum Beispiel bestehende technische Abhängigkeiten 
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auflösen. Für den Innovationsprozess zur Netzregulierung trifft dies auf  Tech-
nologien zu, mit denen das natürliche Monopol der Netze umgangen werden 
kann, so dass unbeeinträchtigt von eingesessenen Unternehmen Zutritt zum 
Markt erlangt werden kann.

In der Telekommunikation erlauben Mobilfunknetze die Umgehung der 
›letzten Meile‹ auf  dem Weg zum Kunden. Insbesondere die offensichtliche Be-
drohung der Marktposition der Festnetz-Telekommunikation durch den Mobil-
funk kann erklären, dass die Telekom bei der Frage der Öffnung der Netze im 
Vergleich mit Unternehmen aus den anderen Sektoren frühzeitig eingelenkt hat. 
Im Strom- und Wassersektor ergibt sich hingegen nur die Möglichkeit, die Netze 
dadurch zu umgehen, dass Strom selbst erzeugt oder Wasser selbst aufbereitet 
wird. In Zukunft könnten Arealnetze im Strombereich, die die autonome Versor
gung größerer Gruppen von Verbrauchern ermöglichen, in dieser Hinsicht Be-
deutung erlangen. Im Wassersektor kann die Brauchwassernutzung und Regen
wasseraufbereitung Effekte in dieser Richtung haben. Im Gassektor kann sich 
schließlich mit der Verfügbarkeit technischer Möglichkeiten zum Transport von 
Flüssiggas über Tanklastzüge eine Alternative zur Netznutzung eröffnen.

Technische Interdependenz befördert die Entwicklung sozialer Organisationskapazitäten
In mittelbarer Weise hat Technik auch Einfluss auf  die Organisationskapazi-
tät von Akteuren in den Infrastruktursektoren. Wenn über technische Vernet-
zungen die wechselseitigen Abhängigkeiten zwischen Akteuren hoch sind und 
eine entsprechende Koordination beim Aufbau und Betrieb der Sektoren ver-
langen, dann müssen entsprechende soziale Strukturen entwickelt werden, in 
denen kollektives Handeln organisiert werden kann. Hier hat also die technische 
Struktur Auswirkungen darauf, welche Organisationskapazitäten aufgebaut wer-
den und Akteuren später zur Verfügung stehen, um Governance-Varianten zu 
entwickeln, die ihr kollektives Interesse bedienen, und diese im politischen Pro-
zess durchzusetzen.

Im Vergleich über die Sektoren lassen sich hier drei verschiedene Muster 
erkennen. Im Telekommunikationssektor wurde die technische Koordination 
innerhalb eines organisatorisch hoch integrierten, staatlich betriebenen Telefon
systems geregelt. Die Organisationskapazität ist sehr hoch. Allerdings unterliegt 
die Organisationsspitze staatlichem Einfluss, der mit der Privatisierung erst lang
sam abnimmt. Im Stromsektor und ansatzweise auch im Gassektor wurden tech-
nische Regelungsaufgaben über eine komplexe mehrstufige Verbandsstruktur 
erfüllt, in der alle Unternehmensgruppen des Sektors zusammengefasst waren. 
Diese Strukturen ermöglichten in der Liberalisierungsdiskussion eine schlagkräf
tige Vertretung politischer Interessen, die den lange erfolgreichen Widerstand 
gegen die staatliche Netzregulierung ermöglichte und zur Durchsetzung eigener 
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Modelle wie zum Beispiel der Single-Buyer-Option oder der Verbändevereinba-
rung führten (Voß 1998). Im Wassersektor sind überregionale technische Koor-
dinationserfordernisse nur in den Nischen des Systems gegeben, in denen Netze 
zu Verbundsystemen zusammengeschlossen sind oder über Fernleitungen ver-
sorgt werden. Hier sind es nicht in erster Linie technische Gründe, die der poli-
tischen Organisationskapazität zugrunde liegen. Allerdings ist im überwiegend 
in kommunalem Eigentum befindlichen Wassersektor eine hohe Organisations-
kapazität über die kommunalen Verbände wie zum Beispiel den Verband kom-
munaler Unternehmen (VKU) oder den Städtetag gegeben.

Technische Organisationsmuster beeinflussen sektorale Deutungsmuster
Ein letzter Einfluss von Technik auf  den Prozess, in dem Governance-Inno-
vationen entstehen, kann hier nur hypothetisch angeführt werden. Die jeweils 
dominanten Denkstrukturen der Akteure aus den verschiedenen Sektoren un-
terscheiden sich sehr deutlich.� Während die Telekommunikationsakteure in an 
Vernetzung, Komplexität und Dynamik orientierten Bildern und Begriffen dis-
kutieren und langfristige Planung angesichts der Unwägbarkeiten tendenziell für 
hinfällig halten, zeigte sich bei den Akteuren des Wassersektors ein Denkmuster, 
in dem die Solidität und Sicherheit des Systems und entsprechend inkrementelle 
Problemlösungsansätze im Vordergrund stehen. Wenn man das eine Muster als 
selbst organisiertes Netz und das andere als Kontrollhierarchie typisiert und da-
zwischen ein Kontinuum aufspannt, finden sich Strom- und Gassektor in einer 
Mittelposition, wobei die Denkmuster im Stromsektor denen des Telekommu-
nikationssektors näher liegen und die des Gassektors denen des Wassersektors. 
In diesen Denkmustern spiegeln sich die unterschiedlichen Organisationsstruk-
turen und Entwicklungsdynamiken der Techniksysteme in den Sektoren. Eine 
plausible, wenn auch mit unseren Mitteln nicht belegbare Annahme ist, dass 
sich die gedankliche Auseinandersetzung mit den verschiedenen technischen 
Ordnungen (zum Beispiel über den Gebrauch von Analogien und Metaphern) 
in allgemeinen Denkmustern niederschlägt, die dann ebenfalls Auswirkung dar-
auf  haben, wie über Governance gedacht und in welcher Richtung nach neuen 
Regelungsansätzen gesucht wird. Der relativ frühe Erfolg der Liberalisierung 
über gemeinsame Netznutzung als ein mit hoher Komplexität und Dynamik 
der Regulierung einhergehendes Instrument im Telekommunikationssektor und 
sein Scheitern im Wassersektor würden eine solche Hypothese stützen.

	�	 Diese Beobachtung haben wir im Rahmen der Teilnahme an jeweils gesonderten Sektorwork-
shops im Rahmen des Projekts »Integrierte Mikrosysteme der Versorgung« gemacht. Sie spie-
geln sich auch in der Dokumentation der Workshops <www.mikrosysteme.org>.
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4	 Schlussfolgerungen

Unsere Untersuchung der Einführung der gemeinsamen Netznutzung als neuer 
Governance-Form in den Infrastruktursektoren hat die jeweils unterschiedli
chen Innovationsverläufe im Kontext des Telekommunikations-, Elektrizitäts-, 
Gas- und Wassersektors herausgestellt. Das Spektrum reicht von einer weitge-
henden Umsetzung eines globalen Standardmodells über eine mehr und eine 
weniger erfolgreiche Verfolgung einer deutschen Eigenentwicklung in Form der 
Verbändevereinbarung bis zum Scheitern im Wettbewerb mit anderen Govern-
ance-Innovationen.

Die unterschiedlichen Verlaufsformen des Innovationsprozesses können 
zum Teil als Ergebnis des Einflusses der jeweils vorherrschenden technischen 
Strukturen erklärt werden. Dafür lassen sich Mechanismen auf  der Makroebene 
herausarbeiten, auf  der Technik als eine Dimension des Selektionsumfeldes für 
Governance-Variationen Wirkung entfaltet. Ebenso lassen sich Mechanismen 
auf  der Mikroebene des sozialen Interaktionsprozesses identifizieren, in denen 
Governance-Variationen entwickelt werden. Hier strukturiert Technik die Inter-
essen und Beziehungen von Akteuren. 

Der Einfluss von Technik auf  Governance-Innovationen ist aber nicht de-
terminierend. Vielmehr ist Technik nur eine Dimension der Kontextstruktur, in 
der sich Governance-Innovationen entfalten. Technik ist dort mit spezifischen 
Institutionen, Werten, Wissen und natürlichen Bedingungen verknüpft, die in 
ihrer Überlagerung den Entwicklungsraum (fitness landscape) für neue Govern-
ance-Formen definieren. Das heißt, eine Innovation kann technische Funk
tionsbedingungen hervorragend erfüllen, sich in einem bestimmten Govern-
ance-Kontext aber trotzdem nicht entwickeln, weil sie zum Beispiel fest gegen 
verankerte Gerechtigkeitsprinzipien verstößt oder mit verfassungsrechtlichen 
Regeln in Konflikt gerät.

Außerdem ist die Dynamik von Interaktionsprozessen in der Innovations-
arena entscheidend für die Entwicklung von Governance-Innovationen. Hier 
hat Technik die oben herausgearbeitete strukturierende Wirkung. Durch tech-
nische Strukturen ergeben sich deshalb Möglichkeiten und Restriktionen, die 
Handlungsmuster bestimmen. Dabei ist jedoch weiterhin großer Spielraum für 
strategisches Handeln gegeben. Komplexe Interaktionsprozesse werden in den 
seltensten Fällen durch Technik eindeutig determiniert. Wenn der Verlust tech-
nischer Funktionen in Kauf  genommen wird, was durchaus im Ermessen der 
Akteure liegt, kann auch dieser Spielraum natürlich noch erweitert werden. 

Ein dritter Punkt, in dem der Einfluss von Technik spezifiziert werden muss, 
ist die besondere Form, in der sie als Selektionsumfeld wie auch als Handlungs-
struktur Wirkung erhält. Weit überwiegend geschieht dies gesellschaftlich ver-
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mittelt. Das heißt, technische Bedingungen und Möglichkeiten werden durch 
Akteure interpretiert und in politische Diskurse eingebracht. Nur in seltenen 
Fällen sind es unmittelbare Erfahrungen aus Realexperimenten, die Bedingun
gen und Möglichkeiten von Technik in Bezug auf  Governance-Alternativen 
aufzeigen. Kulturelle Deutungsrahmen und strategische Interessen prägen auf  
diese Weise das, was als technische Potenziale oder Funktionsbedingungen po-
litisch verhandelt wird. Die in politischen Prozessen wirksame gesellschaftlich 
vermittelte Technik ist also nicht mit derjenigen identisch, die sich in materieller 
Interaktion manifestieren würde.

Von einem Determinismus institutionellen Wandels durch Technik kann also 
nicht gesprochen werden. Genauso wenig kann Technik bei der Analyse der Ent
wicklung neuer Governance-Formen jedoch ausgeklammert werden. Gerade in 
Infrastruktursektoren, so hat die vergleichende Untersuchung gezeigt, ermög
licht der Blick auf  die spezifische Struktur des technischen Netzes die Identifi-
zierung wichtiger Faktoren zur Erklärung institutioneller Wandlungsprozesse.
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Die Wechselwirkung technischen  
und institutionellen Wandels in der  
Transformation von Energiesystemen

1	 Einleitung

Energiesysteme befinden sich derzeit in einer Phase des Umbruchs – sowohl 
was Teile ihrer technologischen Basis als auch was ihre regulatorischen Rahmen
bedingungen betrifft. In diesem Beitrag wird die These vertreten, dass neue 
Technologien bevorzugte Korridore für institutionelle Entwicklungen und poli
tische Steuerungsmöglichkeiten schaffen können. Trotz der von Technologien 
ausgehenden Änderungsimpulse oder -potenziale kann soziotechnischer Wan-
del aber nur als Wechselspiel zwischen den limitierenden und ermöglichenden 
Eigenschaften von Technologien beziehungsweise technischen Systemen, Insti
tutionen und sozialen Praktiken, Akteurinteraktionen sowie (oft historisch-
kontingenten) externen Bedingungen (zum Beispiel Ressourcenverfügbarkeit) 
verstanden werden. Soziotechnische Transformationsprozesse können auf  allen 
diesen Ebenen angestoßen werden, sind aber in ihrer Dynamik nur in der Über-
schneidung dieser Einflussfaktoren verständlich.

Die derzeitige Transformation des Energiesystems basiert einerseits auf  neu
en dezentralen Erzeugungstechnologien (Gas-Dampf-Kombikraftwerke; Mikro-
Kraft-Wärme-Kopplung auf  Haushaltsebene usw.) in Kombination mit neuen, 
auf  der Informationstechnologie basierenden Integrationsmöglichkeiten (auf  
Ebene des Verteilnetzes, aber auch auf  Haushaltsebene). Diese Entwicklungen 
treffen andererseits mit neuen Governance-Regimes für Infrastrukturtechno-
logien zusammen, wo unter dem Titel   ›Liberalisierung‹ Infrastruktursektoren 
re-reguliert werden, um in ehemaligen Monopolbereichen marktförmige Ver-
hältnisse herzustellen.

Unter diesen neuen Voraussetzungen zeichnen sich unterschiedliche Entwick
lungsmöglichkeiten ab, deren Radikalität sich nicht aus einzelnen technischen 
oder sozialen Innovationen, sondern erst aus der Verbindung technischen und 
institutionellen Wandels ermessen lässt. Zugleich ist zu erwarten, dass die jeweili
gen Szenarien auch auf  die Gestaltung und Entwicklungschancen der sie tragen
den Technologien zurückwirken:

Harald Rohracher
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–	 Im Fall des Energiesystems besteht durchaus die Möglichkeit eines radikalen 
Wandels der Energieversorgung und -nutzung, die gekennzeichnet ist durch 
neue Akteurkonfigurationen – unabhängige Erzeuger, eine ausdifferen-
zierte Palette intermediärer Organisationen und Dienstleister – und neue 
institutionelle Kontexte. So können etwa Nutzer durch neue Dienstleis-
tungskonzepte, aber auch durch den Einsatz von alternativen Erzeugungs-
technologien direkt in Haushalten in vielen Fällen zu Koproduzenten von 
Energie(-dienstleistungen) werden. Viele der durch diese neuen technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen ermöglichten und induzierten 
Innovationen erfordern auch Änderungen auf  Systemebene.

–	 Es besteht aber auch die Möglichkeit, dass die vorhandenen neuen techni
schen Möglichkeiten und regulatorischen Intentionen in traditionelle institu-
tionelle Strukturen des Sektors integriert werden (zentrale Organisation und 
vertikale Integration des Sektors, wenige dominante Player; direkter Einfluss 
der Politik) und bestenfalls mit inkrementellen Änderungen einhergehen.

In diesem Kapitel soll die Transformation von Energiesystemen anhand einzel
ner technologischer Fallbeispiele unter den wechselnden Spielräumen und Res-
triktionen auf  den drei Ebenen Technologien, Institutionen und Akteure analy-
siert werden, wobei insbesondere der Rolle technischer Innovationen und ihrer 
Potenziale zur Systemtransformation Aufmerksamkeit geschenkt werden soll.

2	 Transformation der Energiesysteme

Die Entwicklung der Energiesysteme in industrialisierten Ländern seit dem 
Zweiten Weltkrieg war charakteristisch für ein mature system (Hughes 1983), in 
dem inkrementelle Veränderungen an die Stelle eines radikalen Wandels getre-
ten waren und in dem sich rechtliche, ökonomische und finanzielle Rahmen-
bedingungen, soziale Praktiken, Akteurkonstellationen und Netzwerke sowie 
technische Strukturen und Konfigurationen wechselseitig stabilisierten und 
verstärkten – eine Situation, die, wie Hughes betont, aber auch verwundbar ma-
chen kann für Änderungen im Umfeld dieser reifen Systeme. Charakteristisch 
für den Stromsektor war im Allgemeinen ein öffentliches Monopol auf  Erzeu-
gung, Ausbau und Management der Stromnetze sowie auf  den Vertrieb von 
Elektrizität. Darüber hinaus wurde Stromerzeugung vorwiegend in zentralen 
Kraftwerkseinheiten betrieben. Charakteristisch waren ferner ein hoher tech-
nischer Standard und ein hoher Sicherheitsstandard der Netze sowie die Orien-
tierung der Erzeugungsstruktur an prognostizierter Nachfrage. Spätestens seit 
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den Energiekrisen der siebziger und achtziger Jahre und der Anti-AKW-Bewe-
gung in vielen Ländern begann sich von unterschiedlichen Seiten Veränderungs-
druck aufzubauen, der in Verbindung mit neuen politischen und ökonomischen 
Trends in einen sukzessiven Umbau der Energieversorgung und anderer Infra-
struktursysteme mündete.

Die gegenwärtige Transformation des Sektors findet auf  unterschiedlichen 
Ebenen statt:

–	 Auf  der Ebene institutioneller Rahmenbedingungen und der Governance 
von Energiesystemen hat sich in Europa und zunehmend weltweit ein 
Trend zur sogenannten Liberalisierung von Infrastruktursystemen durch-
gesetzt, in welchem sich Strukturveränderungen moderner Gesellschaften 
(›von Hierarchien zu Netzwerken‹) und politisch-ideologische Motivationen 
(Neo-Liberalismus) in der Organisation technischer Infrastruktursysteme 
spiegeln (Mayntz 1993: 107). Privatisierung bisher staatlicher Versorgungs-
unternehmen, Re-Regulierung zur Schaffung marktförmiger Strukturen in 
bisherigen Monopolbereichen und ähnliche Maßnahmen führten dabei zu 
einer profunden Umgestaltung institutioneller Strukturen und Machtbezie-
hungen innerhalb von Infrastruktursystemen und in Bezug auf  ihre öffent-
liche Kontrolle. Innerhalb der EU war diese Marktliberalisierung auch stark 
vom Ziel eines gemeinsamen europäischen Energiemarktes getrieben, der 
durch seine Wettbewerbsorientierung Energie effizienter als bisher bereit-
stellen und nationale Monopolbetriebe  ›entmachten‹ sollte.� Darüber hinaus 
kamen wichtige Impulse zur Veränderung des Energiesystems auch aus an-
deren Politikfeldern, insbesondere aus der Umwelt- und Klimapolitik und 
aus Überlegungen zur Versorgungssicherheit.

–	 Zugleich – und darauf  wird in diesem Beitrag noch zurückzukommen sein – 
vollziehen sich wichtige Änderungen in der technologischen Basis der Ener-
giesysteme: neue Erzeugungstechnologien, neue Managementmöglichkeiten 
durch Informations- und Kommunikationstechnologien, die Entwicklung 

	�	 Diesendorf  (1996: 36) fasst gemeinsame Faktoren und Motive zur Einführung liberaler Ener-
giemärkte wie folgt zusammen:
–	 »The claim of  economists that a competitive market for electricity would be more efficient.
–	 State governments wish to relinquish responsibility for public utilities in order to reduce state 

debts and increase their revenues by selling off  public assets.
–	 The benefits of  scale in the electricity generation industry have been reversed as smaller 

combined-cycle gas turbines or small CHP (combined heat and power) schemes have been 
becoming more cost-efficient. This development weakens the argument of  electricity gen-
eration as a natural monopoly. Moreover, a more dispersed system of  smaller power stations 
requires a different set of  institutions for planning and operation.

–	 New technology for communications, control and energy efficiency makes spot pricing and 
demand management feasible.«
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dezentraler Energietechnologien oder neue technologische Möglichkeiten 
auf  der Verbraucherseite sind hier zu nennen.

Trotz des häufigen Verweises auf  neue technische Möglichkeiten ist die Libera
lisierung und institutionelle Neuregulierung die dominante Erzählung bei der 
Erklärung und Legitimation des stattfindenden Wandels von Infrastruktursyste-
men.� Bezeichnenderweise gilt dies auch für viele Zugänge, die sich kritisch mit 
den (negativen) Auswirkungen der Liberalisierung von Infrastruktursystemen 
auseinandersetzen. Ein Beispiel ist die seit einigen Jahren intensiv diskutierte 
These des splintering urbanism (Graham/Marvin 2001), die das Argument entwi-
ckelt, dass derzeit eine Reihe parallel verlaufender Prozesse Infrastruktursyste-
me so entflechten, dass sie zu einer Fragmentierung des sozialen und materiellen 
Zusammenhangs von Städten beitragen. In gewisser Weise gleichen sich jedoch 
die affirmative und die kritische Darstellung der Infrastrukturtransformation 
zumindest formal in dem Sinn, dass diese weitgehend monokausal auf  institu-
tionelle Änderungen zurückgeführt wird. Eine Rückwirkung von Technik auf  
Institutionen kommt in dieser Argumentation kaum vor und lässt die Argu-
mentation damit hinter den Diskussionsstand der aktuellen Wissenschafts- und 
Technikforschung zurückfallen.

3	 Konzeptioneller Rahmen

Auch wenn in – vor allem sozialkonstruktivistischen – Technikforschungskon-
zepten oft soziale Faktoren in der Erklärung technischen Wandels dominieren, 
lassen die meisten Konzepte ausreichend Raum für die Vorstellung, dass die 
Entstehung sozialer Beziehungen und Strukturen durch Technologien mitbe-
dingt ist. Dolata und Werle stellen in diesem Band eine Reihe solcher Theorie
elemente dar, die in verschiedenen techniksoziologischen Ansätzen Technik ei-
nen eigenständigen Stellenwert im Rahmen soziotechnischer Konfigurationen 
und Dynamiken geben. So spielen technische Charakteristika in der von Hughes 
(1983) ursprünglich formulierten Theorie großer technischer Systeme durchaus 
eine große Rolle, denkt man etwa an die Rolle des load factors für die Entwicklung 
des Elektrizitätssystems (Hughes 1987: 72) oder die Integration von Atomener-

	� 	 Selbst wenn die tatsächliche Praxis der Organisation des Stromsektors so gut wie in keinem 
Land den ursprünglichen Liberalisierungsintentionen entspricht (und vielfach zu Dysfunktio
nalitäten geführt hat), halten maßgebliche Institutionen und Akteure wie Weltbank, Internatio
naler Währungsfonds oder Management Consultants zumindest an der Rhetorik des freien 
Marktes fest, so dass von der Infrastrukturliberalisierung oft nicht mehr bleibt als das  ›Grinsen 
der Cheshire-Katze‹ aus Alice im Wunderland, wie Steve Thomas (2006: 1975) pointiert feststellt.
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gie nach dem Zweiten Weltkrieg (ebd.: 80). Auch in sozialkonstruktivistischen 
Analysen steht das Wechselspiel Technik-Institution im Zentrum – »The techni-
cal is socially constructed, and the social is technically constructed« (Bijker 1993: 
125) –, während aus der Sicht der Akteur-Netzwerk-Theorie Änderungsdyna-
miken aus einem Wechselspiel zwischen Technik (als Aktant) und Akteuren er-
wachsen (vgl. programs and anti-programs of  action; Latour 1992).

Für diesen Aufsatz genügt es, die Entwicklung ausgewählter Technologien 
vor dem Hintergrund der Grundtypen soziotechnischer Beziehungen zu analy-
sieren. Abbildung 1 stellt diese Grundtypen als Interaktion innerhalb der Pole 
Technik – Akteur – Institution dar.

Während die Beziehung (1) sich auf  ein Kernthema soziologischer Theorien 
und Diskussionen richtet, nämlich das Verhältnis zwischen Handlung und Struk
tur, interessiert in den folgenden Fallbeispielen vor allem die dazwischen vermit-
telnde Dimension Technik. Die in der Abbildung dargestellte Beziehung (2) 
zwischen Technik und Handeln betrifft den Kernbereich der Analysen sozial
wissenschaftlicher Technikforschung: Inwiefern lässt sich Technikentwicklung 
nicht nur aus einer inhärenten Eigenlogik, sondern auch als Ergebnis sozialen Han
delns verstehen? Und inwieweit werden unsere Handlungsmöglichkeiten durch 
Technologien verändert? Beziehung (3) spricht die in diesem Beitrag diskutierten 
Wechselbeziehungen zwischen Techniktypen und Institutionen an – eine Bezie
hung, die zwar immer über das Handeln von Akteuren vermittelt und reprodu-
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soziale Strukturen
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Antrieb für Wandel
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Abbildung 1 Die Entwicklung ausgewählter Technologien und 
 die Grundtypen soziotechnischer Beziehungen
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ziert wird, aber dennoch in einer Reihe von Beiträgen zur Innovationsforschung 
als direktes Verhältnis aufscheint.� Auch wenn es in diesem Beitrag vor allem um 
die von Technologien ausgehenden Wirkungen auf  Institutionen und Akteur-
konfigurationen geht, ist dabei stets zu berücksichtigen, dass nur das Wechsel-
verhältnis aller drei Pole soziotechnische Dynamik hinreichend erklären kann.

Die folgenden Fallbeispiele beziehen sich auf  die vorhin skizzierte Trans-
formation von Energiesystemen. Zum einen kann erhofft werden, gerade an 
solchen im Fluss befindlichen Transformationsvorgängen Rückwirkungen von 
technischen Neuerungen auf  Institutionen und Akteure beobachten zu können. 
Zum anderen teilen Energiesysteme eine Reihe von Eigenschaften mit ande-
ren Infrastruktursystemen und stehen damit auch für eine breitere Klasse von 
Technologien und ihre Beziehungsmuster mit dem institutionellen Umfeld.

In diesem Beitrag soll daher anhand charakteristischer Beispiele die Frage 
gestellt werden,

–	 inwiefern bestimmte Charakteristika neuer Technologien zum Wandel des 
Energiesystems beitragen und

–	 inwieweit diese Charakteristika auf  Regulierungsformen, Akteurkonstellatio
nen und institutionelle Rahmenbedingungen rückwirken.

Das Ziel dieses Beitrags ist damit ein sehr beschränktes: Es geht nicht (oder höchs
tens indirekt) um die Gestaltbarkeit der Transformation des Energiesystems und 
damit um Governance-Fragen, sondern vielmehr um die Analyse der Rolle aus-
gewählter Technologien in einem soziotechnischen Transformationskontext 
und den Versuch, einige verallgemeinernde Überlegungen daran anzuschließen.

4	 Fallbeispiele

Wenden wir uns nun konkreten Technologiefeldern zu, die eine wesentliche 
Rolle im derzeitigen Transformationsprozess von Energiesystemen spielen. Vor 
allem zwei Beispiele sollen herausgegriffen werden: kombinierte Gas-Dampf-
turbinen als eine Energieerzeugungstechnologie, die offensichtlich in hohem 
Maße kompatibel ist mit den Bedingungen liberalisierter Energiemärkte, und 
die Bedeutung von Informationstechnologien für die Neuorganisation und das 

	� 	 Beispiele dafür sind etwa das Konzept der techno-economic paradigms von Freeman/Perez (1988), 
die eine Beziehung zwischen bestimmten pervasiven generischen Technologien (aktuell zum 
Beispiel Informationstechnologien) und institutionellen Strukturen einer Ökonomie herstellen, 
oder das von Pavitt (1984) diskutierte Verhältnis von bestimmten Technologiefeldern und zu-
gehörigen Branchenstrukturen und Innovationstypen.
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Management von Energiesystemen sowie für neue Formen der Einbeziehung 
von Endenergieverbrauchern. Ausgehend von einer Darstellung der aktuellen 
Entwicklungen in diesen Feldern soll nach den institutionellen Rückwirkungen 
dieser Technologien und nach allfälligen verallgemeinerbaren Charakteristika 
gefragt werden, die diese spezifischen Rückwirkungen verursachen.

4.1	 GuD-Technologie und die Revolutionierung  
der britischen Stromerzeugung

Eine Technologie, die oft in einem Atemzug mit der Liberalisierung von Strom
märkten genannt wird, ist die Strom- und häufig auch Wärmeerzeugung in kombi
nierten Gas- und Dampfkraftwerken (GuD beziehungsweise in ihrer englischen 
Bezeichnung CCGT: Combined Cycle Gas Turbine). Von einem Weltmarktan-
teil von 15 bis 18 Prozent der thermischen Kraftwerke Mitte der achtziger Jahre 
und einem Ruf  als eher experimentelle Technologie mit begrenzter Leistungs-
fähigkeit steigerte die Gasturbinentechnologie ihren Anteil in den Neunzigern 
auf  einen Wert von über 50 Prozent (Islas 1997: 49). Insbesondere in Groß
britannien waren GuD-Kraftwerke schon in der Frühphase der Deregulierung 
des englischen Strommarktes der Grund für den sogenannten dash for gas, einer 
radikalen Restrukturierung der Stromerzeugung durch massive Investitionen in 
diesen auf  Erdgas basierenden Kraftwerkstyp (in einer Größenordnung von 
20.000 MWel beziehungsweise Ausweitung von 0 Prozent auf  30 Prozent An-
teil) bei gleichzeitig ausreichend vorhandenen Erzeugungskapazitäten im damals 
bestehenden Kraftwerkspark (vor allem Kohle und Kernenergie). Das englische 
Beispiel ist instruktiv für den Zusammenhang von Technologieentwicklung, ins-
titutionellen Rahmenbedingungen und Akteurkonstellationen.

Die bei GuD-Kraftwerken eingesetzten Basistechnologien waren zu Beginn 
der neunziger Jahre nicht neu. Gasturbinen haben vor allem im militärischen 
Bereich (Düsentriebwerke) eine bis in den Ersten Weltkrieg zurückreichende 
Entwicklungsgeschichte (Islas 2002). Die technologische Entwicklung (Spezial
materialien für Turbinen, Fertigungsprozesse) bezog seither ihre wesentlichen 
Impulse aus der militärischen Forschung und Anwendung. Im Energiebereich 
fanden Gasturbinen aufgrund ihrer speziellen Charakteristika einen Nischen-
markt in der Abdeckung von Spitzenlasten und in der industriellen Eigenstrom
erzeugung. Für den Einsatz im Grundlastbereich der Stromerzeugung wurden 
Gasturbinen erst durch einen weiteren Entwicklungsschritt und die damit ver-
bundene Steigerung des Wirkungsgrades interessant: die Hybridisierung der 
konkurrierenden Technologien – Gas- und Dampfturbinen – zu GuD-Kombi-
kraftwerken. Ab etwa Mitte der siebziger Jahre stand damit eine Technologie zur 
Verfügung, deren Eigenschaften sie ein gutes Jahrzehnt später für den Einsatz 
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in deregulierten Strommärkten besonders interessant machen sollte: hoher Wir-
kungsgrad in der Stromerzeugung (inzwischen bis zu 60 Prozent) und damit 
eine vergleichsweise hohe Umweltfreundlichkeit, sehr kurze Anfahrzeit in der 
Stromerzeugung, geringe Betriebs- und Wartungskosten, kurze Konstruktions
zeiten (wesentlich kürzer als für Kohlekraftwerke), geringe Kapitalkosten, mo-
dulare Bauweise. Das Risiko bestand neben der vor allem in Anfangszeiten vor-
handenen Unsicherheit über die langfristige Haltbarkeit der Turbinen vor allem 
in einer starken Abhängigkeit vom Gaspreis, der den Hauptkostenfaktor in der 
GuD-Stromerzeugung ausmacht.

Genau diese Charakteristika in Verbindung mit niedrigen Gaspreisen sind es 
auch, die GuD-Kraftwerke unter den neuen Rahmenbedingungen der Energie-
märkte so attraktiv machten. Die (relativ) geringen Investitionskosten und die 
kurzen Konstruktionszeiten waren von besonderem Vorteil für den Marktein-
tritt neuer Akteure, der unter marktliberalen Rahmenbedingungen möglich und 
erwünscht war. Gleichzeitig waren die kurzen Investitionszyklen und die ho-
hen, kurzfristig erzielbaren Renditen ebenso wie die modulare Bauweise (und 
damit kurzfristige Orientierbarkeit an steigendem Bedarf) bestens kompatibel 
mit einer steigenden Orientierung des Energiesektors am Kapitalmarkt, für 
dessen Gegebenheiten Planungs- und Laufzeiten konventioneller Kraftwerke 
unverhältnismäßig lang waren. In diesem Fall scheint eine enge Bindung dieser 
Technologie an institutionelle Rahmenbedingungen liberalisierter Strommärkte 
evident zu sein. Wie das britische Beispiel zeigt, ist der tatsächliche Verlauf  der 
Diffusion dieser Technologie im Zuge des Liberalisierungsprozesses allerdings 
weitaus komplexer.

Zu Beginn des britischen Strommarkt-Liberalisierungsprozesses um das Jahr 
1987 waren die Erzeugung, Verteilung und Versorgung von Elektrizität noch in 
alleiniger Hand des staatlichen Monopols CEGB (Central Electricity Generation 
Board). Der erste Schritt der Privatisierung sah im Wesentlichen die Aufteilung 
dieses Monopols in unterschiedliche Gesellschaften vor: in zwei große Erzeu-
gungsgesellschaften (National Power, PowerGen), eine Netzbetriebsgesellschaft 
sowie zwölf  regionale Verteilgesellschaften (RECs). Es bestand die Möglich-
keit, den Großversorger selbst zu wählen und in eingeschränktem Rahmen auch 
selbst Strom herzustellen. Sogar diese Neustrukturierung war nicht unwesentlich 
durch die bestehende technische Basis des Energiesystems bestimmt, denn erst 
der hohe Stellenwert der Kernenergie und das Erfordernis eines ausreichend 
großen Betreibers gab Anlass, den Erzeugermarkt in nur zwei große Unterneh-
men zu teilen und dafür den Betreibern regionaler Netze auch die Möglichkeit 
begrenzter Erzeugungskapazitäten einzuräumen. Als Folge dieses Aufbrechens 
des nationalen Monopols wurde erwartet, dass die regionalen Versorger in der 
Wettbewerbssituation den jeweils effizientesten Erzeuger auswählen würden.
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In der ersten Phase des Prozesses waren die Weichen aus der Sicht des 
CEGB jedenfalls noch fix in Richtung Stromerzeugung durch Kohle und Kern-
energie gestellt (Winskel 2002: 572). Die Option Gas wurde kaum beachtet und 
generell wurde erwartet, dass Gas-Dampf-Kombikraftwerke weiterhin auf  eine 
Nischenrolle beschränkt bleiben würden. Schließlich fiel gegen Ende der achtzi-
ger Jahre auch das EU-weite Verbot, Gas als Brennstoff  für Stromerzeugung im 
Grundlastbereich zu verwenden, während der Gasmarkt gleichzeitig ebenfalls 
liberalisiert wurde.

Für neu in den Markt eintretende Erzeuger tat sich damit eine interessante 
Option auf, da bei Kohlekraftwerken schon die economies of  scale die bestehenden 
Großerzeuger bevorzugten und obendrein für neue Kohlekraftwerke erhöhte 
(kostentreibende) Emissionsvorschriften bestanden. Der Kostenvorteil von 
GuD wurde damit signifikant und veranlasste selbst die beiden großen Ver-
sorger National Power und PowerGen, in GuD-Kraftwerksplanungen einzu-
steigen. Die Genehmigungsanträge für GuD-Kraftwerke stiegen in den ersten 
Jahren der Privatisierung sprunghaft an und führten zu zunehmendem Wider-
stand einzelner Akteure. British Coal äußerte etwa den Vorwurf, dass die regio
nalen Versorger nur aus Gegnerschaft zu den großen Erzeugern und nicht aus 
ökonomischen Gründen auf  GuD setzten, während sich die RECs damit ver-
teidigten, diese Kraftwerke für ihre Diversifizierung aus den stark regulierten 
Bereichen Verteilung und Versorgung hinaus zu benötigen. Bereits 1993 waren 
fünfzehn GuD-Kraftwerke in Betrieb oder gerade im Bau und gingen einher mit 
einem rapiden Nachfragerückgang nach Kohle und dem Kollaps der britischen 
Kohleförderung. Der dash for gas wurde erst 1997 durch ein Moratorium für 
neue GuD-Pläne zum Schutz der verbleibenden Kohleindustrie durch die neue 
Labour-Regierung gestoppt.

Wie Winskel (2002) in seiner Analyse des dash for gas darstellt, war die rapi-
de Restrukturierung der Stromerzeugung keineswegs allein auf  ökonomische 
Vorteile und die oben genannten Charakteristika wie kurze Investitionszyklen, 
hohe Renditeerwartungen, modulare Bauweise usw. zurückzuführen. Auffällig 
war, dass die Möglichkeit des radikalen Wandels von den damals etablierten 
Systemmanagern nicht wahrgenommen wurde, sondern eher von marginalisier-
ten Gruppen wie unabhängigen Erzeugern oder industriellen Nutzern. Auch 
die britische Regierung fühlte sich zwar der Liberalisierung des Strommarktes 
verpflichtet, sah als Kernpunkt ihrer Strategie aber weiterhin den Ausbau der 
Atomkraft vor, was letztlich zu einer inadäquaten und wenig kompetitiven 
Struktur des Erzeugermarktes führte. Dass den RECs begrenzte Eigenerzeu-
gungsmöglichkeiten eingeräumt wurden, die diese dann durch einen massiven 
Ausbau von GuD-Kraftwerken nutzten, war letztlich eine Reaktion auf  diese 
mangelhaften Liberalisierungsrahmenbedingungen.
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Der dash for gas war zweifellos keine geplante oder erwartete Entwicklung, 
sondern eher ein Mix aus Koinzidenz und Kontingenz (Winskel 2002: 585), 
aus neuen radikalen technischen Möglichkeiten mit spezifischen Charakteristika, 
die in einer eher ungeplant entstandenen Akteurkonstellation von bisher eher 
marginalen Gruppen als Hebel gegen einen wenig kompetitiven Erzeugermarkt 
genutzt werden konnten. Zusätzlich begünstigt wurde der Prozess durch die 
Insensitivität der bisherigen Systemintegratoren, eine Portion Regierungsideolo-
gie (gegen  ›gewerkschaftlich konnotierte‹ Kohle) und weitere gleichzeitig statt-
findende Änderungen in den Rahmenbedingungen (Umweltgesetze usw.). Nur 
dieses weitgehend zufällige Zusammentreffen von technischen, ökonomischen 
und politischen Faktoren, Regulierungsrahmenbedingungen und Akteurkons-
tellationen kann den derart drastischen Wandel in der Stromerzeugungsstruktur 
erklären. In anderen Ländern, in denen der Strommarkt ebenfalls liberalisiert 
wurde, verlief  die Diffusion von GuD-Kraftwerken jedenfalls wesentlich mode-
rater und auf  niedrigerem Niveau.�

In einem internationalen Vergleich findet Watson (2004b: 1076) jedoch auch, 
dass die GuD-Technologie bei Weitem nicht nur im Rahmen von Strommarkt
liberalisierungen, sondern auch unter einer Reihe anderer Selektionsumge-
bungen erfolgreich war – insbesondere bei schnellem Wachstumsbedarf  und 
billiger Verfügbarkeit von Erdgas. Ein besonderes Charakteristikum kombi-
nierter Gas-Dampfturbinen ist so gesehen auch ihre hohe Flexibilität, was unter
schiedliche Verwendungsformen (Düsenturbine, Energieerzeugung) und för-
derliche institutionelle Kontexte betrifft. Gasturbinen können also durchaus in 
zentralisierte Erzeugungssysteme integriert werden, bringen aber das Potenzial 
mit, diese Institutionalisierungsformen aufzubrechen (siehe auch Markard/
Truffer 2006: 616).

Welche vorläufigen Schlussfolgerungen für die Rückwirkung von Techno
logien auf  institutionelle Kontexte und Akteurkonstellationen können aus 
alldem gezogen werden? Wesentliche Impulse für die starke Verbreitung von 
Gasturbinen zur Stromerzeugung kamen zweifellos von geänderten Regulie-
rungskontexten und deren hoher Vereinbarkeit mit einer Technologie, deren 
Ökonomie und Lebenszyklus kurze Planungshorizonte erlaubte, mit der – auch 
kurzfristige – Vorteile eines niedrigen Gaspreises in hohe Renditen und kurze 
Abschreibungszeiten umgelegt werden konnten und die damit stärker den Anfor-
derungen von Finanzmärkten genügte als die traditionellen langfristigen Ener-
giesystemplanungen aus einer Ingenieurperspektive. Wenn auch nicht behauptet 

	� 	 Ein Beispiel dafür ist Deutschland, wo aus industriepolitischen Überlegungen die Ökosteuer 
so gestaltet wurde, dass sie Kohle systematisch gegenüber anderen Energieträgern bevorzugt 
(Sartorius 2005).
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werden kann, dass diese Technologie erst bestimmte institutionelle Rahmen
bedingungen hervorgebracht hat, so kann doch von einer hohen Kompatibilität 
von GuD-Technik und spezifischen institutionellen Kontexten – deregulierte, 
kompetitive Märkte der Stromerzeugung – gesprochen werden. Allerdings sieht 
man an diesem Beispiel auch, wie bedeutsam letztlich der Umstand war, dass 
eine bestimmte Gruppe von Akteuren die GuD-Technik, deren Genese in völlig 
anderen Kontexten verlief, für ihr eigenes strategisches Handeln nutzen konnte 
und damit die Erwartungen und Planungen der politischen Gestaltung von ins-
titutionellen Rahmenbedingungen zu unterlaufen vermochte.

Das englische Beispiel zeigt, dass erst durch das ungeplante Zusammen-
treffen weiterer Bedingungen GuD eine radikale Wirkung entfalten konnte und 
wesentlich zum Entstehen beziehungsweise zur Stabilität neuer Akteurkons-
tellationen beitrug: die Charakteristika von GuD in einer spezifischen sozio-
technischen Konstellation  ›rekrutierten‹ gewissermaßen erst eine Vielzahl von 
unabhängigen Erzeugern und prägten in einem gewissen Maß die Struktur und 
Dynamik des englischen Energieerzeugungsmarktes. Hier hat jedenfalls eine 
Technologie massiv auf  Akteurkonstellationen und Marktstrukturen rückge-
wirkt – allerdings kaum als generalisierbare Eigenschaft, sondern weitgehend 
bedingt durch eine ganz spezifische historische Situation.

4.2	 Informationstechnologien und das Management  
von Infrastruktursystemen

Ein ganz anderer Technologietypus, der in seiner Rolle für den derzeitigen Trans-
formationsprozess von Energiesystemen fraglos von tiefgreifenderer Bedeutung 
als die soeben beschriebene Gasturbinentechnologie ist, sind Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT). Bei IKT handelt es sich um eine »gene-
rische Technologie« (Molina 1999: 26), die höchst flexibel in unterschiedlichsten 
Kontexten einsetzbar ist und Auswirkungen auf  unterschiedliche Industrien und 
gesellschaftliche Subsysteme hat. Aus Sicht der evolutionären Ökonomie liegen 
IKT dem aktuellen technoökonomischen Paradigma (Freeman/Perez 1988) 
zugrunde, haben also einen alle Wirtschaftszweige durchdringenden und um-
gestaltenden Charakter. Technoökonomische Paradigmen (TEP) beziehen sich 
in diesem Sinn auch auf  die institutionellen Rückwirkungen eines bestimmten 
(generischen) Typus von Technologien. Das anfängliche Missverhältnis solcher 
pervasiver Innovationen mit dem bestehenden sozioinstitutionellen Rahmen 
kann nach Freeman und Perez sogar zu ökonomischen Einbrüchen führen.

Auch bei der stattfindenden Umgestaltung der Energiesysteme kann davon 
ausgegangen werden, dass ohne eine immens gesteigerte Kapazität zur Infor-
mationsverarbeitung wesentliche Elemente der Re-Regulierung der Strominfra-
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struktur nicht möglich gewesen wären. Das für Infrastrukturliberalisierungen 
zentrale unbundling, nämlich die Entflechtung des Infrastrukturnetzes (Strom-
netz, Schieneninfrastruktur usw.) von der über das Netz erbrachten Leistung (im 
Fall von Elektrizität: Erzeugung und Vertrieb) zur Schaffung eines kompetitiven 
Marktumfeldes für infrastrukturabhängige Dienstleistungen ist ohne eine stark 
gestiegene Informationsverarbeitungskapazität jedenfalls nicht vorstellbar. Vor 
allem transaktionskostentheoretische Analysen weisen auf  die Kosten und Im-
perfektionen des Ersatzes vertikaler Netzintegration durch Preissignale hin (Jos-
kow 1996: 375). So ist etwa die sinnvolle Nutzung bestehender und der Ausbau 
neuer Erzeugungskapazitäten eine komplexe Herausforderung, die einer engen 
Integration mit der Entwicklungsplanung und Steuerung des Stromnetzes be-
ziehungsweise des gesamten Kraftwerksparks bedarf. Idealerweise sollten sich 
solche Informationen unter liberalisierten Strommarktbedingungen weitgehend 
in Preisbildungen – für Grund- und Spitzenlast, für kurzzeitig verfügbare Regel- 
oder Ausgleichsenergie usw. – abbilden, was allerdings, wie Unterinvestitionen 
in den Netzausbau zeigen, nur unvollkommen stattfindet. Dennoch ist der infor-
mationstechnische Aufwand beträchtlich, etwa für Preisbildungen im Rahmen 
von Strombörsen, die wie ihr Pendant in Finanzmärkten auf  eine hochgradi-
ge informationstechnische Integration der einzelnen Marktakteure angewiesen 
sind. Thomas (2006: 1979) weist darauf  hin, dass in England die Softwarehäuser 
wahrscheinlich die größten Gewinner der Liberalisierung waren – allein die Ein-
richtung der neuen Strombörse NETA, oft als das komplexeste je in Großbritan-
nien entwickelte Paket von Computerprogrammen bezeichnet, erforderte einen 
Zeitraum von fünf  Jahren für Entwicklung und Implementierung bei Kosten 
von etwa 1,5 Milliarden Pfund. Auch die Kosten für Software zur Liberalisie-
rung des Endkundenmarktes schlugen mit 800 Millionen Pfund zu Buche.

Ganz allgemein erfordert die zunehmende Entkopplung von Netzen und 
Dienstleistungen ein geändertes Management des Elektrizitätssystems. Wo bis-
her weitgehend in Top-down-Manier die Erzeugung an der jeweiligen Nach-
frage   ›entlanggeregelt‹ wurde, ist nun ein wesentlich komplexeres System mit 
einer Vielzahl von vergleichsweise unabhängigen Akteuren zu steuern – eine 
Steuerungsleistung, die ohne immensen IKT-Einsatz nicht erbringbar wäre. 
Dies gilt in noch viel höherem Maße für unterschiedliche Szenarien der zukünf
tigen Entwicklung des Energiesystems. Die politisch erwünschte Erhöhung des 
Anteils erneuerbarer Energieträger am Stromerzeugungsmix – insbesondere ein 
steigender Windkraftanteil, Photovoltaik ist diesbezüglich noch vernachlässig
bar – bedeutet auch einen höheren Anteil an intermittent energy sources, deren 
Stromerzeugung nur begrenzt planbar ist und von der Verfügbarkeit von Wind 
und Sonne abhängt. Ein weiterer möglicher Trend – ebenfalls in Verbindung 
mit erneuerbaren Energiequellen und den Vorteilen einer gleichzeitigen Erzeu-
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gung von Strom und Wärme nahe am Verbraucher – ist die stärkere Dezen
tralisierung des Energiesystems, das heißt die Verteilung der Erzeugung über 
eine Vielzahl von kleinen Einspeisern an den Orten des Verbrauchs oder der 
günstigsten Verfügbarkeit von Energiequellen (zum Beispiel Wind, Biomasse). 
Das Management eines solchen verteilten Systems mit Erzeugungsanlagen sehr 
unterschiedlicher Charakteristik und Steuerbarkeit stellt zweifellos eine große 
künftige Herausforderung dar, die wohl einer noch weiter gehenden Integration 
und besseren Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien 
bedarf. Erwartet wird hier eine Entwicklung in Richtung gleichzeitiger Steue-
rung von Erzeugung und Verbrauch (Demand Management über IKT-Einbin-
dung), stärker dezentraler Monitoring- und Kontrollsysteme mit einer starken 
Rolle von IKT zur Generierung und Koordination von Information (Künneke 
2003) beziehungsweise allgemein einer stärkeren Verlagerung der  ›Intelligenz‹ 
in das Netzwerk zum Beispiel durch Multi-Agenten-Systeme oder automatisier-
te Handelsplattformen (Schaeffer/Vaessen 2005), die das Vorhandensein eines 
zentralen Systemoperators zunehmend überflüssig machen sollte.

Neben diesen Netzwerkmanagementfunktionen spielen Informationstechno
logien auch eine grundlegende Rolle bei der stärkeren Einbeziehung von Ver-
brauchern in das Energiesystem, die eine grundlegende Verschiebung von 
Akteurkonstellationen zur Folge haben könnte. Die Nutzung von IKT in 
den Gebäuden der Endnutzer (smart homes) in Verbindung mit dezentralen 
Erzeugungsmöglichkeiten von Strom und Wärme in Haushalten (Mikro-Kraft-
Wärme-Kopplung) ermöglichen neue Formen des Nachfragemanagements und 
machen bisher passive Stromkonsumenten zu aktiven Beteiligten des Energie-
systems. Grundsätzlich bedeuten solche Trends des stärkeren wechselseitigen 
Engagements von Energieversorgern und Energiekunden einen Übergang 
von einem reinen Versorgungssystem zu einem System mit komplexeren, rezi
proken Beziehungen von Kunden mit Produktionsinteressen und machen En-
ergieverbraucher vermehrt zu Koproduzenten von Dienstleistungen� (siehe 
auch Guy/Marvin 1998: 320). Derartige Verschiebungen in den Produzenten-
Konsumenten-Beziehungen in Infrastruktursystemen können am treffendsten 
als co-provision bezeichnet werden (Watson 2004a), also als Bereitstellung von 
infrastrukturbezogenen Dienstleistungen durch eine Reihe neuer intermediärer 
Akteure und Endnutzer, parallel oder auf  verschiedenste Arten verknüpft mit 
traditionellen zentral organisierten Versorgungsstrukturen.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass Informations- und Kommunika
tionstechnologien in Bezug auf  das Management des Energiesystems eine wich-
tige ermöglichende Rolle spielen. Auch hier kann nicht von einer zwangsläufigen 

	�  	Diese Entwicklung bedeutet jedoch nicht automatisch ein empowerment von Endkunden.
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Entwicklung gesprochen werden, aber IKT öffnen zumindest einen instituti-
onellen Korridor für eine dezentralere, stärker netzwerkförmige Organisation 
und Steuerung von Infrastruktursystemen und ihrer Akteure.

In welchem Umfang sich solche Organisationsformen auch tatsächlich 
durchsetzen, hängt aber nicht zuletzt auch hier von den konkreten Strategien der 
beteiligten Akteure (inklusive der politischen Ebene), der Stabilität bestehender 
soziotechnischer Konstellationen und weiteren, oft kontingenten Umständen 
ab. Denn trotz der Dezentralisierungsmöglichkeiten durch IKT lassen sich auch 
Interessen und tatsächliche Tendenzen zu einer stärkeren vertikalen Re-Integra-
tion des Elektrizitätssystems ausmachen, etwa durch ökonomische Konzentra
tionsprozesse von Energieunternehmen und den Versuch, zumindest Erzeu-
gung und Vertrieb (und über indirekte Verbindungen auch den Netzbetrieb) 
aus einer Hand anbieten zu können. Zudem gibt es ja nach wie vor ausreichend 
Beispiele vertikal organisierter Energieversorgungsmonopole, die ebenso auf  
eine stärkere IKT-Nutzung setzen. Doch selbst in diesen Fällen ergibt sich ein 
Potenzial (und vermutlich ein Anreiz) für verteiltere Kontroll- und Steuerungs-
formen, selbst wenn Besitzverhältnisse und Regulierungsrahmenbedingungen 
diese Dezentralität und Verteiltheit nicht widerspiegeln.

5	 Diskussion

Was wir in unseren beiden Fallbeispielen zu neuen technischen Entwicklungen 
im Elektrizitätssystem finden, sind Technologien, die durchweg eine bevorzugte 
Kompatibilität mit spezifischen Institutionalisierungsformen aufweisen:

–	 Gas-Dampf-Kombikraftwerke, die im Gegensatz zu den bisher dominieren
den fossilen und nuklearen Kraftwerken keinen vergleichbaren economies of  
scale mehr unterliegen und auch aufgrund des geringeren Investitionskosten
anteils wesentlich flexibler und mit kürzeren Zeithorizonten einsetzbar sind, 
begünstigen grundsätzlich den Markteintritt neuer Akteure und erlauben 
Regulierungsformen, die kurzfristiger orientiertes kompetitives ökonomi
sches Agieren ermöglichen. Das Beispiel Großbritannien ist in diesem Zu-
sammenhang obendrein dafür instruktiv, wie bestehende technische Charak-
teristika des Elektrizitätssystems (hoher Anteil von Kernkraftwerken) die 
konkrete Ausgestaltung der Marktliberalisierung mitbeeinflussen kann (Auf-
teilung des Erzeugermarktes auf  zwei große Unternehmen und in der Folge 
Einräumung der Möglichkeit für Regionalversorger, selbst Kapazitäten auf-
zubauen). Nicht zuletzt wurde dieses ursprüngliche institutionelle Design 
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durch die Wechselwirkung der GuD-Technologie mit bestimmten Akteur-
konstellationen (neu eintretende Erzeuger, RECs) teilweise unterlaufen.

–	 Informations- und Kommunikationstechnologien, die als generische Tech-
nologien hochgradig flexibel anwendbar sind, erlauben – das ist eines ihrer 
grundlegenden Merkmale – das Management komplexer und verteilter Sys-
teme. Ohne den umfangreichen Einsatz von IKT wäre die Neuorganisation 
von Infrastruktursystemen im Sinne des unbundling, also der Trennung unter-
schiedlicher Funktionen des Systems und des Zulassens einer großen Zahl 
gleichberechtigter Akteure zur Herstellung von Wettbewerbsbedingungen, 
bei gleichzeitigen komplexen Integrationserfordernissen für das effiziente 
Funktionieren des Gesamtsystems nicht möglich gewesen. Darüber hinaus 
fördert die Nutzung von IKT neue soziotechnische Konstellationen in der 
Produzenten-Kunden-Beziehung mit neuen Möglichkeiten verbrauchersei-
tigen Energiemanagements, aber auch einer aktiveren Koproduzentenrolle 
von Endnutzern.

Während also durchaus von einer Kompatibilität bestimmter Technologien mit 
bestimmten institutionellen Mustern gesprochen werden kann, verweisen die 
Fallbeispiele auch deutlich auf  die hohe Abhängigkeit der technisch-institutio-
nellen Dynamik von vielen anderen Faktoren. Technisch-institutionelle Kom-
patibilitäten sind keine hinreichende Erklärung dafür, ob sich eine Technologie 
durchsetzen kann oder nicht. Ob neue Technologien in ein bestehendes sozio
technisches Regime mit spezifischen dominanten Akteurkonstellationen, Ins-
titutionalisierungsformen und technischen Konfigurationen eingegliedert wer-
den, ob sie als nicht erfolgreiche Innovation marginalisiert werden oder ob sie 
einen Beitrag zur Transformation eines bestehenden Regimes beitragen, hängt 
von verschiedensten Begleitumständen ab – von breiteren sozioökonomischen 
Trends, von der Durchsetzungsfähigkeit und den Strategien relevanter Akteur
gruppen, von konkurrierenden Technologien, vom Zusammenwirken unter-
schiedlicher technischer Nischen und von weiteren Einflussfaktoren in der Um-
welt des soziotechnischen Systems.

Ein wichtiger Punkt ist zweifellos, dass Institutionalisierungsformen und tech
nische Konfigurationen sich zwar wechselseitig beeinflussen und überformen 
können – das heißt, verschiedene Grade von Kompatibilität oder Inkompatibili-
tät aufweisen können –, aber gleichzeitig auch separate Entwicklungsdynamiken 
aufweisen. Wie das Beispiel Gasturbinen zeigt, ist deren technische Entwicklung 
auch stark von anderen Anforderungen, etwa im militärischen Triebwerksbau, 
geprägt, genauso wie die Entwicklungs- und Verbreitungsdynamik von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien sicherlich nicht nur von Einsatzmög-
lichkeiten und spezifischen Erfordernissen liberalisierter Elektrizitätssysteme 
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geprägt wird. Genauso gibt es eigene Pfadabhängigkeiten und Entwicklungs-
dynamiken institutioneller Arrangements, die weit über den Elektrizitätssektor 
hinausgehen. Hollingsworth (2000) weist auf  zwei wichtige Aspekte institutio-
neller Analyse hin, die auf  unsere Beispiele übertragen werden können:

–	 Wirtschaftssektoren (oder in unserem Beispiel das Elektrizitätssystem) 
werden nicht nur durch einen einzelnen Typ institutioneller Arrangements 
koordiniert, sondern durch Konfigurationen institutioneller Arrangements. 
Auf  unser Beispiel übertragen ist Strommarktliberalisierung nur ein Arrange
ment, das überlagert wird durch andere institutionelle Bedingungen wie Ko-
ordinationsformen zwischen wichtigen ökonomischen Akteuren innerhalb 
dieses Industriesektors und der Politik (zum Beispiel korporatistische Steue-
rungsformen).

–	 Institutionelle Sektoren wie etwa das Institutionensystem liberalisierter 
Elektrizitätsmärkte ändern sich zwar, entwickeln sich aber dennoch im All-
gemeinen innerhalb einer bestimmten Logik und eines bestimmten Stils. 
Denn »institutional sectors are embedded in a culture in which their log-
ics are symbolically grounded, organizationally structured, technically and 
materially constrained and politically defended« (Hollingsworth 2000: 614). 
Solche Stile können nationalspezifisch sein oder eine ›angelsächsische Regu-
lierungstradition‹ haben, die sich von einer kontinentaleuropäischen unter-
scheidet. Neue Regulierungsformen wie Strommarktliberalisierung werden 
also immer in ein schon bestehendes Institutionensystem mit spezifischen 
Ausgangsbedingungen und einer eigenen Entwicklungslogik eingebettet.

Eine isolierte Beziehung spezifischer Regulierungsbedingungen mit bestimmten 
Technologien gibt es daher nicht. Sie ist immer eingebettet in vielfältige und 
über das soziotechnische System hinausreichende institutionelle Arrangements 
einerseits und angekoppelt an weitere technische Systeme und Entwicklungs
linien andererseits. Dennoch machen die Fallstudien sichtbar, dass sich Institu-
tionen und Technologien – vermittelt über das Handeln von Akteuren, wie in 
unserer Abbildung am Beginn des Kapitels dargestellt – wechselseitig in ihrer 
Entwicklung in einem Prozess der Koevolution (Werle 2005; Rip/Kemp 1998) 
beeinflussen. Ohne die Verfügbarkeit dezentraler Erzeugungstechnologien wie 
Gasturbinen wäre der Markteintritt unabhängiger Erzeuger mit all seinen Konse-
quenzen für das institutionelle Gefüge des britischen Elektrizitätssystems kaum 
möglich gewesen; ebenso wie die aktuelle Organisation des Strommarktes ohne 
den Zugriff  auf  enorme Informationsverarbeitungskapazitäten nicht möglich 
gewesen wäre. Umgekehrt hat aber auch erst der institutionell bedingte dash for 
gas die breite Anwendung und technische Weiterentwicklung der Gasturbinen-
technologie für den Grundlastbereich ermöglicht.
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In diesem Sinn – und das zeigt auch der Aufsatz von Voß und Bauknecht 
in diesem Band, in dem technische Charakteristika unterschiedlicher Infrastruk
tursysteme je spezifischen Governance-Typen gegenübergestellt werden – kön-
nen wir eine wechselseitige Kompatibilität bestimmter Technologien mit spe-
zifischen Institutionalisierungsmustern feststellen. Kompatibilität meint dabei 
den Grad der Verträglichkeit beziehungsweise der wechselseitigen Verstärkung 
und Stabilisierung einer bestimmten Technologie mit einem bestimmten institu-
tionellen Arrangement. Dabei kann es durchaus Kompatibilitäten von Techno-
logien mit unterschiedlichen institutionellen Rahmenbedingungen geben (etwa 
Gasturbinen in liberalisierten oder aber auch in schnell wachsenden Strommärk-
ten). Auch lassen sich Beispiele für stabile Konfigurationen schlecht verträg-
licher Passungen von Technologien und Institutionen finden, etwa zentrale 
kohlegefeuerte Kraftwerke in einem liberalisierten Strommarkt. Nur muss in 
solchen Fällen Stabilität von außen kommen, etwa durch die gezielte politische 
Stützung von Kohletechnologien bei gleichzeitiger Schaffung marktliberaler Re-
gulierungsformen.

Kompatibilität von Technik und Institution meint hier aber nicht, dass sich 
eine sehr spezifische technische nur mit einer ebenso partikulären institutio-
nellen Konfiguration verträgt. Wie es auf  technischer Ebene breiten Spielraum 
für das konkrete Design oder die technische Konfiguration geben kann (im 
Sinne des technological style von Hughes�), gibt es auch auf  der Ebene von Insti-
tutionen und Akteurkonfigurationen im Kontext einer Technologie eine breite 
Variabilität. Der konkrete institutionelle Stil, wenn man die Analogie zu Hughes 
aufgreifen will, der sich nationen- oder regionsspezifisch herausbildet, mag sich 
zwar innerhalb bestimmter institutioneller Muster gleichen, hängt aber in seiner 
konkreten institutionellen Implementierungsform von den unterschiedlichen 
institutionellen Traditionen einer Region oder eines Landes, von der spezifischen 
Akteurdynamik im Zuge der Koevolution von technischer und institutioneller 
Konfiguration oder auch von geografischen Gegebenheiten ab (zum Beispiel 
Erdgasverfügbarkeit in England). Bei allen Unterschieden in der konkreten ins-
titutionellen Struktur des Elektrizitätssektors in England und Deutschland geht 
der Einsatz dezentralerer Erzeugungstechnologien und die Nutzung von IKT 
im Management des Stromnetzes dennoch einher mit einer stärker horizontal 

	� 	 In seiner historisch vergleichenden Analyse der Entwicklung der Elektrizitätsnetze in England, 
Deutschland und den USA (Hughes 1983) stößt Hughes trotz Vorhandenseins eines weitgehend 
identischen Pools von Technologien auf  national und auch regional unterschiedliche technische 
Netzkonfigurationen und findet die Ursache für den Unterschied dieser  ›technischen Stile‹ in 
unterschiedlichen Regulierungsformen (die wiederum bestimmte politische Werte zum Aus-
druck bringen), unterschiedlichen geografischen Gegebenheiten, unterschiedlichen historischen 
Erfahrungen usw.
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ausgerichteten und gleichmäßiger verteilten Organisationsform von Infrastruk-
tursystemen oder der interaktiven Einbeziehung der Infrastrukturnutzer. Dabei 
handelt es sich um institutionelle Neuerungen, die auf  unterschiedliche Arten 
und abhängig von einer Vielzahl von Faktoren realisiert werden, die aber den-
noch nicht beliebig in Bezug auf  die zugrunde liegenden Technologien sind.

Die in diesem Aufsatz dargestellten Beispiele belegen nicht nur eine soziale 
oder institutionelle Konstruktion von Technologien, sondern auch eine Über-
formung des Institutionensystems durch technische Neuerungen. Bei dieser 
wechselseitigen Konstituierung von Technik und Institution handelt es sich um 
einen dynamischen und ergebnisoffenen Prozess, der in seiner Entwicklung je-
doch von besonderen Verträglichkeiten bestimmter Technologietypen mit be-
stimmten institutionellen Mustern geprägt wird.
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In festen Bahnen:  
Technologie und Eisenbahnregulierung  
in Großbritannien und Deutschland

1	 Einleitung �

Dieses Kapitel befasst sich mit dem Einfluss von Technologie auf  die Regu-
lierung der Eisenbahn als einer ›alten Technologie‹. Im 19. Jahrhundert hatten 
wachsende Eisenbahnnetze nicht nur enormen Einfluss auf  das ökonomische 
und soziale Leben (sowie auf  das Stadtbild), sondern auch auf  die Entwick-
lung der Regulierung. Ein frühes Beispiel bietet der britische Railway Act von 
1841, nach dessen Muster 1886 auch der amerikanische Interstate Commerce 
Act entstand (McLean/Foster 1992; McLean 2004). Zwar war die Entwicklung 
und Verbreitung der Eisenbahn, zuerst in der Form des vom Pferd gezogenen 
Wagens auf  Schienen, später dann mit Dampflokomotive, nicht mit einer sofor-
tigen Revolution in der Regulierung verbunden. Stattdessen wurden die ersten 
Ansätze in den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts von der Regulierung für 
Kanäle und Chausseen übernommen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts veranlasste 
die Ausbreitung der Eisenbahn allerdings national unterschiedliche und zum 
Teil weitreichende Staatsinterventionen, zum Beispiel in Gestalt unterschied-
licher Formen von Staatseigentum und anderen Governance-Formen. Die Ei-
senbahn ist daher für britische Verwaltungshistoriker des 19. Jahrhunderts ein 
entscheidender Grund für growth in government durch Regulierung, insbesondere 
im Bereich der Sicherheit.

Aus der Perspektive des späten 20. und frühen 21. Jahrhunderts erscheint 
die Eisenbahn demgegenüber in mehrfacher Hinsicht als eine alte Technologie. 
Im Vergleich zu anderen large technical systems wie der Telekommunikation hat die 
Eisenbahn keinen einschneidenden technologischen Wandel erfahren, der zu 
einer Veränderung der Verwertungsbedingungen oder der Transaktionskosten 
innerhalb der Eisenbahnindustrie geführt hätte. Dies galt aber auch für die ver-
bundenen oder konkurrierenden Industrien im Umfeld des Eisenbahnsystems.� 

	�	  Ich danke Martina Hertel und Kai Wegrich für ausgezeichnete Kommentare und Übersetzungs-
hilfe. 

	�	 Ein solcher ›Schneeball-Effekt‹ wurde für die Deregulierung der US-Finanzindustrie konstatiert 
(Hammond/Knott 1988).

Martin Lodge1
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Die Eisenbahnen erscheinen alt und auf  einem scheinbar steten Abstieg. Sie 
werden schon seit Langem von anderen Transportmodi be- und verdrängt und 
sind speziell vom Straßengüterverker (Lastwagen) bereits in den sechziger Jah-
ren überholt worden. Dieser kontinuierliche Abstieg wurde durch den Nieder-
gang der Schwerindustrien gefördert, die traditionell die Eisenbahn als zentrales 
Transportmittel intensiv genutzt haben.

Auch hinsichtlich ihres Fahrtweges sind die Eisenbahnen alt. Sie sind eine 
(im Wortsinn) pfadabhängige Industrie par excellence.� Die Rad-Schiene-Techno-
logie ist seit dem 19. Jahrhundert etabliert, und Entscheidungen über Spurweite, 
Ladebreite�, Achsladegewicht, Signalsysteme und sogar Fahrtrichtungsseite ha-
ben erhebliche sunk costs geschaffen. Solche Unterschiede innerhalb und auch 
zwischen nationalen Systemen prägten schon im 19. Jahrhundert die Diskus-
sionen, die deutliche Parallelen zu den Diskussionen um »Interoperationalität« 
in den High-Tech-Industrien des 20. Jahrhunderts aufweisen (Salsbury 1988; 
Heinze/Kill 1988). Ein besonderer Aspekt bei den Eisenbahnen besteht dar-
in, dass Interoperationalität auch unter militärischen und sicherheitspolitischen 
Aspekten diskutiert wurde (Stichwort: Erleichterung beziehungsweise Erschwe-
rung von Invasionen). Derartige Überlegungen spielten traditionell vor allem im 
deutschen und kontinentaleuropäischen, nicht aber im britischen System eine 
bedeutende Rolle.�

Es ist daher nicht überraschend, dass die Eisenbahn bis in das späte 20. 
Jahrhundert eine nationale Angelegenheit blieb, in der die nationale Industrie, 
der nationale Betreiber und das nationale Verkehrsministerium (sowie im deut-
schen Fall auch das Forschungsministerium) die zentralen Akteure waren. Im 
europäischen Bereich lag die Standardsetzung für den grenzüberschreitenden 
Verkehr durch den internationalen Verband nationaler Eisenbahnverwaltungen 
UIC (Union Internationale des Chemins de fer) letztlich ebenfalls in den Hän-
den der nationalen Akteure.

Natürlich ist die Eisenbahn nicht völlig von technologischem Wandel abge-
koppelt geblieben. Insbesondere mit Blick auf  den Einsatz moderner Informa-

	�	 Die Perzeption der ausgereizten Möglichkeiten der traditionellen Eisenbahntechnologie ermu-
tigte das Suchen nach alternativen spurgebundenen Transportmitteln, wie zum Beispiel die ma-
gnetische Schwebebahn (Büllingen 1997).

	�	 Es existieren vier Systeme im westlichen Europa. Die internationale Spurenlehre (Höhe und 
Breite) entstand in der Konvention von Bern im Jahre 1914 (Gabarit passe-partout internati-
onal). Spätere Entwicklungen wurden durch den internationalen Eisenbahnverband (UIC) or-
ganisiert. Das Thema wurde in den Neunzigern ›wiederbelebt‹ (siehe unten); wichtige Gründe 
dafür waren das Wachstum an Containerfracht und das Bestreben (besonders im Alpenraum), 
den Straßengüterverkehr zu reduzieren. 

	�	 Sicherheitspolitische Überlegungen kennzeichneten allerdings die britische Kolonialpolitik in 
Indien.
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tionstechnologien gab es beachtliche Veränderungen (siehe unten). Gleichwohl 
dominiert das Bild einer statischen Industrie im permanenten Niedergang ohne 
substanziellen Wandel in ihren standard operating procedures. Akzeptiert man dieses 
Bild, dann erscheint allerdings das Ausmaß regulativen Wandels im britischen 
und deutschen System als paradox und erklärungsbedürftig: Hier haben zwei 
Dinosaurier einen erheblichen Wandel in ihrem Regulierungssystem erfahren. 
Im britischen Fall führte dies zu einer Reorganisation des Sektors, der heute 
stärker fragmentiert ist als alle anderen seit den achtziger Jahren privatisierten 
Netzindustrien. Im deutschen Fall erforderte die Eisenbahnreform sogar eine 
Änderung des Grundgesetzes.

Sind die Eisenbahnen deswegen ein eindeutiger Fall für das Argument, dass 
Technologie und technologischer Wandel nicht entscheidend für den Wandel 
von Organisations- und Regulierungsmustern sind? Oder bietet die Eisenbahn 
ein differenzierteres Hard-Case-Szenario? Unter Verweis auf  die Relevanz der 
Technologie wird zum Beispiel regelmäßig die britische Eisenbahnprivatisierung 
der Neunziger kritisiert. Das zentrale Argument in diesem Zusammenhang ist, 
dass die Hyperfragmentierung der Industrie gegen die inhärenten technolo-
gischen Synergieeffekte der Industrie verstoße und somit zu einem Kollaps des 
Systems führen müsse.

Um der Frage nach dem Einfluss von Technologie auf  den Regulierungs-
wandel nachzugehen, befasst sich dieser Aufsatz mit den britischen und deut-
schen Regulierungsreformen in den neunziger Jahren und am Beginn des 21. 
Jahrhunderts sowie, allerdings weniger detailliert, mit Entwicklungen auf  der 
EU-Ebene im gleichen Zeitraum. Es wird gefragt, ob und wie Technologie ei-
nen bedeutenden Einfluss auf  die Regulierungsreformen hatte, insbesondere 
im Licht von drei Interpretationen des Technology-matters-Arguments: Technolo-
gie als Gelegenheitsstruktur, Technologie als Repräsentation und Technologie 
als Idee oder Leitbild, das Diskussionen (oder Diskurse) der Regulierung färbt. 
Dementsprechend stehen drei Fragen im Mittelpunkt der folgenden Ausfüh-
rungen:

1.	 Hat technologischer Wandel die Gelegenheitsstruktur für Regulierung ver-
ändert? Diese Fragestellung kann auf  drei Arten interpretiert werden. Die 
erste ist die ›klassische‹ Frage, ob materieller technologischer Wandel in der 
Industrie die etablierten standard operating procedures oder sogar die Märkte 
und damit auch die Grundlagen und Möglichkeiten der Regulierung ver-
ändert. Dieses Argument wird regelmäßig im Bereich der Telekommunika
tion bemüht. Ein verwandtes zweites Argument betont den technologischen 
Wandel in der Umwelt der regulierten Industrie, der als Ursache für Verän-
derungen in der ökonomischen Rentabilität des Sektors gesehen wird. Eine 
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dritte Interpretation der Fragestellung schließlich lenkt den Blick auf  den 
Einfluss von Technologien der Regulierung. Neben ›neuen‹ Regulierungs
ideen hinsichtlich der Kontrolle natürlicher Monopole (contestable markets) 
und dem Lernen von anderen regulierten Industrien können Technologien 
der Regulierung auch materieller Art sein. Ein Beispiel ist die Informations-
technologie, die neue Formen der Informationsgewinnung und Verhaltens-
änderung erlaubt und damit potenzielle Auswirkungen auf  die Organisation 
in der regulierten Industrie hat (sowohl im sektoralen wie auch im betriebs-
wirtschaftlichen Sinn).

2.	 Welchen Einfluss hat die interessenpolitische Repräsentation der Eisenbahn-
technologie? Technologie entwickelt sich nicht in einem Vakuum, sondern 
ist ein Produkt der Beziehungen zwischen Staat, Betreiber, Industrie und 
anderen Akteuren (etwa aus dem Bereich der Forschung und Entwicklung). 
Das heißt: Politische Prozesse und auch territoriale Verteilungskämpfe prä-
gen technologische Entwicklungen; dabei werden spezifische Technologien 
durch Akteure, die damit eigene Interessen verbinden, repräsentiert. Mit der 
Technologie verbinden sich also jeweils konkrete Interessen der mit ihr ver-
bundenen Organisationen.

3.	 Welchen Einfluss haben unterschiedliche Leitbilder? Wie die Literatur zur 
Rolle von Ideen und Leitbildern in der Technikentwicklung argumentiert, 
sind mit jeder Technologie bestimmte Interpretationen über ihre ›richtige 
Rolle‹ im weiteren Kontext der Wirtschaft und der Gesellschaft verbunden. 
Unterschiedliche Interpretationen oder Leitbilder werden daher einen Ein-
fluss auf  den Erfolg oder Misserfolg bestimmter Reformargumente haben 
(vgl. hierzu auch Grunwald in diesem Band).

2	 Regulierungswandel in den britischen und deutschen  
Eisenbahnsystemen am Ende des 20. Jahrhunderts

Akzeptiert man das eingangs skizzierte Bild der alten Technologie Eisenbahn, 
dann erscheinen die Regulierungsreformen, besonders ihre erhebliche Reich-
weite im Vereinigten Königreich und Deutschland, zumindest als eine Irritation, 
wenn nicht sogar als eine Falsifikation der Ansätze, die technologischen Wandel 
in das Zentrum ihrer Erklärungen für den Wandel von Regulierungsregimen 
stellen.

Bis in die späten achtziger Jahre war technologischer Wandel eine rein natio-
nale Angelegenheit. Versuche, die Grenzen der Rad-Schiene-Technologie durch 
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andere Formen des Schienentransportes zu überwinden, zum Beispiel durch 
die Technologie der magnetischen Schwebebahn, waren national organisiert.� 
Technologische Innovationen innerhalb des Rahmens der traditionellen Tech-
nologie, wie zum Beispiel die Entwicklung des Neigezuges, wurden ebenfalls 
vorwiegend im nationalen Rahmen vorangetrieben. Sowohl im britischen wie 
auch im deutschen System wurden Neigezüge in den neunziger Jahren als eine 
attraktive Option gesehen, Durchschnittsgeschwindigkeiten zu erhöhen, ohne 
dabei jedoch in neue Infrastrukturen investieren zu müssen.� Hochgeschwindig-
keitszüge wie der TGV in Frankreich, der ICE in Deutschland oder der IC225 
in Großbritannien waren nationale Prestigeprojekte.� Erst spätere Generationen 
von TGV und ICE wurden mit Blick auf  internationale Märkte oder für grenz-
überschreitenden Verkehr entwickelt. Beispiele sind Eurostar und Thalys. Die 
Hochgeschwindigkeitszüge wurden in den achtziger Jahren eingeführt, als man 
gerade damit begonnen hatte, über Regulierungsreformen nachzudenken.

Dennoch ist der Gedanke der Hochgeschwindigkeit in beiden Ländern 
keine neue Idee, die durch neue Technologien ermöglicht wurde. Im Gegen-
teil: Die Idee eines Hochgeschwindigkeitsnetzes zwischen den Ballungszentren 
(Backbone) bei gleichzeitiger Ausdünnung des übrigen Streckennetzes ist min-
destens seit den Zwischenkriegsjahren ein immer wiederkehrendes Thema in 
der deutschen Eisenbahnpolitik. Auch im Vereinigten Königreich führte man 
entsprechende Diskussionen spätestens seit Ende der fünfziger Jahre. Diese 
Pläne wurden im Kontext des Bedeutungsrückgangs der Eisenbahn entwickelt. 
Sie gingen mit der Schließung eines großen Teils des Schienennetzes einher. Im 
britischen Fall beinhaltete dies die Schließung eines Drittels des bestehenden 
Netzes in der sogenannten »Beeching Axe« im Jahre 1963.� In einer erneuten 

	�	 Magnetische Schwebebahnen wurden in Deutschland bis in das 21. Jahrhundert hinein disku-
tiert, das britische Projekt dagegen wurde in den frühen siebziger Jahren gestoppt.

	�	  In Deutschland wurden Neigezüge teilweise und zumindest zeitweilig wieder aus dem Verkehr 
gezogen. 

	�	 Der britische Neigezug Advanced Passenger Train (APT) hatte eine traumatische Geburtsstun-
de und wurde frühzeitig durch den parallel entwickelten, technologisch konservativeren IC225 
ersetzt (Powell 1995).

	�	 Richard Beeching war Vorsitzender von British Rail zwischen 1961 und 1965. Das Schließungs-
programm entwickelte sich im Zusammenhang mit technologischem Wandel. British Rail ver-
suchte sich in den fünfziger Jahren durch ein ambitioniertes Modernisierungsprogramm von 
einem Dampf- zu einem Diesel- und Elektrolokbetreiber zu entwickeln. Probleme überhöhter 
Ausgaben und überhasteter Einführung der neuen Lokomotiven sind bezeichnend auch für 
spätere Versuche, neue Technologien in die britische Eisenbahn einzuführen. Ironischerweise 
waren die Einführungsprobleme hauptsächlich auf  das politische Verlangen zurückzuführen, 
durch schnelle Großaufträge Arbeitsmarktprobleme zu lösen. Während das Streckenschlie-
ßungsprogramm weitgehend durchgesetzt wurde, hat die damalige konservative Regierung die 
späteren Versuche, ein reines Intercity-Netz zu etablieren, abgelehnt.
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Untersuchung des britischen Netzes im Jahre 1964 wurde die Konzentration 
von Eisenbahnoperationen auf  ein Intercity-Netz vorgeschlagen, das nur noch 
ungefähr 40 Prozent der damals bestehenden Infrastruktur umfasst hätte.

Ist dies nun ein Fall, in dem technologische Faktoren für die nationalen Re-
gulierungsreformen keine Rolle gespielt haben? Offenbar nur zum Teil. Denn 
besonders im britischen Fall galt die Reform in der Regulierung einem »ster-
benden Dinosaurier«. Im Unterschied zur britischen Privatisierung anderer Net-
zindustrien wurden hier Profitabilität, technologischer Wandel und Innovation 
nicht mehr für möglich gehalten. Es waren also das zumindest teilweise in der 
Technologie selbst begründete Fehlen technologischen Wandels und damit ver-
bunden die abnehmende politische Bedeutung der Eisenbahn, die Initiativen 
für einen umfassenden Regulierungswandel förderten. Darüber hinaus ist die 
Geschichte der nationalen Regulierungsreformen zugleich auch eine Geschichte 
des Wandels der Technologie der Regulierung (insbesondere im britischen Fall) 
sowie der institutionellen Repräsentation der Technologie der Eisenbahn.

Im Folgenden werden zunächst die beiden nationalen Reformen analysiert, 
um anschließend die drei eingangs skizzierten Ansätze zur Rolle von Technolo-
gie für die Regulierung zu diskutieren.

2.1	 Nationale Regulierungsreformen in den neunziger Jahren10

Das politische Interesse an einer Privatisierung des britischen Eisenbahnsystems 
entwickelte sich erst, nachdem John Major 1991 zum Premierminister gewählt 
worden war. Seine Amtsvorgängerin Margaret Thatcher hatte eine Privatisie-
rung der Eisenbahn zwar befürwortet, allerdings wegen befürchteter Streiks an-
fängliche Überlegungen nicht weiterverfolgt (siehe Lodge 2002a).

Im Zuge des wachsenden politischen Interesses an der Privatisierung wur-
den unterschiedliche Vorschläge vorgelegt:

–	 British Rail schlug eine Privatisierung der Bahn als ein integriertes Unterneh-
men vor, obwohl Teile von British Rail eine Privatisierung auf  der Basis von 
Geschäftsbereichen befürworteten – eine Strategie, die intern bereits seit 
den späten achtziger Jahren verfolgt wurde (siehe Gourvish 1990).

–	 Das Department of  Transport war für eine Privatisierung von vertikal inte-
grierten, kommerziell potenziell erfolgreichen Geschäftsbereichen wie dem 
überregionalen Passagierverkehr (»sektorale Ausgliederung«).

–	 Das Finanzministerium (Treasury) dagegen befürwortete eine vertikale 
Trennung von Infrastruktur und Verkehrsbetrieb sowie eine weitreichende 

	 10	Für eine ausführliche Analyse siehe Lodge (2002a).
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	 Fragmentierung der Eisenbahn in Passagier-, Frachgut- und Instandhaltungs
dienste. Diese Position entwickelte sich vor dem Hintergrund der früheren 
Erfahrungen mit der Privatisierung und Regulierung von Netzindustrien.11 
Dies gilt besonders für die Diagnose, dass strukturelle Maßnahmen der Ein-
führung von Wettbewerb Versuchen überlegen seien, marktähnliche Regu
lierungsmechanismen zu praktizieren. Überdies spielte die Einschätzung, 
dass bei früheren Privatisierungen »zu billig« verkauft worden sei, eine wich-
tige Rolle.

Obwohl vor der Unterhauswahl 1992 einige Entscheidungen getroffen wurden, 
die mehr oder weniger in die Richtung des Finanzministeriums gingen, etablier-
te sich das neue Regulierungsregime in detaillierter Form erst nach dem Wahl-
erfolg der »Tories«. Trotz einiger Argumente für vertikal integrierte regionale 
Monopole12 setzte sich am Ende die Sicht des Finanzministeriums durch.

Der Railway Act von 1993 signalisierte, allerdings auf  sehr vorsichtige Weise, 
die Trennung von Infrastruktur und Verkehrsbetrieb zunächst noch unter dem 
Dach von British Rail. Ein Franchisingsystem sollte für das Angebot von nicht 
profitablen Strecken eingerichtet werden, während ein ökonomischer Regulierer 
für die Kontrolle der Infrastruktur zuständig sein sollte. Die Infrastruktur, »Rail-
track«, sollte erst nach der letzten Runde des Franchising privatisiert werden. 
Politische Überlegungen und das bürokratische Interesse, die Privatisierung so 
schnell wie möglich, das heißt vor der nächsten Unterhauswahl, die spätestens 
1997 durchgeführt werden musste, zu verankern, brachten diesen Plan durch-
einander. Railtrack wurde privatisiert, bevor die Franchises vergeben wurden. 
Statt freien Zugang zum Netz zu ermöglichen, kam es nun zu einer Blockie-
rung des Wettbewerbs, um die staatliche Unterstützung für die Franchises zu 
reduzieren. So wurden die Frachtaktivitäten nicht an verschiedene, sondern an 
einen einzigen Bieter veräußert. Der Verkauf  des Wagenparks und der Lokomo-
tiven an drei Firmen in Form eines Management-Buy-out wurde wegen des zu 
niedrigen Preises kritisiert. Die Kompetenzen des Regulierers konkurrierten mit 
denen des Franchising Directors, da letzterer nachträglich aus dem Einflussbe-
reich des Regulierers ausgegliedert worden war. Der Franchising Director wur-
de daher als ein Agent der Regierung angesehen und nicht als Vorsteher einer 
unabhängigen Behörde mit der Aufgabe, die Franchises erst zu verkaufen und 
dann deren Leistungen zu kontrollieren. Das Überlappen der Kompetenzen 
zwischen Regulierer und Franchising Director führte zu ständigen Konflikten. 

	 11	Vor der Eisenbahnreform waren in Großbritannien die Telekommunikation, Gas, Elektrizität 
und Wasser privatisiert worden.

	 12	Die Befürworter dieser Lösung beriefen sich vor allem auf  die Struktur der zwanziger Jahre mit 
vier regionalen Metropolen.
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Der Eisenbahnsektor wurde durchgehend fragmentiert, nicht nur bezüglich des 
Kerngeschäfts und seiner Regulierung, sondern auch in den Nebenbereichen 
wie Reparatur und Instandhaltung.

Obwohl die deutschen Reformen zur gleichen Zeit und vor dem Hintergrund 
derselben EU-Richtlinie (91/440) zustande kamen, erfolgte die Privatisierung 
der (zunächst West-)Deutschen Bundesbahn auf  andere Art und Weise und auf  
Grundlage anderer Prioritäten. Ursprünglich drängte die Bundesbahn selbst auf  
Reformen. Sie forderte einen Schuldenerlass sowie eine Divisionalisierung nach 
Geschäftsbereichen. Die damalige Opposition von SPD und Grünen wie auch 
die verschiedenen Wirtschaftsverbände machten ähnliche Vorschläge. Im Januar 
1989 setzte die damalige Regierung eine Regierungskommission ein, die Vor-
schläge zur Stärkung der Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit der Bun-
desbahn entwickeln und zugleich Wege aufzeigen sollte, den Bundeshaushalt 
von dem Finanzrisiko der Bundesbahn zu entlasten. Die deutsche Einheit im 
Jahre 1990 verstärkte die Suche nach Reformoptionen, da nun auch die Verei-
nigung von Bundesbahn und Reichsbahn auf  der Agenda stand und sich daher 
die potenziellen finanziellen Belastungen für den Bundeshaushalt erhöhten. Die 
Regierungskommission arbeitete ohne vorherige Festlegungen und war sich an-
fangs auch uneinig über eventuelle Reformmaßnahmen. In ihrem Schlussbericht 
von 1991 schlug sie eine vertikale Trennung der Eisenbahn unter dem tempo-
rären Dach einer Holding vor. Diese Struktur ähnelte den ursprünglichen Ideen 
des britischen Railway Act von 1993. Die Kommission schlug außerdem eine 
Regionalisierung des regionalen und lokalen Verkehrs und damit eine Kompe-
tenzverlagerung auf  die Länder vor. Die Idee einer sektoralen ökonomischen 
Regulierung, wie sie später bei der Telekommunikation zum Tragen kommen 
sollte, wurde nicht aufgenommen. Stattdessen sollte das Bundeskartellamt eine 
Ex-post-Kontrolle der Eisenbahn durchführen. Eine Aufsichtsbehörde, das Ei-
senbahn-Bundesamt, sollte sich hauptsächlich mit Fragen der Sicherheit und der 
Technik (wie Zulassungen) beschäftigen.

Die Bundesregierung akzeptierte diese Vorschläge, insbesondere den Vor-
schlag, die Deutsche Bahn als Aktiengesellschaft zu organisieren. Da dieser 
Wechsel im Unternehmensstatus eine Grundgesetzänderung erforderte, wurden 
Modifikationen an den ursprünglichen Vorschlägen vorgenommen, um die not-
wendigen Zweidrittelmehrheiten im Bundestag und im Bundesrat zu erreichen.

Der ›neue‹ Artikel 87 des Grundgesetzes sah vor, dass der Bund die Ver-
antwortung für die Infrastruktur behielt. Die Eisenbahnverwaltung blieb eben-
falls Angelegenheit des Bundes. Allerdings wurde sie auf  die Verantwortlichkeit 
für die Rechtmäßigkeit des Betriebes reduziert. Andere Bestimmungen wurden 
verwässert. Statt einen Zeitpunkt für die Freisetzung der unterschiedlichen Ge-
schäftsbereiche (Netz, Personenverkehr, Regionalpersonenverkehr, Fracht und 
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Bahnhöfe) aus dem Dach der Holding Deutsche Bahn festzusetzen, wurden die-
se Pläne in eine unbestimmte Zukunft verschoben. Es wurde zudem im Grund-
gesetz festgelegt, dass der Bund mehrheitlicher Eigentümer der Infrastruktur 
sein müsse. Privatisierung der Bahn bedeutete zunächst (und bis zum Zeitpunkt 
des Verfassens dieses Manuskriptes im Winter 2006) also nur die Veränderung 
des Rechtsstatus, nicht aber einen Verkauf  von Aktien oder einen Transfer von 
Eigentum auf  andere Art. Lediglich einige regionale und überregionale Stre-
cken wurden durch private Anbieter wie Connex bedient, das auch im britischen 
Markt agierte.

Tabelle 1 fasst die wesentlichen Unterschiede der beiden Regulierungsre-
gime zusammen, die infolge dieser Reformen entstanden sind. Vor diesem Hin-
tergrund soll in den folgenden Abschnitten die zentrale Does-Technology-matter-
Frage diskutiert werden.

2.2	 Technologie als Gelegenheitsstruktur für Regulierungswandel

Wie schon erwähnt ist es keinesfalls überraschend, dass technischer Wandel kei-
ne bedeutende Rolle als Auslöser für Regulierungswandel in den beiden Fällen 
spielt. Es gab keine signifikanten Technologieschübe, weder in der Eisenbahn-
technologie selbst noch in benachbarten Industrien. Im britischen Fall war das 
explizite Interesse des Treasury an einer Privatisierung gerade durch die Diagno-
se des ausbleibenden technologischen Wandels geprägt. Da die Eisenbahnen als 

Tabelle 1	 Übersicht der Regulierungsregime der Eisenbahn in Großbritannien  
und Deutschland nach den Reformen der neunziger Jahre

Großbritannien Deutschland

Organisations­
struktur

Fragmentierung der Industrie, 
vertikale Separierung und  
Privatisierung des Netzes, 
Franchising von regionalen 
Passagierdiensten, 
selbstständige Rollgutanbieter

Holding Company mit  
interner Separation  
von Geschäftsbereichen

Regulierungs- 
kompetenz

Ökonomische Regulierung  
im Office of the Rail Regulator, 
Technik und Sicherheit mit 
Railway Inspectorate in der  
Health and Safety Executive,  
Aufsicht über Franchising mit  
Franchising Director

Technische Kontrollen  
durch Eisenbahn-Bundesamt, 
Wettbewerbskontrolle durch 
Bundeskartellamt

Organisation  
des öffentlichen 
Beförderungs­
dienstes

Franchising von Passagier- 
diensten

Regionalisierung (auf Länder­
ebene) und Franchising von 
Passagierdiensten
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ein Dinosaurier ohne Zukunft gesehen wurden, sollte das jährliche Risiko der 
Budgetverhandlungen durch Privatisierung beendet werden. Darüber hinaus 
wurden Regulierungsanreize geschaffen, die bestehende Leistungen schützen 
sollten. So wollte man auch politischen Schaden abwenden, der durch Proteste 
über Streckenschließungen entstanden wäre. Anreize für Verkehrssteigerungen 
wurden hingegen nicht gesetzt.13 Auch die Tatsache, dass Hochgeschwindig-
keitszüge wie der ICE pünktlich zu den Reformdiskussionen betriebsbereit wur-
den, hatte kaum Einfluss auf  die Diskussionen, auch wenn insbesondere die 
Deutsche Bahn immer wieder mit Versprechungen von Hochgeschwindigkeits-
strecken und neuen Bahnhöfen Werbung in eigener Sache betrieb.

Ein komplexeres Bild entsteht allerdings, wenn man sich der Diskussion 
über den Einfluss der Technologie der Regulierung zuwendet (Black 2005; 
Lodge 2005; Black/Lodge 2005). Der deutsche Fall scheint hierfür zunächst 
weniger interessant zu sein, denn es gab dort keine Verbindungen zu den par-
allel geführten Diskussionen in der Telekommunikation. Zudem wurden die 
von der Expertenkommission diskutierten Erfahrungen anderer Länder – in 
erster Linie diejenigen Schwedens und Japans – mit der Bahnreform als nicht 
auf  Deutschland übertragbar angesehen. So entstand ein stark sektorbezogenes 
Regulierungsregime, in dem zum Beispiel das Eisenbahn-Bundesamt keinerlei 
ökonomische Regulierungsfunktionen ausübte, sondern auf  technische Über-
wachungsaufgaben reduziert war.

Im britischen Fall hingegen kann man von der Einführung neuer Tech-
nologien der Regulierung in den Eisenbahnbereich sprechen. Die britische 
Eisenbahnprivatisierung kann sogar als Höhepunkt der Privatisierungen und 
Regulierungsreformen in den Netzindustrien des Landes in den achtziger Jah-
ren gesehen werden. Dabei stellte die Eisenbahn aus der Sicht der Reformer 
eine besonders harte Nuss dar, litt sie doch an einer grundlegenden und selbst 
erzeugten Finanzmisere. Vor diesem Hintergrund kam es zu einem Transfer 
und einer Kombination unterschiedler Regulierungstechnologien aus verschie-
denen Kontexten. Von den vorangegangenen Privatisierungen in den anderen 
Sektoren wurde sowohl die Struktur des ökonomischen Regulierers wie auch 
die Ansicht übernommen, dass strukturelle Lösungen vor der Privatisierung der 
Regulierung solchen nach der Privatisierung (als Monopol) vorzuziehen seien, 
um Effizienzsteigerungen zu erzielen. Aus der Frequenzvergabe in der Radio-
kommunikation wurde die Idee des Franchising übernommen. Das Aufsplitten 
der Eisenbahninfrastruktur wurde ebenfalls erwogen – mit Referenz zu dem 

	 13	 Ironischerweise erwachte der Dinosaurier zu einem erneuten Leben und ein Wachstum des 
Passagieraufkommens führte zu Engpässen im Netz. Zusätzliche öffentliche Gelder für die 
Eisenbahn standen jedoch in Großbritannien überhaupt nicht zur Diskussion.
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britischen Wasserregulierungsregime mit seinem Yardstick-Competition-Ansatz.14 
Diese Erwägung wurde allerdings aufgrund von Sicherheits- wie auch poten-
ziellen Transaktionskostengründen nicht weiter verfolgt.

Im Fall der britischen Eisenbahn kamen also verschiedene neue Technolo-
gien der Regulierung zur Anwendung, die in anderen Kontexten in den achtziger 
Jahren entdeckt und angewandt worden waren. Entwicklungen in der materiellen 
Technologie förderten diese Regulierungskonzepte. So konnte man insbesondere 
mit Hilfe von Laserinstrumenten die tatsächliche Abnutzung des Netzes durch 
individuelle Züge messen und somit kalkulierbar machen. Außerdem erlaubten 
Entwicklungen in der Informationstechnologie eine differenzierte Kontrolle 
von erbrachten Leistungen in verschiedensten bahnbezogenen Dienstleistungs-
bereichen (wie zum Beispiel die Trennung von Infrastruktur und Service).

Wenn man die Entwicklung des britischen Regulierungssystems in den frü-
hen neunziger Jahren als ein Ergebnis beziehungsweise als eine Adaptation von 
andernorts bereits erprobten neuen Technologien der Regulierung interpretie-
ren kann, ist es dann auch möglich, den Kollaps des neuen Regulierungssystems 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts als eine Art Aufstand der materiellen Techno-
logie gegen »unpassende« Technologien der Regulierung zu betrachten? Vor 
allem wird immer wieder behauptet, dass die vertikale Trennung nicht mit den 
inhärenten Synergieeffekten zwischen Rad und Schiene kompatibel ist (Lodge 
2002b). Die Schwierigkeit, Verantwortung für Verspätungen und daraus resultie-
rende Kompensationszahlungen zwischen den unterschiedlichen Parteien (Un-
ternehmen) zu verteilen, war eines der vordringlichsten Managementprobleme 
innerhalb der Eisenbahnbranche. Der Kontext, in dem Railtrack von der La-
bour-Regierung im Herbst 2001 in den Bankrott getrieben wurde, ist ebenfalls 
als Inkompatibilität zwischen den materiellen Gegebenheiten und der Techno-
logie der Regulierung interpretiert worden. Der Bankrott Railtracks war aller-
dings die Folge einer Reihe von Unfällen, vor allem eines Unfalls nach einem 
Gleisbruch bei Hatfield im Oktober 2000, der vier Todesopfer forderte. Danach 
explodierten die Instandhaltungskosten und zwischenzeitlich kam der Eisen-
bahnverkehr wegen Inspektionen und Reparaturen fast zum Stillstand.

Allerdings waren, so die hier vertretene These, die Gründe für diesen Zusam-
menbruch nicht in erster Linie im fehlenden Zusammenspiel zwischen materi-
eller Technologie und Technologien der Regulierung zu suchen. Eine wichtige 
Rolle spielte auch die Überfragmentierung zwischen Railtrack und den Instand-
haltungsunternehmen sowie die Inkompetenz des Railtrack-Managements, mit 

	 14	Das Problem der Informationsasymmetrie wird bei diesem Ansatz durch den Vergleich mit 
anderen Anbietern, in diesem Fall mit regionalen Monopolen, teilweise gelöst.
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den Problemen eines wachsenden Passagier- und Verkehrsaufkommens umzu-
gehen. Hinzu kamen widersprüchliche Politikpräferenzen. In erster Linie kolli-
dierte das Interesse, Monopole hart zu regulieren, mit der Bereitschaft, Mono-
pole zu dulden, um private Investitionen in die Infrastruktur anzulocken. Mit 
anderen Worten: Es war nicht allein die Inkompatibilität zwischen materieller 
Technologie und Technologien der Regulierung, sondern das Zusammenspiel 
vieler einzelner Faktoren, die den Kollaps des britischen Regulierungsregimes 
gegen Ende der neunziger Jahre provozierten.

2.3	 Repräsentation der Technologie im Politikprozess

Um ihre ökonomische Machtposition zu schützen versuchen Akteure, ihre ei-
gene Position zu institutionalisieren. Damit Technologie einen Einfluss auf  Re-
gulierung erlangen kann, braucht sie Repräsentation innerhalb der Institutionen 
des Regulierungsregimes. Besonders wichtige Akteure sind die Organisation des 
Eisenbahnbetreibers (also zum Beispiel Deutsche Bahn und British Rail) und 
die Unternehmen der Eisenbahnindustrie (Hersteller, Zulieferer usw.). Hier fin-
den sich erhebliche Unterschiede zwischen dem deutschen und dem britischen 
System. In Deutschland existierte eine kleine Gruppe von Herstellern, wäh-
rend im britischen Fall fast die gesamte Produktion von der British Rail Tocher 
BREL (British Railways Engineering Ltd.) erstellt wurde. Private Firmen waren 
hauptsächlich als Zulieferer einzelner Komponenten für BREL involviert. For-
schung und Entwicklung fanden im eigenen Labor von British Rail in Derby 
statt. Im britischen Fall war das Verhältnis zwischen dem Transportministerium 
und der Eisenbahnindustrie wesentlich durch die finanziellen Belastungen der 
Eisenbahn für den nationalen Haushalt geprägt. Im Gegensatz dazu bestand im 
deutschen Fall auch ein Interesse an der Förderung bestimmter Industrien und 
Anbieter (Powell 1995; Abel 1997).

Im Fall der Regulierungsreformen in den neunziger Jahren waren die insti-
tutionellen Positionen und damit verbunden die Einflussmöglichkeiten der Be-
treiber der Eisenbahnen sehr unterschiedlich. Beide Unternehmen wollten eine 
Privatisierung als integriertes Unternehmen, aber nur die Deutsche Bahn konnte 
diese Position relativ erfolgreich im politischen Entscheidungsprozess durch-
setzen. Obwohl es im deutschen Fall nicht angemessen ist, von einem direkten 
capture zu sprechen,15 gelang es der Deutschen Bahn doch, einige Reformoptio
nen zu verhindern und andere zu fördern, so etwa im Falle der Vorschriften 
der organisatorischen Trennung und des (letztlich) unbestimmten Zeitplanes 

	 15	Für unterschiedliche Sichtweisen des Konzepts des capture siehe Stigler (1971), Wilson (1989), 
Hood (1994).



	T  e c h n o l o g i e  u n d  E i s e n b a h n r e g u l i e r u n g 	 165

für die Unabhängigkeit der verschiedenen Bereiche der Deutschen Bahn. Dabei 
war entscheidend, dass für weitreichende Reformen eine Änderung des Grund-
gesetzes und deshalb breite politische Unterstützung notwendig waren. British 
Rail dagegen war von den ursprünglichen Diskussionen über das White Paper 
wie auch über das Gesetz von 1993 ausgegrenzt und hatte lediglich auf  tech-
nische Details Einfluss, aber nicht auf  die Eckpunkte der Reform.

Andere Sektoren oder Firmen hatten keinen Einfluss auf  die beiden natio
nalen Reformen. Kein potenzieller Bieter der Franchises trug etwas zum De-
sign des Franchisingregimes bei oder hatte später Einfluss auf  die Details dieses 
Bieterverfahrens. Im Gegenteil, es war die britische Ministerialbürokratie, wel-
che ihre Erfahrungen mit Privatisierungsvorhaben und somit auch mit Techno-
logien der Regulierung in den Eisenbahnbereich importierte. Es war ein typisch 
britischer lateraler Transfermechanismus, der es erlaubte, in der britischen Büro
kratie Ressourcen innerhalb und zwischen verschiedenen Ministerien freizu-
setzen, was zu einer Konzentration von privatisierungserfahrenen Bürokraten 
im Eisenbahnbereich führte (Hood 1996). Dies ermöglichte den Import und 
die Anpassung von Technologien der Regulierung. Damit entwickelte sich der 
britische Reformprozess als »kumulierte Weisheit« einer bürokratischen Reform
gemeinschaft. Im Kontrast dazu stammten die Reformer im deutschen Fall fast 
ausschließlich aus dem Eisenbahn- und Verkehrssektor. Hier war die Eisen-
bahntechnologie also stark repräsentiert – anders als in Großbritannien, wo mit 
British Rail lediglich der eigentliche Technologiebetreiber am Reformprozess 
beteiligt war.

2.4	 Technologie als Leitbild

Die Art, wie Technologien eingeschätzt und verstanden werden und welche 
Funktionen sie aus dieser Perspektive erfüllen sollen, gilt ebenfalls als ein si-
gnifikanter Einflussfaktor der Strukturierung eines Regulierungsregimes. Im 
Falle der hier diskutierten beiden nationalen Reformen waren unterschiedliche 
Ideen über die Rolle der Eisenbahn präsent. In Deutschland dominierte die tra-
ditionelle Überzeugung, dass die Eisenbahn auch gemeinwirtschaftliche Funk-
tionen zu erfüllen hat, die sie zu einem wichtigen Faktor der wirtschaftlichen 
Entwicklung auch peripherer Regionen werden lässt.16 Diese Überzeugung er-
hielt zusätzliches Gewicht durch die Notwendigkeit einer breiten Zustimmung 
der Bundesländer zu den Reformvorhaben. Im britischen Fall hingegen spielten 

	 16	Auch umweltpolitische Überlegungen spielten in Deutschland traditionell eine wichtige Rolle.
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solche Ideen keine wichtige Rolle.17 Aus der Sicht des Treasury war es ja gerade 
einer der Vorteile des Franchisingregimes, dass es die erforderlichen Subventio
nen transparent machte. Man hoffte, dadurch auf  lange Sicht Unterstützung für 
Streckenstilllegungen zu mobilisieren.

Wie bei allen Ideas-matter-Ansätzen ist es schwer, das Henne-und-Ei-Problem 
zu vermeiden. Die Frage, ob verschiedenartige Vorstellungen von Aufgabe und 
Funktion der Eisenbahnen institutionelle Selektionsmechanismen geprägt haben 
oder ob diese institutionellen Mechanismen zum Aufblühen bestimmter Ideen 
führten, ist schwer zu beantworten. Wie bereits ausgeführt, wurde die Partizi-
pation unterschiedlicher Akteure in den beiden Fällen durch unterschiedliche 
institutionelle Konstellationen geprägt. In Deutschland waren dies vor allem das 
institutionelle Erfordernis der Grundgesetzänderung und die Konzentration 
verkehrspolitischen Wissens im Reformprozess, während im britischen Fall, 
bedingt durch den lateralen Transfermechanismus und die starke Position des 
Finanzministeriums, die »Econocrats« dominierten. Spätere »Anbauten« an das 
Regulierungsregime wie die Reduzierung der Wettbewerbsidee und die Spezifi-
kation von Minimalstandards für den Service waren hauptsächlich ein Resultat 
politischer Not.18 Es galt, die sinkende Akzeptanz und Popularität in der Wäh-
lerschaft zu bremsen.

Insgesamt waren es also mehr die institutionellen Repräsentationen der 
Technologie in den Entscheidungsprozessen und weniger die Überzeugungen 
und Ideen als solche, welche die Entwicklung der Regulierung in den beiden 
Staaten prägten. Ideen prägten zwar die Optionen der unterschiedlichen Reform
koalitionen, aber die Auswahl einer bestimmten Option wurde durch die selek-
tive institutionelle Repräsentation der Optionen bestimmt.

3	 Technologie und Regulierungswandel auf  der EU-Ebene

Während materielle Technologie als nur einer unter mehreren Faktoren für die 
Reformen auf  der nationalen Ebene relevant war, spielte sie auf  der EU-Ebene 
eine bedeutendere Rolle. Die Technik eröffnete jedoch in diesem Fall keine neue 
Gelegenheitsstruktur, sondern erzeugte Pfadabhängigkeit. Dies wird deutlich, 
wenn man den Wandel der politischen Prioritäten der EU-Kommission auf  

	 17	Die Eisenbahn in einer gemeinwirtschaftlichen Funktion wurde in britischen Reformdiskus-
sionen nach dem Ersten Weltkrieg diskutiert, aber aufgrund des Widerstandes besonders aus 
dem Finanzministerium nicht weiter verfolgt (Lodge 2002a).

	 18	Vgl. zu dieser Form des institutionellen Wandels Streeck/Thelen (2005).
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diesem Gebiet betrachtet. Sie musste sich sehr früh von ihrem ursprünglichen 
Vorhaben einer weitreichenden Liberalisierung der Netze zugunsten des weni-
ger weitgehenden Ziels einer Förderung von Interoperationalität im Eisenbahn
verkehr durch Standardsetzung verabschieden.

Transnationale Standardisierung war natürlich nichts Neues, sondern wurde 
in der Vergangenheit bereits von der UIC (als Verband nationaler Eisenbahnun-
ternehmen) vorangetrieben. Bei den Standards ging und geht es um technische 
Kompatibilität insbesondere der Wagen und Lokomotiven mit dem Ziel, grenz-
überschreitenden Verkehr zu ermöglichen beziehungsweise zu erleichtern (Abel 
1997: 95). Gleichwohl blieb der grenzüberschreitende Verkehr traditionell frag-
mentiert, was allein schon dadurch sichtbar wurde, dass an jedem Grenzüber-
gang die Lokomotive gewechselt werden musste. Interoperabilität entwickelte 
sich in den späten neunziger Jahren zu einem Hauptthema der Europäischen 
Kommission und wurde auch zur Hauptaufgabe der Eisenbahn-Agentur, die 
2006 gegründet worden ist und die auch die Aufgaben der »European Associa-
tion for Railway Interoperability« übernommen hat.19

Der zunächst verfolgte, wesentlich weiter reichende Ansatz der EU zur 
Schaffung eines liberalisierten Eisenbahnmarktes stieß demgegenüber auf  den 
Widerspruch der etablierten nationalen Betreiber, die neue Wettbewerber auf  
der Schiene fürchteten. Das zentrale Dokument des Liberalisierungsansatzes war 
die Verordnung 91/440, welche die Trennung von Infrastruktur und anderen 
Geschäftsbereichen wenigstens in der Kosten- und Ertragsrechnung forderte. 
Die für die Umsetzung dieser Maßnahme gesetzte Frist (1993) wurde allerdings 
nur von Deutschland und Großbritannien eingehalten. Andere Mitgliedstaaten 
folgten nur zögerlich, und neue Wettbewerber wurden durch Argumente über 
Sicherheit und fehlende Netzkapazität ausgegrenzt. Hier war Frankreich als 
Bremser besonders aktiv. Generell wurden die Grenzen der Eisenbahntechnolo-
gie zum zentralen Argument für diejenigen, die neue potenzielle Wettbewerber 
auf  den nationalen Eisenbahnnetzen verhindern wollten.

Vor dem Hintergrund dieser nationalen Antworten auf  die europäischen 
Liberalisierungsversuche beschränkte sich die Kommission fortan darauf, die 
technische Kompatibilität voranzutreiben, um grenzüberschreitenden Verkehr 
sowohl im Personen- als auch und speziell im Gütertransport zu verbessern 
und zu beschleunigen. Organisatorisch bedeutete dies die Heraustrennung von 
technischer Standardsetzung und Zertifikation aus dem Bereich der nationalen 
Eisenbahnunternehmen und die Etablierung dafür zuständiger Verwaltungen. 
Der EU-Ansatz entwickelte sich also weg von ursprünglichen Plänen der Ent-

	 19	Letztere war eine gemeinsame Organisation der nationalen Eisenbahnunternehmen (durch 
UIC) und der Eisenbahnproduzenten (durch deren Verband UNIFE).
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wicklung eines gemeinsamen Marktes auf  der Schiene durch rechtliche Schritte 
der Öffnung des Marktzuganges hin zu einem Ansatz, der die nationalen tech-
nischen Standards als Hürden des Marktzugangs zumindest teilweise harmoni-
sieren sollte.20

Aufgrund der Diversität der nationalen Regulierungsansätze und des wach-
senden Interesses der Mitgliedstaaten an der Diversität der nationalen Standards 
als Marktzugangshindernis trieb die Europäische Kommission paneuropäische 
Standards als einzige ihr verbliebene Möglichkeit voran, um den transeuro
päischen Verkehr zu verbessern. Die weiter gehende Zielsetzung des Aufbaus 
eines transeuropäischen Netzes erschien schon wegen der hohen Kosten pro-
blematisch.

Auf  dem Weg, Interoperationalität zu erreichen, wurden Fortschritte erzielt. 
Nicht nur für Hochgeschwindigkeitszüge, sondern auch mit Blick auf  konven-
tionelle Zugleistungen besonders im Güterverkehr wurden neue Standards ge-
setzt. Sie sollen Schritt für Schritt im Zuge von Erneuerungsinvestitionen im 
nationalen Bereich realisiert werden. Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf  den 
Standards für Fahrzeuge. Dies trägt der Tatsache Rechnung, dass die Kosten 
für die Fahrzeugerneuerung niedriger sind als für Investitionen in die Infra-
strukturen. Es spiegelt aber auch die Realität in der Eisenbahnindustrie wider, 
in der sich eine Konzentration der Hersteller von Zügen, aber auch anderer ein-
schlägiger Unternehmen beobachten lässt.21 Außerdem entwickelt die Industrie 
inzwischen modulare Züge, die relativ problemlos an die verschiedenen natio-
nalen Anforderungen angepasst werden können.

3.1	 Technologie als Gelegenheitsstruktur

Diese Entwicklungen sind keinesfalls revolutionär, sondern signalisieren eher 
graduellen Wandel im Regulierungsansatz. Welchen Einfluss hatte hier die Tech-
nologie?

Zweifellos gibt es im Kernbereich der Eisenbahntechnologie auch am An-
fang des 21. Jahrhunderts keinen gravierenden technischen Wandel. Die Eisen
rad-Schiene-Technologie wurde zwar modifiziert, bleibt aber weiterhin das 

	 20	Die wichtigsten EU-Rechtsinstrumente waren die Verordnungen 95/18 (Lizenzierung von 
Eisenbahnunternehmen), 95/19 (Allokation von Infrastrukturkapazität und Berechnung von 
Netzzugangskosten), 96/48 (Interoperationalität von europäischen Hochgeschwindigkeits
zügen) und 01/16 (Interoperationalität von transeuropäischen konventionellen Eisenbahnsys-
temen, später modifiziert in 04/50).

	 21	Bei den Herstellern von Zügen sind die Hauptakteure Alstom, Bombardier, Siemens, Hitachi, 
Kawasaki und Talgo. Die Zahl der Signalanbieter sank von neun auf  sechs im Zeitraum von 
1999 bis 2004.



	T  e c h n o l o g i e  u n d  E i s e n b a h n r e g u l i e r u n g 	 169

zentrale Element der Eisenbahn. Obwohl Lokomotiven entwickelt wurden, die 
Grenzen überwinden können, ist auch hier der technologische Wandel nicht be-
sonders weitreichend und die Technologieerfordernisse werden immer noch als 
kompliziert, schwer zu ändern und daher auch als problematisch angesehen.

Die wachsende Aktivität der Europäischen Kommission im Bereich von 
Standards seit den neunziger Jahren reflektiert die politische Einsicht, dass die 
Eisenbahn, anders als Telekommunikation oder Elektrizität, in der Tat eine alte, 
in ihren Gleisen tief  eingebettete Technologie ist. Allerdings wurden seit die-
ser Zeit zugleich Versuche der Entwicklung von Standards für transeuropäische 
Netze mit Hilfe avancierter Informations- und Kommunikationstechnologien 
gefördert. Dies ist besonders im Bereich der Signaltechnik, speziell im Projekt 
ETCS (European Train Control System), zu erkennen. ETCS braucht im voll 
entwickelten Zustand kaum noch infrastrukturbasierte Technologie, sondern 
arbeitet mit Informationsströmen, die »an Bord« zusammenlaufen. ETCS erfor-
dert nur geringe Investitionen in die existierende Infrastruktur. Es ist allerdings 
nicht kompatibel mit den existierenden Signalsystemen und stieß daher bei der 
endgültigen Einführung auf  erhebliche nationale Widerstände hauptsächlich in 
Großbritannien. Gleichwohl lässt ETCS erkennen, wie Akteure mit an die res-
triktiven Gegebenheiten teilweise angepassten Politikpräferenzen im Zusammen
spiel mit neuen auf  modernen Informations- und Kommunikationstechnologien 
basierenden Technologien schrittweise Veränderungen durchsetzen können.

3.2	 Technologie als Repräsentation

Wie bereits erwähnt, fand ein Konzentrationsprozess in der Eisenbahnindustrie 
hin zu einigen transeuropäischen Produzenten von Lokomotiven und Waggons 
statt. Es war diese Industrie, die in besonderer Weise aus der Entwicklung ge-
meinsamer Standards Nutzen ziehen konnte, da sie potenziell Produktionskos-
ten durch Skaleneffekte senken konnte. Ebenso konnten die existierenden na-
tionalen Eisenbahnbetreiber von dieser Entwicklung profitieren. Insbesondere 
die Deutsche Bahn versucht, sich zu einem europaweiten Logistikanbieter zu 
entwickeln, während andere private Anbieter wie zum Beispiel der französische 
Mischkonzern Connex sich als Anbieter von Passagierdiensten in mehreren 
Ländern zu profilieren versuchen.

Allerdings hatten die etablierten Bahnbetreiber, aber auch die neuen An-
bieter, die ohnehin hauptsächlich innerhalb von nationalen Märkten agierten, 
und der internationale Eisenbahnverband (UIC) sehr viel weniger Einfluss auf  
die Entwicklungen als die Europäische Kommission und die Hersteller von 
Lokomotiven und Waggons, die zudem über weitgehend gleichgerichtete Inter-
essen verfügten. Die UIC kann sogar als einer der Hauptverlierer des Prozesses 



170	 M a r t i n  L o d g e

der Entwicklung von EU-weiten Zertifikationsstandards angesehen werden. Im 
Falle der Hersteller war das Interesse an den Entwicklungen in Europa ins-
gesamt nicht besonders stark ausgeprägt. Natürlich waren sie für einheitliche 
Interoperationalitätsstandards, allerdings stellt Europa nicht mehr den interes-
santesten Markt für diese Industrie dar. Die Hersteller schauen daher zuneh-
mend auch nach Asien. Die modulare Produktionsweise von Zügen auf  der 
Basis einheitlicher Prototypen ermöglicht es den Herstellern inzwischen außer-
dem, mit relativ geringem Aufwand auf  nationale Besonderheiten zu reagieren. 
Damit sind die Kosten eines Fehlens europaweiter Regeln für die Hersteller 
erheblich gefallen.

3.3	 Technologie als Leitbild

Trotz der offiziellen Rhetorik vom drohenden Niedergang oder gar Sterben 
des Eisenbahnsektors, wie sie insbesondere in den Weißbüchern der EU-Kom-
mission verfolgt wird, zielt der Politikansatz der Kommission eher auf  inkre-
mentellen Wandel durch Stärkung der Interoperationalität von Infrastrukturen. 
Waren die Debatten in den frühen neunziger Jahren, besonders im Kontext der 
»Trans European Networks«, noch durch Ideen des offenen Netzzugangs, aber 
auch der Schaffung von europaweiten Eisenbahnlinien geprägt, so konzedierten 
spätere Initiativen, dass die inhärenten Unterschiede zwischen den nationalen 
Eisenbahninfrastrukturen nur überbrückt, aber nicht durch die Schaffung einer 
neuen Infrastruktur beseitigt werden können. Die Auffassung von der Eisen
bahn als Teil des europäischen Marktes wandelte sich somit im Verlauf  der 
vergangenen Dekade, aber dieses Verständnis orientierte sich sehr viel weniger 
an der Technologie als Leitbild, als dies in den Diskursen in Deutschland und 
Großbritannien der Fall war.

4	 Schluss

Viel ist im Kontext des weitreichenden Regulierungswandels in den letzten drei 
Jahrzehnten über die Bedeutung von Technologie gesagt worden. Im Vorder-
grund standen dabei meist Innovationen im High-Tech-Bereich und deren Rolle 
im Prozess der Veränderung von Regulierungsregimen und der Allokation von 
Profiten. Bei der Eisenbahn handelt es sich um ein Politikfeld, das durch eine 
alte Technologie gekennzeichnet ist und das daher für eine Diskussion über den 
Einfluss von Technologien auf  Regulierungswandel als wenig relevant erschien. 
Die Analyse hat aber gezeigt, dass die Frage, ob technology matters, aus drei ver-
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schiedenen Perspektiven diskutiert werden und somit zu einem besseren Ver-
ständnis der Einflussmöglichkeiten von Technik beitragen kann.

In der ersten Interpretation, die Technologie als Gelegenheitsstruktur vor 
allem im Sinne von materieller Technologie betrachtet, hat diese einen stabili-
sierenden beziehungsweise retardierenden Effekt, der weitreichenden Reformen 
Grenzen setzt. Zugleich halfen aber Innovationen in technologischen Randge-
bieten wie der Informationstechnik, Kompatibilität zwischen unterschiedlichen 
nationalen Systemen herzustellen und damit die Tür zum von der EU-Kommis-
sion anvisierten einheitlichen europäischen Transportmarkt zumindest ein Stück 
weit zu öffnen. Auf  der nationalen Ebene war die materielle technologische 
Resistenz ein Grund für das Suchen nach Regulierungsoptionen, die helfen 
sollten, wachsende Probleme insbesondere für die nationalen Finanzhaushalte 
abzuwenden.

Auch die Repräsentation von Technologie innerhalb von Entscheidungspro
zessen kann, wie gezeigt wurde, erhebliche Effekte haben. Der selektive ins-
titutionalisierte Zugang zu Entscheidungen, der praktisch festlegte, welche 
Eisenbahninteressen sich auf  der nationalen Ebene durchsetzten, bestimmte 
weitgehend die Wahl der Regulierungsformen in den neunziger Jahren. Die 
Akteurkonstellationen bei den Diskussions- und Entscheidungsprozessen zur 
Bahnreform waren aufgrund institutioneller Bedingungen in Großbritannien 
deutlich andere als in Deutschland. Die hieraus resultierenden Unterschiede in 
der Repräsentation von Interessen führten schließlich zu unterschiedlichen Re-
gulierungsformen.

In der dritten Perspektive schließlich kann Technologie auch als Idee oder 
Leitbild Bedeutung gewinnen. Das Verständnis der Rolle der Eisenbahn im na-
tionalen und europäischen Wirtschaftsraum hatte Einfluss auf  die Auswahl der 
Regulierungsinstrumente. Auch hier fanden sich deutliche Unterschiede zwi-
schen Deutschland und Großbritannien vor allem hinsichtlich der gemeinwirt-
schaftlichen und infrastrukturellen Aufgaben, die man der Eisenbahn zuschrieb. 
Im europäischen Kontext wiederum wurden die Reformmaßnahmen durch die 
Idee einer gemeinsamen Infrastruktur geprägt, die auch wegen der materiellen 
Resistenz der Technologie schließlich Raum lassen musste für die Diversität der 
nationalen Eisenbahnsysteme.

Die drei Perspektiven dürfen nicht als deterministische Technology-matters-Po-
sitionen missverstanden werden. Sie zeigen aber, dass Technologie in unter-
schiedlichen Realisationsformen den Wandel der Regulierung der sozioökono-
mischen Infrastruktur Eisenbahn beeinflusst hat. Es kommt also nicht darauf  
an, dass eine Technologie neu ist, um Wirkungen zu entfalten. Auch eine alte 
Technologie wie die Eisenbahn, bei der technologischer Wandel viel weniger 
prominent war und ist als in anderen Netzindustrien, entfaltet ihre Wirkungen – 
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materiell, vor allem aber auch institutionell und ideell. Weitet man den Techno-
logiebegriff  auf  Technologien der Regulierung aus (Black 2005), so lässt sich 
zudem eine Interaktion zwischen materieller Technologie und Kontrolltechno-
logie beobachten. Dies macht deutlich, dass wir es mit komplexen Interaktions- 
und Interdependenzbeziehungen zu tun haben, die es verbieten, sich auf  ein 
deterministisches technology matters oder does not matter festzulegen.
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Teil III
Informations- und Kommunikationstechniken





Einführung

Informations- und Kommunikationstechniken bilden seit vielen Jahren einen 
zentralen Fokus der Technikforschung. Zunächst standen Großcomputer, deren 
Integration eine Reorganisation von Betrieben und Verwaltungen erforderte, im 
Mittelpunkt. Erst die rasch fortschreitende Miniaturisierung der Computer auf  
der Basis von Mikroprozessoren und die Digitalisierung der Telekommunikati-
onsnetze hat mit der hierdurch ermöglichten Konvergenz von Informations- und 
Kommunikationstechnik dazu geführt, dass die IuK-Techniken heute praktisch 
alle gesellschaftlichen Bereiche durchdringen. Spätestens seit der Erfindung und 
Ausbreitung des World Wide Web erscheint das Internet als das Symbol dieser 
Entwicklung schlechthin. Bei aller Faszination, die der Cyberspace verbreitet, 
sind es allerdings vor allem die realweltlichen Effekte der IuK-Techniken, die 
die Autoren der vier Beiträge dieses Teils im Auge haben.

Boy Lüthje zeigt am Beispiel der Halbleiter-Industrie, dass die technische 
Entwicklungsdynamik des IuK-Sektors ungebrochen ist. Insbesondere die 
wachsende Komplexität der Mikroprozessoren (Chips) im Designprozess und 
in der Produktion stellt immer höhere Anforderungen an die Unternehmen, 
denen sie mit unterschiedlichen Strategien zu begegnen versuchen. Technische 
und organisatorische Entwicklungen erscheinen dabei als nicht voneinander zu 
trennende Elemente des Prozesses der Institutionalisierung und permanenten 
Neujustierung eines soziotechnischen Systems. Dieser Prozess ist durch hoch-
gradige Unsicherheiten für die Unternehmen und krisenhafte industrielle Struk-
turveränderungen gekennzeichnet. Diese vollziehen sich im Kontext transnatio-
naler, netzwerkförmiger Systeme der Technologieentwicklung, die der Autor als 
Global Design Networks bezeichnet. In ihnen sind ostasiatische Firmen nicht 
mehr nur Produzenten preiswerter Mikrochips. Sie haben sich mittlerweile als 
eigenständige Innovationszentren etabliert.

Während Lüthje die Interaktion technischer und organisatorischer Dyna-
miken im Prozess der Weiterentwicklung und Produktion einer Basistechnolo-
gie des IuK-Sektors analysiert, betrachten die drei anderen Beiträge dieses Teils 
stärker die Anwender- und Nutzerkontexte von IuK-Techniken und konzentrie-
ren sich dabei auf  das Internet. 
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Heidemarie Hanekop und Volker Wittke analysieren den Einfluss des Internets 
auf  das System wissenschaftlichen Publizierens. Die Digitalisierung und das 
Internet haben hier zweifellos einen Umbruch ausgelöst. Die in dem System 
institutionalisierte Tradition der Selbstorganisation speziell der Produktion und 
Begutachtung von Manuskripten wird, wie die Autoren zeigen, von den Prota-
gonisten des »Open Access« gegen das traditionelle Modell wissenschaftlichen 
Publizierens durch kommerzielle Verlage ins Feld geführt. Die zu beobachten
de Gründung und Verbreitung elektronischer Open-Access-Plattformen und 
Journale deutet jedoch eher auf  eine partielle Neuverteilung von Publikations-
funktionen als auf  eine Verdrängung der etablierten Verlage hin. Im Internet 
haben sich parallel verlagsbasierte Publikationsformen etabliert, die neben der 
Qualitätszertifizierung auch Such-, Recherche- und Publikationsfunktionen in 
neuartiger Weise bedienen. Im Ergebnis hat sich ein hybrides institutionelles 
Arrangement herausgebildet, in dem derzeit Strukturen marktförmiger Koordi-
nation mit denen wissenschaftlicher Selbstorganisation koexistieren.

Jürgen Feick diskutiert in seinem Beitrag die Frage nach den Möglichkeiten 
demokratischer Partizipation durch das Internet. Dabei greift er auch auf  die 
Erfahrungen zurück, die bereits lange vor der Einführung des Internets mit den 
IuK-Techniken gemacht wurden. Die Multifunktionalität dieser Techniken im-
pliziert bereits, dass sie unterschiedliche, ja gegensätzliche Wirkungen entfalten 
können. Ausgehend von demokratietheoretischen Überlegungen unterscheidet 
der Autor verschiedene Formen von Partizipation. Sie reichen von Information, 
Kommunikation und Konsultation bis hin zur Beteiligung an Entscheidungs-
prozessen mit entsprechenden Kompetenzen. Speziell hier ist die rechtlich-ins-
titutionelle Einbettung der Nutzung des Internets von großer Bedeutung für 
ein Funktionieren, das die Partizipation fördert. Insgesamt zeigt sich, dass die 
Förderung demokratischer Partizipation mindestens ebenso sehr einer Umorga-
nisation komplexer politischer Prozesse wie der Bereitstellung kostengünstiger 
technischer Informations- und Kommunikationsmedien bedarf. 

Auch Hans Geser betont die Multifunktionalität beziehungsweise Polyvalenz 
des Internets. In seiner Analyse konzentriert er sich auf  die Nutzung der E-Mail 
in lokalen Parteiorganisationen in der Schweiz. Auf  der Basis von repräsenta-
tiven Befragungsdaten untersucht der Autor die E-Mail-Kommunikation unter 
den Mitgliedern des jeweiligen örtlichen Parteivorstandes und zwischen dem 
Vorstand und den übrigen Parteimitgliedern. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob 
E-Mail-Kommunikation die Verteilung des Einflusses in den Parteien verändert. 
Es deutet sich an, dass intensive Onlinekommunikation innerhalb der Vorstände 
ihre Autoritätsstellung stärkt. Andererseits festigt die Kommunikation zwischen 
Vorstand und Mitgliedern die parteiinterne Demokratie, allerdings bleiben diese 
Effekte sehr schwach. 



»Making Moore’s Law Affordable«:  
Modularisierung und vertikale Reintegration  
in der Chipentwicklung

1	 Einleitung

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit den komplexen technologischen, ökono-
mischen und organisatorischen Umbrüchen in der Entwicklung von Halbleiter
chips, die im letzten Jahrzehnt unter den Vorzeichen der sogenannten New 
Economy und deren Krise vorangetrieben wurden. Diesen Entwicklungen un-
terliegen gravierende Strukturprobleme des in den neunziger Jahren herausge-
bildeten Innovationsmodells der IT-Branche, für das sich in der Literatur auch 
das Schlagwort »Wintelismus« eingebürgert hat (vgl. Borrus/Zysman 1997; 
Lüthje/Schumm/Sproll 2002; Jürgens/Sablowski 2003). Ein wesentliches und 
bislang wenig analysiertes Moment der Grenzen des Wintel-Modells (Lüthje 
2007) sind tief  greifende Umbrüche in den Formen der Produktentwicklung 
im technologischen Kernbereich des IT-Sektors, der Halbleiter- oder landläufig 
der Chipindustrie.

Infrage gestellt erscheint mit diesen Veränderungen nichts weniger als das 
berühmte »Moore’sche Gesetz«, welches im Jahre 1965 und aus heutiger Sicht 
erstaunlich treffend die anhaltende Verdoppelung der Leistungsfähigkeit von 
integrierten Schaltkreisen im Rhythmus von jeweils achtzehn Monaten vor
hersagte. Das Tempo der technologischen Entwicklung hält zwar unvermindert 
an, allerdings erreichen die Aufwendungen für die Entwicklung komplexer 
Chipdesigns immer höhere, für einzelne Unternehmen kaum noch zu bewäl
tigende Dimensionen. Die Akteure der Branche suchen deshalb seit längerer 
Zeit nach Mitteln, das Moore’sche Gesetz »affordable«, also erschwinglich zu 
machen (so der ehemalige Chief  Executive Officer von Cadence Design Sys-
tems, Ray Bingham). Ein Weg scheint in der Entwicklung »modularer« Me-
thodologien des Chipdesigns zu liegen, die komplexe integrierte Schaltungen 
in standardisierte Bausteine zerlegen, die zu Chips unterschiedlicher Funktion 
oder auch »Systems-on-Chip« zusammengefügt werden können. Mit dieser 
Entwicklung verband sich seit Ende der neunziger Jahre die Erwartung einer 
durchgreifenden vertikalen Spezialisierung der Chipentwicklung, die auch eine 
umfassende Auslagerung von teuren Engineering-Prozessen an Designdienst-

Boy Lüthje
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leister und deren geografische Verlagerung in Niedrigkosten-Standorte ver-
sprach (Chang et al. 1999).

Diese nicht immer einfach zu verstehenden Entwicklungen sollen im Folgen
den einer genaueren Analyse unterzogen werden. Dabei interessiert das kom-
plexe Verhältnis zwischen »technischer« – in den einschlägigen Konzepten der 
Chipentwicklung definierter – und »organisatorischer« Modularisierung in Ge-
stalt globaler Produktionsnetze (Borrus et al. 2000; Henderson et al. 2002) und 
globaler Designnetzwerke (Ernst/Lüthje 2003). Hier soll nicht wieder die über-
holte Frage aufgerollt werden, ob »Technik« »Organisation« bestimmt oder um-
gekehrt. Vielmehr wird davon ausgegangen, dass wir es mit komplexen gesell-
schaftlichen Institutionalisierungsprozessen (Hack et al. 1991; Bender in diesem 
Band) zu tun haben, in denen Technikentwicklung und industrielle Organisation 
je spezifische Artikulationsebenen von Strukturveränderungen gesellschaftlicher 
Arbeitsteilung sind.

Diese Prozesse verlaufen aber keineswegs als harmonische Koproduktion 
oder Antizipation technisch-sozialer Realität. Sie sind vielmehr von hochgra
digen Unsicherheiten gekennzeichnet, die sich im oftmaligen Scheitern techno
logischer Entwicklungskonzepte und krisenhaften industriellen Strukturver-
änderungen niederschlagen. Dahinter steht, dass technologische Trajekte oder 
Paradigmen (Kuhn 1962) zwar branchen- oder sogar gesellschaftsweit anerkann-
te best practices technologischer Entwicklung und Innovation verkörpern, aber in 
entscheidender Weise von privatunternehmerischen Akteuren mit spezifischen, 
miteinander konkurrierenden Strategien und Interessen definiert oder mitdefi-
niert werden. In kritischer Absetzung von neo-schumpeterianischen Begrifflich-
keiten und in Anlehnung an das aus der französischen Regulationsschule stam-
mende Konzept der Produktions- und Tauschnormen (Aglietta 1979) lassen 
sich die im Kontext widersprüchlicher privatunternehmerischer Verwertungs-
kalküle und gesamtgesellschaftlicher Reproduktionserfordernisse konstituierten 
Pfade und Leitbilder der Technikentwicklung mit dem Begriff  Technologienormen 
bezeichnen (Esser et al. 1997; Lüthje 2001). In diesem Aufsatz wird der Begriff  
auf  die im Folgenden darzustellenden Architekturtypen von Mikrochips und die 
korrespondierenden Methodologien der Chipentwicklung bezogen.

Die zentrale These lautet, dass die von Technologen, Unternehmen und 
Finanzmärkten ins Auge gefasste Modularisierung von Entwicklungsverfahren 
und -organisation in der Halbleiterindustrie sich nur in recht widersprüchlicher 
und oftmals prekärer Form entwickelt. Trotz der massiven Aus- und Verlagerung 
von Entwicklungsarbeit ist es in den letzten Jahren keineswegs zu jener durch-
greifenden vertikalen Aufgliederung der Entwicklungsorganisation gekommen, 
die von den Architekten modularer, »plattformbasierter« Chipkonzepte seit den 
neunziger Jahren vermutet und angestrebt wurde. Vielmehr lassen sich deut-
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liche Tendenzen einer vertikalen Reaggregation von technologischen Entwick-
lungsressourcen erkennen, die paradoxerweise eher wieder vertikal integrierte 
Unternehmensstrukturen zu begünstigen scheinen. Vor dem Hintergrund der 
weitgehend vollzogenen Destruktion fordistischer Unternehmensformen voll-
zieht sich diese vertikale Reaggregation nunmehr allerdings im Kontext trans-
nationaler, »netzwerkförmiger« Systeme der Technologieentwicklung, die wir als 
Global Design Networks bezeichnen bezeichnet werden.

Der Text beginnt mit einer kurzen Darstellung des Aufstiegs und der Krise 
des wintelistischen Innovations- und Produktionsmodells. Daran anknüpfend 
wird genauer auf  die in den neunziger Jahren herausgebildeten Strukturen ver-
tikal desintegrierter Technologieentwicklung in der Chipindustrie und auf  die 
rasanten Veränderungen in den Technologienormen eingegangen. In einem 
dritten Schritt werden die aktuellen Tendenzen einer vertikalen Reintegration 
und die damit verbundenen Unsicherheiten in der Entwicklung der Halblei-
terbranche und ihres Innovationsmodells diskutiert. Der Beitrag schließt mit 
einigen Bemerkungen zu den industrie- und technikpolitischen Konsequenzen, 
insbesondere hinsichtlich des Themas innovation offshoring.�

2	 Aufstieg und Krise des »Wintelismus«

Die Erfolgsgeschichte der New Economy der neunziger Jahre war nicht nur 
das Ergebnis finanzgetriebener Spekulation auf  technologische Innovationen 
(Brenner 2002), sondern auch eines spezifischen Modells der Produktion und 
Innovation, mit dem die IT-Industrie der USA nach der »japanischen Heraus-
forderung« der achtziger Jahre wieder weltweite Dominanz gewinnen konnte. 
Dieses Produktionsmodell basiert auf  einer durchgreifenden vertikalen Ent-
flechtung des Produktionssystems und dessen Auflösung in relativ unabhän-
gige Branchensegmente, welche jeweils die Schlüsselkomponenten von System
produkten der Informationstechnik bereitstellen. Paradigmatisches Leitbild war 
die PC-Industrie, in der die Lieferanten der beiden wichtigsten Systemkompo-
nenten, Microsoft und Intel, zu den zentralen (und auch profitabelsten) Unter-
nehmen des gesamten Sektors aufstiegen. Aus gutem Grund wurde das Kunst-

	�	 Die folgenden Ausführungen fassen erste Ergebnisse eines von der Stiftung Volkswagenwerk 
geförderten Forschungsprojektes zusammen, das vom Institut für Sozialforschung Frankfurt 
a.M. in Kooperation mit dem East-West Center Honolulu, Hawaii, und dem U.S. Social Science 
Research Council durchgeführt wird. Es trägt den Titel »Why Chip Design is Moving to Asia – 
Global Design Networks in the Semiconductor Industry«. An dem Projekt sind neben dem 
Autor Dieter Ernst, Wilhelm Schumm und Peter Pawlicki beteiligt.
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wort »Wintelismus« (Borrus/Zysman 1997) zum sozialwissenschaftlichen Logo 
dieses Systems, das sich in der Folge auch in zahlreichen anderen Segmenten 
der IT-Industrie verbreitete, namentlich bei Servern, Netzwerkinfrastruktur, 
Notebook-Computern, PDAs, MP3-Playern, Spielekonsolen und auch bei klas-
sischen Infrastrukturprodukten wie Mobiltelefonen.

Ein zentrales Kennzeichen dieses Produktionssystems ist die weitgehende 
Entkopplung von Produktinnovation und Fertigung. Während die technologie-
führenden Markenunternehmen sich ihrer Produktion weitgehend zu entledigen 
versuchen oder von vornherein »fabriklos« an den Start gehen, wird die Pro-
duktion auf  stark integrierte Auftragsfertiger verlagert, welche Montage, ferti-
gungsnahes Engineering, Logistik, Teilebeschaffung und gegebenenfalls auch 
Reparatur- und Montagedienste im weltweiten Verbund versehen. Dieses Bran-
chensegment entstand in den neunziger Jahren in den USA unter der Bezeich-
nung Contract Manufacturing oder auch Electronics Manufacturing Services 
(EMS) (Sturgeon 1997; Lüthje/Schumm/Sproll 2002). Parallel dazu wuchsen 
die Netzwerke der Auftragsfertigung in Asien (Borrus et al. 2000) und nament-
lich in Taiwan, wo sich die dort vertretenen, eng mit Silicon Valley verbundenen 
Subcontractor-Firmen zu veritablen Großunternehmen entwickelten. Im Unter
schied zu den amerikanischen EMS übernahmen diese Firmen auch zuneh-
mend wesentliche Teile des Produktdesigns, insbesondere von Komponenten 
und Baugruppen, weshalb auch von Original Design Manufacturing (ODM) 
gesprochen wird.

Ergebnis dieser Entwicklung war eine recht weitgehende Auflösung vertikal 
integrierter »fordistischer« Produktionsformen, die ab Ende der neunziger Jahre 
auch massiv von traditionellen Elektronikunternehmen in den USA und Europa 
wie zum Beispiel IBM, Lucent, Siemens oder Ericsson nachvollzogen wurde. 
Im Zuge einer weltweiten Welle von Fabrikverkäufen an Contract Manufac-
turer wurden die führenden Unternehmen dieses Sektors zu zentralen Akteuren 
weltweiter Produktionsverbünde, die je nach Berechnungsweise heute etwa 15 
bis 20 Prozent der Wertschöpfung der globalen IT-Produktion stellen. Mit dem 
Platzen der stock market bubble im Jahr 2001 wurden die führenden EMS-Unter-
nehmen allerdings auf  besondere Weise von den weltweiten Überkapazitäten in 
der IT-Branche getroffen.

Die Krise offenbarte die Grenzen des wintelistischen Produktionsmodells 
und seine spezifischen Krisenpotenziale (im Folgenden Lüthje 2007). Der in die-
sem Ausmaß ungekannte Aufbau struktureller Überkapazitäten widerspiegelte 
die durch die neuen Formen der Markt- und Unternehmensorganisation extrem 
verkürzten Zyklen der Innovation und der Kapitalverwertung. Verstärkt wurde 
dies durch die starke Kapitalmarktorientierung des Innovationssystems (Stich-
wort: Venture Capital) und den spekulativen Aufbau von Zukunftsprojekten im 
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Infrastrukturbereich – wie zum Beispiel durch die spektakuläre Versteigerun-
gen von UMTS-Mobilfunklizenzen in Deutschland und anderen europäischen 
Ländern. Die vertikale Desintegration der Produktionssysteme erzeugte massive 
Dominoeffekte innerhalb der Produktions- und Lieferketten und begünstigte 
die Verlagerung der Krisenfolgen auf  die Produktionsdienstleister und Kom-
ponentenlieferanten.

Der Druck auf  die Zulieferer ging einher mit einschneidenden Veränderun
gen in den Produktions- und Innovationsstrategien der Markenführer. In der 
PC-Industrie, dem Vorreiter wintelistischer Industriestrukturen, haben die drei 
verbliebenen US-Markenfirmen Dell, Hewlett Packard und Apple fast vollstän-
dig auf  »fabriklose Fertigung« umgestellt. Orientiert am Erfolgsbeispiel Dell 
wurden Fertigungsaufträge auf  ODM-Firmen aus Taiwan konzentriert, die 
auch das Engineering des technischen »Innenlebens« der Produkte, also der 
Motherboards und deren Integration mit Systemkomponenten wie Festplatten 
oder Grafikchips übernehmen. IBM verkaufte die Fertigung von Consumer-
PCs im Jahre 2002 an den US-Kontraktfertiger Sanmina-SCI und das strategisch 
wichtige PC-Geschäft für Geschäftskunden Ende 2004 schließlich an Lenovo 
aus China. In der Handybranche ist es in der jüngsten Zeit ebenfalls zu einem 
massiven Schub in Richtung ODM-Produktion gekommen. Fast alle Handy
hersteller haben inzwischen ebenfalls umfangreiche Fertigungsbeziehungen mit 
taiwanesischen Kontraktfertigern. Als Kernkompetenz sehen einige europäische 
und US-Markenfirmen oft nur noch das äußere Formdesign und die Betriebs-
software der Handys an – alle weiteren Elemente des Engineering werden den 
Auftragsherstellern überlassen.

Die einschneidende Konsequenz dieser Entwicklung ist eine durchgreifende 
Verringerung der Fertigungs- und nunmehr Entwicklungstiefe bei den globa-
len Markenfirmen. Zugleich kommt es zu einer starken vertikalen Reintegration 
von Produktionsressourcen auf  Seiten der Kontraktfertiger, die ihrerseits die 
Fertigung in Großbetrieben und Industrieparks mit einem breiten Spektrum 
von Produktionsprozessen, Zulieferbetrieben, Logistik und produktionsnahem 
Engineering zusammenfassen (Hürtgen et al. 2007). Dies geht einher mit einem 
massiven innovation outsourcing, also der Verlagerung von oftmals kompletten Pro-
zessen der Produktentwicklung auf  Kontraktfertiger, die diese Tätigkeiten wie-
derum in bekannten regionalen Zentren des Low-Cost-Engineering wie Indien, 
China oder Osteuropa konzentrieren und damit für das politisch viel diskutierte 
innovation offshoring sorgen.
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3	 Vertikale Desintegration in der Chipindustrie

Diese umfassenden Restrukturierungen globaler Produktionsnetzwerke auf  
der Seite der Systemherstellerfirmen haben wesentliche Konsequenzen für die 
Halbleiterindustrie als Entwickler und Lieferant der Kerntechnologien fort
geschrittener IT-Systeme. Unter dem wintelistischen Innovationsmodell rückten 
führende Chiphersteller wie Intel in die Position von Systemdefinitoren, um de-
ren »Silikon« herum Systemarchitekturen und Märkte gebaut wurden. Zugleich 
durchliefen wesentliche Bereiche der Chipproduktion ihrerseits eine massive 
vertikale Desintegration, die vor allem von den in Silicon Valley beheimateten 
Leitunternehmen der betreffenden Sektoren ausging (Lüthje 2001). Dabei las-
sen sich zwei wesentliche Unternehmensmodelle identifizieren.

–	 Die »klassischen« unabhängigen Chiphersteller der Gründerzeit Silicon Val-
leys wie Intel, AMD, National Semiconductor oder LSI Logic (auch »Mer-
chant Producers« genannt), die Halbleiterchips ohne Einbindung in vertikale 
Strukturen größerer Elektronikkonzerne entwickeln und produzieren und 
über voll ausgestattete eigene Produktionsstätten verfügen (Integrated De-
vice Manufacturer, IDM).

–	 »Fabriklose« Chiphersteller, die sich auf  die Entwicklung und Vermarktung 
neuer Halbleiterdesigns beschränken, die Fertigung aber an Auftragsherstel-
ler (Chip-Foundries) vergeben. Dieses Segment aus eher kleineren bis mittle-
ren Firmen galt als besondere Erfolgsgeschichte der US-Halbleiterindustrie 
in den neunziger Jahren (Angel 1994), die so prominente Firmennamen wie 
Broadcom, Qualcomm oder Nvidia hervorbrachte. Die Foundries wuchsen 
in diesem Prozess ebenfalls in multinationale Größenordnungen. Die füh-
renden Foundries wie TSMC, UMC oder Chartered Semiconductor sind in 
Taiwan oder Singapur ansässig und bilden dort die Vorhut der raschen tech-
nologischen Aufwärtsentwicklung der dortigen IT-Industrie.

Die von den spezialisierten Chipfirmen des Silicon Valley vorangetriebene De-
Vertikaliserung der Halbleiterherstellung und ihr oft phänomenaler, von den 
Finanzmärkten stark honorierter Erfolg setzte die traditionellen, aus vertikal 
integrierten Unternehmen der Elektro- und Elektronikindustrie stammenden 
Hersteller ebenfalls unter starken Restrukturierungsdruck. Die älteren Chipher-
steller der USA und Europas versuchten vielfach, das Modell des integrierten 
Merchant Producers zu imitieren. Konzerne wie IBM, AT&T-Lucent, Moto-
rola, Siemens, Thomson und zuletzt Philips betrieben ab Mitte der neunziger 
Jahre eine Herauslösung ihres Chipgeschäftes aus traditionellen vertikalen Ver-
bundstrukturen. Oft führte dies zur Ausgründung neuer Tochtergesellschaften 
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mit eigener Börsennotierung und klangvollen Namenskreationen wie Infineon 
(ex-Siemens), Freescale (ex-Motorola) oder ST Micro (ex-SGS Thomson). Hin-
zu kamen massive interne Umstrukturierungen durch die operative Verselb-
ständigung einzelner Geschäftsbereiche und die zunehmende Kooperation mit 
Foundries und Designdienstleistern, die auch einen starken Schub der Relokali-
sierung in Richtung Asien erbrachten.

Einen Gegenpol zu dieser Entwicklung bildeten indes die Elektronikkonzer
ne Japans und Koreas. Japanische Hersteller wie NEC oder Hitachi begannen 
zwar ebenfalls, ihre Chiptöchter zu verselbständigen. Allerdings wurden zumeist 
die informellen vertikalen Integrationsbeziehungen innerhalb der Konzern
familien (keiretsus) und ein größeres internes Produkt- und Know-how-Portfolio 
erhalten. Kooperationen mit Foundries spielen nach wie vor nur eine geringe 
Rolle. Noch dezidierter wurde das Prinzip der vertikalen Integration von den 
aufstrebenden Konzernen Koreas verfolgt, die damit eine außerordentlich er-
folgreiche Aufholjagd führten und dabei vor allem vom Ende der achtziger 
Jahre vollzogenen Ausstieg US-amerikanischer und europäischer Hersteller aus 
dem extrem kapitalintensiven Geschäft mit Speicherchips profitierten. Wie auch 
ihr japanisches Vorbild verbanden die koreanischen Firmen allerdings die Chip
produktion für den Eigenbedarf  mit der aggressiven Vermarktung ihrer Chips 
nach außen (Lüthje 2001: 167ff.).

Der Erfolg der neuen Unternehmens- und Produktionsmodelle hat allerdings 
nicht das Problem verdecken können, dass die Kosten technologischer Innova-
tionen in der Chipindustrie immer höher werden und damit für einzelne Firmen 
kaum noch bezahlbar sind. Dieser seit Jahrzehnten herrschende Trend hat seine 
Ursachen zunächst in den unaufhörlich steigenden Investitionskosten für neue 
Produktionsanlagen, die in der Spitze inzwischen bei 10 Mrd. US-Dollar für ein 
neues Werk liegen (Electronics Engineering Times 16.12.2005). Weniger spektakulär, 
aber nicht minder gravierend ist der langfristige Rückgang der Produktivität der 
Arbeit in der Chipentwicklung, die angesichts der überproportional steigenden 
Komplexität bei den fortgeschrittensten Technologien trotz hochgradiger Auto-
matisierung immer langwieriger, riskanter und kostenintensiver wird.

Dieser in der Fachwelt unter dem Schlagwort design productivity gap bekannt 
gewordene Trend drückt sich statistisch darin aus, dass die Produktivitätsstei-
gerungen im Designbereich mit jährlich etwa 21 Prozent im Mittel der vergan-
genen zwanzig Jahre deutlich hinter denen in der Produktion (58 Prozent im 
Jahresdurchschnitt) zurückgeblieben sind (International Technology Roadmap for 
Semiconductors 2002; Abbildung 1). Diese Produktivitätsschere ist Antrieb zur Au-
tomatisierung und Modularisierung des Chipdesigns. Durch die Definition von 
Standardprozessen und den Einsatz ausgefeilter Systeme der Designsoftware 
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soll die Wiederverwendung (re-use) von Designbausteinen gestärkt, aber auch die 
Auslagerung standardisierter Designtätigkeiten zur Einsparung von Personal-
kosten erleichtert werden (vgl. Chang et al. 1999).

4	 »System-on-Chip«: Modularisierung der Chipentwicklung

Die Produktivitätslücke im Chipdesign wurde offiziell erstmals in der Internation
al Technology Roadmap for Semiconductors (ITRS) des Jahres 1997 festgestellt (Row-
en 2004). Während der Boomjahre der New Economy wurden diese Probleme 
aber verdeckt durch das rasante Nachfragewachstum und die Schaffung neuer 
Produktmärkte durch Durchbruchsinnovationen wie den PC, das Internet und 
die Mobiltelefonie. Die Rationalisierungsstrategien der Chiphersteller richteten 
sich auf  die Ökonomisierung und Internationalisierung der Produktion und 
die unternehmensorganisatorische Trennung von Entwicklung und Fertigung 
(Voskamp/Wittke 1994), deren Ergebnis auch der Aufstieg der zumeist in Tai-
wan und Singapur ansässigen Chip-Foundries war (Angel 1994). Das relativ 
schwache Produktivitätswachstum in der Chipentwicklung verwies indes auf  
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grundlegende Probleme im Innovationssystem der Branche, die offenbar nicht 
durch eine weitere vertikale Spezialisierung von Unternehmensstrukturen ent-
lang der Achse Entwicklung-Fertigung gelöst werden konnten.

Vor diesem Hintergrund wurde die Entwicklungsarbeit in der Chipindustrie 
zum Gegenstand verstärkter Rationalisierungsbemühungen. Kostenreduzierung 
durch geografische Verlagerung oder die Beschäftigung aufenthaltsrechtlich 
prekärer Arbeitsmigranten wurde zu einer wesentlichen Antwort auf  dieses 
Problem – angetrieben durch den Umstand, dass die jährlichen Kosten für die 
Beschäftigung eines Chipentwicklung-Ingenieurs in Ostasien bei nur 10 bis 20 
Prozent der Kosten im Silicon Valley liegen (Ernst 2003). Parallel dazu wurde 
die Automatisierung der Entwicklungsarbeit vorangetrieben, wofür das Schlag-
wort Electronic Design Automation (EDA) steht. Eine neue Generation hoch 
spezialisierter, zumeist aus Silicon Valley stammender Unternehmen wie zum 
Beispiel Cadence, Synopsis oder Magma entwickelte komplexe Softwaresysteme 
für das Computer Aided Design (CAD) integrierter Schaltungen. 

Der Übergang vom Chipdesign alten Stils auf  Transparentstreifen aus einem 
Rubylith genannten Plastikfilm zu computerbasierten Designverfahren hatte in 
den siebziger Jahren begonnen und wurde ab Mitte der achtziger Jahre durch 
die Verfügbarkeit leistungsstarker PCs und Workstations wesentlich beschleu-
nigt (MacMillen et al. 2000: 1f.). Die Intention von EDA geht allerdings über 
die reine Ersparnis von Arbeitskosten hinaus. Die hochgezüchteteten Software
systeme der jeweiligen Hersteller definierten faktisch Standardverfahren für ein 
immer breiter werdendes Spektrum von Entwicklungsprozessen. Damit kann 
das Know-how für viele Prozesse und Subprozesse zunehmend »von der Stan-
ge« gekauft werden, was trotz der sehr hohen Kosten für diese Systeme auch den 
Markteintritt von Designservicefirmen fördert. Zugleich unterstützt der Rück-
griff  auf  standardisierte »Bausteine« die Wiederverwendung von Ingenieurwis-
sen in verschiedenen Produkten und Produktgenerationen (Turley 2003: 37ff.).

Eine strategisch weiter reichende Antwort auf  die Produktivitätsentwicklung 
in der Chipentwicklung lag indes in grundlegenden Veränderungen der Kons-
truktionsprinzipien hochkomplexer Chips und ihrer Entwicklungsprozesse, die 
sich in der Entwicklung einer neuen Technologienorm verdichteten. Zum Leit-
wort dieser Entwicklung wurde der Begriff  »Modularisierung«, zentriert um das 
Konzept des System-on-Chip (SoC). Wie der Name andeutet, nutzten Chipdesi-
gner die raschen Fortschritte in der »Transistordichte« einer Chipfläche, um die 
verschiedenen Hardware- und Softwarefunktionen eines Systems wie etwa eines 
Mobiltelefons, einer Digitalkamera oder eines Netzwerk-Routers auf  einem ein-
zigen Chip zu kombinieren. Vorläufer dieses Ansatzes waren ältere Konzepte 
der modularen Schaltungsentwicklung aus den siebziger Jahren (sogenannte gate 
arrays), die auf  »Standardzellen« und »Zellbibliotheken« beruhten, welche in ver-
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schiedenartigen Chips verwendet werden konnten (Mac Millen et al. 2000). Das 
Spezifikum von SoC-Architekturen besteht indes darin, auf  Grundlage einer 
fortgeschrittenen Miniaturisierung der Schaltungen parallele Subsysteme mit 
verschiedenen Funktionen wie Audio-, Video- oder Netzwerkprotokollverar-
beitung zu kreieren. Damit sind nicht nur durchgreifende Größenreduzierungen 
möglich. Die Integration der verschiedenen Subsysteme in einem Chip verbes-
sert auch nachhaltig das Funktionieren des Systems insgesamt.

Ein Schlüsselelement der »SoC-Revolution« war die Wiederverwendbarkeit von 
Chipdesigns oder ihrer Komponenten. Dem Vorbild reiferer Produktionsbran-
chen wie etwa der Automobilindustrie folgend, in denen der größte Teil des De-
signs für neue Produkte von älteren Produktgenerationen übernommen oder ab-
gewandelt wird, ermöglichte das SoC-Konzept neue Formen »plattformbasierter« 
Entwicklung, die für verschiedene Typen und Generationen von Produkten ver-
wendet werden können. Diese Innovation versprach substanzielle Einsparungen 
an Ingenieurarbeitskraft und beschleunigte die Automation der Chipentwicklung 
und den Übergang von einem »handwerklichen« zu einem »industriellen« Umfeld 
für die Serienproduktion von Chipdesigns (Chang et al. 1999).

Unter den Vorzeichen anhaltender, dem Moore’schen Gesetz folgender Fort-
schritte bei der Reduktion der Schaltungsgrößen sowie der raschen Entwicklung 
der Mobilkommunikation und der digitalen Konsumgüterelektronik als Nach-
folger der PC- und der Internet-Revolutionen wurde SoC zu einem zentralen 
Technologietreiber, der teilweise die technologischen Flaggschiffe der PC-Ära 
– DRAM-Speicherchips, Mikroprozessoren und anwendungsspezifische Chips 
(ASICs) – in dieser Rolle ablöste. Das Prinzip der Modularisierung markierte 
einen deutlichen Bruch mit älteren Technologienormen, die – wie besonders im 
Bereich anwendungsspezifischer ASIC-Chips sichtbar wird – auf  der Kreation 
jeweils neuer Designs für neue Anwendungen basierten und die auf  die Kon-
trolle des Marktes durch proprietäre Chiparchitekturen setzten.

Waren mit dem SoC-Konzept zentrale Parameter der auf  der Kommodifi-
zierung proprietärer Technologienormen basierenden Logik des wintelistischen 
Innovationsmodells infrage gestellt, so reproduzierte die SoC-Methodologie 
indes in mancher Hinsicht die Risiken und Fallstricke früherer Designmetho-
dologien. Die Zusammenfassung ganzer informationstechnischer Systeme wie 
eines Mobiltelefons, eines MP3-Players oder eines Handheld-Computers auf  
einem Chip erhöhte die Komplexität der Entwicklungsaufgaben und der Pro-
zessorganisation für solche Produkte wiederum durchgreifend. Die Integration 
verschiedener Subsysteme mit verschiedenen Schaltungstypen, elektronischen 
Funktionalitäten und Fertigungsanforderungen resultierte in massiv gestiegenen 
Risiken von grundlegenden Designfehlern, die das Ergebnis des Projektes ins-
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gesamt infrage stellen können. Das Risiko besteht allerdings nicht nur darin, 
»to build the chip wrong«. Die durch die steigende Designkomplexität bewirkte 
Verlängerung der Entwicklungszyklen erhöht angesichts immer schnellerer 
Innovation bei den Endprodukten auch die Gefahr, von der Nachfrage seitens 
der Systemhersteller überholt zu werden, also »to build the wrong chip« (Rowen 
2004: 4f.).

Die sich oftmals in Größenordnungen von Dutzenden Millionen von Dol-
lar bewegenden ökonomischen Risiken sogenannter design spins (das heißt des 
Scheitern eines Designprojektes und des kostspieligen Re-Engineering) ent
stehen aufgrund eines dem SoC-Konzept in spezifischer Weise eigenen Flexi-
bilitätsdilemmas. Die Übertragung komplexer Funktionen eines elektronischen 
Systems, die physisch gesehen früher auf  einer Leiterplatte oder in einem 
Softwareprogramm angesiedelt waren, in den closed shop eines Silikonchips be-
wirkte, dass die Korrektur von Designfehlern oder die Adaption zusätzlicher 
Funktionen nicht mehr »nachträglich« erfolgen kann, also nachdem die Produk-
tions-Blaupause des Chips (genannt Maske) angefertigt und die Serienproduk-
tion aufgenommen wurde. Das Schlüsselproblem ist dabei die Softwareinteg-
ration. Nach neueren Zahlen (ITRS 2005) macht die Softwareentwicklung bis 
zu 80 Prozent des Arbeitsvolumens bei der Entwicklung sogenannter embedded 
systems aus, speziell im Bereich des Testens und der Verifizierung. Die Zahl der 
Softwareingenieure übersteigt infolgedessen heute oftmals die Zahl der in Pro-
jektteams für Mikroprozessoren und andere komplexe Chiptypen beschäftigten 
Chipdesign-Ingenieure.

5	 Von der »starren« zur »flexiblen« Modularisierung

Das Flexibilitätsdilemma in SoC-Methodologien, die wir auch als Konzepte 
statischer oder hierarchischer Modularisierung bezeichnen können, hat zur Ent-
wicklung einer Anzahl neuer Methodologien und Chiptypen geführt, die eine 
»flexible Modularität« intendieren und damit alternative Szenarien der Technolo
gienormenentwicklung versprechen. Der Kerngedanke dieser Designmethodo-
logien besteht darin, die strikte Grenze zwischen »Chip«- und »System«-Ent-
wicklung aufzubrechen, um eine größere Flexibilität bei der Konfigurierung der 
Chips, beim Hinzufügen von Hard- und Softwarefunktionalitäten im Laufe des 
Produktlebenszyklus und bei der Softwareintegration zu ermöglichen. Es geht 
also darum, wichtige und kostenträchtige Entscheidungen während des Design-
prozesses »nach hinten« zu verschieben, indem entweder der Prozessor repro-
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grammierbar gemacht wird oder bestimmte Funktionen vom »Silikon« zurück 
ins »System« (also auf  die Leiterplatte oder in die Software) verlagert werden 
(Rowen 2004: 6ff.).

Ein wichtiges Konzept reprogrammierbarer Logikchips, dessen Ursprün-
ge ebenfalls in die siebziger Jahre zurückreichen, heißt Field Programmable 
Gate Array (FPGA). FPGA und verwandte Chiptypen – zum Beispiel Logic 
Cell Arrays (LCA), Programmed Arrays of  Logic (PAL), Complex Program-
mable Logic Devices (CPLD) – sind sozusagen »im Feld« programmierbar, das 
heißt, System- und Softwarehersteller können sie nach Erhalt kundenspezifisch 
konfigurieren. Die produktspezifischen Funktionen können zumeist über die 
Software des Systemherstellers nachprogrammiert werden. Der Nachteil dieser 
Konzepte besteht allerdings darin, dass solche Chips eine Vielzahl von zusätz-
lichen Schaltkreisen und Transistoren benötigen, die häufig vom Kunden gar 
nicht genutzt werden. Dadurch werden diese Chips teuer und relativ langsam, 
haben einen hohen Grad ungenutzter Verarbeitungskapazität und einen gestei-
gerten Stromverbrauch (Turley 2003: 161).

Ein besonders ausgeklügelter und anscheinend vielversprechender Ansatz 
zur Lösung des für FPGA-Methodologien bestehenden Dilemmas zwischen 
Flexibilität und Leistung ist das Konzept des konfigurierbaren Prozessors, das 
von hochspezialisierten »IP-Verkäufer«-Firmen wie zum Beispiel Tensilica aus 
Kalifornien propagiert wird. Die Basis dieser Methodologie ist eine sogenannte 
Prozessorgenerator-Software, die die auf  der Systemebene definierten Anwen-
dungsanforderungen in ein automatisch erzeugtes Design konfigurierbarer und 
skalierbarer Mikroprozessorkerne umsetzen. Ein vollständiges Hardwaredesign 
eines Mikroprozessors in einem für Produktion und Softwareentwicklung an-
wendbaren Format kann auf  diese Weise innerhalb einer Zeitspanne von etwa 
einer Stunde generiert werden (Rowen 2004: 23). Die Anwendbarkeit eines sol-
chen Konzeptes für ein breiteres Spektrum von Massenprodukten muss aller-
dings noch unter Beweis gestellt werden.

Die Proliferation solcher Konzepte flexibler Modularität signalisiert aller-
dings nicht unbedingt eine bevorstehende Welle neuer Innovationsdurchbrüche, 
sondern ist eher Ausdruck der fortgesetzten Unsicherheiten in der Technologie
normenkonkurrenz bei der Suche nach »erschwinglicheren« und weniger risiko
reichen Anwendungsformen des Moore’schen Gesetzes. Weder starre noch 
flexible Konzepte der Modularisierung des Chipdesigns haben bislang die Pro-
duktivitätslücke in diesem Bereich auch nur annähernd überwinden können, 
sondern immer wieder neue und offenbar unintendierte technische und finan-
zielle Risikopotenziale erzeugt.

Die jüngste Ausgabe der International Technology Roadmap for Semiconductors 
bringt diese Probleme zum Ausdruck. Die Projektionen gegenwärtiger und künf-
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tiger Technologietrends zeigen eine zunehmende Distanz vom traditionellen 
Benchmarking technologischer Fortschritte entlang des Moore’schen Gesetzes, 
also anhand der Maßzahlen Transistordichte und Schaltungsgrößen. In einer 
bemerkenswerten Abkehr von einer lange gepflegten Tradition wurde das Kon-
zept der »Technologieknoten« entlang bestimmter Transistorgrößen als Schlüs-
selvariable der einschlägigen »Landkarten« technologischen Forschrittes in der 
ITRS 2005 aufgegeben. Die zentralen technologischen Herausforderungen wer-
den mehr und mehr in der Integration komplexer Systemfunktionalitäten (zum 
Beispiel der menschlichen Stimme in Mobiltelefonen) in Halbleiterschaltkreisen 
oder in der Lösung des chronischen Funktionsproblems mobiler elektronischer 
Produkte, Stromverbrauch und Batterielebensdauer, gesehen.

Many functional requirements (on SoC) such as power consumption, wireless communication 
(RF), passive components, sensing and actuating, and biological functions are not sealing with 
Moore’s Law.  (ITRS 2005: 20)

Der Übergang von »more Moore« zu »more than Moore« (ebd.) stellt massive 
Herausforderungen, zumal die Designproduktivitätslücke nach wie vor nicht 
geschlossen werden konnte. In der ITRS des Jahres 2005 heißt es dazu unter 
anderem:

The main message in 2005 remains—Cost (of  design) is the greatest threat to continuation of  the 
semiconductor roadmap. Cost determines whether differentiating value is best achieved in soft-
ware or in hardware, on a programmable commodity platform or on a new IC. … Rapid 
technology change shortens product life cycles and makes time-to-market a critical issue for 
semiconductor customers. Manufacturing cycle times are measured in weeks, with low un-
certainty. Design and verification cycle times are measured in months or years, with high 
uncertainty. … ITRS editions prior to 2003 have documented a design productivity gap—the 
number of  available transistors grows faster than the ability to meaningfully design them. 
Yet, investment in process technology has by far dominated investment in design technology. 
(ITRS 2005: 1)

Unter den Vorzeichen anhaltender Fortschritte in der Halbleiterproduktions-
technik hat schließlich auch das traditionelle, seit den Anfängen der Bran-
chenentwicklung bestehende Problem der Integration von Entwicklung und 
Fertigung (Borrus 1988) im SoC- und Post-SoC-Zeitalter neue Dimensionen 
erhalten. Die gegenwärtige Runde der Restrukturierung der Produktion auf  
Technologieknoten mit Transistorgrößen von 90nm und darunter wirft neue 
Probleme der Modularisierung auf. Prozesstechnologien auf  diesem Niveau 
stellen der Wiederverwendung von Designbausteinen große Hindernisse entge-
gen, denn die physikalischen Charakteristika der Schaltungen unterscheiden sich 
stark von anderen Prozessknoten. IP-Blocks, die für den 90nm-Prozessknoten 
entwickelt wurden, können nicht ohne Weiteres in den 65nm-Knoten integriert 
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werden. Design for Manufacturing (DFM) lautet deshalb eine der aktuellen Her-
ausforderungen, für die in der EDA-Branche eine Vielzahl neuer tools entwi-
ckelt wird. Angesichts der bisherigen Erfahrungen mit der Modularisierung des 
Chipdesigns scheint es jedoch zumindest zweifelhaft, ob diese Instrumente die 
vom komplizierten und oft widersprüchlichen Zusammenhang technologischer 
Komplexität und organisatorischer Restrukturierung herrührenden Probleme 
wirklich kompensieren können.�

6	 Vertikale Reintegration »auf  höherem Abstraktionsniveau«

Die Probleme bei der technologischen Modularisierung und die damit zusammenhän-
gende fortgesetzte Unsicherheit in der Technologienormenkonkurrenz markie-
ren einen wesentlichen, aber oft verdeckten Angelpunkt der widersprüchlichen 
Verläufe organisatorischer Modularisierung in der IT-Industrie. Die Restrukturierung 
der Branchenkonkurrenz scheint heute kaum noch vom spektakulären Wettlauf  
um technologische Durchbruchsinnovationen wie in den achtziger und neun-
ziger Jahren gekennzeichnet zu sein, sondern von oftmals schwer zu überschau-
enden Konkurrenzkämpfen um die Beherrschung der finanziellen und unter-
nehmensstrategischen Risiken neuer Chiptechnologien und -methodologien.

Im Gefolge des Crashs der Jahre 2001 und 2002 ist auch eine inzwischen 
recht durchgreifende Restrukturierung der Produktions- und Innovationsmo-
delle in der Halbleiterindustrie in Gang gekommen. Ein Charakteristikum dieser 
Entwicklung besteht darin, dass die voranschreitende vertikale Desintegration 
auf  der Seite der großen Systemhersteller – also vor allem die oben geschilderte 
Auslagerung von integrierten Produktionssegmenten und Systemdesign auf  
EMS- und ODM-Unternehmen – die strategische Rolle der Chiphersteller stärkt. 
Dort, wo wichtiges technologisches System-Know-how zunehmend »von der 
Stange« gekauft wird, wächst auch der Bedarf  für hochwertige Standardbaustei-
ne und deren Kompatibilität mit standardisierten Technologieplattformen und 
Architekturen, wie zum Beispiel von Intel mit seinem Centrino genannten Chip-
satz für die drahtlose Kommunikation vorgeführt worden ist. Manche Beobach-
ter sprechen deshalb zutreffend von einer competitive re-aggregation der Industrie 
(Electronics Engineering Times, 3.4.2005), in der gerade jene Halbleiterhersteller gut 
positioniert scheinen, die über ein breites Portfolio von Technologieressourcen 
in Produktion, Entwicklung und Systemberatung verfügen.

	�	 Für detaillierte Kommentare und Anregungen zu diesem Thema bin ich Peter Pawlicki zu be-
sonderem Dank verpflichtet.
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Große Chiphersteller wie Intel, Texas Instruments, Infineon oder Philips 
verlegen sich hier auf  die Entwicklung von Chipplattformen, die eine Kern
architektur eines Chips oder eines Chipsets definieren und dabei Variationen 
beziehungsweise Kombinationsmöglichkeiten für verschiedene Anwendungs
produkte offen lassen. Damit wird der Chiphersteller immer mehr zum Ent-
wickler von systemarchitektonischem Know-how, der sich aus Routineprozessen 
des Designs oder auch der Produktion zurückzieht und einen wesentlichen Teil 
seiner Gewinne aus Lizenz- und Patentgebühren generiert. In extremer Form 
werden solche Strategien von einer neuen Generation von IP-Providern prakti-
ziert, die nur noch Kernarchitekturen für bestimmte Prozessortypen anbieten. 
Dazu gehört etwa das aus Großbritannien stammende Unternehmen ARM.

Mit dieser Orientierung der Konkurrenz auf  abstraktere Niveaus von Sys-
temwissen und Standardsetzung scheint eine neue Runde der vertikalen Des- 
und Reintegration in der IT-Industrie eingeleitet. Die entscheidenden Wettbe-
werbsvorteile werden dabei weniger durch die (monopolistische) Beherrschung 
einer bestimmten Chiptechnologie generiert, sondern vielmehr aus der Verbin-
dung chipspezifischer Technologiepotenziale mit kreativem Systemwissen. Der 
Chief  Technology Officer eines führenden Unternehmens der Designautoma-
tisierung fasst dies in einem von uns im Jahre 2005 geführten Interview im 
Rückblick auf  die technologischen Entwicklungen der neunziger Jahre prägnant 
wie folgt zusammen:

IBM or Intel’s competitive edge is not necessarily anymore the ability to cram stuff  on a chip. 
All that stuff  has now become bread and butter, in the same way that making steel was a secret. 
So, people are moving up into saying – what is the next place where I can add value? … Chip 
companies are doing more and more system design-like things than they were doing last year, 
the year before. They are doing a lot more than entire system companies did 10 years ago. But: 
Are the chip companies becoming the surrogates for the system companies? I would say no 
because the success of  systems has changed from what it used to be 15 years ago. The success 
of  that systems company element from a consumer point of  view is a whole different ball 
game. So, people who are squeezing the margins from the other end, people who have the abil-
ity to brand, are in the lead. Samsung, for instance, is doing an amazing job of  coming out and 
saying: it is cool to be Samsung. It wasn’t cool to be Samsung. Made in Korea was not cool.

Vor diesem Hintergrund gewinnen Innovationsmodelle wieder an Bedeutung, 
die nicht auf  eine Segmentierung der Produktions- und Entwicklungsketten 
setzen, sondern Marketing-, System- und Produktionswissen in großer Breite 
und Diversität integrieren können. Sowohl das Unternehmensmodell des un-
abhängigen Integrated Device Manufacturers (IDM) als auch des »fabriklosen« 
Designhauses scheinen damit ihre Leitbildfunktion aus der Epoche der New 
Economy zu verlieren. An Bedeutung gewinnen demgegenüber Unternehmens- 
und Allianzmodelle, die in intelligenter Weise hochwertige Forschung, Design, 
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Produktion und Servicekapazitäten zu »Komplettangeboten« für die Marken
firmen in bestimmten Segmenten des IT-Sektors kombinieren. Beispiele hierfür 
bieten etwa das Mobilfunkchipgeschäft von Texas Instruments mit seiner engen 
Integration mit führenden Systemherstellern wie Nokia, die von IBM verfolgte 
Positionierung als »Generalunternehmer« für die Entwicklung und Fertigung 
komplexer Chiparchitekturen (zum Beispiel des sogenannten Cell Chip zusam-
men mit Sony) oder die Koordination von verschiedenen Plattformstrategien in 
einem gemeinsamen Pilotwerk für fortgeschrittene Produktionsprozesse wie im 
Falle der von STM, Freescale und Philips getragenen »Crolles2«-Allianz.

Die vertikale Reaggregation von Know-how-Ressourcen beinhaltet damit 
also nicht die faktische Rückkehr zum vertikal integrierten Großunternehmen 
fordistischen Typs – auch wenn die derzeit sehr erfolgreichen Elektronikkonzerne 
Süd-Koreas, insbesondere Samsung, gelegentlich diesen Eindruck erzeugen mö-
gen. Die Reintegration von Know-how-Ressourcen erfolgt heute nicht primär 
über die Wiederzusammenführung von Entwicklung und Produktion in groß-
en Unternehmen, sondern auf  der Ebene der Entwicklung neuer Produktkon-
zepte und Standards. Dies schließt nicht aus, dass Elektronikkonzerne, die vor 
noch nicht allzu langer Zeit ihre Chiptochter abgestoßen haben, heute wieder in 
den Bereich der Chipentwicklung einsteigen, wie etwa zur Zeit Motorola in die 
Entwicklung von Chipsets für die WIMAX genannte fortgeschrittene Drahtlos-
Kommunikation von Computern. Auf  der Seite der Chiphersteller überwiegt 
allerdings der Trend zur Auflösung der vertikalen Integration von Entwicklung 
und Fertigung. Mit Ausnahme der »großen Drei« Intel, Texas Instruments und 
Samsung, setzen heute alle größeren Chiphersteller auf  sogenannte Fab-lite-Stra-
tegien, also auf  ein partielles Outsourcing der Chipfertigung, das auf  die Reduk-
tion der Kosten für die Entwicklung neuer Herstellungsprozesse zielt.

Die Restrukturierung der Branchenkonkurrenz nimmt unter diesen Vor-
zeichen eher einen triangularen Charakter an. Während die entscheidenden 
Ressourcen des System-Know-how zwischen größeren Chipfirmen und den 
Systemherstellern geteilt werden (insbesondere auch mit Blick auf  Marketing 
und Branding), erscheinen die großen Chip-Foundries wie TSMC, UMC oder 
Chartered Semiconductor als nicht mehr wegzudenkende Träger komplexen 
Produktionswissens. Im Umfeld der Foundries, geografisch vor allem in Taiwan, 
zunehmend aber auch auf  dem chinesischen Festland, entwickeln sich qualifi-
zierte Designdienstleisterfirmen, die vom bevorzugten Zugang zum Prozess-
Know-how der Foundries profitieren. Wichtiger Bündnispartner dieses Bran-
chensegmentes sind die Unternehmen der Electronic Design Automation, von 
denen strategische Entwicklungswerkzeuge erworben werden können. Demge-
genüber scheinen sich die großen Contract Manufacturer in der Systemmonta-
ge, also führende EMS- oder ODM-Konzerne wie Flextronics, Sanmina-SCI, 
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Foxconn oder Quanta, von ihren zeitweise recht ambitiösen Plänen im Bereich 
der Chipdesigndienstleistungen zu verabschieden.

Aus der Perspektive der emerging economies Ostasiens ist dabei ganz besonders 
festzuhalten, dass die Modularisierung des Chipdesign bislang nicht zum Entste-
hen einer größeren Outsourcing-Branche auf  den unteren Stufenleitern transna-
tionaler Technologieketten geführt hat, wie es teilweise aus der Softwarebranche 
bekannt ist (Huws/Flecker 2004). Die vertikale Des- und Reintegration in der 
Chipindustrie begünstigt im Kontext globaler Produktions- und Designnetz-
werke vielmehr die Agglomeration spezifischer und relativ komplexer Know-
how-Ressourcen in bestimmten Low-Cost-Regionen, die sich meistens vom 
Status des Billiganbieters entfernt haben. Namentlich die Chip-Foundries aus 
Taiwan und Singapur haben sich zu integrierten Technologieunternehmen ent-
wickelt, die in der Region, aber auch im globalen Maßstab umfangreiche Tech-
nologienetzwerke mit Designdienstleistern, IP-Providern, EDA-Firmen und 
Chipanlagenherstellern unterhalten. Diese Unternehmen sind auch wichtige 
Technologiepartner in den Kooperationen US-amerikanischer und europäischer 
Chiphersteller wie in den zuvor genannten Fällen IBM oder Crolles2.

In dieses Szenario mischen sich heute zunehmend die neuen transnationalen 
Systemhersteller des »China Circle« ein, die alle auf  den Aufbau relativ weit-
läufiger Technologieportfolios mit eigener Markenkompetenz in spezifischen 
Endmarktsegmenten setzen. Hinter der Übernahme von Siemens Mobile durch 
BenQ stand auch ein solches Kalkül, ebenso wie hinter der noch weit größe-
ren Akquisition der PC-Sparte von IBM durch Lenovo aus China. Die aufstre-
benden Multinationals der chinesischen IT-Industrie wie Lenovo, TCL, Huawei 
oder ZTE könnten in der »post-wintelistischen« IT-Industrie eine zentrale Rolle 
spielen, setzt doch die chinesische Industriepolitik auf  eine den ostasiatischen 
Nachbarn abgeschaute, stark diversifizierte Entwicklung von Technologieport-
folios, die aktuell besonders von der oben geschilderten vertikalen Integration 
in der Auftragsfertigung profitiert.

7	 Schlussbemerkung

Die mit den manifesten Grenzen des Moore’schen Gesetzes auftretenden Ver-
änderungen in den Produktions- und Technologienormen der Halbleiterbranche 
verdeutlichen das komplexe Verhältnis technologischer und organisatorischer 
Modularisierung im Kernbereich fortgeschrittener kapitalistischer Industrieent-
wicklung. Ein genauerer Blick auf  die Technik beziehungsweise die Methodo-
logien ihrer Entwicklung macht deutlich, dass der in der ökonomie- und gesell-
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schaftstheoretischen Diskussion landläufig gebrauchte Begriff  der Modularität 
selbst in hohem Maße definitionsbedürftig ist (Ernst 2005). Mit Blick auf  aktu-
elle Debatten lässt sich zum Beispiel feststellen, dass die Modularisierung von 
Produktions- und Unternehmensstrukturen keineswegs als ein marktliberaler 
Logik folgender Prozess der kostengetriebenen Optimierung intraindustrieller 
Arbeitsteilung interpretiert werden darf  (zum Beispiel Langlois 2003). Desglei-
chen greifen jene aus dem Umkreis des Theorems flexibler Spezialisierung und 
des Konzepts der Netzwerkgesellschaft von Castells stammenden Ansätze zu 
kurz, die modulare Produktionsstrukturen aus der Perspektive der Dezentrali-
sierung von Innovationsprozessen im Kontext spezialisierter Unternehmens-
netzwerke zum Beispiel in High-Tech-Distrikten wie Silicon Valley erklären 
(Saxenian 1994, 2002; Lester/Piore 2004).

Die vorangegangene Diskussion sollte verdeutlichen, dass es zwischen den 
technologischen Projektionen modularer Designkonzepte in der Chipindustrie 
und der organisatorischen Restrukturierung der Branche sowie ihrer internatio
nalen Arbeitsteilung keine einfachen Entsprechungen gibt. Technische Modula
risierung korrespondiert also keineswegs zwangsläufig mit organisatorischer 
Modularisierung, sondern eröffnet zunächst lediglich unterschiedliche Mög-
lichkeiten industrieller Restrukturierung (Ernst 2005). Die Institutionalisierung 
der sektoralen Technologienormen ist vielmehr ein Element komplexer Kon-
kurrenzkämpfe zwischen weitläufigen unternehmerischen Akteurnetzen, die 
getrieben sind von den finanziellen und organisatorischen Risiken der Technik
beherrschung und dem Druck zu immer neuen Durchbruchsinnovationen. 
Die besondere Problematik dieser Prozesse resultiert daraus, dass einerseits die 
Komplexität von Technikentwicklung und die Kapitalintensität der Produktion 
einen extrem hohen Grad gesellschaftlicher Arbeitsteilung erzwingen. Kein ein-
ziges Unternehmen ist auch nur annähernd in der Lage, die Ressourcen für diese 
Innovationsprozesse alleine bereit zu stellen oder zu kontrollieren. Andererseits 
ist die Definition der branchenweiten best practices der Technologieentwicklung 
und damit auch der gesellschaftlichen Formen ihrer Nutzung von einer Viel-
zahl einzelunternehmerischer Interessen abhängig, die ihre jeweiligen kleineren 
oder größeren Technologiemonopole auf  den verschiedenen Stufen der tech-
nologischen »Nahrungskette« mit harten Bandagen verteidigen. Die simultane 
Fragmentierung und Zentralisierung (Ernst/O’Connor 1992) von Märkten, Unter-
nehmen und Technologieketten ist nach wie vor der charakteristische Bewe-
gungsmodus der post-fordistischen IT-Branche (Lüthje 2001).

In industrie- und technologiepolitischer Hinsicht begründet dies erheb-
lichen Regulierungsbedarf. Dabei sollte man sehr genau die Konsequenzen der 
Erosion des wintelistischen Innovationsmodells US-amerikanischer Prägung 
ins Auge fassen. Die partielle Rückkehr zu vertikal integrierten Produktions-
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formen scheint wieder jene Vorteile breit aufgestellter Produkt- und Techno-
logieportfolios in den Blick zu rücken, über die gerade die aus der Tradition 
elektrotechnischer Universalkonzerne hervorgegangenen Führungsunterneh-
men der europäischen Elektronikindustrie verfügten. Die Tatsache indes, dass 
die vertikale Reintegration der Produktions- und Technologieinfrastrukturen 
heute überwiegend in der Hand von Kontraktfertigern (vor allem der ODM-
Firmen Taiwans), ehemaliger Kontraktfertiger mit eigenen Markennamen (wie 
Samsung, Acer oder nunmehr BenQ) sowie der großen Chip-Foundries vor sich 
geht, verweist darauf, dass das traditionelle Großunternehmen fordistischer Prä-
gung wohl nicht mehr zurückkehren wird. Zugleich ist diese Entwicklung un-
zweifelhafter Ausdruck der Tatsache, dass das unter den Vorzeichen der finanz-
marktgetriebenen Innovationsmodelle der neunziger Jahre auf  allen Ebenen 
praktizierte Outsourcing von Produktion und Entwicklung zu einem massiven 
Technologietransfer in die newly industrializing countries Ostasiens geführt hat, der 
dem Aufschwung der Region zu einem eigenständigen Pol technologischer und 
unternehmerischer Innovation wesentliche Impulse gegeben hat.

Für die Halbleiterindustrie trifft es sicherlich zu, dass es heute weniger 
denn je ein universell gültiges Modell technologischer Innovation und unter-
nehmerischer Organisation gibt. Wenn daraus allerdings – wie kürzlich bei der 
Neuordnung von Infineon – der Schluss gezogen wird, industrielle Verbund-
strukturen in der Chipproduktion in toto aufzulösen (Ziebart 2005) und das Un-
ternehmen mehr oder weniger zu zerschlagen, muss dies hoch problematisch 
erscheinen. Dahinter steht nicht nur das Eingeständnis, dass die früher mit der 
Herauslösung des Unternehmens aus dem Siemens-Konzernverbund betrie-
bene Imitation wintelistischer Innovationsstrategien faktisch gescheitert ist. Ein 
Kernproblem europäischer Innovationssysteme in der IT-Industrie scheint heu-
te wieder die mangelnde Größe der Akteure und ihrer Kooperationsstrukturen 
zu sein. Darauf  weisen inzwischen auch die langjährigen Befürworter einer am 
Vorbild Silicon Valley ausgerichteten, auf  dezentralisierten Start-up-Unterneh-
men basierenden Restrukturierung der europäischen IT-Industrie hin (wie etwa 
die Consulting Firma McKinsey oder der Branchenverband der deutschen IT-
Industrie BitKom).

Die Konsequenzen solcher Analysen scheinen indes noch kaum zur Kennt-
nis genommen zu werden. Eine Lehre dürfte wohl darin liegen, Ostasien nicht 
nur als Standort des offshoring zur Nutzung niedriger Löhne und Gehälter zu be-
handeln, sondern als eigenständiges Innovationszentrum zu akzeptieren (Ernst 
2006). Kooperationen mit den neuen Multinationals der Region könnten in die-
ser Perspektive auch mehr sein als der Ausverkauf  von Innovationspotenzialen 
zum Billigpreis.
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Der Einfluss des Internets auf  die  
Rekonfiguration des Systems  
wissenschaftlichen Publizierens

1	 Einleitung

Die Wirkung des Internets auf  sozioökonomische Strukturen und gesellschaft-
lichen Wandel ist nach dem Ende der »New Economy« umstrittener als noch in 
den neunziger Jahren. Zwar hat die Diffusion des Internets die technische Basis 
der Produktion in vielen Branchen verändert und neuartige Dienstleistungen 
entstehen lassen, in Bezug auf  damit verbundene grundlegende gesellschaftliche 
und ökonomische Veränderungen hat sich jedoch eher Ernüchterung breitge-
macht (Dolata 2005). Statt Selbstorganisation und Partizipation wurden in vielen 
Bereichen die Potenziale der Internettechnologie von den ökonomisch starken 
Unternehmen für deren Modernisierungsstrategien adaptiert und in bestehende 
institutionelle Konfigurationen eingepasst. Demnach scheint es eher zweifel-
haft, ob dem Internet – obgleich ein paradigmatisch neuer Techniktyp – das 
Wirkungspotenzial zukommt, etablierte Strukturen aufzubrechen und grund-
legenden institutionellen Wandel zu provozieren. Bezogen auf  die allgemeine 
techniksoziologische Debatte über die Wirkung technologischer Innovationen 
auf  gesellschaftlichen und ökonomischen Wandel könnte ein solcher Befund 
die Annahme stützen, dass auch radikale Innovationen letztlich durch etablierte 
sozioökonomische Strukturen und institutionelle Arrangements geformt und 
determiniert werden, statt selbst sozioökonomischen und institutionellen Wan-
del zu provozieren (Werle 2005: 309).

Wir werden im Folgenden die Wirkung der Internettechnologie am Beispiel 
des wissenschaftlichen Publikationssystems diskutieren. Das wissenschaftliche 
Publikationssystem ist in einem Umbruch begriffen, der nicht zuletzt durch 
Digitalisierung und Internettechnologien ausgelöst wurde. Das Ergebnis dieses 
Prozesses ist allerdings noch offen. Für die Wirkung der Internettechnologien ist 
wichtig, dass die Handlungsrationalitäten der an wissenschaftlichen Publikatio
nen beteiligten Akteurgruppen (vor allem der Wissenschaftler und der Verlage) 
durch unterschiedliche Steuerungsmodi geprägt sind. Open-Access-Protagonis-
ten aus der Wissenschaft adaptieren die Internettechnologien im Kontext der 
Prinzipien der akademischen Wissensproduktion; die kommerziellen Verlage 
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hingegen setzen das Internet ein, um ihre ökonomischen Verwertungsinteres-
sen zu verfolgen. Die gegenläufigen Strategien dieser Akteurgruppen führen zur 
Herausbildung alternativer Publikationsmodelle. Diese können sich allerdings, 
wie wir zeigen werden, nicht unabhängig voneinander entfalten, sondern treten 
(zunächst) in spezifischer Weise nebeneinander. Somit werden bestehende öko-
nomische Strukturen nicht radikal umgewälzt, sondern es wird ein inkrementel-
ler Veränderungsprozess in Gang gesetzt, in dem internetbasierte Innovationen 
immer wieder ihre Wirkung entfalten können. Die an dem Prozess beteiligten 
Akteurgruppen folgen bei der Adoption der Internettechnologien zwar den Hand
lungsrationalitäten ihres jeweiligen institutionellen Kontextes (wissenschaftliche 
Normen versus ökonomische Verwertungsprinzipien), reproduzieren dadurch 
aber gerade nicht die bestehenden Strukturen, sondern verändern im Ergebnis 
des Prozesses die Ausgangsstrukturen. Diese veränderten Strukturen stellen die 
Grundlage für eine Veränderung der Akteurkonstellation im wissenschaftlichen 
Publikationssystem dar, die – gewissermaßen in einem zweiten Schritt – weit-
reichende Auswirkungen auf  das institutionelle Gefüge haben könnte. Damit 
könnte das Internet am Ende doch den entscheidenden Anstoß zu einer Rekon-
figuration des Systems wissenschaftlichen Publizierens geben.

Im Folgenden charakterisieren wir zunächst die bisherige ökonomische 
Struktur und das institutionelle Setting des wissenschaftlichen Publikationssys-
tems (2). Bereits seit den neunziger Jahren und unabhängig vom Internet ist es 
durch innere Spannungen gekennzeichnet, die in der sogenannten Zeitschriften-
krise aufbrechen (3) und mit der Open-Access-Bewegung eine Reaktion inner-
halb des Wissenschaftssystems provozieren. Im Anschluss daran beschreiben 
wir die daraus resultierenden alternativen Open-Access-Publikationsmodelle (4) 
sowie die Internetstrategien der großen kommerziellen Verlage, mit denen diese 
auf  die Herausforderungen reagieren (5). Schließlich gehen wir auf  die sich ge-
genwärtig abzeichnende Veränderung der Akteurkonstellation ein (6), bevor wir 
die Veränderungen abschließend bilanzieren.

2	 Das traditionelle Publikationsmodell

Das traditionelle Modell des wissenschaftlichen Publizierens basiert auf  einem 
komplexen institutionellen Arrangement, das den Normen und Regeln des 
Wissenschaftssystems entspricht, zugleich aber die ökonomische Verwertung 
wissenschaftlichen Wissens ermöglicht. Anders formuliert: Wissenschaftliches 
Wissen wird von den Wissenschaftlern als öffentliches Gut produziert; im von 
den Verlagen nach Prinzipien ökonomischer Verwertung organisierten Distri-
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butionsprozess nimmt es hingegen Warenform an. Diese Kombination eigentlich 
konträrer Steuerungsprinzipien war zumindest für das 20. Jahrhundert relativ stabil. 
Sie basiert, so unser Ausgangsargument, auf  der Komplementarität der Funk-
tionen wissenschaftlicher Publikationen für das Wissenschaftssystem einerseits 
und ihrer ökonomischen Verwertbarkeit durch die Verlage andererseits. Die 
Akteure (inter-)agieren in diesem Publikationsmodell in einem komplizierten 
Arrangement gegenseitiger Abhängigkeit, die im Kern darauf  basiert, dass die 
Funktionen wissenschaftlicher Publikationen durch die Verlage im Interesse der 
Wissenschaft erfüllt werden, obwohl beziehungsweise gerade indem die Verlage 
ihre Verwertungsinteressen verfolgen. Diese erstellen Publikationen nach den 
Regeln der Wissenschaft und in enger Koordination mit Wissenschaftlern; dass 
dabei eine Ware entsteht, ist, wie wir noch zeigen werden, offenbar unter be-
stimmten Bedingungen kein Hinderungsgrund.

2.1	 Die wissenschaftliche Publikation aus der Perspektive  
der Wissenschaft

Die Produktion wissenschaftlichen Wissens ist ein kollektiver Prozess, dessen 
Akteure in ihrem Handeln von den Normen der Universalität, Kollektivität, 
Uneigennützigkeit und dem Prinzip des organisierten Skeptizismus geprägt 
werden (Merton 1985: 86ff.). Die Wirksamkeit dieser Normen spiegelt sich in 
den Funktionen der wissenschaftlichen Publikation wider. Wissenschaftliche 
Publikationen erfüllen vier Funktionen: Die Verbreitung neuen wissenschaft-
lichen Wissens, dessen Auswahl und Qualitätszertifizierung (Peer Review), seine 
Auffindbarkeit, sowie schließlich die Verteilung von wissenschaftlicher Anerken
nung (Reputation). Diese Funktionen sind für Autoren, Leser, Forschungsein-
richtungen und Forschungsförderung in unterschiedlicher Weise wichtig. Sie bil-
den in der Welt der Printpublikationen eine Einheit, die allerdings, wie wir später 
zeigen, bei wissenschaftlichen Publikationen im Internet auseinanderbricht.

Publikationen dienen in der Wissenschaft dazu, neue Erkenntnisse in der 
Scientific Community schnell zu verbreiten, um damit die für die wissenschaftliche 
Anerkennung entscheidenden »Erstgeburtsrechte« geltend machen zu können. 
Damit können zugleich andere diese Ergebnisse für den Prozess der Wissens-
produktion verwenden. Konstitutiv für die Produktion wissenschaftlichen Wis-
sens und Grundlage ihrer Produktivität ist gerade nicht die private Aneignung 
und Verwertung, sondern die uneigennützige Weitergabe in der Scientific Com-
munity. Nur indem der Wissenschaftler seine Erkenntnisse durch Veröffentli-
chung aus der Hand gibt, kann er dafür im Wissenschaftssystem eine Honorie-
rung in Form wissenschaftlicher Anerkennung erwarten. Dem entspricht ein 
Anreizsystem zur Produktion neuen Wissens, dessen Währung nicht Geld ist, 
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sondern wissenschaftliche Reputation. Sie ist die »Währung«, mittels derer im 
Wissenschaftssystem Status und Ressourcen verteilt werden.

Durch die Publikation wird das neue Wissen Teil des allgemeinen Wissens-
bestands. Mit der gedruckten Form eng verknüpft ist der inhaltliche Zugang für 
den Leser. Dieser wurde durch Bibliotheken unterstützt, die neben dem Sam-
meln und Bewahren auch das Sortieren, Bündeln und Erschließen der stetig 
wachsenden Wissensbestände übernahmen. Dennoch blieb die wissenschaft-
liche Recherche, also das Suchen und Sichten, Aufgabe des Wissenschaftlers (als 
Leser). Journale sind in vielen Wissenschaftsdisziplinen, insbesondere in den 
dynamisch wachsenden STM-Disziplinen (Science, Technology, Medizin), die 
Publikationsform, die in besonders effizienter Weise die Suche nach relevantem 
Wissen in der jeweiligen Fachdisziplin ermöglicht hat. Denn hier werden die 
neuesten Ergebnisse in komprimierter Form präsentiert. Bereits vor der Publi-
kation erfolgt eine wissenschaftlich fundierte Auswahl, Qualitätsprüfung und 
thematisch-fachliche Bündelung – und dies in zuverlässiger periodischer Folge.

Reputation entsteht dadurch, dass publizierte Ergebnisse wissenschaftlicher 
Arbeit von anderen Wissenschaftlern verwendet werden und diese Verwendung 
in Form von Zitaten als formalisierte Anerkennung der Vorleistung zum Aus-
druck kommt. Wer viel zitiert wird, erlangt hohe Reputation. Prinzipiell sollte 
jeder neue wissenschaftliche Befund die gleiche Chance haben gefunden und 
rezipiert zu werden. Tatsächlich orientiert sich die Aufmerksamkeit der Leser in 
dem ständig wachsenden Angebot neuer Ergebnisse am Renommee von Auto-
ren, Herausgebern und Journalen. Letztere sind in den meisten Fachdisziplinen 
– vor allen in den STM-Disziplinen – eine wichtige Institution zur Verteilung 
wissenschaftlicher Reputation. Darüber hinaus etablierte sich seit Ende des 19. 
Jahrhunderts eine Hierarchie innerhalb der wissenschaftlichen Journale, die dar-
auf  beruht, dass die Chance, von anderen Wissenschaftlern rezipiert und zitiert 
zu werden, nicht über alle Zeitschriften hinweg gleich verteilt ist. Es gibt viel 
gelesene und weniger gelesene Journale. Diese Hierarchie hat gleichzeitig eine 
Anreiz- und Steuerungsfunktion für Wissenschaftler als Autoren: Man bemüht 
sich darum, möglichst dort zu veröffentlichen, wo man gute Chancen hat, rezi-
piert (und zitiert) zu werden.

Mit dem dynamischen Wachstum der Wissensproduktion und der damit 
einhergehenden Ausdifferenzierung in immer speziellere Fachdisziplinen (Solla
Price 1974) wuchsen die Anforderungen an die wissenschaftsinternen Steue-
rungsmechanismen. Um trotz einer unüberschaubar wachsenden Zahl an Pu-
blikationen wissenschaftliche Reputation messbar und damit einer objektiven 
Überprüfung zugänglich zu machen, werden seit Mitte des 20. Jahrhunderts 
quantifizierende Verfahren zur Zitationsanalyse eingesetzt. Grundlage dieser 
Indikatoren ist das Zitat in einer Publikation, vorzugsweise in einem Journal.
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Die Verteilung von Reputation wird durch quantifizierende Indikatoren in 
spezifischer Weise institutionalisiert (Weingart 2003). Auf  Basis der Journale 
hat sich ein System von quantitativen Indikatoren etabliert (Zitationsindex, Im-
pact-Faktor) und es ist eine eigene wissenschaftliche Subdisziplin, die Biblio-
metrie, entstanden. Die Hierarchie der Journale wird hierdurch zum Maßstab 
der Reputationsverteilung, umgekehrt verstärkt der Impact-Faktor die Anreiz- 
und Steuerungsfunktion. Innerhalb der Wissenschaft zählt bei Evaluationen, 
Berufungsverfahren usw. nicht nur, wie viel publiziert wurde, sondern welchen 
Impact-Faktor die Journale haben, in denen publiziert wurde. Für Autoren 
bietet der Impact-Faktor einen einschätzbaren Indikator für die von einer Ver-
öffentlichung zu erwartende Reputation, und zwar unabhängig davon, wie oft 
der konkrete Aufsatz zukünftig zitiert wird. Die Verlage nutzen dies für ihre 
Verwertungsinteressen (siehe unten). Die Institutionalisierung der Reputations-
verteilung ist allerdings in den Fachdisziplinen recht unterschiedlich. Die oben 
skizzierten Mechanismen spielen vor allem in den schnell wachsenden STM-
Disziplinen mit ihrem enormen Publikationsdruck (publish or perish) eine zentrale 
Rolle. In den Geisteswissenschaften sind sie weniger ausgeprägt; hier haben Mo-
nografien einen wesentlichen Anteil an den Publikationen (DFG-Studie 2005).

2.2	 Die wissenschaftliche Publikation aus der Perspektive der Verlage

Verlage instrumentalisieren die Funktion der Publikation im Wissenschaftssys-
tem für ihre Verwertungsinteressen. Die Komplementarität ökonomischer Ver-
wertungsinteressen einerseits und normativ fundierter Interessen der Wissen-
schaftler andererseits konstituiert eine besondere Form der Interdependenz im 
traditionellen Publikationsmodell, in der Wissenschaftler als Autoren, Gutacher 
und Herausgeber ihre Leistung unentgeltlich erbringen. Darüber hinaus bie-
ten den kommerziellen Verlagen der ungestüm wachsende Output des Wissen-
schaftssystems und die Ausdifferenzierung der Fachdisziplinen seit Mitte des 
letzten Jahrhunderts vielfältige Chancen zur Erschließung neuer Märkte. Die 
Warenform der Publikationen führt hier aus mehreren Gründen nicht zu offe
nen Konflikten. Zum einen werden die Verwertungsinteressen über die Auswei-
tung der Märkte, das heißt über neue Journale, und nicht so sehr über den Preis 
befriedigt. Zum anderen sind wesentliche Anteile der wissenschaftlichen Verlage 
nicht kommerziell organisiert, und zwar durch nicht kommerzielle Dienstleis-
ter von Forschungseinrichtungen oder wissenschaftlichen Fachgesellschaften.� 

	�	 Dies gilt insbesondere für den angelsächsischen Sprachraum, in dem kommerzielle Verlage 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg (mit der Auswanderung deutschsprachiger Wissenschaftler) 
größere Bedeutung erlangen.
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Schließlich sind selbst die kommerziellen Verlage weitgehend mittelständisch 
und in ihrem Selbstverständnis als Verleger den von ihnen betreuten wissen-
schaftlichen Gemeinschaften verpflichtet.

Allerdings behandeln kommerzielle Verlage nicht alles Wissen gleich, son-
dern sie tun etwas mit dem Wissen, um die Verwertungschancen ihrer Journale 
zu verbessern. Dabei nutzen Verlage die Unterschiede, die das Wissenschafts-
system selbst macht, zum Beispiel die Hierarchie der Journale, um ihre Journale 
in der Hierarchie zu platzieren. Eine Möglichkeit ist die Platzierung und Aus-
richtung ihrer Journale, eine andere die Beeinflussung der Art und Weise, wie 
Reputation mittels quantitativer Indikatoren gemessen wird. Insofern haben die 
Verwertungsinteressen der Verlage eine Wirkung auf  die Verteilungsmechanis-
men von Reputation im Wissenschaftssystem.

2.3	 Die Achillesferse des traditionellen Publikationsmodells:  
Dekommodifizierung durch die Bibliotheken

Der uneingeschränkte Zugang der Wissenschaftler zu wissenschaftlichen Ver-
öffentlichungen, der für die Funktionsweise des Wissenschaftssystems unerläss-
lich ist, wäre bedroht, wenn er von der Zahlungsfähigkeit der Wissenschaftler 
abhinge – anders formuliert: wenn Publikationen ihre Warenform behielten. 
Dies ist allerdings nicht der Fall. Denn die wissenschaftlichen Bibliotheken, die 
eigentlich für das Sammeln, Erschließen und Archivieren zuständig sind, haben 
zugleich die Rolle eines institutionellen Nachfragers nach wissenschaftlichen 
Publikationen übernommen. Im Auftrag von Universitäten und Forschungs-
einrichtungen kaufen sie Publikationen stellvertretend für »ihre« Wissenschaft-
ler und stellen den Zugang kostenfrei zur Verfügung. Aus der Perspektive des 
Wissenschaftssystems dekommodifizieren die Bibliotheken damit wissenschaft-
liches Wissen. Wissenschaftler, Universitäten und Forschungsinstitute haben die 
Erwartung, dass die Bibliotheken als institutionelle Nachfrager alle relevanten 
Publikationen verfügbar machen – ohne Rücksicht auf  den Marktpreis des je-
weiligen Journals. Aus dieser Rolle entsteht freilich eine spezifische Problematik, 
da Bibliotheken nur begrenzt preissensitiv reagieren. Dies hat kommerziellen 
Verlagen in den letzten Jahren die Möglichkeit geboten, auf  dem Zeitschrif-
tenmarkt hohe Preissteigerungen durchzusetzen. Die Folge ist ein Rückgang 
der preissensitiven, individuellen Nachfrage von Wissenschaftlern zugunsten der 
institutionellen Nachfrage durch Bibliotheken, was die Gewichte weiter zuunguns-
ten der Wissenschaft verschiebt. Dieser Effekt ist durch die Konzentration von 
Marktmacht bei einigen wenigen großen Verlagen zusätzlich verstärkt worden.
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3	 Wachsende Spannungen zwischen Wissenschaft  
und kommerziellen Verlagen

Solange die Verlage mit ihren Profiten »im Rahmen« blieben oder diese Profite 
dem Wissenschaftssystem selbst wieder zugute kamen (wie im Fall der Univer-
sity Press), war das traditionelle Publikationsmodell aus der Perspektive der Wis-
senschaft akzeptierbar. Seit den neunziger Jahren haben nun die Strategien groß-
er kommerzieller Verlage diese Erwartung der Wissenschaft an die Zurückhaltung 
der Verlage bei der Durchsetzung ihrer Verwertungsinteressen massiv verletzt. 
Angesichts der nur begrenzt wachsenden Etats in der Wissenschaft verärgern 
hohe Zeitschriftenpreise und Profitraten viele Akteure in der Wissenschaft: die 
Bibliotheken, denen es zunehmend schwerer fällt, ihre Rolle des »Dekommodi-
fiziers« zu spielen; die Wissenschaftler, die als Leser in ihrem Zugang zu neuen 
wissenschaftlichen Publikationen eingeschränkt werden und die als Autoren 
nicht zur Profitmaximierung der Verlage benutzt werden wollen; nicht zuletzt 
die Wissenschaftsorganisationen, die nicht hinnehmen wollen, dass sie für wis-
senschaftliches Wissen zweimal zahlen sollen – einmal für die Produktion, ein 
zweites Mal für die Dekommodifizierung.

Schon seit den siebziger Jahren liegen die Preissteigerungen wissenschaft-
licher Journale erheblich über der allgemeinen Preissteigerungsrate. Tenopier 
und King (2002: 277) ermittelten für den Zeitraum von 1975 bis 1995 für die 
USA inflationsbereinigte Preissteigerungen von 260 Prozent. Sie weisen nach, 
dass die Steigerungsraten der kommerziellen Verlage (310 Prozent) über denen 
der Verlage von Fachgesellschaften (290 Prozent) und wissenschaftlichen Ein-
richtungen, in den USA insbesondere Universitätsverlage (190 Prozent), lagen. 
Trotz Digitalisierung und IT-basierter Verbreitungsmöglichkeiten haben sich 
nach 1995 die Preise nochmals verdoppelt. Die Universitätsbibliothek Regens-
burg errechnet für die von ihr abonnierten 137 wichtigen Elsevier-Zeitschriften 
zwischen 1995 und 2004 Preissteigerungen von 200 Prozent;� vergleichbare 
Preissteigerungen lassen sich für die STM-Disziplinen insgesamt nachweisen. 
Die großen kommerziellen Verlage nutzen dabei die innerhalb des Wissen-
schaftssystems produzierten Mechanismen der Reputationsverteilung und die 
Hierarchie der Journale für ihre Profitsteigerung. Journale mit hohem Impact-
Faktor bieten den Verlagen die Möglichkeit, gerade bei den Zeitschriften, die im 
Wissenschaftssystem unentbehrlich sind, die Preisschraube anzuziehen. Nicht 
zufällig bereiten dem Wissenschaftssystem überproportionale Preissteigerungen 
bei Journalen im STM-Bereich, in dem bekanntlich die Bedeutung der Impact-
Faktoren für die wissenschaftsinterne Reputationsverteilung besonders groß ist, 

	�	 Vgl. <www.bibliothek.uni-regensburg.de/pdf/krise.pdf>.
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besondere Probleme. Konzentrationsprozesse in der Verlagsbranche und die zu-
nehmende Shareholder-Value-Orientierung der großen kommerziellen Verlage 
haben die Situation seit den neunziger Jahren zugespitzt. Noch 1980 entfiel auf  
die zehn größten wissenschaftlichen Verlage weltweit ein Marktanteil von circa 
25 Prozent (Duke 1985: 168). Mittlerweile beherrschen einige große Verlage den 
Markt für wissenschaftliche Journale. Allein Elsevier verfügt 2002 über einen 
Marktanteil von 25 Prozent (EPS Market Monitor 2003: 59); die zehn größten 
kommerziellen Verlage beherrschen zusammen zwei Drittel des Marktes. Diese 
großen, zumeist börsennotierten Konzerne haben aus dem wissenschaftlichen 
Publizieren ein Geschäftsmodell mit zum Teil überdurchschnittlichen Profit
raten gemacht.

Die Folgen für die Versorgung der Wissenschaftler lassen sich an Daten der 
Universitätsbibliothek Regensburg veranschaulichen: Trotz einer Zunahme der 
Zahl wissenschaftlicher Journale insbesondere in den dynamisch wachsenden 
Disziplinen mussten 2004 Lizenzen für Zeitschriften im Umfang von über 20 
Prozent des Gesamtbestandes von 1995 abbestellt werden. Noch stärker be-
troffen ist die Anschaffung von Monografien: 2004 wurden über 60 Prozent 
weniger angeschafft als noch 1994, dabei sind die Geisteswissenschaften beson-
ders hart betroffen. Diese Entwicklungen im System wissenschaftlichen Publi-
zierens werden seit den neunziger Jahren als »Zeitschriftenkrise« thematisiert. 
In unserem Verständnis bedeutet die Zeitschriftenkrise, dass die herkömmliche 
komplementäre Interdependenz zwischen Wissenschaft und Verlagen an ihrer 
Achillesverse – der Rolle der Bibliotheken bei der Dekommodifizierung – auf-
zubrechen droht. Im Zentrum steht die scheinbar unaufhaltsame Spirale aus 
Preissteigerungen, sinkenden Subskriptionszahlen und stetig wachsendem Out-
put wissenschaftlicher Ergebnisse. Damit verschlechtert sich der Zugang der 
Wissenschaftler zu aktuellen wissenschaftlichen Publikationen – trotz oder gera-
de wegen der dynamisch wachsenden Wissensproduktion. Er wird ausgerechnet 
in einer Situation zum Problem, in der die wissenschaftliche Kommunikation 
durch weltweite Vernetzung, fortschreitende Spezialisierung und wachsende 
Anforderungen an den Wissenstransfers zwischen Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft (Gibbons 1994; Nowotny et al. 2001) immer wichtiger wird 
und gleichzeitig Digitalisierung und Internet effizientere Produktions- und Ver-
breitungsmöglichkeiten bieten.
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4	 Open Access als alternatives Publikationsmodell

Die Open-Access-Bewegung kann als eine Reaktion innerhalb der Wissenschaft 
verstanden werden, mit der Teile derselben auf  die – aus Sicht der Open-Access-
Vertreter – überschießende Wertschöpfung kommerzieller Verlage reagieren 
(Nentwich 2001). Eine Triebfeder für die Entwicklung der neuen Publikations-
formen ist das Internet. Kernelement des Open-Access-Modells ist die Re-Inte-
gration des Publikationsprozesses (beziehungsweise von Teilen desselben) in die 
Wissenschaft, mit der diese sich mittels alternativer Zugangs- und Verbreitungs-
wege ein Stück weit aus der Abhängigkeit von übermächtig gewordenen Ver-
lagen zu befreien sucht. Neben der Sicherstellung des ungehinderten Zugangs 
geht es den Open-Access-Initiativen auch darum, die Position der Wissenschaft 
gegenüber den Verlagen zu stärken. Dabei entspricht die neue Forderung nach 
Open Access� durchaus den Normen des Wissenschaftssystems und den tradi-
tionellen Handlungsrationalitäten der Wissenschaftler, wonach neues Wissen in 
einem kollektiven Prozess und als öffentliches Gut produziert wird. Dies erklärt 
die prinzipielle Zustimmung zur Idee von Open Access in der Wissenschaft 
(DFG-Studie 2005).

In diesem Spannungsfeld wirkt das Internet als enabling technology. Der ak-
tive Kern der Open-Access-Bewegung nutzt die Möglichkeiten der Internet-
technologie, um wissenschaftliches Publizieren in das Wissenschaftssystem zu 
re-integrieren und gleichzeitig besser, schneller, effizienter und kostengünsti-
ger zu organisieren. Es geht also gerade nicht darum, den bisherigen Publi-
kationsprozess in Eigenregie der Wissenschaftler zu überführen, sondern ihn 
mit Hilfe der Internettechnologie zu verändern, das heißt, als kollektiven Pro-
zess zu (re-)organisieren, zu verschlanken und effizienter zu gestalten, sodass 
er durch Wissenschaftler oder in deren Auftrag durch nicht profitorientierte 
Akteure übernommen werden kann. Das Open-Access-Publikationsmodell ist 
auf  Internetpublikationen ausgerichtet. Die Form der Publikation (zum Beispiel 
Formate, Periodizität, Erstellung), die Organisation der technischen Plattform 
(Hard- und Software, Protokolle, Schnittstellen) und die Zugangsmöglichkeiten 
(Suchen und Finden) bauen auf  dem Einsatz und der Weiterentwicklung der 
neuen technischen Optionen auf.

Für Open-Access-Publikationen ist ein spezifischer Technologie-Entwick-
lungspfad konstitutiv: nicht proprietäre, offene Standards, verteilte Datenarchive, 
weltweite Vernetzung und frei verfügbare Software (Open Source). Die Open-
Access-Protagonisten können sich dabei auf  vergleichbare Entwicklungen in 

	�	 Zum Beispiel Berlin Declaration on Open Access to Knowledge in the Sciences and Humanities, Oktober 
2003 <www.mpg.de/pdf/openaccess/BerlinDeclaration_en.pdf>.
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anderen Bereichen des Internet stützen. Sie stärken das Prinzip der kollektiven 
Selbstorganisation, erleichtern die weltweite Kooperation und den Austausch 
unter den Wissenschaftlern. Gleichzeitig knüpfen Open-Access-Publikations-
formen an etablierte Formen der Wissenschaftskommunikation in einzelnen 
Fachdisziplinen an, zum Beispiel an die Preprint-Tradition in der Physik.

Die Open-Access-Bewegung umfasst unterschiedliche Publikationsmodelle 
und Akteure. Sie ist aus ihrem grasroot-förmigen Ursprung im Kontext einiger 
Fachdisziplinen heraus gewachsen und wird nun auch von wissenschaftlichen 
Organisationen, Forschungseinrichtungen (zum Beispiel der Max-Planck-Ge-
sellschaft) und Organisationen der Forschungsförderung unterstützt (siehe Ber-
lin Declaration und die Folgekonferenzen�).

4.1	 Versionen des Open-Access-Publikationsmodells

Es wird zwischen zwei Varianten unterschieden: Der sogenannten green road, 
bei der die Autoren selbst ihre Veröffentlichungen in ein Internetarchiv einstel-
len (Self-Archiving). Hierzu zählen vor allem die in der Regel fachspezifischen 
Pre- und Postprint-Archive (zum Beispiel arXiv), Archive oder Webseiten von 
Forschungseinrichtungen (zum Beispiel von CERN, MIT, MPG) sowie Home-
pages der Autoren selbst. Die zweite Variante – die sogenannte gold road – sucht 
Open-Access-Journale als Alternative zu den traditionellen Journalen der Ver-
lage zu etablieren, indem sie Funktionen von Journalen in das Open-Access-
Modell transformieren.

Self-Archiving ist in gewisser Weise die subversive Open-Access-Variante, da 
sie das traditionelle Publikationsmodell der Verlage nicht offen infrage stellt. 
Self-Archiving-Plattformen positionieren sich neben dem traditionellen Publika-
tionsmodell der Verlage, ohne den Anspruch, deren Funktionen komplett über-
nehmen zu wollen. Ihre Funktion konzentriert sich auf  den uneingeschränkten 
weltweiten Zugang über das Internet. Open-Access-Archive sind gerade nicht 
an die traditionelle Organisationsform von Journalen gebunden, sondern er-
möglichen die Suche anhand von bibliografischen Begriffen wie auch im Voll-
text. Die Infrastruktur und vielfach auch die Betreiberfunktionen sind häufig 
bei Bibliotheken oder speziellen (IT-)Abteilungen von Forschungseinrichtungen 
angesiedelt, die damit auch die Last der Finanzierung tragen. Self-Archiving-Ar-
chive haben in einigen Fachdisziplinen wie zum Beispiel in Teildisziplinen der 
Physik, Mathematik und Informatik ein Publikationsmodell etablieren können, 
das parallel zum Publikationsmodell von Journalen Alternativen zur Verbrei-
tungs- und Recherchefunktion bietet. So ist arXiv, das bedeutendste Self-Archiv 

	�	 Berlin Declaration: Fn. 2; Berlin IV: <http://berlin4.aei.mpg.de/index.html>.
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für viele Wissenschaftler in der Hochenergie- und Astrophysik, der vorrangige 
Such- und Zugangsweg zu neuen Aufsätzen von Kollegen. Nahezu alle Aufsät-
ze der einschlägigen Journale sind dort als Preprint beziehungsweise Postprint 
verfügbar. Damit bietet arXiv umfassende Suchfunktionen für relevante Teile 
des Wissensbestandes dieser Disziplinen. Das Institute of  Physics Publishing, 
das in der Physik im Auftrag einer Fachgesellschaft etablierte Journale verlegt, 
berichtet, dass die Aufsätze ihrer Journale vorwiegend über das arXiv gelesen 
werden, Wissenschaftler als Autoren aber weiterhin in den Journalen publizieren 
und diese auch als Zitationsquelle benutzen (Haynes 2005).

Die Funktion der Qualitätszertifizierung und der formalisierten wissen-
schaftlichen Anerkennung bleibt also bei der green road weiterhin Aufgabe der 
Journale. Offen ist allerdings, ob sich dies auf  mittlere oder längere Sicht ver-
ändern wird. Im Fall der Physik spricht einiges für eine stabile Koexistenz von 
Open-Access-Archiven und Journalen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass 
Bibliotheken die Journale weiterhin abonnieren, auch wenn Wissenschaftler 
den lizensierten Zugangsweg über die Bibliothek nicht benutzen, sondern statt-
dessen im Archiv suchen. Zweitens ist offen, ob sich Self-Archiving in allen 
Fachdisziplinen durchsetzt oder ob dieses Modell auf  Disziplinen mit spezi-
fischen Publikationskulturen beschränkt bleibt. Eigene Sekundäranalysen einer 
repräsentativen Wissenschaftlerbefragung der DFG (DFG 2005) zeigen, dass 
die Self-Archiving-Formen entscheidend durch disziplinspezifische Formen der 
Wissenschaftskommunikation geprägt sind. Preprints konzentrieren sich in der 
Physik und Mathematik.� In der Informatik und einigen technischen Disziplinen 
dominieren Postprints von Proceedings und Konferenzbeiträgen (64 Prozent). 
In den Sozial-, Wirtschafts- und Verhaltenswissenschaften werden vorwiegend 
Postprints von Aufsätzen archiviert, wobei neben fachspezifischen Archiven vor 
allem Homepages von Autoren beziehungsweise Forschungseinrichtungen an 
Bedeutung gewinnen.

Neben fachspezifischen Archiven gibt es noch die sogenannten »Reposi-
tories«. Dies sind Archive institutioneller Betreiber, in der Regel Universitäten 
oder andere disziplinübergreifende Forschungsorganisationen. Ihr Problem 
ist allerdings, dass Autoren bisher wenig Anreiz zur Archivierung ihrer Auf-
sätze in solchen einrichtungsbezogenen Archiven haben. Denn sie sind – von 
wenigen Ausnahmen (zum Beispiel Cern, MIT oder ähnlich renommierten 
Einrichtungen) abgesehen – nicht Kristallisationspunkte der fachspezifischen 
Kommunikation und genießen demgemäß auch meist wenig Aufmerksamkeit. 
Autoren legen ihre Aufsätze daher lieber auf  der eigenen Homepage ab, wo 

	�	 Etwa 60 Prozent der befragten DFG-Wissenschaftler in Physik und Mathematik veröffentli-
chen Preprints, in anderen Disziplinen sind es unter 10 bis maximal 15 Prozent.
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sie zumindest von dem engeren Kollegenkreis gefunden werden (DFG-Studie 
2005, eigene Auswertung). Ob Autoren durch »ihre« Forschungseinrichtung 
zum Self-Archiving im Repository ihrer Einrichtung verpflichtet werden sollen, 
wird kontrovers diskutiert.

Open-Access-Journale sind als explizites Gegenmodell zu den etablierten Jour-
nalen der Verlage konzipiert. Sie werden nicht als Ware gehandelt, sondern 
sind für Leser weltweit und kostenfrei über das Web zugänglich. Um in der 
Konkurrenz mit Journalen der Verlage bestehen zu können, bemühen sie sich 
darum, alle Funktionen klassischer Journale zu erfüllen. Das heißt: Neben dem 
kostenfreien Zugang über das Web bedienen sie auch die Funktionen der Qua-
litätszertifizierung (mittels Peer Review) und der Vermittlung wissenschaftlicher 
Anerkennung per Zitationsindex und Impact-Faktor.

Sie erfüllen alle Funktionen eines Journals, also prinzipiell auch die Vermitt-
lung wissenschaftlicher Reputation. Sie verfügen über ein wissenschaftliches 
Herausgebergremium und führen Peer Reviews durch. Einige Open-Access-
Journale nutzen auch beim Peer Review die neuen technischen Möglichkeiten, 
um den Begutachtungsprozess zu beschleunigen, transparenter zu machen und 
durch öffentliche Foren für Diskussionen zu öffnen. Der Produktionsprozess 
von Open-Access-Journalen ist konsequent internetbasiert und auf  Effizienz 
optimiert, um für Wissenschaftler auch ohne Verlage finanzierbar zu sein. Be-
kannte Open-Access-Journale argumentieren, dass ihre page charges um ein Viel-
faches unter denen der kommerziellen Verlage liegen. Die Finanzierung wird 
durch die Wissenschaft, also durch Autoren, Forschungseinrichtungen oder die 
Forschungsförderung gewährleistet. Author pays� ist das wichtigste Finanzierungs-
modell für Open-Access-Journale. In der Praxis trägt häufig die Forschungsein-
richtung des Autors die author fee oder sie wird durch die Forschungsförderung 
übernommen. Mit den operativen Aufgaben werden zunehmend professionelle 
Not-for-Profit-Publisher (zum Beispiel PLOS, Copernicus) beauftragt.

Der kritische Punkt dieses Publikationsmodells ist, ob es Open-Access-
Journalen gelingt, in die bestehende Hierarchie wissenschaftlicher Journale 
vorzudringen. Denn in den meisten Fällen haben Open-Access-Journale das 

	�	  Im Finanzierungsmodell author pays wird die bisherige Wertschöpfung insofern auf  den Kopf  
gestellt, als nicht mehr der Leser für die Ware bezahlt, sondern der Autor für die Dienstleistung 
des Open-Access-Publishers. Konsens unter den nicht profitorientierten Open-Access-Pub-
lishern ist, dass nur Kosten für ausgewiesene Leistungen in Anschlag gebracht werden. Zudem 
enthält die author fee keine Verbreitungskosten. Allerdings haben Befragungen und Erfahrungen 
gezeigt, dass die Bereitschaft von Autoren, für die Veröffentlichung zu zahlen, gering ist (DFG-
Studie 2005). Aus unserer Sicht spricht viel dafür, dass dieses Finanzierungsmodell erst dann 
funktioniert, wenn geklärt ist, dass die author fee von Forschungseinrichtungen beziehungsweise 
der Forschungsförderung übernommen wird. 
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klassische Newcomer-Problem: Sie müssen sich zunächst in einer Scientific 
Community etablieren. Betrachtet man die bisher bereits erfolgreichen Open-
Access-Journale, so eignen sich dafür zwei Wege: Entweder wird das Journal 
durch eine wissenschaftliche Fachgesellschaft initiiert, die es zu ihrem Organ 
macht, oder aber renommierte Wissenschaftler fungieren als Herausgeber. Das 
Renommee der Fachgesellschaft oder des Herausgebergremiums ist wichtig, um 
dem Journal und damit den dort publizierenden Autoren Aufmerksamkeit und 
wissenschaftliche Anerkennung zu verschaffen. Die (wenigen) Open-Access-
Journale, die bereits im ISI-Index gelistet sind und vorzeigbare Impact-Faktoren 
erzielen, stützen sich auf  Herausgeber, die in der jeweiligen Scientific Com-
munity über Renommee und Einfluss verfügen (am besten Nobelpreisträger). 
Open-Access-Journale sind in der Regel eng in die jeweilige Scientific Commu-
nity eingebunden und nutzen diesen Vorteil, um relevante Beiträge von Autoren 
zu bekommen. Open Access etabliert sich zusehends als adäquates Modell, um 
neue Journale mit vergleichsweise niedrigen Einstiegskosten aus einer wissen-
schaftlichen Community heraus zu gründen.

5	 Die Modernisierung des traditionellen  
Publikationsmodells der Verlage

Die Strategie der großen kommerziellen Verlage ist darauf  ausgerichtet, ihnen 
auch zukünftig – und das heißt auch im Internet – Verwertungschancen mit wis-
senschaftlichen Publikationen zu sichern. Auch wissenschaftliche Verlage anti-
zipieren frühzeitig das Potenzial der Internettechnologie. Allerdings stellen sich 
die Potenziale der neuen Technologien aus ihrer Sicht durchaus widersprüchlich 
dar: Einerseits sind sie eine Bedrohung ihrer bisherigen Rolle, die wesentlich an 
der materiellen Printform der Publikation und deren Vervielfältigung und Ver-
teilung hängt. Internettechnologien machen Aufgaben obsolet, die für Verlage 
konstitutiv waren (Packaging, Layout, Reproduktion, Vervielfältigung, Distribu-
tion). Daraus haben die großen Verlage auf  dem Polster hoher Profitraten eine 
Vorwärtsstrategie entwickelt. Wichtig für unser Argument ist, dass sie zwar die 
Internettechnologie adaptieren und aktiv Technikentwicklung betreiben, dies 
aber im Kontext ihrer an den Regeln des marktwirtschaftlichen Verwertungs-
prozesses ausgerichteten Handlungsrationalitäten tun. Deswegen unterscheiden 
sich ihre Publikationsplattformen im Internet wesentlich von denen der Akteure 
aus der Wissenschaft.

Die grundlegende Modernisierungsstrategie der Verlage besteht darin, 
die bisherige Zeitschriftenstruktur hinsichtlich der Bündelungsprinzipien, des 
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Umfangs und der Erscheinungsweise beizubehalten und zusätzlich ins Web zu 
migrieren. Die Printversion bleibt meist bestehen und wird durch eine nahezu 
identische Onlineversion ergänzt. Auch die Funktionen in Bezug auf  die Ver-
breitung, Qualitätssicherung und die Vermittlung von wissenschaftlicher Aner-
kennung werden weiterhin in der gewohnten Weise erfüllt.

Dies ermöglicht es den großen Verlagen, die traditionellen subskriptions-
basierten Geschäftsmodelle auf  die internetbasierten Publikationsplattformen 
(Datenbanken) zu übertragen und trotz internetbasierter Verbreitung die Preise 
zu erhöhen, zum Beispiel über doppelte Lizenzen für Print- und Onlineausgabe. 
Der Zugang zu den verlagseigenen Datenbanken ist an den Kauf  von Lizenzen 
gebunden, die in der Regel wiederum von den Bibliotheken erworben werden 
(müssen). Die alten Marktbeziehungen werden – so die Strategie der Verlage –  
auf  der neuen technischen Basis reproduziert. Die Verlage schaffen es sogar, 
gegenüber den Bibliotheken Preismodelle durchzusetzen, bei denen diese beide 
Versionen kaufen und dabei einen Mehrpreis für das Bundle zahlen.�

Die Strategie der Verlage zielt darauf  ab, mit neuen Services Alleinstellungs-
merkmale ihrer Publikationsplattformen im Internet zu erzielen. Dieses Ziel 
prägt den technologischen Entwicklungspfad. Kennzeichnend sind umfang-
reiche, geschlossene Datenbanken, proprietäre Schnittstellen und Protokolle. 
Selbstverständlich ist die Software nicht frei verfügbar, ebenso wenig wie die 
wenigen verlagsübergreifenden Schnittstellen (zum Beispiel DOI). Der Zugang 
zu den Volltexten ist kostenpflichtig.

Darüber hinaus nutzen die Verlage die neuen technischen Optionen, um 
zukünftige Aufgabenfelder zu erschließen und ihre Rolle zu erweitern: Durch 
die Reorganisation des Zugangs, durch neue Services für die Recherche mit-
tels Suchmaschinen und Querverlinkung von Referenzen sowie neue Verfah-
ren der Zitationsanalyse und Impact-Messung. Datenbankgestützte Such- und 
Recherchefunktionen erlauben – wie im Open-Access-Modell – das Durch
suchen eines Pools von Journalen nach Titeln und Autoren sowie im Volltext. 
Je größer die verlagseigene Datenbasis, umso attraktiver sind diese Tools für 
Wissenschaftler. Die Entwicklung der globalen, verlagsübergreifenden Datenbank 
und Suchmaschine Scopus durch Elsevier ist Ergebnis dieser Strategie. Eine 
wichtige Innovation der Verlage ist die Verlinkung von Zitaten beziehungswei-
se Referenzen der Autoren. Diese sind nicht mehr an die materielle Form des 
Heftes oder des Journals gebunden. Diese neuen Services weisen allerdings über 
das ursprüngliche Verlagsmodell hinaus, was für sie durchaus mit Risiken ver-
bunden sein könnte.

	�	 Dabei kommt den Verlagen die Steuerpolitik entgegen, nach der reine Onlinejournale mit dem 
vollen, statt wie Printjournale mit dem halben Mehrwertsteuersatz versteuert werden.
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6	 Wissenschaftliche Suchmaschinen und Erschließungs- 
portale im Internet: Neue Funktionen und neue Akteure

Sowohl die Verlage wie auch die Betreiber von Open-Access-Publikationsplatt-
formen setzen – wie wir gezeigt haben – die Potenziale des Internet als enabling 
technology für ihre allerdings divergenten Zielsetzungen ein. Für die Ausgangs
frage nach der Wirkung der Internettechnologie ist es wichtig festzuhalten, dass 
die Technikentwicklung aus der Perspektive der Akteure innerhalb der Ratio-
nalitäten und Regeln des jeweiligen institutionellen Kontextes bleibt. Dies er-
leichtert und beschleunigt die Adaption der neuen Technologien. Dennoch ver-
ändert sie die Struktur und möglicherweise mittelfristig auch das institutionelle 
Setting des wissenschaftlichen Publizierens.

Internet und Open-Access-Bewegung haben dazu geführt, dass eine wachsen
de Zahl wissenschaftlicher Publikationen online verfügbar ist. Damit verändert 
sich allerdings nicht nur der Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen, sondern 
– so unser abschließendes Argument – auch die Suchstrategien und als Konse-
quenz möglicherweise auch das Rezeptionsverhalten der Wissenschaftler.

Für den einzelnen Wissenschaftler war das Finden der für ihn relevanten Ver-
öffentlichungen herkömmlicherweise das Ergebnis eines Mix unterschiedlicher 
Suchstrategien. Neben Literaturverweisen, den Anregungen auf  Tagungen und 
dem Hinweis von Kollegen spielte das regelmäßige Durchstöbern neu erschie-
nener Zeitschriften (Browsen) eine zentrale Rolle (Tenopier 2003). Die mit Hilfe 
des Internets weltweit zugänglichen Volltextarchive oder Metadatenbanken bie-
ten hier nun eine Alternative, nämlich die Möglichkeit zu gezielter computerba-
sierter Suche nach wissenschaftlichen Publikationen (Suchen statt Browsen). Wie 
bereits ausgeführt, bieten die kommerziellen Verlage mit ihren Erschließungs-
portalen (wie Scopus oder Web of  Knowledge) innerhalb ihrer Datenbestände 
und zum Teil darüber hinausgehend derartige neue Suchfunktionen an. Sie tun 
dies zu Konditionen, welche die Nutzung dieser Suchfunktionen kostenpflichtig 
und bislang ausgesprochen exklusiv macht. Allerdings zeichnen sich gegenwärtig 
alternative Anbieterstrukturen im Bereich von Suchdienstleistungen ab, die weit-
reichende Auswirkungen auf  die bisherige Akteurkonstellation im System wis-
senschaftlichen Publizierens haben könnten. So ist mit Google ein neuer Akteur 
im wissenschaftlichen Publikationssystem relevant, der mit der Suchmaschine 
Google.scholar eine gezielte Suche nach wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
quer zu den ursprünglichen Erscheinungsorten ermöglicht. Bei Google handelt 
es sich – ähnlich wie bei den Großverlagen – um einen mächtigen kommerziel
len Akteur, der freilich ein völlig anderes Geschäftsmodell als die Verlage ver-
folgt, welches (bislang jedenfalls) die Intentionen der Open-Access-Initiativen 
zu flankieren scheint. Google stellt eine leistungsfähige Suchmaschine zur Ver-
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fügung, deren Nutzung für die Wissenschaftler kostenfrei ist. Umgekehrt stel-
len die Archive, die im Zuge der green road entstanden sind, eine prädestinierte 
Datenbasis für Google.scholar dar; die dort als Volltext verfügbaren Aufsätze 
werden von Google.scholar einer übergreifenden Suche zugänglich gemacht. 
Diese Veränderung der Akteurkonstellation könnte somit dazu führen, dass es 
auf  Grundlage der Internettechnologien am Ende doch zu einer grundlegenden 
Rekonfiguration des wissenschaftlichen Publikationssystems kommt.

Denn der skizzierte Wandel würde nicht nur die Verbreitungsfunktion der 
Journale tangieren, sondern potenziell auch deren Funktion der Bündelung von 
Aufmerksamkeit und Unterstützung bei der Recherche und damit einen wo-
möglich tief  greifenden Wandel des Rezeptionsverhaltens von Wissenschaftlern 
als Leser einleiten (Tenopier 2003; DFG-Studie 2005; Haynes 2005). Wenn Su-
chen und Finden nicht mehr über das Journal (durch Browsen) organisiert wird, 
sondern durch internetbasierte Suchmaschinen, kann prinzipiell alles gefunden 
werden, gleichgültig wo es veröffentlicht wurde. Damit kann nicht nur aus Sicht 
der Leser, sondern auch aus Sicht der Autoren das Finden wissenschaftlicher Li-
teratur (und damit auch ihre Rezeption) von ihrem Erscheinen in hochrangigen 
Zeitschriften abgekoppelt werden. Der Anreiz für Wissenschaftler als Autoren 
in etablierten Journalen zu veröffentlichen, bestünde dann möglicherweise nur 
noch darin, dass der Impact-Faktor bei der formalen Bewertung von Reputa-
tion eine Rolle spielt. Dies öffnet Raum für neue Möglichkeiten: Es können 
nun auch Zitationen einzelner Aufsätze vergleichsweise unaufwendig gezählt 
und dokumentiert werden, statt wie bisher Impact-Faktoren von Journalen. 
Im Unterschied zum bisherigen System der Wissenschaftskommunikation, in 
der Aufmerksamkeit und Relevanz stark über die Hierarchie wissenschaftlicher 
Zeitschriften strukturiert werden, wären neue Formen der Strukturierung denk-
bar. Zugespitzt formuliert: Durch die Suchmaschinen könnte die Bedeutung der 
Journale für die Institutionalisierung der Reputationsverteilung abgeschwächt 
werden – Reputationsverteilung könnte neu institutionalisiert werden. Die 
Aufmerksamkeit (awareness), welche wissenschaftliche Publikationen erhalten, 
könnte zukünftig (auch) durch wissenschaftliche Suchmaschinen gesteuert wer-
den. Google.scholar bietet hier bereits erste Ansätze für neue Formen der Mes-
sung von Rezeption und Zitation.
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7	 Rekonfiguration des Systems wissenschaftlichen  
Publizierens

Eingangs haben wir das traditionelle wissenschaftliche Publikationssystem als 
Arrangement konträrer Koordinationsformen beschrieben (Koordination durch 
Normen des Wissenschaftssystems versus marktförmige Koordination). Über 
einen langen Zeitraum war das wissenschaftliche Publikationssystem mit diesem 
institutionellen Arrangement in der Lage, die Erfordernisse wissenschaftlicher 
Publikationen für das Wissenschaftssystem mit den Verwertungsinteressen der 
Verlage in Einklang zu bringen. Dieses institutionelle Arrangement – und damit 
das traditionelle Publikationsmodell insgesamt – wird durch neue technische 
Möglichkeiten (Internet) sowie durch wachsende Spannungen zwischen den 
unterschiedlichen Koordinationsformen (»Zeitschriftenkrise«) infrage gestellt. 
Abschließend wollen wir die Frage diskutieren, was die bisherigen Verände-
rungen für den Rekonfigurationsprozess bedeuten und welche Wirkung dabei 
dem Internet zukommt.

7.1	 Konkurrenz alternativer Publikationsmodelle  
und hybride Arrangements

Die Open-Access-Initiativen dringen auf  eine Neukonfiguration des wissen-
schaftlichen Publikationsmodells, bei der der Zugang durch Open-Access-Platt-
formen gewährt wird. Die großen kommerziellen Verlage hingegen behaupten 
ihre Publikations- und Geschäftsmodelle, indem sie verlagsbasierte Publikations-
formen im Internet etablieren, die lizenzpflichtig sind und ihnen weiterhin gute 
Verwertungsmöglichkeiten bieten. Das bisherige Resultat der Einführung von 
internetbasierten Publikationsplattformen im wissenschaftlichen Publikations-
system kann man als Parallelstruktur und hybrides institutionelles Arrangement 
charakterisieren, bei dem die marktförmige Koordination bestehen bleibt – wis-
senschaftliche Publikationen also weiterhin als Ware gehandelt werden, gleich-
zeitig aber auch frei im Internet zugänglich sind. Der gleiche wissenschaftliche 
Aufsatz wird über Open-Access-Plattformen angeboten und kann dennoch als 
Ware verkauft werden. Um dieses widersprüchliche Nebeneinander zu erklären, 
ist es hilfreich, sich die unterschiedlichen Funktionen wissenschaftlicher Publi-
kationen zu vergegenwärtigen. Kennzeichnend für internetbasierte Publikations
modelle ist, dass sie die eingangs analysierten Funktionen wissenschaftlicher 
Publikationen – Zugang/Verbreitung, Auswahl/Qualitätszertifizierung, Suche/
Recherche und Reputationsverteilung – nicht notwendigerweise komplett bedie-
nen, sondern sich auf  bestimmte Funktionen beschränken, diese dann aber in 
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anderer Weise als bisher erfüllen. Das Internet wird als enabling technology genutzt, 
um diese Funktionen zu entkoppeln. Damit eröffnen sich Spielräume für neue 
Arrangements.

7.2	 Entkopplung der Funktionen wissenschaftlicher Publikationen und 
deren Verteilung auf  alternative Publikationsplattformen im Internet

Die Publikationsplattformen der green road konzentrieren sich auf  die Verbrei-
tung wissenschaftlichen Wissens, wobei das Nebeneinander von Open-Access-
Archiven und verlagsproduzierten Journalen die Trennung und Neuverteilung 
der klassischen Publikationsfunktionen impliziert. Im Erfolgsfall reduzieren 
Open-Access-Archive die verlagsproduzierten Journale auf  die Funktion der 
Qualitätszertifizierung und auf  die Verteilung von Reputation (Rosendaal 2006). 
Das Beispiel des arXiv demonstriert, wie ein solches Nebeneinander aussehen 
könnte: Das Archiv wird für die Suche und den Zugang genutzt, Peer Review, 
Zitation und die Reputationsverteilung bleibt Aufgabe der Journale. Das Ge-
schäftsmodell der Verlage ist solange nicht infrage gestellt, wie die Bibliotheken 
weiterhin Lizenzen für die Journale zahlen, also als institutionelle Nachfrager 
auftreten. Selbst wenn weniger finanzkräftige Bibliotheken die Lizenz abbestel-
len, funktioniert dieses Arrangement, solange andere Bibliotheken die Kosten 
tragen. Möglicherweise werden (überschießende) Verwertungsmöglichkeiten ein
geschränkt, aber dies ist aus Sicht der Wissenschaft ein durchaus erwünschter 
Effekt, der zur Entlastung der Bibliothekshaushalte beitragen kann.

Verlagsproduzierte Journale reduzieren sich in einem solchen hybriden Publi-
kationsmodell auf  die Funktion der Qualitätszertifizierung und die Vermittlung 
von Reputation. Damit würden sie allerdings vermittelt über das Publikations
verhalten von Autoren weiterhin eine Schlüsselstellung behalten – jedenfalls 
solange die verlagsproduzierten Journale in der Publikationshierarchie oben ste-
hen. Daher setzen die Verlage alles daran, ihre renommierten Journale zu erhal-
ten beziehungsweise weitere Journale in der Hierarchie ganz oben zu platzieren. 
Mit der Etablierung plattformübergreifender Suchmaschinen entstehen auch 
im Hinblick auf  die Funktion der Auffindbarkeit und thematischen Bündelung 
Alternativen zu den etablierten Journalen. Eine weitere Stufe der Entkopplung 
ist damit erreicht.

Dies führt zu einem komplizierten Nebeneinander, das aber bereits eine 
wesentliche Veränderung der alten Strukturen impliziert und tendenziell die 
Position der Wissenschaft stärkt, indem es – wenn auch begrenzte – Alterna-
tiven zum Verlagsmodell bietet. Vieles spricht dafür, dass diese komplizierten 
hybriden Arrangements ein Übergangsstadium bilden. Von dem Engagement 
von Google könnte ein weiterer Anstoß zur Rekonfiguration ausgehen. Offen 
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ist, ob dies dazu führen wird, dass sich wissenschaftliches Publizieren aus der 
institutionellen Prägung durch die Hierarchie der etablierten Journale löst. Da-
mit wären tendenziell die bisherigen Mechanismen der Reputationsverteilung im 
Wissenschaftssystem infrage gestellt. Dies allerdings tangiert eine Kernfrage der 
Steuerung des Wissenschaftssystems selbst und wäre als solche zu verhandeln. 
Internettechnologien könnten hierfür allerdings Anstöße geben und Lösungs-
möglichkeiten eröffnen.
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Demokratische Partizipation  
im Zeitalter des Internets

1	 Einleitung und Fragestellung�

Die Nutzungspotenziale der technischen Infrastruktur Internet und der auf  
ihr aufsetzenden Anwendungen sind beträchtlich und unterliegen nach wie vor 
einer erheblichen Entwicklungsdynamik. Informations- und Kommunikations-
möglichkeiten stehen in einer bisher unvorstellbaren Vielfalt und Menge zur 
Verfügung. Der Kommunikationsraum scheint grenzenlos, Sender und Emp-
fänger sind nicht an Örtlichkeiten gebunden. Die Verbreitungsgeschwindigkeit 
des Internets ist beispiellos. Während Technologien wie das Telefon noch meh-
rere Jahrzehnte brauchten, bis eine hohe Marktpenetration erreicht war, hat das 
Internet seit der Einführung des World Wide Web 1993 im zivilen, nicht wissen-
schaftlichen Bereich kaum mehr als zehn Jahre gebraucht, um in den meisten In-
dustriestaaten eine Verbreitung zwischen 50 und 75 Prozent zu erreichen. Auch 
wenn die Entwicklung nach wie vor im Fluss ist, wird zunehmend nach den ihr 
zurechenbaren Effekten gefragt.

In diesem Beitrag sollen bisherige Erfahrungen mit modernen Informations- 
und Kommunikationstechniken (IKT), speziell Internetanwendungen, unter der 
Perspektive politischer und politisch-administrativer Willensbildung und Ent-
scheidung analysiert werden. Insbesondere geht es um mögliche Auswirkungen 
der Internetnutzung auf  partizipative Chancen im politischen und administra-
tiven Prozess. Das oft behauptete Demokratisierungspotenzial des Internets 
steht im Vordergrund. Jedoch sollen nicht Potenziale visionär ausgebreitet, son-
dern praktische Erfahrungen auf  ihre Aussagekraft hin überprüft und in die Lo-
gik politischer und administrativer Entscheidungsprozesse eingeordnet werden. 
Dabei sollte man moderne IKT aus Gründen ihrer »pervasiveness throughout 
the whole realm of  human activity« (Castells 2000: 5) und wegen ihrer »unüber-
blickbaren funktionalen Universalität und vielseitigen Verwendbarkeit … eher 
als Indeterminations- denn als Determinationsfaktoren in Rechnung … stellen« 

	�	 Danken möchte ich Gotthard Bechmann für seine hilfreichen Kommentare zu einer sehr frü-
hen Fassung. Zahlreiche Verbesserungsvorschläge erhielt ich auch von Thomas Zittel. Ihm gilt 
ebenso mein Dank wie Kathrin Seelige für zuverlässige Forschungsassistenz.

Jürgen Feick
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(Geser 2004b: 177). Es liegt an der Multifunktionalität und der vielseitigen Ein-
setzbarkeit dieser Techniken, dass die gleichen Innovationen unterschiedlichen 
Zwecken dienen und gegensätzliche Wirkungen entfalten können (Mayntz 1993; 
Pool 1983). Untersuchungen über politische Internetanwendungen gibt es in-
zwischen viele. Sie sind von unterschiedlicher Validität und Zuverlässigkeit. Was 
hier im Folgenden an empirischen Beobachtungen zitiert und diskutiert wird, ist 
selektiv und hat in der argumentativen Verwendung exemplarischen Charakter.

In diesem Beitrag wird weder die Position eines radikalen Technikdetermi
nismus vertreten noch eine radikale akteurbezogen-voluntaristische oder sozial
konstruktivistische Position bezogen. Vielmehr werden die Entwicklung von 
Technik und ihren Nutzungsmöglichkeiten einerseits sowie die Nachfrage und 
soziale Aneignung von Technik andererseits als ein interdependent-iterativer 
Prozess begriffen. Wer oder was in einer spezifischen Entwicklungsphase Trieb-
kraft oder hemmendes Element ist, ist eine offene empirische Frage. Neue Tech-
niken besitzen beträchtliche Strukturierungspotenziale, gleichzeitig sind sie ge-
sellschaftlich eingebettet und gestaltet (Pool 1983: 251; DiMaggio et al. 2001).

2	 Internet und demokratische Partizipation:  
Analytische Vorbemerkungen

2.1	 Politikrelevante Charakteristika moderner IKT

Viele der Charakteristika moderner Informations- und Kommunikationstech-
niken (IKT) sind nicht erst der Verbreitung des Internets zuzurechnen; das 
Internet hat sie aber ergänzt oder verstärkt. Diese technischen Eigenschaften 
wie die auf  ihnen aufsetzenden möglichen politischen und administrativen An-
wendungen sind allerdings zunächst einmal Potenziale, die im konkreten tech-
nischen und politischen oder administrativen Kontext nur mehr oder weniger 
verwirklicht beziehungsweise verwirklichbar sind. Allenfalls utopisch anmuten
de Prognosen gehen davon aus, dass politisch umgesetzt wird, was technisch 
möglich erscheint.

Nichtsdestotrotz bieten interaktive Informations- und Kommunikations-
techniken einen breiten Anwendungsspielraum in Politik und Verwaltung. Man-
che Restriktionen politischer und administrativer Prozesse erscheinen mit ihnen 
überwindbar, neue Strukturen gestaltbar. Hervorzuheben ist

–	 die zunehmende Verbreitung der technischen Infrastruktur und die damit 
einhergehende Vernetzungsdichte zwischen Akteuren;
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–	 die institutionell voraussetzungsvolle potenzielle Dezentralität und Offen-
heit der Netzstruktur;

–	 die steigende Menge und Vielfalt speicherbarer, verarbeitbarer und kommu-
nizierbarer Informationen oder Daten bei gleichzeitig steigender Verarbei-
tungsgeschwindigkeit;

–	 die Zeit- und Ortsunabhängigkeit von Kommunikation.

Vor diesem Hintergrund werden Spekulationen verständlich, dass der Zugang zu 
und die Teilhabe an Informations- und Kommunikationsprozessen von Asym
metrien in einem bislang ungekannten Ausmaße befreit werden könnten – zu-
mindest bei einer auf  Offenheit hin ausgelegten Netzarchitektur.

2.2	 Partizipation: Demokratietheoretische  
und politikrationale Perspektiven

E. E. Schattschneider (1975: 137f.) hat klassischen Demokratiemodellen vorge-
halten, sie überschätzten »the strength and universality of  the self-generated 
impulse of  people to participate« und unterschätzten das Problem politischer 
Ignoranz wie auch »the exclusion of  people by extra legal processes, by social 
processes«. Freiheitsrechte, das Wahlrecht eingeschlossen, und der politische 
Wettbewerb zwischen Regierungsinstitutionen, politischen Organisationen und 
politisch führenden Akteuren machten die Qualität einer modernen Demokratie 
aus. Ganz ähnlich argumentiert R. Dahl,� wenn er die Vorstellung einer Herr-
schaft der Mehrheit als einen Mythos bezeichnet. Die Unterscheidung zwischen 
Diktatur und Demokratie sei die zwischen der Herrschaft einer Minderheit 
(»government by a minority«) und der Herrschaft von Minderheiten (»govern-
ment by minorities«). Zu den demokratischen Kriterien solcher von ihm als Poly-
archien bezeichneten Herrschaftssysteme rechnet er

–	 freie und gleiche Wahlen als Mittel zur Kontrolle des politischen Führungs-
personals;

–	 konsultative Partizipationsmöglichkeiten, damit aktive Bevölkerungsgruppen 
sich in Entscheidungsprozessen effektiv Gehör verschaffen und die politi
sche Tagesordnung beeinflussen können;

–	 ausreichende Informiertheit, um politisch zu entscheidende Fragen reflek-
tieren und diskutieren zu können;

–	 Responsivität von Politikern und Regierungsinstitutionen, ohne die es nicht 
zu einem partizipativen Dialog kommen kann.

	�	 Siehe hierzu Dahl (1956: 124, 131–133, 145, 147) sowie Dahl (1989: 108–113, 221–222, 233).
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Dahl befürchtet, dass in einer Zeit, in der die zunehmende Bedeutung von spe-
zialisierter Expertise für politische Entscheidungen zugenommen und sich die 
Abhängigkeit auch der politischen Entscheidungsträger von externem Sach-
verstand erhöht hat, die Gefahr wächst, dass »guardianship might replace de-
mocracy« (Dahl 1989: 224). Auch Schattschneider sieht hier Probleme, denen 
er dadurch begegnen zu können glaubt, dass die Bildung politischer Gruppen 
erleichtert, der politische Wettbewerb zwischen ihnen gestärkt und auf  diese 
Weise dem Volk größere Wahlmöglichkeiten zwischen unterschiedlichen Poli-
tiken ermöglicht wird (Schattschneider 1975: 137f.). Während Schattschneiders 
Forderung, die gruppenpluralistische Basis zu erweitern, vage bleibt, formuliert 
Dahl auf  der Basis seiner Kriterien institutionelle Vorschläge mit dem Ziel, die 
Kluft zwischen den politischen Eliten und der Bevölkerung zu verringern (Dahl 
1989: 337). Diese Kluft, deren Verbreiterung ein Wegdriften vom demokrati
schen Pfad bewirke, sei vor allem eine Informations- und Wissenslücke, welche 
Kontrolle und Partizipation verhindere.

Hier kommen nun die modernen Telekommunikationstechniken ins Spiel, 
denen Dahl in diesem Zusammenhang wichtige Funktionen einräumt. Er setzt 
nicht nur auf  die informationellen und kommunikativen Möglichkeiten moder-
ner IKT, sondern betont zusätzlich auch die Notwendigkeit, deren Nutzung 
organisatorisch und institutionell zu verankern (Dahl 1989: 338–340). Ziel ist es, 
die politischen Entscheidungsprozesse transparenter und partizipativer zu ge-
stalten und die Responsivität der Institutionen zu erhöhen. So sollen zusätzliche 
deliberativ-demokratische Elemente in die institutionelle Architektur repräsen-
tativer Systeme eingezogen werden, um einerseits die demokratische Akzeptanz 
getroffener Entscheidungen zu stärken und andererseits die sachlich-argumen-
tativen Inputs in die politischen und administrativen Entscheidungsprozesse 
und damit deren Rationalität oder Effizienz zu erhöhen (Zittel 2007: 21–23). 
Die Nutzung moderner IKT erscheint hier als hilfreiches Mittel für Regime
reformen, die diesen Zielen dienlich sind (Budge 1996: 79, 192f.).

Hinter den von Schattschneider und Dahl angeführten demokratischen Kri-
terien lassen sich verschiedene Grundkonzepte erkennen (vgl. Abbildung 1). 
Die partizipativen Elemente beziehen sich auf  den demokratischen Gehalt und 
die demokratische Konstitution politischer Prozesse einerseits und die Möglich-
keit rationaler Politik andererseits. Bei den anderen Elementen steht die Bildung 
von politischem Sozialkapital im Vordergund; denn ohne partizipationswillige 
und -fähige Akteure und Gruppen erscheint eine konsensuale Einbettung der 
jeweils existierenden Institutionen, Organisationen und politischen Prozesse in 
eine politische Gemeinschaft nicht möglich. Erhoffte Resultate einer so ver-
standenen Demokratisierung sind ein Zuwachs an Legitimation und eine hö-
here Rationalität der politischen Entscheidungen durch eine erweiterte und 
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vertiefte Partizipation, die eine breitere Berücksichtigung der Präferenzen und 
des Sachverstandes der Bürger ermöglicht. Dahl und Schattschneider unter-
scheiden dabei zwei Partizipationsformen. Im einen Fall (Partizipation I) geht es 
um informative und kommunikative Teilhabe und damit verbundene Einfluss-
potenziale, ohne dass diese institutionell verankert sein müssen. Das schließt 
die Möglichkeit ein, politische Repräsentanten und Institutionen zu zwingen, 
ihre Positionen wie auch politische Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse 
öffentlich zu machen (responsiveness). Die andere Form der Partizipation (Partizi-
pation II) bezieht sich demgegenüber auf  die institutionalisierte, rechtlich ver-
pflichtende oder beanspruchbare Beteiligung in Form einer Konsultation oder 
direkten Entscheidungsbeteiligung der Bürger.

3	 Empirische Befunde: Politisches Sozialkapital  
und Demokratisierungspotenziale

3.1	 Förderung von demokratischem Sozialkapital?

Als einer unter vielen fragt Robert Putnam (2000), wie Sozialkapital als eine 
gemeinschaftsbildende und für kollektives politisches Handeln mobilisierbare 
Ressource gegen den Trend individualistischer Vereinzelung gefördert werden 
könnte – auch mit Hilfe moderner IKT wie des Internets. In der Tat werden In-
ternet oder auch Mobiltelefone dazu genutzt, Gruppen mit spezifischen Inter-
essen oder Anliegen ortsunabhängig zusammenzuführen, zusammenzuhalten 
und gegebenenfalls auch für konzertierte politische Aktionen zu mobilisieren 
(Rheingold 2002: XII; Resnick 2005). Häufig wird speziell das Internet jedoch 

Abbildung 1	 Potenzielle politische Wirkungsbereiche moderner IKT

Politisches Sozialkapital
Information und Kommunikation
	 –	 Gemeinschaftsbildung
	 –	 Potenzielle Organisier- und Mobilisierbarkeit

Partizipation I
Information (enlightened understanding)
Kommunikation
	 –	 Möglichkeit von voice der Partizipierenden
	 –	 Möglichkeit, gezielt Antworten zu verlangen und zu erhalten (responsiveness)
	 –	 Möglichkeit nicht ›offizialisierter‹ Einflussnahme

Partizipation II
institutionalisierte (›offizialisierte‹) Beteiligungsformen
	 –	 konsultative Beteiligung (Planungsbeteiligung)
	 –	 Entscheidungsbeteiligung (Wahlen/Abstimmungen)
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zum primären Aktionsraum, und es erscheint eher unwahrscheinlich, dass al-
lein auf  der Grundlage von Onlinekommunikation kollektive Identifikation und 
Solidarisierung entstehen (Geser 2004a: 14, 16). Auch Putnam verweist darauf, 
dass die Kommunikation über Computernetze traditionelle Formen der Ge-
meinschaftsbildung ersetzen oder zumindest schwächen kann. Wegen der Ano-
nymität in vielen Onlinegruppen und wegen der Fluktuationserleichterung wird 
das Entstehen von »commitment, trustworthiness, and reciprocity« erschwert 
(Putnam 2000: 177–180, 411). Deshalb ist es eine offene Frage, ob IKT die Bil-
dung von politischem Sozialkapital oder aber eher den Rückzug ins Private und 
zunehmende Abschließung fördert.

Die optimistische Sicht, dass durch überlappende Mitgliedschaften und In-
teraktionen in nationalen und grenzüberschreitenden elektronischen Gruppen 
ziviles Engagement und damit auch demokratische Gesellschaften gestärkt wer-
den (etwa Fine/Harrington 2004), wird also keineswegs allgemein geteilt. Nach 
wie vor herrscht Unsicherheit darüber, »where these new forms of  electronic 
engagement will take us« (Abramson 1998: 77).

3.2	 Partizipation I: Information und Kommunikation, Mobilisierung  
und politische Willensbildung

Internetnutzung und politisches Informationsniveau

Für Schattschneider wie für Dahl ist das Verfügen über Information eine Vor-
bedingung für effektive Partizipation der Akteure. Ob die Nutzung moderner 
IKT das politische Informationsniveau gegenüber den Nicht-Nutzern erhöht, 
ist allerdings nur vordergründig leicht und mit Ja zu beantworten. Ein großer 
Teil der Diskussion orientiert sich allzu sehr am technischen Potenzial und über-
sieht dabei die Probleme einer ungleichen Verteilung des Zugangs zu und der 
Motivation und Kompetenz der Nutzung von diesen Technologien. Häufig wird 
außer Acht gelassen, dass es trotz zunehmender Leistungsfähigkeit von Such-
maschinen dem Nutzer schwerfallen kann, sich die angebotene Information auf  
seinen Bedarf  hin zu strukturieren und auch selbst zu evaluieren. Niedrige Zu-
gangskosten verdecken die versteckten Kosten der Nutzung (Cornfield/Arter
ton 1997: 86–89).

Gleichwohl wurde in der Vergangenheit immer wieder eine positive Korre-
lation von Internetzugang und politischer Informiertheit gemessen. Diese ver-
schwindet allerdings weitgehend, wenn sozioökonomische und soziokulturelle 
Kontrollvariablen eingeführt werden (Marr 2005: 92–96). Interessanterweise 
lässt die Erklärungskraft der Internetnutzung auch dann nach, wenn die Nut-
zung von Druckmedien als Kontrollvariable eingeführt wird – dies ist ein Hin-
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weis auf  die »anhaltende Bedeutung herkömmlicher Massenmedien im Prozess 
der Politikvermittlung« (Marr 2005: 225) und auf  »Tendenzen der Beharrung 
von bestehenden Kommunikations- und Handlungsmustern« (Grunwald et al. 
2006: 52). Diese Untersuchungen legen nahe, dass von der Internetnutzung an 
sich weder eine Zunahme politisch relevanter Information noch des Interesses 
an politischen Informationen ausgeht. Politisch interessierte Nutzer allerdings 
können ihr Informationsniveau durch das Internet durchaus steigern (Geser/
Bühler-Ilieva 2006: 385–386). Damit werden die Gewichte zugunsten derjeni-
gen verteilt, die ohnehin schon über mehr Informationen verfügen – eine unter 
demokratischen Gleichheitsgesichtspunkten negative Konsequenz.

Informations- und Kommunikationsaktivität über Zeit

Wie Emmer/Vowe (2004) gezeigt haben, steigt über Zeit durch die Nutzung 
des Internets das kommunikative Aktivitätsniveau an; das gilt insbesondere für 
die Informationsbeschaffung und die Kommunikation über politische Themen 
sowie für expressive Kommunikation über Onlineleserbriefe, Foreneinträge 
oder Ähnliches. Aufwendigere Formen wie etwa eigene Internetseiten bleiben 
allerdings die Ausnahme.� Insgesamt und vor allem mit Blick auf  Behörden-
kontakte und Gespräche über Politik kommen die Autoren zu dem Ergebnis, 
dass wiederholte und kontinuierliche Nutzung des Internets einen eigenständi-
gen Mobilisierungseffekt ausübt. Alles in allem ist aber die politisch motivierte 
und orientierte Informations- und Kommunikationsaktivität innerhalb wie au-
ßerhalb des Internets gering. Das Internet als solches beeinflusst das Niveau 
politischen Interesses kaum.

Das Internet als Mittel und Arena der politischen Auseinandersetzung

Die Infrastruktureigenschaften moderner IKT, die steigende Nutzungsvielfalt 
und Nutzungsdichte sowie die Qualität speziell des Internets, unterschiedlichste 
Medien integrieren zu können, haben diese Techniken längst zu einem Mittel 
und zu einem Ort der politischen Auseinandersetzung gemacht. Allerdings fällt 
es schwer, deren originären Einfluss auf  politische Auseinandersetzungen und 
Entwicklungen direkt abzuschätzen. Von Bedeutung ist in diesem Zusammen-
hang das Verhältnis des Internets zu den konventionellen Massenmedien, die 
bislang die öffentlichen politischen Prozesse dominieren.

	�	 Dies ist von Land zu Land unterschiedlich und verändert sich auch durch neue technische An-
gebote rapide. Die Einrichtung von Homepages ist immer einfacher geworden, und Weblogs 
(Blogs) sind inzwischen eine privat wie politisch sehr häufig genutzte, fast schon modische 
Form, eigene Produktionen mit wenig Aufwand im Netz zur Diskussion zu stellen. 
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Das Verhältnis zu den konventionellen Massenmedien
Die konventionellen Massenmedien, ob Zeitungen, Zeitschriften oder elektro-
nische Medien, sehen im Internet nicht mehr nur die große Zukunftskonkurrenz 
um Kunden, sondern sie haben sich längst dieser medienintegrativen technischen 
Plattform bemächtigt, konkurrieren also weniger mit ihr als um sie und in ihrem 
Kontext. Das reicht von finanziellen Beteiligungen der großen Medienkonzerne 
an Internetdienstleistern bis hin zu eigenständigen Internetdienstleistungen und 
-angeboten verschiedenster Art (Hamann/Götz 2006). Die mediale Integration 
zeigt sich nicht zuletzt darin, dass Zeitungen, Zeitschriften, Radio- und Fernseh-
sender nicht nur ihre Ausgaben oder Sendungen online anbieten. Sie verweisen 
umgekehrt in ihren konventionellen Medien zugleich auf  ihre Internetseiten mit 
ergänzenden Informationen. Politikportale und Diskussionsforen werden von 
klassischen Medien online angeboten. Dazu gehören zunehmend auch Web-
logs, die mehr oder weniger bekannte Journalisten als politische Tagebücher und 
zum Meinungsaustausch mit Lesern einrichten. Darüber hinaus spielen die über 
das Internet angebotenen Informationen inzwischen eine bedeutsame Rolle als 
Quelle für professionelle politische Recherchen. Zwar kommen unterschied-
liche Studien zu dem Ergebnis, dass nach wie vor die klassischen Massenmedien 
im Zentrum des politischen Informationsverhaltens von Bürgern stehen, weil 
sie als Intermediäre die Informationsflut strukturieren und kondensieren (Scheu
fele/Nisbet 2002). Aber einen wachsenden Anteil an Informationen recherchie-
ren die klassischen Massenmedien selbst im Internet.� Dieser Umstand wird von 
politischen Akteuren auch gezielt genutzt, bisweilen sogar zum Einschleusen 
manipulierter Informationen.

Institutionen, Organisationen, Gruppen und Einzelne als Anbieter
Es gibt kaum eine politische Institution und kaum Politiker, die heute nicht 
durch eine Homepage im Internet vertreten sind und verschiedene Möglich-
keiten zur Kommunikation anbieten. Etablierte Verbände und Interessengrup-
pen sind dort ebenso zu finden wie Unternehmen und Institute, die sich im 
Bereich der Politikberatung im weitesten Sinne bewegen. Auch kleinere Inter-
essenvertretungen bis hin zu Einzelpersonen suchen ihre politische Nische zur 
Meinungsäußerung. Kommerzielle politische Portale mit zum Teil kaum durch-
schaubarem Interessenhintergrund haben sich etabliert. Sie alle bieten auf  ihren 
Websites politische Informationen, manifeste oder latente Strukturierungsange-
bote und in der Regel auch Kommunikationsmöglichkeiten an.

	�	 Ein Beispiel: Die Tagesthemen zeigten am 31. Juli 2006 Aufnahmen zum Nahost-Konflikt, die 
die Redaktion auf  privaten Internetseiten entdeckt hatte und die in ihrer Nähe zum Geschehen 
deutlich über das Angebot von Agenturen und Korrespondenten hinausgingen. 
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Diese Angebote im Web präsentieren sich allerdings auf  einem unterschied-
lichen quantitativen und qualitativen Niveau mit zugleich stark variierender Ein-
lösung von Interaktionsangeboten. Politische Informations- und Kommunika-
tionsangebote im Internet sind keine Selbstläufer. Sie sind mit nicht trivialen 
Kosten beziehungsweise Restriktionen verbunden – für Konsumenten hinsicht-
lich des Such- und Orientierungsaufwands (Eveland/Dunwoody 2000) und für 
Anbieter bezüglich der Gewinnung von Aufmerksamkeit (Cornfield/Arterton 
1997: 89). Gesellschaftliche Ungleichheit übersetzt sich hier in die bekannten 
»digital divides« (Norris 2001), die die Chancen der Partizipation mit Hilfe dieser 
neuen Techniken ungleich verteilen.

Moderne IKT und der politische Willensbildungsprozess
Dass die modernen IKT politische Hilfsmittel mit zum Teil spektakulärer Wir-
kung sein und Dinge möglich machen können, die ohne sie nicht möglich ge-
wesen wären, ist unbestritten. So kann etwa unter schwierigen staatlichen oder 
räumlichen Bedingungen weltweit politische Öffentlichkeit hergestellt werden. 
Die internationale Mobilisierung, strategische und taktische Planung von Wider
stand gegen weltwirtschaftlich dominierende Institutionen und Unternehmen 
gelingt Organisationen wie Attac und Greenpeace nur mit Hilfe des Inter-
nets. Vergleichbares geschieht auf  lokaler und regionaler Ebene (Castells 2004; 
Rheingold 2002). Zwar ist die politische Wirkung oftmals ungewiss, doch ge-
lingt es nicht selten, politische Institutionen und auch Wirtschaftsverbände oder 
Einzelunternehmen zu Reaktionen und zur Auseinandersetzung mit den an sie 
herangetragenen Anliegen zu zwingen. So helfen die neuen IKT, responsiveness 
zu erzwingen, sofern diese nicht ohnehin von den Adressaten aktiv angeboten 
wird, um Legitimationsgewinne zu erzielen (Zittel 2007).

Wahlkämpfe und Wahlen gehören zum institutionellen Kernbereich der 
politischen Willensbildung in demokratischen Systemen. Nach Ländern unter-
schiedlich ausgeprägt werden Wahlkämpfe zunehmend durch Kommunikation 
via Internet geführt (Bieber 1999: 121–165; Armstrong/Zúniga 2006). Das gilt 
für die interne Koordination und Mobilisierung wie für nach außen gerichtete 
Kampagnen – mit zum Teil überraschender Wirkung. Die Netroots-Aktivitäten 
der Unterstützer von Howard Dean bei seinem Kampf  um die Präsidentschafts-
kandidatur der Demokratischen Partei der USA zum Beispiel eröffneten ein 
Potenzial, Wahlkampfspenden einzusammeln, das die konventionellen Sammel-
strategien in den Schatten stellte. Das Internet wurde als Informationsverbrei-
tungsbörse und als wirksames Wahlkampfkoordinationsinstrument eingesetzt. 
Auch wenn Deans Nominierungskandidatur letztlich nicht erfolgreich war: Sein 
anfängliches politisches Momentum war weitgehend den Unterstützungs-, Ko-
ordinations- und Mobilisierungsaktivitäten mit Hilfe des Internets geschuldet. 
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Später, in der Auseinandersetzung um den Vorsitz der Demokratischen Partei, 
gelang es seinen Helfern wiederum per Internet, Deans Konkurrenten nach-
einander zu desavouieren, indem sie recherchierte Details über deren politische 
Vergangenheit im Internet veröffentlichten (Armstrong/Zúniga 2006: 137–141). 
Politische Portale und Weblogs werden eingerichtet, um politische Information 
und Propaganda mit möglichst geringen Kosten möglichst weit zu streuen. Es 
wird versucht, Kommunikationsnetzwerke neu zu schaffen oder bestehende zu 
stärken in der Hoffnung, diese bei Bedarf  mobilisieren zu können (Albrecht et 
al. 2005).

Im Horizont der Schattschneider’schen und Dahl’schen Kriterien ist vor die-
sem Hintergrund danach zu fragen, ob hier wirklich eine Ausweitung der Par-
tizipation an politischer Willensbildung stattfindet, die demokratisierend wirkt, 
und welchen Beitrag die neuen IKT hierzu leisten. Auch in diesem Fall ist es 
schwierig, aus der bisherigen Entwicklung auf  die Wahrscheinlichkeit und Rich-
tung zukünftiger Veränderungen zu schließen. Gewiss gestatten es die neuen 
IKT Einzelnen und kollektiven Akteuren, mit weniger Aufwand Signale zu sen-
den. Dass diese aus der virtuellen Welt in die Realwelt transportiert werden und 
dort zu Verhaltenskonsequenzen führen, setzt in der Regel bereits öffentliche 
Bekanntheit der Kommunikationsquelle voraus (Bieber 1999: 165–185). Wäh-
rend das technische Setzen der Signale kostengünstig sein mag, ist es die Schaf-
fung von Aufmerksamkeit und ihre Umsetzung in wirksame Aktion nicht.

Nachdem die etablierten politischen Institutionen und Akteure das Inter-
net genauso für sich entdeckt haben, wie es die konventionellen Massenmedien 
getan haben, scheint es durchaus möglich, dass diese etablierten Interessen die 
politische Kommunikation im Internet früher oder später dominieren und die 
Machtverhältnisse im Kommunikationsraum wieder zurechtrücken. Sollten sich 
neue Gruppen mit Hilfe der modernen IKT allerdings dauerhaft im Prozess der 
politischen Willensbildung verankern können und sich zudem immer wieder 
neue Gruppen formieren, wäre dies in der Tat eine pluralistische Anreicherung 
des politischen Prozesses.

3.3	 Partizipation II: Institutionalisierte Demokratisierung  
von Entscheidungsverfahren?

Hinsichtlich der Demokratisierung von Entscheidungsverfahren soll hier zwi-
schen konsultativer und dezisiver Partizipation unterschieden werden. Bei erste-
rer geht es um Formen der Beteiligung, die zu Entscheidungsprozess-Inputs 
führen, wobei die Entscheidungen selbst außerhalb dieser Partizipationsverfah-
ren gefällt werden. Bei letzterer handelt es sich um Mitentscheidungen im Sinne 
von Abstimmungen über Personen (Wahlen) oder Sachfragen (Referenden). Bei
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de Formen werden in Robert Dahls Kriterienkatalog als Herausforderung hervor
gehoben, eine repräsentativere und effektivere Beteilung der Bürger an der poli-
tischen Willensbildung zu erreichen und demokratische Abstimmungen sicher- 
zustellen, die den Grundsätzen von Gleichheit und Freiheit gerecht werden.

Konsultative Partizipation

Die Vorläufer der heutigen internetgestützten Verfahren stammen aus den sech-
ziger und siebziger Jahren, als mit Hilfe des Massenmediums Fernsehen, des 
Telefonsystems und von vernetzten Großcomputern versucht wurde, eine öf-
fentliche, durch Fachleute moderierte und durch rudimentäre Expertensysteme 
unterstützte Diskussion spezifischer öffentlicher Probleme zu organisieren 
(Krauch 1972). Diese wie auch weniger technisierte Partizipationsmodelle soll-
ten politische und administrative Entscheidungsprozesse transparenter machen, 
die Öffentlichkeit konsultativ einbeziehen und so Planungswissen wie auch Ak-
zeptanz generieren.

Das Internet und auf  ihm fußende IKT haben das Anwendungspotenzial 
konsultativer Verfahren zweifellos erhöht. Gleichwohl sind sie bislang über den 
Status begrenzter und sehr unterschiedlicher Modellprojekte nicht hinausgekom
men, sodass sich kaum verallgemeinerungsfähige Schlüsse ziehen lassen. Insge-
samt erweist sich konsultative Partizipation als Minderheitenveranstaltung – auch 
im Hinblick auf  Repräsentativität. Das hat zunächst einmal mit den bekannten 
technisch induzierten divides und sozialen cleavages zu tun. Die Beteiligung hängt 
auch von der thematischen Spezifizität und kognitiven Komplexität eines The-
mas ab. Zusätzlich spielen organisatorische Fragen wie die mediale Vorberei-
tung, die Dauer und die Betreuung solcher Partizipationsverfahren eine Rolle.

Das alles leuchtet unmittelbar ein, wenn es um offene Partizipationsverfahren 
mit Selbstselektion geht (Finney 1999). Aber selbst bei Verfahren mit gezielter, 
womöglich repräsentativer Auswahl der Teilnehmer hängt es von zusätzlichen, 
eher organisatorischen Bedingungen ab, ob Teilnehmer aus weniger moti-
vierten, weniger gebildeten und weniger artikulationsfähigen Milieus zur aktiven 
Mitarbeit bewegt und befähigt werden können (Trénel 2005). Unabhängig vom 
Technikeinsatz ist das Engagement speziell bei offenen Partizipationsverfahren 
eher gering und die Teilnahme unter Repräsentativitätsgesichtspunkten verzerrt. 
Daran ändert der Einsatz moderner IKT prinzipiell nichts. Im Hinblick auf  
die motivationale Selektion meint Needham (2001) sogar, dass das Internet ein 
besonders schwieriges Medium sei, wenn es darum geht, die »unmobilised and 
uninterested« zu erreichen.

Denjenigen allerdings, die motiviert und fähig zur Partizipation sind, er-
öffnet die Technik einen leichteren Zugang zu im Prinzip mehr oder weniger 
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geschlossenen Beratungszirkeln. So erscheint auch hier eine Pluralisierung der 
Inputs möglich, die ohne moderne IKT nur schwer realisiert werden könnte 
(Stanley/Weare 2004). Traditionell von ausgewählten Spezialisten beherrschte 
Beratungsprozesse könnten so durch Onlinekonsultation geöffnet werden. 
Transparenz und größere öffentliche Kontrolle jener »fünften Gewalt« wären 
vorstellbar (Jasanoff  2003). Schon jetzt lässt sich an Einzelfällen zeigen, dass 
zum Beispiel Regulierungsbehörden durch Internetpartizipation zur Änderung 
von geplanten Regelungen bewegt werden können – dann nämlich, wenn Re-
gelungsgegenstand und -vorschlag offengelegt werden, großes Interesse bei 
motivierten Personen oder Gruppen besteht und ausreichend Protestpotenzial 
erkennbar wird (Zavestoki et al. 2006).

Entscheidungspartizipation: Dezentrale elektronische Wahlen

Experimente mit Onlinewahlen und -abstimmungen in einem Atemzug mit den 
großen Wahlrechtsreformen des 19. und 20. Jahrhunderts zu nennen (Buch-
stein/Neymanns 2002: 8) ist gewiss unangebracht. Es geht hier eher um eine 
technisch sich anbietende Weiterentwicklung der Briefwahl. So sind denn auch 
aus demokratietheoretischer Sicht skeptische Reaktionen auf  elektronische For-
men des remote voting zunächst der Hoffnung auf  eine Umkehr des Trends abneh-
mender Wahlbeteiligung gewichen. Die von einer »neuen professionellen Klien-
tel« angeführte Diskussion (Buchstein/Neymanns 2002: 12) drehte sich denn 
auch um die Umsetzungsmöglichkeiten einer solchen Stimmabgabe. Nach zahl-
reichen Modellversuchen, bei denen die rechtlichen, administrativen und tech-
nischen Probleme der Umsetzung wie auch mögliche politische Konsequenzen 
sichtbar wurden, ist gerade bei den politischen Institutionen wieder eine gewisse 
Skepsis eingekehrt. Diese bezieht sich nicht zuletzt auf  die technische Sicherheit 
und rechtliche Unbedenklichkeit von Internetwahlen (Hanßmann 2004).

Hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf  die Wahlbeteiligung sind die Er-
fahrungen nicht eindeutig. In der Schweiz wurden Pilotprojekte mit Wahlen und 
Referenden in drei Gemeinden des Kantons Genf  in den Jahren 2003 und 2004 
durchgeführt, kantonweit im Rahmen nationaler Referenden in den Kantonen 
Zürich (2005) und Neuchâtel (2005).� Die Schweizer Erfahrungen deuten dar-
auf  hin, dass Onlinewahlen zu einer höheren Wahlbeteiligung beitragen können. 
In Anières war die Beteiligung bei einem Referendum um etwa 14 Prozent hö-
her als im Durchschnitt vergangener Jahre (Braun 2004: 47). In den USA führte 
online voting bei Vorwahlen (primaries) der Demokraten in Arizona im Jahr 2000 

	�	 Zur Gestaltung dieser Pilotprojekte und einigen Ergebnissen siehe Bundesrat (2006) und Geser 
(2002).
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ebenfalls zu einer höheren Beteiligung (Wilhelm 2004: 69). Eine solche Tendenz 
konnte allerdings Norris nach der Auswertung von 59 Wahlexperimenten auf  
lokaler Ebene in Großbritannien im Jahre 1999 mit mehr als 6 Millionen Wäh-
lern nicht beobachten (Norris 2003: 10).

Die anfängliche Begeisterung für diese technische Neuerung, von der 
man zumindest Effizienzgewinne erwarten konnte, ist aus anderen Gründen 
Skepsis gewichen, die von Zweifeln an der Sicherheit und Kontrollierbarkeit 
solcher elektronischer Abstimmungssysteme genährt wird. Auch im privaten 
Unternehmensbereich – etwa bei elektronischen Abstimmungen in Generalver-
sammlungen – haben Sicherheitsprobleme das Vertrauen in solche technischen 
Anwendungen erschüttert (Klarenberg 2002). Auf  der Basis bestehender tech-
nischer und organisatorischer Vorkehrungen ist der Wahlprozess nicht öffent-
lich kontrollierbar. Die Software wird von den kommerziellen Anbietern nicht 
offengelegt. Dort, wo sie versehentlich zugänglich war, mussten Fehlerquellen 
von einer solchen Schwere festgestellt werden, dass Manipulationsmöglichkeiten 
durch diejenigen, die die Programme schreiben und die Systeme betreuen wie 
auch durch mögliche Eingriffe von außen – etwa Hacker – nicht auszuschließen 
sind (Oostvee/van den Besselaar 2004). Dabei gehen Wähler eher unkritisch mit 
dieser Situation um. Sie scheinen geneigt, ein Wahlsystem selbst dann für sicher 
und kontrollierbar zu halten, wenn die Bedingungen dafür objektiv nicht gege-
ben sind (Oostvee/van den Besselaar 2004: 78–80). Umso deutlicher artikuliert 
sich die neuerliche Skepsis und Risikoscheu bei denen, deren politische Position 
von Wahlergebnissen abhängt.

Unter der Voraussetzung, dass sich diese technischen und rechtlich-institutio-
nellen Unsicherheiten beheben lassen, sind politisch-systemische Auswirkungen 
denkbar (Geser 2002), von denen zwei demokratietheoretisch problematische 
herausgegriffen werden sollen. Würde die Wahlbeteiligung durch Onlinewahlen 
tatsächlich signifikant ansteigen, wie einige Pilotprojekte andeuten, wäre das 
unter Repräsentationsgesichtspunkten nicht unproblematisch. Die sozial asym-
metrische Verteilung von Onlinezugang und Onlinenutzung generell und der 
Onlinewählerschaft speziell würde das Wahlgewicht bestimmter Teile der Ge-
sellschaft verstärken. Abstimmungen per Internet könnten zu einer »unequal 
opportunity to participate in the political process« beitragen (Wilhelm 2004: 70) 
und insbesondere in Systemen mit Verhältniswahl und dem Zwang zur Koali
tionsbildung die Regierungsbildungsoptionen bei knappen Mehrheitsverhältnis-
sen erheblich beeinflussen. Unabhängig davon wird Onlinewahlen vorgewor-
fen, den für die politische Identität und Integration bedeutsamen Wahlakt seiner 
symbolischen Funktion zu berauben. Höhere Wahlbeteiligung durch Online
wahlen würde, so die Logik dieser Befürchtung, die zunehmende symbolische 
Entleerung des Wahlakts nicht aufhalten, sondern verstärken.
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4	 Zusammenfassende Überlegungen

Ob das Internet und andere neuere IKT dazu beitragen werden, über relativ eng 
umgrenzte wert-, interessen- und gegenstandsspezifische Netzwerke oder auch 
communities hinaus politische Gemeinschaften zu bilden, die übergreifende, dauer
hafte politische Identität entwickeln oder wieder herstellen können und auf  
solch breiter Basis zu kollektiv verantwortetem Handeln und zu legitimierender 
Symbolik fähig sind, ist noch weitgehend offen. Sie können sowohl weiteren 
gesellschaftlichen Fragmentierungen oder individueller Vereinzelung den Weg 
ebnen als auch völlig neue Formen oder Mischformen der politischen Verge-
sellschaftung anstoßen, bei denen allerdings zu klären wäre, wie demokratische 
Prozessnormen in ihnen institutionell verankert werden könnten.

Generell gilt, dass die bislang zu beobachtenden Einflüsse von Internetan-
wendungen begrenzter sind, als von Enthusiasten erhofft und von Kritikern 
befürchtet (DiMaggio et al. 2001: 327–329). Dass angesichts des Eindringens 
dieser Techniken in sämtliche Lebensbereiche politisch alles beim Alten bleibt, 
ist ebenso wenig zu erwarten wie ein »fundamentally new age of  political par-
ticipation and grassroots democracy« (Hill/Hughes 1998: 186). In einem itera-
tiven Prozess gegenseitiger technischer und sozialer Anpassung sind allerdings 
Veränderungen von politischen Verhaltensweisen möglich, die langfristig tiefer 
gehende Spuren institutioneller Transformation hinterlassen und neue politisch-
systemische Entwicklungspfade eröffnen könnten.

Zwar lässt sich nicht erkennen, dass das Internet per se politisches Interesse 
weckt und den politischen Informationsstand seiner Nutzer signifikant gegen-
über den Nicht-Nutzern verbessert. Gemessen an Dahls Überlegung, dass nur 
eine wesentlich höher entwickelte Informiertheit, die auch komplexen Problem-
lagen gewachsen ist, zu demokratischer Kontroll- und Partizipationsfunktion 
taugt, zeichnet sich hier nichts Messbares ab, was wesentlich über die Gruppe 
der bereits Interessierten und Aktivierbaren oder schon Partizipierenden hin-
ausweist. Allerdings geben die neuen Techniken denen, die interessiert und mo-
tiviert sind, neue und kostengünstige Möglichkeiten des Informierens, Kom-
munizierens, Koordinierens und Mobilisierens. Offensichtlich kann jedoch die 
technisch vermittelte Kommunikation die direkt-persönliche Präsenz und Betei
ligung und deren eigene Dynamik als demokratische Praxis nicht ersetzen, allen
falls ergänzen.� Gleichzeitig ist das Internet selbst Mittel und Schauplatz poli-
tischer Auseinandersetzungen und damit politischer Willensbildung geworden, 

	�	 Siehe hierzu auch die Auswertung der Erfahrungen mit einem Online-Parteitag von Bünd-
nis90/Die Grünen (Kastenholz et al. 2003).
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in das die konventionellen Massenmedien längst hineindrängen. Hier findet eine 
mediale Symbiose statt, bei der noch völlig offen ist, ob politische Transparenz 
und Pluralisierung oder Manipulation und Oligarchisierung am Ende dieses 
Prozesses stehen werden (Schneider 2000).

Dem Internet wie auch anderen modernen IKT kann durchaus eine Empow-
erment-Funktion zukommen und interessierten, bisher aber nicht oder weniger 
präsenten Akteuren den Weg in die politische Arena ermöglichen sowie neue 
strategische Handlungsmöglichkeiten im politischen Prozess eröffnen. Das 
Spektrum einer pluralistischen Demokratie könnte erweitert und der politische 
Gruppenwettbewerb im Sinne von Schattschneider und Dahl gestärkt werden. 
In einem pluralistischen Demokratiemodell wäre allerdings die Einbettung einer 
solchen Entwicklung in institutionalisierte demokratische Strukturen bedeut-
sam. Frei schwebende politische Gegenmacht könnte sonst eine Chaotisierung 
der Politik einleiten – es sei denn, man vertraut auf  eine demokratische Ge-
meinwesenbildung durch nachgeordnete Prozesse der Selbstorganisation und 
emergenter Strukturbildung (Resnick 2005: 409, Fußnote 4). Institutionalisten 
mögen im Erstarken weiterer Interessengruppen zugleich das Problem zusätz-
licher Vetopositionen sehen, was die Problembearbeitungskapazität moderner 
Gesellschaften angesichts schwieriger werdender Problemsituationen reduzie-
ren könnte. Dies ist aber weniger eine Perspektive der Demokratisierung als eine 
der Regierungseffektivität.

Ganz anders argumentiert ein Theoretiker der Informationsgesellschaft wie 
Castells. In einer eher klassentheoretisch inspirierten Geschichtstheorie sucht er 
nach der »formation of  new historical subjects« und setzt seine Hoffnung in die 
Stärkung (»empowerment«) nicht etablierter, gegenstandsorientierter und ent-
grenzter Grassroot-Gruppierungen – allerdings nicht zur Bereicherung, sondern 
zur Überwindung des pluralistischen Wettbewerbs traditioneller liberaler De-
mokratien. Letztere hätten jenen ja gerade ihre Legitimationskrise zu verdanken 
(Castells 2004: 421–424).

Eine Ausweitung internetgestützter partizipativer Möglichkeiten könnte im 
Sinne Dahls durchaus demokratie- und legitimationsförderlich sein. Aber es ist 
unwahrscheinlich, dass selbst auf  längere Sicht solche Möglichkeiten in ausrei-
chendem Umfang institutionalisiert werden. Ernsthafte Partizipation ist kost-
spielig. Sie belastet nicht nur die öffentlichen Haushalte, sondern sie verursacht 
auch für die Partizipierenden hohe Kosten. Diese gehen über das rein Zeitliche 
und Finanzielle hinaus, beinhalten sie doch die Möglichkeit von Macht- und 
Einflussverschiebungen. Das gilt natürlich auch hinsichtlich der Anpassungs-
kosten, die institutionellen Adressaten der Partizipation entstehen können. Eine 
gesellschaftsweite Bereitschaft, diese Risiken auf  sich zu nehmen und die mög-
lichen Kosten zu tragen, ist nicht zu erkennen.
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Auch die Nutzung moderner IKT bei Abstimmungen und Wahlen gestaltet 
sich weitaus schwieriger als zunächst angenommen – jedenfalls dort, wo es um 
remote voting, also nicht öffentlich kontrollierbare Wahlakte geht. Weder sind die 
Probleme der technischen Sicherheit noch die der Dokumentierbarkeit oder der 
nachträglichen Kontrollierbarkeit bislang rechtlich und technisch überzeugend 
gelöst. Ob schließlich durch technische Wahlverfahren die sinkende Wahlbetei-
ligung wieder angehoben werden kann, ist keinesfalls geklärt. Weitgehend unre-
flektiert bleiben bislang auch die potenziellen legitimatorischen Konsequenzen 
der dann anzunehmenden sozialen Selektivität der Internetnutzung bei Wahlen 
und Abstimmungen.

Der politische Wille zur demokratisierenden Umorganisation politischer 
Willenbildungs- und Entscheidungsprozesse – nicht nur mit Hilfe der neuen 
IKT – fehlt weitgehend. Er wäre aber eine Voraussetzung dafür, dass zumindest 
einige der erhofften Demokratisierungspotenziale der modernen IKT Wirkung 
entfalten könnten. Ein Umbau demokratischer Beteiligungsprozesse ist weniger 
ein technischer als ein institutionell-organisatorischer Akt (Kleinsteuber 1999). 
Informations- und kommunikationstechnische Instrumente sind dabei Hilfs-
mittel in »packages of  interrelated reforms« (Schmitter et al. 2004: 121). Vor 
solch komplexer Umorganisation politischer Institutionen und Prozesse scheu-
en Politiker, Verwaltungen und etablierte, einflussreiche Interessengruppen zu-
rück – auch, weil die Konsequenzen für die Verteilung von Machtpositionen 
und Einflusschancen nicht vorhersehbar sind.

Die möglichen politischen Effekte der modernen IKT mit ihren unbestrit-
tenen Potenzialen sind also weiterhin ungewiss. Demokratisierende Transfor-
mationen erscheinen genauso möglich wie die Zementierung und Verstärkung 
asymmetrischer Partizipations- und Einflusschancen oder eine Chaotisierung 
der Politik mit ungewissen Strukturfolgen. Bei aller Offenheit der gegenwär-
tigen Situation zeigt sich aber auch, dass das Internet eine Herausforderung für 
alle an politischen Prozessen beteiligten Akteure darstellt, gegenüber der sie sich 
in der einen oder anderen Weise zu verhalten haben. Denn auf  die Nutzung des 
Internets und anderer moderner IKT wird kaum einer dieser Akteure verzich-
ten, und keiner wird sich ihrem Einfluss entziehen können.
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Das Internet und die parteiinterne Demokratie�

1	 Einleitung

Die neuen computergestützten Medien sind für Parteien und andere freiwil-
lige Vereinigungen von besonders großer Bedeutung, weil sie dank ihrer Poly
valenz in der Lage sind, auf  derselben technischen Plattform alle für den System
betrieb notwendigen (horizontalen und vertikalen) Kommunikationsflüsse zu 
unterstützen, von räumlich-zeitlichen und sozialen Restriktionen unabhängiger 
zu machen und in einen durchlässigen Gesamtzusammenhang zu integrieren 
(Geser 2001).

Die E-Mail erweist sich dabei als soziologisch besonders bedeutsam, weil 
sie im Unterschied zu konventionellen Einwegmedien (und auch dem WWW) 
einen echt interaktiven Austausch erlaubt, und im Unterschied zum Telefon

–	 nicht nur dialogische, sondern auch multilateral-gruppenbezogene Kommu-
nikationen ermöglicht;

–	 den Nutzern die Chance gibt, beliebig komplexe und auch multimedial kon-
zipierte Botschaften auszutauschen;

–	 dank ihrer Asynchronizität überlegtere, weniger von momentanen Emotio
nen und Einfällen bestimmte Reaktionen begünstigt;

–	 komplexe, kumulativ voranschreitende Diskussions-, Kooperations- und Ent
scheidungsprozesse unterstützt, insofern alle vorangehenden Kommunika
tionsbeiträge gespeichert und allen Beteiligten jederzeit zugänglich sind.

Mit der wachsenden Ausbreitung der neuen Internetmedien verbinden sich 
nicht zu Unrecht mannigfache Hoffnungen auf  eine gewisse Dezentralisierung 
der Machtverhältnisse: sei es im makropolitischen Raum, wo jetzt beliebig kleine 
Gruppen und Einzelindividuen über dieselben technischen Möglichkeiten wie 
der Staat und die großen Organisationen verfügen, um ihre Stimme weltweit öf-
fentlich zu machen und wirkungsvolle Kampagnen zu organisieren (vgl. Geser 

	�	 Diese Arbeit ist im Rahmen des Projekts »Aktuelle Entwicklungstrends der Kommu
nalparteien und Kommunalpolitik« entstanden, das vom Schweizerischen National-
fonds vom Mai 2002 bis August 2004 gefördert wurde (Projekt-Nr. 1214–064857).

Hans Geser



242	 H a n s  G e s e r

1996); sei es auf  der Mesoebene einzelner Verbände oder Parteien, wo das »eiser
ne Gesetz der Oligarchie« bisher zumindest teilweise durch die konventionellen 
»One-to-many-Medien« verursacht war, dank denen die Führungsspitze ein un-
eingeschränktes Kommunikationsmonopol durchsetzen konnte.

Andererseits gibt es auch viele theoretische (und mit dem Voranschreiten 
der Forschung zunehmend auch empirische) Gründe, um an derart optimisti-
schen Annahmen zu zweifeln.

Auf  fundamentalster theoretischer Ebene muss der technologische Determinismus, 
der hinter solchen Voraussagen steht, grundsätzlich zurückgewiesen werden. 
Denn das Internet ist aufgrund seiner funktionalen Universalität eher ein neu-
trales Werkzeug, das zur Unterstützung beliebiger Kommunikationsstrukturen 
in Anspruch genommen werden kann, niemals aber ist es ein Kausalfaktor, der 
aufgrund intrinsisch-technischer Eigenheiten ganz bestimmte Anwendungswei-
sen erzwingt.

Konkreter bedeutet dies im Falle freiwilliger Vereinigungen beispielsweise, 
dass

–	 ein auf  traditionelle Kommunikationsmittel und Organisationsverfahren 
festgelegter Parteiapparat gar nicht in der Lage ist, die neuen Möglichkeiten 
der Netzmedien adäquat zu nutzen (Hetterich 2000: 128ff.; Wiesendahl 
2002: 381);

–	 die Dominanz einer gut etablierten zentralistischen Führung noch erhöht 
werden kann, wenn die Leitungsorgane nun neben den konventionellen 
Medien auch noch Websites und E-Mails verwenden, um den peripheren 
Mitgliedern ihre Meinungen, Empfehlungen und Weisungen zur Kenntnis 
zu bringen (vgl. zum Beispiel Mantovani 1994);

–	 eine bereits vorher um mehr Einfluss ringende Schicht von Aktivisten (geek 
adhocracy) die neuen Medien nutzen kann, um ihre Stellung innerhalb des 
Kollektivs zu verstärken (Klein 2000);

–	 basisdemokratisch oder anarchistisch gesinnte »neue soziale Bewegungen« 
(wie zum Beispiel die aktuellen »Antiglobalisten«) das Internet dazu verwen-
den können, um mit noch weniger Führerschaft als bisher auszukommen 
und ihre informell-polyzentrische Binnenorganisation zu akzentuieren.

Auch in solchen Fällen würde man empirische Kovarianzen zwischen Internet-
gebrauch und Organisationsstrukturen registrieren. Aber bei deren Interpreta-
tion müsste man darauf  achten, die Verwendung der neuen Medien eher als 
eine konditionierende oder gar abhängige Variable (anstatt als determinierenden 
Kausalfaktor) zu betrachten.

Empirisch relevant ist zudem die Beobachtung, dass wir uns noch auf  unab-
sehbare Zeit in einer intermediären Phase befinden, in der
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a.	 beträchtliche Prozentanteile der in Betracht kommenden Organisationsmit-
glieder die neuen Medien überhaupt noch nicht benutzen;

b.	 die Nutzer selber momentan häufig noch keine stabilen Gebrauchsformen 
ausgebildet haben, da sie erst dabei sind, die Möglichkeiten der neuen Me-
dien (die sich aufgrund neuer Entwicklungen auf  Software- und Hardware-
Ebene ja laufend ändern) zu explorieren.

Wegen solcher digital divides könnten sehr wohl temporäre Ungleichheiten an Macht 
und Einfluss entstehen, die später, wenn der Gebrauch des Mediums ubiquitär ge-
worden ist und sich gut eingespielt hat, möglicherweise wieder verschwinden.

Trotz all dieser Bedenken ist aber nicht auszuschließen, dass die neuen Me-
dien zumindest auf  längere Sicht durchaus eigenständige soziostrukturelle Wir-
kungen entfalten. Denn wenn auch ihre initiale Einführung unbestreitbar starken 
kontextuellen und individuellen Einflüssen unterliegt und von ex ante bestehen-
den Motiven und Zielsetzungen gesteuert wird, so ist ebenso unzweifelhaft, dass 
sie selber wiederum die Ausgangsbasis für neue Partizipationsbedürfnisse und 
Kommunikationsstrukturen bilden.

2	 »Vertikaler« und »horizontaler« Gebrauch  
der E-Mail in lokalen Parteiorganisationen

Im Folgenden wird die Frage gestellt, ob es zwischen dem Gebrauch von E-Mail 
und der Verteilung von Einfluss in Schweizer Lokalparteien signifikante statistische 
Korrelationen gibt, und – ein ungleich schwierigeres Problem – ob es vielleicht 
möglich ist, die E-Mail als mitverursachenden (beziehungsweise mitbedin-
genden) Faktor für derartige Unterschiede haftbar zu machen.

Dabei sollen zwei Modi der E-Mail-Verwendung unterschieden werden:

1.	 der »vertikale« Gebrauch des Mediums im Verhältnis zwischen Führungs-
spitze und Mitgliederschaft;

2.	 der »horizontale« Gebrauch des Mediums als Kommunikationsmittel inner-
halb des Parteivorstands.

Beim »vertikalen« E-Mail-Gebrauch ist grundsätzlich davon auszugehen, dass 
je nach der vorrangigen Richtung der Kommunikation zentralisierende oder 
dezentralisierende Wirkungen entstehen können. So kann die Dominanz der 
Leitungsorgane (Vorstand beziehungsweise Präsident) sehr wohl zunehmen, 
wenn die E-Mail vorrangig als Medium der Abwärtskommunikation Verwendung 
findet, das zusätzlich zu bisherigen Einwegmedien dazu dient, die Mitglieder 
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über die Meinungen, Absichten und Entscheidungen der Parteiführung zu in-
formieren oder sie zur Teilnahme an kollektiven Aktivitäten zu mobilisieren. 
Umgekehrt aber wären basisdemokratische Effekte zu erwarten, wenn Aufwärts-
kommunikation überwiegt: indem die peripheren Mitglieder das neue Medium als 
niederschwellig zugänglichen Kanal nutzen, um gegenüber der Leitungsspitze 
Präferenzen, Vorschläge und Kritik zum Ausdruck zu bringen.

Als »horizontales« Kommunikationsmittel dürfte die E-Mail eher eine Stär-
kung der repräsentativdemokratischen Elemente innerhalb der Partei begünsti-
gen, da sie die Fähigkeiten der Parteigremien zum kollektiven Entscheiden und 
Handeln erweitert und verstärkt. So wird es den Vorstandsmitgliedern beispiels-
weise möglich,

–	 auch zwischen den Sitzungen multilaterale Kontakte aufrechtzuerhalten (und 
mancherlei Entscheidungen auf  dem früher sehr mühseligen »Formular-
weg« zu treffen);

–	 durch raschen und vollständigen Austausch von schriftlichen Unterlagen 
sich besser auf  ihre Sitzungen vorzubereiten;

–	 auch bei Abwesenheit an den Diskussions- und Entscheidungsprozessen 
des Gremiums teilzunehmen;

–	 über ein größeres Spektrum von Fragen und Anträgen die Konsenschancen 
im Gremium zu sondieren und damit als Kollektiv insgesamt mehr Initiative 
zu entfalten;

–	 rascher (und gemeinsam statt als Einzelner) auf  kritische Anfragen von der 
Parteibasis zu reagieren.

Bei beiden Richtungen digitaler Kommunikationsflüsse stellt sich in zweiter Linie 
die Frage, unter welchen intervenierenden Rahmenbedingungen sie mehr oder 
weniger starke Wirkungen entfalten. In der vorliegenden Analyse beschränken 
wir uns dabei auf  den Aspekt der Organisationsgröße (operationalisiert durch die 
Zahl aktiver Mitglieder), die gemäß bisherigen Forschungsbefunden in hohem 
Maße den Zusammenhang zwischen Interaktions- und Strukturebene bestimmt 
(vgl. zum Beispiel Marcus 1964; Carter 1984; Geser et. al. 1994: passim). So ist 
damit zu rechnen, dass sich die Verteilung von Einfluss innerhalb einer forma-
len Organisation nur unterhalb bestimmter Größenschwellen aus den laufenden 
Interaktionsprozessen bestimmt, während in umfangreicheren Kollektiven for-
male Regelstrukturen und hierarchische Kompetenzordnungen für relativ inter
aktionsunabhängige Machtstrukturen sorgen (Carter 1984). Allerdings stellt 
sich angesichts der geringen absoluten Größe der Schweizer Lokalparteien die 
berechtigte Frage, ob solche Effekte starker Formalisierung vielleicht erst in 
überlokalen Parteiorganisationen (auf  Kantons- oder Bundesebene) in Erschei-
nung treten.
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Drittens bieten die verfügbaren Daten eine günstige Gelegenheit, um nach 
den funktionalen und kausalen Interdependenzverhältnissen zwischen Online-
kommunikation und konventioneller Offlinekommunikation (in Form von Sit-
zungen und Versammlungen) zu fragen.

Für Lokalparteien gilt ganz besonders, dass die neue Netzkommunikation 
in ein dichtes präexistierendes Feld primärer Face-to-Face-Kommunikation inte
griert werden muss, das in hohem Maße auch sozio-emotionale Funktionen 
(zum Beispiel der »Geselligkeit«) erfüllt, die infolge der räumlichen Nähe der 
Teilnehmer immer relativ leicht zugänglich bleiben (vgl. Wiesendahl 2002: 365). 
Daraus ließe sich ableiten, dass zwischen E-Mail-Kommunikation und die-
sen basaleren Primärinteraktionen eher komplementäre (statt substitutive) 
Funktionsverhältnisse bestehen. Konkret bedeutet dies beispielsweise, dass die 
(Kurz-)Kommunikation per E-Mail leichterfällt, weil »offline« bereits sehr weit-
gehende Vorverständigungen und Konsensleistungen erzeugt worden sind, und 
dass ihr Hauptnutzen darin besteht, Sitzungen und Versammlungen vorzuberei-
ten und insgesamt von instrumentalen Aufgaben derart zu entlasten, dass mehr 
Zeit für expressiv-gesellige Aktivitäten übrig bleibt.

Andererseits ist aber ebenso unbestritten, dass heutige Lokalparteien einem 
Trend der interaktionellen Ausdünnung unterliegen, in dem sich wahrschein-
lich generellere Erosionstendenzen des »Sozialkapitals« in einer zunehmend 
individualisierten Gesellschaft widerspiegeln (vgl. zum Beispiel Putnam 2000). 
Diese Entwicklungen werden empirisch zum Beispiel darin sichtbar, dass die 
Frequenz von Sitzungen und Versammlungen geringer wird (Geser 2004a), dass 
formalisierte Parteiorgane verkleinert oder sogar ganz eliminiert werden (Geser 
2004b), und dass der Zustrom neuer Aktivmitglieder teilweise nahezu versiegt 
(Ladner/Meuli 2005; Geser 2003). Dies könnte umgekehrt bedeuten, dass die 
Onlinemedien primär in ihrer substitutiven (beziehungsweise kompensativen) 
Funktion benötigt werden, um trotz immer seltenerer Zusammenkünfte einen 
minimalen Informations- und Integrationsgrad zu sichern.

3	 Methodologie

Die nachfolgend präsentierten Ergebnisse beruhen auf  zwei praktisch iden-
tischen empirischen Untersuchungen, die im Herbst 1989 und im Herbst 2002 
vom Soziologischen Institut der Universität Zürich durchgeführt worden sind. 
In beiden Fällen wurden alle (circa 5.000) Ortsparteien in den Gemeinden aller 
drei Sprachregionen der Schweiz einbezogen. Den Vorsitzenden dieser lokalen 
Gruppierungen wurde ein umfangreicher Fragebogen zugeschickt, in dem sie 
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aufgefordert wurden, über die Anhängerbasis und Organisationsstruktur, die 
ideologischen und sachpolitischen Positionen, die inneren Prozesse und die ex-
ternen politischen Aktivitäten der Partei detaillierte Auskünfte zu geben. Bei 
beiden Surveys wurden jeweils rund 2.600 Fragebogen ausgefüllt zurückgesandt 
(das heißt rund 50 Prozent). Bei rund 80 Prozent dieser Gruppierungen handelt 
es sich um die Lokalsektionen der vier landesweit tätigen großen Bundesrats
parteien (FDP, CVP, SVP und SP); bei weiteren 8 Prozent um die örtlichen Filia
len kleinerer Parteien und bei den restlichen 12 Prozent um autonome lokale 
Gruppierungen ohne Einbindung in kantonale oder nationale Organisationen.

Unter anderem wurden die Informanten im Survey 2002 gefragt,

a.	 ob sich die Parteiführung regelmäßig per E-Mail an die Parteibasis wende, 
und, wenn dies zutreffe, welcher Prozentanteil aller Mitglieder mit diesem 
neuen Medium erreichbar sei (= vertikaler E-Mail-Verkehr);

b.	 ob die Mitglieder des Parteivorstands untereinander mit Hilfe von E-Mail 
kommunizieren würden, und wenn ja, welcher Prozentanteil der Mitglieder 
dies tue (= horizontaler E-Mail-Verkehr).

Die Häufigkeitsauszählungen zeigen, dass die E-Mail momentan erst bei circa 
einem Drittel der Ortsparteien für die Kommunikation zwischen Führung und 
Mitgliederbasis Verwendung findet und bisher nur bei 5 Prozent zu einem wahr-

Tabelle 1	 »Vertikaler« E-Mail-Verkehr in den Lokalparteien: Prozentsatz der lokalen 
Parteimitglieder, die vom Parteivorstand regelmäßig per E-Mail erreichbar 
sind, nach Gemeindegröße (Prozentanteile der Ortsparteien)

Gemeindegröße Prozentsatz der erreichbaren Mitglieder

0 1–40 41–60 61–80 über 80

bis 3.000 71,9 11,0 7,2 6,3 3,6
3.000–10.000 56,3 16,5 12,3 9,8 5,2
über 10.000 53,0 20,4 11,1 8,6 7,0

Total 63,2 14,5 9,7 8,0 4,7

Tabelle 2	 »Horizontaler« E-Mail-Verkehr in den Lokalparteien: Prozentsatz der 
Vorstandsmitglieder, die regelmäßig per E-Mail miteinander kommuni­
zieren, nach Gemeindegröße (Prozentanteile der Ortsparteien)

Gemeindegröße Prozentsatz der Vorstandsmitglieder

0 1–40 41–60 61–80 81–99 100

bis 3.000 37,8 12,7 14,1 14,1 3,8 17,5
3.000–10.000 12,7 10,9 11,8 14,0 10,8 39,7
über 10.000 6,1 9,3 9,3 14,3 13,5 47,6

Total 23,6 11,5 12,5 14,1 7,9 30,5
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haft inklusiven Medium geworden ist, das praktisch alle (beziehungsweise mehr 
als 80 Prozent) der Parteianhänger erreicht (Tabelle 1). Überraschenderweise geht 
hier die französische Schweiz (mit über 47 Prozent der Sektionen) deutlich vor-
an, während sich in den geringen Werten des Tessin (circa 29 Prozent) deutlich 
die bisher generell geringere Ausbreitung der Internetanschlüsse widerspiegelt.

Demgegenüber ist der E-Mail-Verkehr unter Vorstandsmitgliedern bei mehr 
als 75 Prozent aller Lokalsektionen verbreitet (Tabelle 2). Gegenläufig zum ver-
tikalen Gebrauch dominiert hier der deutsche Sprachraum, wo sich in über 35 
Prozent aller Parteien der Gesamtvorstand an der neuen Onlinekommunikation 
beteiligt – im Vergleich zu bloß 8 Prozent südlich des Gotthard und nur 12 Pro-
zent in der Romandie. So scheinen in der deutschen Schweiz viele Ortsgruppen 
durch eine ungleichgewichtige Konstellation gekennzeichnet: in dem Sinne, dass 
die Parteiführung einerseits eine sehr moderne Binnenkommunikation, anderer-
seits aber eine noch weitgehend konventionelle Außenkommunikation betreibt.

Zur Bestimmung der parteiinternen Machtverhältnisse wurden die Informanten 
in beiden Surveys befragt, wie viel Einfluss die Parteiversammlung, die Aktiv-
mitglieder, der Vorstand und der Präsident auf  (a) sachpolitische und auf  (b) 
personalpolitische Entscheidungen ausüben würden. Durch Zusammenziehung 
beider Antworten ergibt sich für jede Instanz ein summativer Index, der von 
0 (= kein Einfluss in beiden Aspekten) bis 100 (= großer Einfluss in beiden 
Aspekten) variiert.

An den Ergebnissen verblüffen vor allem die überaus geringen Abwei-
chungen, die – bei allen Instanzen – zwischen beiden Erhebungszeitpunkten be-
stehen. In methodologischer Hinsicht mag dies als überzeugender Hinweis auf  
die hohe Reliabilität des Messinstrumentes gedeutet werden, und in faktischer 
Hinsicht als Indikator dafür, dass wir für den betrachteten Zeitraum generell von 
einer hohen zeitlichen Stabilität innerparteilicher Einflussstrukturen ausgehen 

Tabelle 3	 Häufigkeitsverteilung der Lokalparteien bezüglich des Einflusses  
verschiedener Parteiinstanzen auf sach- und personalpolitische  
Entscheidungen (1989 und 2002; Prozentwerte und Mittelwert)

Instanz Summenindex des parteiinternen Einflusses

Jahr 0 25 50 75 100 Mittelwert N

Parteiversammlung 1989 1 6 30 29 34 72,2 2.184
2002 2 8 32 30 28 68,5 2.164

Aktive Parteimitglieder 1989 0 3 20 32 45 79,7 2.067
2002 1 3 20 31 45 79,0 2.152

Parteivorstand 1989 1 2 12 24 61 85,5 2.133
2002 0 2 10 25 63 86,8 2.078

Parteivorsitzender 1989 3 6 36 23 32 69,1 2.023
2002 2 6 33 25 33 70,3 2.068
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müssen. Das ist eine Tatsache, die bereits ausschließt, dass auf  der Ebene des 
Gesamtsystems allein aufgrund der Onlinemedien bedeutsame Verschiebungen 
in die demokratische oder oligarchische Richtung stattgefunden hätten.

Zudem wurden die Parteivorsitzenden� 2002 gefragt, in welche Richtung 
sich der (sachpolitische) Einfluss der Parteiversammlung, des Parteivorstands 
und des Parteivorsitzenden »in den letzten 10 Jahren« (das heißt seit circa 1992) 
verändert habe.

Während ein Vergleich der Einflussindizes beider Surveys keinen Wandel 
sichtbar macht (vgl. Tabelle 3), hat sich der Einfluss des Vorstands aus der sub-
jektiven Sicht der Präsidenten (Vorsitzenden) in über 40 Prozent aller Fälle er-
höht und nur in 10 Prozent aller Fälle verringert (Tabelle 4). Möglicherweise 
lässt sich diese Diskrepanz zumindest teilweise damit erklären, dass bei der 
Frage nach dem Wandel nur der Einfluss auf  sachpolitische Entscheidungen 
angesprochen wurde, während der summative Einflussindex gleichgewichtig 
auch personalpolitische Aspekte mitumfasst.

5	 Verbreitung der Onlinekommunikation  
und parteiinterne Einflussverhältnisse

In einer ersten empirischen Annäherung an unsere Fragestellung soll geprüft 
werden, ob und in welchem Sinne der Umfang vertikaler und horizontaler E-
Mail-Kommunikation mit der aktuellen Verteilung von parteiinternem Einfluss 
korreliert.

Wie eingangs erwähnt (vgl. 2), lassen sich über die Wirkung vertikaler On-
linebeziehungen (zwischen Führungsgremien und Parteibasis) keine sicheren Vor-

	�	 In der deutschen Schweiz als »Parteipräsidenten« bezeichnet.

Tabelle 4	 Häufigkeitsverteilung der Lokalparteien bezüglich der Veränderung  
des (sachpolitischen) Einflusses der Parteiversammlung, des Vorstands  
und Vorsitzenden von 1992 bis 2002 (Prozentwerte)

Instanz Einflussveränderung seit 1992 N

zugenommen gleich geblieben abgenommen

Parteiversammlung 15 60 25 2.234
Parteivorstand 41 49 10 2.136
Parteivorsitzender 15 60 25 2.234
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aussagen formulieren, weil dieselben Wege für Top-down- wie für Bottom-up-
Kommunikation Verwendung finden können. Tatsächlich bestehen nur relativ 
schwache statistische Korrelationen, die aber insgesamt eher eine demokratisie-
rende (statt oligarchisierende) Wirkung nahelegen. So nimmt der Einfluss sowohl 
der Parteiversammlung wie der aktiven Mitglieder sprunghaft zu, wenn sich über 
80 Prozent der Mitglieder an der radialen E-Mail-Kommunikation beteiligen, 
während die Machtpositionen des Vorstands und Präsidenten unberührt blei-
ben (Tabelle 5). Bezeichnenderweise ist der Machtzuwachs der Aktivmitglieder 
besonders signifikant, weil diese ja die neuen Medien nutzen können, um (auch) 
außerhalb der formellen Parteiversammlung jederzeit informellen Einfluss gel-
tend zu machen.

Demgegenüber unterstützen die Ergebnisse von Tabelle 6 die Hypothese, 
dass der Parteivorstand mittels interner horizontaler Onlinekommunikation in 
der Lage ist, seine Einflussstellung zu steigern – und dass auch der Parteivor-
sitzende logischerweise wesentlich davon mitprofitiert. Bemerkenswert ist, dass 
Vorstand und Präsident bereits wesentlich an Macht zulegen, wenn bloß eine 
Minderheit des Gremiums das neue Medium nutzt. Auch die Aktivmitglieder 
(deren Kreis in kleineren Parteien oft fast mit dem Vorstand koinzidiert), schei-
nen aus dem gremieninternen E-Mail-Gebrauch Nutzen zu ziehen – nicht aber 

Tabelle 5	 Einfluss verschiedener Parteiinstanzen auf sach- und personalpolitische 
Entscheidungen der Partei nach Verbreitung der »vertikalen« E-Mail- 
Kommunikation zwischen Parteivorstand und Mitgliederbasis

Instanz Prozentsatz der per E-Mail  
erreichbaren Parteimitglieder

F Sign. Eta

0 1–40 41–60 61–80 über 80

Parteiversammlung 68 70 67 68 76 2.875 .022 .07
Aktive Mitglieder 78 80 81 81 88 6.559 .000 .11
Parteivorstand 86 89 86 88 87 1.693 .149 .06
Parteivorsitzender 69 72 72 71 72 0.996 .408 .04

Tabelle 6	 Einfluss verschiedener Parteiinstanzen auf sach- und personalpolitische 
Entscheidungen der Partei nach Verbreitung der »horizontalen« E-Mail-
Kommunikation im Parteivorstand

Instanz Prozentsatz der per E-Mail kommunizierenden 
Vorstandsmitglieder

F Sign. Eta

0 1–40 41–60 61–80 81–99 100

Parteiversammlung 69 70 66 68 64 70 1.813 .107 .07
Aktive Mitglieder 75 78 81 81 79 81 3.919 .002 .10
Parteivorstand 79 87 87 88 89 90 18.895 .000 .21
Parteivorsitzender 64 71 72 70 74 74 8.434 .000 .14
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die Parteiversammlung, deren Einfluss ungeachtet aller Wandlungen in der »Eli-
tenkommunikation« auf  demselben Niveau verharrt.

Bei einem Vergleich verschiedener Größenkategorien bestätigt sich die Ver-
mutung, dass sich Onlineinteraktionen nur in kleineren Parteigruppierungen 
erheblich auf  die Einflussverhältnisse auszuwirken vermögen. Dies gilt einer-
seits für Vorstandsgremien und Präsidenten, die in Gruppen unter sechzehn 
Aktivmitgliedern deutlich besser in der Lage sind, ihre parteiinterne Autorität 
durch umfangreiche digitale Binnenkommunikation zu erhöhen, wie auch für 
die Aktivmitglieder selbst, die in größeren Parteien aus der vertikalen E-Mail-
Kommunikation kaum mehr Gewinn zu ziehen scheinen (Tabelle 7).

Natürlich ist es voreilig, diesen empirischen Regularitäten solche – von der 
Kommunikationstechnologie zur Organisationsstruktur verlaufende – Kausal
interpretationen zu unterlegen. Ebenso wäre beispielsweise denkbar, dass Partei
aktive, die schon besonders intensiv und wirkungsvoll partizipiert haben, nun 
auch diese neuen Kommunikationschancen rascher als andere adoptieren; oder 
dass Parteivorstände, die aufgrund ihrer hohen kollektiven Aktivität und Kohä-
sion schon vorher eine sehr dominierende Rolle spielten, besonders fruchtbare 
Möglichkeiten für den Einsatz der E-Mail sehen.

Auch in diesem zweiten Falle wäre denkbar, dass den Onlinemedien eine zu-
mindest konditionierende (beziehungsweise amplifizierende) Wirkung dadurch 
zukommen könnte, dass sie den entsprechenden Gruppen als Werkzeuge die-
nen, um bereits vorher existierende Machtbestrebungen besser als bisher zu rea
lisieren. Genauso wie eine direkte Kausalität müsste sich auch eine solch media-
tisierte Wirkung darin zeigen, dass die aktuell bestehenden Einflussverhältnisse 
nicht schon vorher bestanden, sondern sich erst innerhalb der letzten Jahre 
ausgebildet haben. In diesem Falle müsste man beispielsweise finden, dass Par-

Tabelle 7	 Korrelationen zwischen der Extensität des (vertikalen und horizontalen) 
E-Mail-Gebrauchs und dem Einfluss verschiedener Parteiinstanzen nach 
Umfang der aktiven Parteianhängerschaft

Instanz Vertikale E-Mail zwischen  
Parteibasis und Parteiführung

Horizontale E-Mail im  
Parteivorstand

Anzahl aktive Parteianhänger Anzahl aktive Parteianhänger

bis 15 16–30 über 30 bis 15 16–30 über 30

Parteiversammlung .07* –.02 .07 .00 –.02 –.02
Aktive Mitglieder .14** .06 .06 .13** –.01 .14**
Parteivorstand .06 –.01 .05 .25** .13** .14**
Parteivorsitzender .03 .00 .10* .14** .10** .09*

N 774 699 445 752 692 444

* p < .05  ** p < .01
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teien mit regem vertikalen E-Mail-Verkehr innerhalb der vergangenen Jahre 
häufiger als andere eine Demokratisierung und Gruppierungen mit umfangreicher 
vorstandsinterner Onlinekommunikation bevorzugt eine Oligarchisierung ihrer 
inneren Machtverhältnisse erfahren haben. Die Ergebnisse legen den Schluss 
nahe, dass vor allem das zweite in hohem Maße zutrifft: Gruppierungen mit gut 
vernetzten Vorständen vermelden sehr viel häufiger, dass innerhalb der letzten 
zehn Jahre ein Einflusszuwachs dieses selben Vorstandsgremiums stattgefunden 
habe (Tabelle 8).

Umgekehrt scheint die Parteiversammlung eher von der Einführung vertika-
ler E-Mail-Kontakte zu profitieren. Ähnliches trifft allerdings auch für den Vor-
stand zu, der selbst dann, wenn er nur mit einer Minderheit der Basismitglieder 
via Internet kommunizieren kann, erheblich häufiger eine Steigerung seiner Ein-
flussposition realisieren konnte (Tabelle 9).

Nur teilweise bestätigt sich die Hypothese, dass sich der technisch induzierte 
Strukturwandel auf  kleine Parteigruppierungen beschränkt. Zwar scheinen Par
teivorstände (in Übereinstimmung mit der synchronen Vergleichsanalyse in Ta-
belle 7) hier die besten Möglichkeiten zur Steigerung ihrer Autorität zu finden; 
aber umgekehrt scheint die Parteibasis (beziehungsweise die Parteiversammlung) 
eher in größeren Parteisektionen von den Möglichkeiten digitaler Aufwärtskom-

Tabelle 8	 Prozentsatz der Lokalsektionen, in denen der Einfluss verschiedener  
Parteiinstanzen (nach Ansicht des Parteivorsitzenden) im Zeitraum  
1992–2002 zugenommen hat, nach Verbreitung der »horizontalen«  
E-Mail-Kommunikation im Parteivorstand

Instanz Prozentsatz der per E-Mail  
kommunizierenden Vorstandsmitglieder

Chi-Quadrat Sign.

0 1–40 41–60 61–80 81–99 100

Parteiversammlung 13 21 15 14 13 15 12.488 .254
Parteivorstand 26 39 43 46 57 45 104.088 .011
Parteivorsitzender 13 21 15 14 13 15 11.981 .294

Tabelle 9	 Prozentsatz der Lokalsektionen, in denen der Einfluss verschiedener  
Parteiinstanzen (nach Ansicht des Parteivorsitzenden) im Zeitraum  
1992–2002 zugenommen hat, nach Verbreitung der »vertikalen«  
E-Mail-Kommunikation zwischen Parteivorstand und Mitgliederbasis

Instanz Prozentsatz der per E-Mail  
erreichbaren Parteimitglieder

Chi-Quadrat Sign.

0 1–40 41–60 61–80 über 80

Parteiversammlung 14 14 21 16 19 13.335 .101
Parteivorstand 38 45 46 46 49 19.893 .011
Parteivorsitzender 14 14 21 16 19 13.335 .102
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munikation zu profitieren (Tabelle 10). Auch der Parteivorsitzende erhält in die-
sen umfangreicheren Gruppen offenbar zusätzliche Einflusschancen; vielleicht 
weil er sich über vertikale Onlinekanäle in »cäsaristischer« Weise unabhängig 
vom Vorstandsgremium direkt an die Mitgliederbasis wenden kann.

Eine dritte Überprüfungsmöglichkeit unserer Hypothesen bietet sich da-
durch, dass man die zu den beiden Erhebungszeitpunkten bestehenden (oder 
genauer: vom jeweiligen Parteivorsitzenden wahrgenommenen) parteiinternen 
Einflussverhältnisse miteinander vergleicht. Diese Analyse muss sich allerdings 
auf  die rund 1.000 Ortssektionen beschränken, die an beiden Umfragen teil
genommen haben.

Die Ergebnisse sind mit den beiden vorangehenden empirischen Zugängen 
in hohem Maße konsistent. So unterstützen die Zahlen in Tabelle 11 die Ver-
mutung, dass mit der Verbreitung vertikaler Onlinekommunikation eher demo-
kratisierende Wirkungen verbunden sind. Denn der Prozentsatz der Sektionen, 
in denen die Parteiversammlung an Einfluss hinzugewonnen hat, steigt mit dem 
Umfang ihrer Verwendung deutlich an. Analog dazu zeigt sich in Tabelle 12, 
dass Parteivorstände von der internen E-Mail-Verwendung zumindest in dem 
Sinne profitieren, dass sie seltener eine Verminderung ihrer Autoritätsposition 
haben hinnehmen müssen. Demgegenüber fehlt es auch hier an Hinweisen da-
für, dass mit dem Ausbau vertikaler Onlinekontakte irgendeine Veränderung in 
der Stellung des Vorstands einhergehen würde, oder dass die Parteiversamm-
lung aufgrund eines extensiven vorstandsinternen E-Mail-Gebrauchs an Ein-
fluss verliert.

Tabelle 10	 Korrelationen zwischen der Extensität des (vertikalen und horizontalen) 
E-Mail-Gebrauchs und der Veränderung des Einflusses verschiedener Partei­
instanzen (1992–2002) nach Ansicht des Parteivorsitzenden, nach Umfang 
der aktiven Parteianhängerschaft

Instanz Vertikale E-Mail zwischen  
Parteibasis und Parteiführung

Horizontale E-Mail  
im Parteivorstand

Anzahl aktive Parteianhänger Anzahl aktive Parteianhänger

bis 15 16–30 über 30 bis 15 16–30 über 30

Parteiversammlung .06 .07* .15** .02 –.07 .04
Parteivorstand .10** .07 .05 .22** .13** .18**
Parteivorsitzender .03 .07 .15** .12** .08* .11*

N 836 727 463 827 729 467

* p < .05  ** p < .01
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In Übereinstimmung mit der subjektiven Einschätzung der Informanten (vgl. 
Tabelle 10) zeigt sich in weiteren Analysen, dass sowohl die Parteiversamm-
lung wie der Parteivorsitzende vor allem in größeren Gruppierungen aus dem 
vertikalen E-Mail-Verkehr einen Machtzuwachs bezogen haben – während der 
Einflusszuwachs des Vorstands nicht erkennbar mit der Parteigröße kovariiert.

Tabelle 11	 Veränderungen im Einfluss der Parteiversammlung und des Parteivor­
standes zwischen beiden Umfragezeitpunkten (1989 und 2002), nach  
Verbreitung der »vertikalen« E-Mail-Kommunikation zwischen Partei­
vorstand und Mitgliederbasis

Veränderung im Einfluss 
der Parteiversammlung

Prozentsatz der per E-Mail  
erreichbaren Parteimitglieder

Chi-Quadrat Sign.

0 1–40 41–60 61–80 über 80

zugenommen 26 30 33 38 43 17.785 .025
gleich geblieben 36 31 27 15 24
abgenommen 38 39 40 47 33

Veränderung im Einfluss 
des Parteivorstandes

Chi-Quadrat Sign.

zugenommen 27 24 27 32 19 5.170 .739
gleich geblieben 50 57 53 49 52
abgenommen 23 20 20 18 29

Tabelle 12	 Veränderungen im Einfluss der Parteiversammlung und des Parteivor­
standes zwischen beiden Umfragezeitpunkten (1989 und 2002), nach 
Verbreitung der »horizontalen« E-Mail-Kommunikation im Parteivorstand

Veränderung im Einfluss 
der Parteiversammlung

Prozentsatz der per E-Mail  
kommunizierenden Vorstandsmitglieder

Chi-Quadrat Sign.

0 1–40 41–60 61–80 80–99 100

zugenommen 24 22 29 30 35 31 7.190 .707
gleich geblieben 35 33 31 35 27 31
abgenommen 41 45 41 35 38 38

Veränderung im Einfluss 
des Parteivorstandes

Chi-Quadrat Sign.

zugenommen 23 29 25 31 22 26 25.464 .005
gleich geblieben 41 47 52 48 58 58
abgenommen 37 24 23 21 20 16
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6	 Elektronische Kommunikation und konventionelle  
Versammlungsaktivitäten

6.1	 Summativ-kumulative Wirkungen

In einer früheren Studie konnte nachgewiesen werden, dass die Einflussverhält-
nisse in Lokalparteien relativ deutlich mit der Häufigkeit von Versammlungen 
und Sitzungen korrelieren. Erwartungsgemäß hat die Parteiversammlung umso 
mehr Gewicht, je öfter sie tagt, und das Gewicht des Parteivorstands als Führungs
organ ist am höchsten, wenn er vierzehntäglich oder gar wöchentlich (anstatt 
nur monatlich oder noch seltener) zusammentritt (vgl. Geser et al. 1994: 189ff.). 
So stellt sich die Frage, auf  welche Weise die neuen Onlinekommunikationen 
in dieses bereits bestehende Feld konventioneller innerparteilicher Kommunika
tion eintreten und es modifizieren: vielleicht indem sie rein additiv als zusätz-
liche Kausalfaktoren wirksam werden; vielleicht als Komplementärfaktoren, die 
die bisherige Wirkung der Sitzungsaktivität noch akzentuieren, oder schließlich: 
indem sie die Relevanz bisheriger Offlinekommunikation abschwächen und 
substitutiv zu ihnen in den Vordergrund treten.

Eine erste Klärung dieser Fragen ergibt sich dadurch, dass man einerseits 
die statistischen Erklärungseffekte der Offlinekommunikationen zu beiden Er-
hebungszeitpunkten miteinander vergleicht und andererseits in der neuen Unter
suchung 2002 die Kausalwirkungen der Offline- und Onlinefaktoren voneinan-
der separiert.

Was die Parteiversammlung betrifft, so wird deren Einflussstellung überwie-
gend durch die Zahl der jährlich durchgeführten Vollversammlungen bestimmt: 
eine Korrelation, die sich während des dreizehnjährigen Beobachtungszeitraums 
noch beträchtlich erhöhte. Praktisch verschwunden ist demgegenüber der nega-
tive Effekt, der 1989 noch von der Zahl der Vorstandssitzungen ausgegangen 
ist. Während die vertikalen E-Mail-Kontakte zwischen Vorstand und Basis ohne 
jede Bedeutung sind, scheint vom vorstandsinternen E-Mail-Gebrauch eine 
leicht negative Wirkung auszugehen (die allerdings nur sichtbar wird, wenn man 
die Häufigkeit von Versammlungen und Sitzungen statistisch kontrolliert; Ta-
belle 13).

Auch der Einfluss der aktiven Parteimitglieder nimmt mit zunehmender Fre-
quenz von allgemeinen Parteiversammlungen zu; unabhängig davon aber auch 
dann, wenn zwischen Vorstand und Basis ausgedehnte E-Mail-Kontakte beste-
hen. Ganz offensichtlich hat sich die Relevanz der Versammlungsaktivitäten mit 
der Einführung elektronischer Kommunikationsmedien reduziert (Tabelle 14).

Die Einflussposition des Vorstands ist mehr als diejenige aller anderen Par
teiinstanzen durch die Gesamtheit der parteiinternen Kommunikationsverhält-
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nisse bestimmt. Offensichtlich hat er es in der Hand, seine Stellung zu festigen, 
indem er häufigere Sitzungen abhält und die Onlinekommunikation unter sei-
nen Mitgliedern intensiviert. Umgekehrt büßt er an Bedeutung ein, wenn sich 
die Parteiversammlung durch häufigere Zusammenkünfte in den Vordergrund 
drängt, und auch die Einbindung der Parteibasis in vertikale Onlinekontakte hat 
eine leicht negative Wirkung, die aber bei statistischer Kontrolle der Sitzungsfre-
quenzen ihre Signifikanz verliert (Tabelle 15).

Im Gegensatz zur Parteiversammlung und den Aktivmitgliedern kumulieren 
die Kausaleinflüsse der Offline- und Onlinefaktoren, anstatt sich zu substitu-
ieren. Mit anderen Worten: Dank der neuen digitalen Medien verfügen Partei-
vorstände über mehr Instrumente als früher, um ihre Autoritätsstellung mittels 
kommunikativer Strategien zu erhöhen.

In erheblich geringerem Umfang scheint auch der Parteivorsitzende, dessen 
Stellung nicht von der Versammlungs- und Sitzungsaktivität berührt zu werden 
scheint, von den neuen Medien zu profitieren (Tabelle 16). Möglicherweise bie-

Tabelle 13	 Einfluss der Sitzungstätigkeit und der E-Mail-Kommunikation auf die 
Machtposition der Parteiversammlung, multivariate Regressionsmodelle 
(Beta-Koeffizienten)

Modell I
1989

Modell I
2002

Modell II
2002

Modell III
2002

Zahl Parteiversammlungen pro Jahr +.14*** +.20*** – +.20***
Zahl der Vorstandssitzungen pro Jahr –.07** –.04 – –.04
E-Mail-Verbreitung zwischen  
	 Vorstand und Mitgliedern

 
–

 
	 +.05

 
	 +.03

E-Mail-Verbreitung im Vorstand – –.02 –.06*

R-Quadrat des Gesamtmodells .016 .038 .010 .040

* p < .05  ** p < .01  *** p < .001

Tabelle 14	 Einfluss der Sitzungstätigkeit und der E-Mail-Kommunikation auf die 
Machtposition der aktiven Parteimitglieder, multivariate Regressions­
modelle (Beta-Koeffizienten)

Modell I
1989

Modell I
2002

Modell II
2002

Modell III
2002

Zahl Parteiversammlungen pro Jahr +.17*** +.11*** – +.10***
Zahl der Vorstandssitzungen pro Jahr –.05* +.02 – +.01
E-Mail-Verbreitung zwischen  
	 Vorstand und Mitgliedern

 
–

 
–

 
	 +.08**

 
	 +.06*

E-Mail-Verbreitung im Vorstand – – –.05* +.03

R-Quadrat des Gesamtmodells .024 .013 .012 .018

* p < .05  ** p < .01  *** p < .001
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tet ihm die elektronische Kommunikation innerhalb des Vorstands vermehrte 
Möglichkeiten, zu beliebigen Zeitpunkten eigene Initiativen ins Gremium hinein-
zutragen und im multilateralen Austausch koordinative Funktionen auszuüben. 
Da Onlinegruppen bekanntlich zu mehr offenem Dissens neigen und deshalb 
für Entscheidungsprozesse länger brauchen, ist seine autoritative Führungsrolle 
möglicherweise stärker als bisher gefragt (vgl. Geser 1996).

Beim Vergleich verschiedener Größenklassen bestätigt sich übrigens ein-
drucksvoll die Vermutung, dass sowohl konventionelle Offline- wie moderne 
Onlinekommunikationen nur in kleineren Parteigruppierungen die Kraft haben, 
die internen Einflussverhältnisse wesentlich zu determinieren – weil in größe-
ren Parteien strukturelle, formalorganisatorische Zwänge für ein interaktions-
unabhängig stabilisiertes Niveau der Oligarchisierung sorgen. Der Einfluss der 
Parteiversammlung wird auch in kleinen Gruppen nur in geringem Maße durch 
den Ausbau der digitalen Interaktionskanäle bestimmt: indem er mit dem Ver-
breitungsgrad vertikaler E-Mail geringfügig anwächst und sich umgekehrt leicht 
verringert, wenn die Parteiexekutive sich dieses neuen Mediums bedient. Beim 
Parteivorstand wird die dominierende Bedeutung der Onlinekommunikation 

Tabelle 15	 Einfluss der Sitzungstätigkeit und der E-Mail auf die Machtposition des 
Parteivorstands, multivariate Regressionsmodelle (Beta-Koeffizienten)

Modell I
1989

Modell I
2002

Modell II
2002

Modell III
2002

Zahl Parteiversammlungen pro Jahr –.14*** –.06** – –.08***
Zahl der Vorstandssitzungen pro Jahr +.13*** +.14*** – +.12***
E-Mail-Verbreitung zwischen  
	 Vorstand und Mitgliedern

 
–

 
–

 
	 –.05*

 
	 –.04

E-Mail-Verbreitung im Vorstand – – +.21*** +.18***

R-Quadrat des Gesamtmodells .023 .021 .040 .048

* p < .05  ** p < .01  *** p < .001

Tabelle 16	 Einfluss der Sitzungstätigkeit und der E-Mail auf die Machtposition des 
Parteivorsitzenden, multivariate Regressionsmodelle (Beta-Koeffizienten)

Modell I
1989

Modell I
2002

Modell II
2002

Modell III
2002

Zahl Parteiversammlungen pro Jahr –.08** –.02 – –.03
Zahl der Vorstandssitzungen pro Jahr +.00 +.03 – +.00
E-Mail-Verbreitung zwischen  
	 Vorstand und Mitgliedern

 
–

 
–

 
	 –.01

 
	 +.01

E-Mail-Verbreitung im Vorstand – – +.13*** +.10***

R-Quadrat des Gesamtmodells .006 .002 .015 .011

* p < .05  ** p < .01  *** p < .001
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hingegen darin sichtbar, dass sie im Falle kleiner Sektionen einen erheblich hö-
heren Erklärungsbeitrag als die Zahl der Vorstandssitzungen leistet, und im Un-
terschied zur letzteren auch in größeren Ortsparteien noch signifikant mit seiner 
Autoritätsstellung korreliert.

6.2	 Substitutive und komplementäre Interrelationen

Unter funktionalen Gesichtspunkten stellt sich das Verhältnis zwischen Offline- 
und Onlinekommunikationsmedien als ein komplexes Gefüge aus substitutiven 
und komplementären Interdependenzen dar. Zweifellos bestehen substitutive 
Wirkungen beispielsweise in dem Sinne,

–	 dass manche Vorstandssitzung ausfallen kann, weil die Mitglieder sich via 
E-Mail auch bei Ortsabwesenheit miteinander verständigen und manche 
Entscheidungen ohne Zusammenkunft auf  dem »Formularweg« treffen 
können;

–	 dass trotz seltener Parteiversammlungen demokratische Mitsprache realisiert 
werden kann, wenn die Anhänger digitale Kanäle nutzen, um untereinander 
zu diskutieren und ihre Stimme gegenüber den Führungsgremien zur Gel-
tung zu bringen.

Andererseits sind uns aus eigener Erfahrung vor allem die komplementären Rela-
tionen vertraut, die zu einer wechselseitigen Steigerung beider Kommunikations
formen Anlass geben können. So bietet jede Versammlung typischerweise An-
lass dazu, um via E-Mail vorgängig Einladungen und Entscheidungsunterlagen 
und nachträglich Sitzungsprotokolle oder Pressestellungnahmen zu versenden 
(vgl. Geser 2001). Ebenso können im elektronischen Austausch leicht zusätz-
liche Themen, Entscheidungsfragen und Konfliktkonstellationen entstehen, die 
– weil Onlinediskurse zur Konsensfindung wenig geeignet sind – nur in zusätz-
lichen Sitzungen ausdiskutiert und bereinigt werden können.

Im vorliegenden Kontext müssten substitutive Relationen empirisch daran 
erkennbar werden, dass der E-Mail-Verkehr vor allem bei niedriger Versamm-
lungs- und Sitzungstätigkeit starke Wirkungen auf  die parteiinterne Machtstruk-
tur entfaltet, während eine intensive Offlinekommunikation hinreichend ist, um 
unabhängig vom elektronischen Austausch ein bestimmtes Maß an (De-)Zentra
lisierung zu stabilisieren.

Umgekehrt müssten komplementäre Interrelationen dazu führen, dass der 
Einfluss elektronischer Medien nur oberhalb einer gewissen Versammlungsdich-
te wirksam wird und sich mit wachsender Sitzungsfrequenz eher noch erhöht.

Aus den Ergebnissen der Tabellen 17 bis 20 wird deutlich, dass grundsätz-
lich substitutive (beziehungsweise kompensative) Kausalwirkungen überwiegen. 
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Die einzige Ausnahme dazu bildet die Regularität, dass der vertikale E-Mail-
Verkehr nur in Parteien mit häufigen Parteiversammlungen dazu beiträgt, den 
Einfluss der Parteibasis zu verstärken (Tabelle 19). Umgekehrt zeigt sich aber, 
dass der Parteivorstand sowie der Parteivorsitzende aus dem internen E-Mail-
Gebrauch am meisten Machtgewinne ziehen, wenn weniger Versammlungen 
und Sitzungen abgehalten werden (Tabellen 17 und 18).

Dasselbe generelle Bild erscheint noch deutlicher, wenn man anstatt der mo-
mentanen Machtstruktur den kürzlichen Wandel der Einflussverhältnisse ana-
lysiert. Offensichtlich haben Gruppierungen mit reger Versammlungstätigkeit 
ihren Führungsgremien wenig Spielraum geboten, um ihre Autorität mit Hilfe 
digitaler Binnenkommunikation zu erhöhen, und häufige Vorstandssitzungen 
scheinen Einflusschancen zu garantieren, die durch computergestützten Infor-
mationsaustausch kaum mehr eine Steigerung erfahren (Tabellen 19 und 20).

Tabelle 17	 Korrelationen zwischen der Extensität des (vertikalen und horizontalen)  
E-Mail-Gebrauchs und dem Einfluss verschiedener Parteiinstanzen 2002, 
nach Anzahl jährlicher Parteiversammlungen

Instanz Vertikale E-Mail zwischen  
Parteibasis und Parteiführung

Horizontale E-Mail  
im Parteivorstand

Parteiversammlungen pro Jahr Parteiversammlungen pro Jahr

1 2–3 4+ 1 2–3 4+

Parteiversammlung –.06 +.03 +.08* –.10* –.04 –.04
Parteivorstand +.09* +.05 –.05 +.22** +.21** +.16**
Parteivorsitzender +.06 +.09 –.04 +.17** +.12** +.10**

N 567 778 750 606 764 708

* p < .05  ** p < .01

Tabelle 18	 Korrelationen zwischen der Extensität des (vertikalen und horizontalen)  
E-Mail-Gebrauchs und dem Einfluss verschiedener Parteiinstanzen 2002, 
nach Anzahl jährlicher Vorstandssitzungen

Instanz Vertikale E-Mail zwischen  
Parteibasis und Parteiführung

Horizontale E-Mail  
im Parteivorstand

Vorstandssitzungen pro Jahr Vorstandssitzungen pro Jahr

bis 4 5–6 7+ 1 2–3 4+

Parteiversammlung +.08 –.03 +.03 +.02 –.04 –.07
Parteivorstand –.05 +.04 +.06 +.16** +.09* +.14**
Parteivorsitzender +.05 –.02 +.07 +.11** +.05 +.10**

N 673 578 587 668 580 582

* p < .05  ** p < .01
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Tabelle 19	 Korrelationen zwischen der Extensität des (vertikalen und horizontalen) 
E-Mail-Gebrauchs und der Veränderung des Einflusses verschiedener  
Parteiinstanzen 1992–2002 (nach Einschätzung der Parteivorsitzenden), 
nach Anzahl jährlicher Parteiversammlungen

Instanz Vertikale E-Mail zwischen  
Parteibasis und Parteiführung

Horizontale E-Mail  
im Parteivorstand

Parteiversammlungen pro Jahr Parteiversammlungen pro Jahr

1 2–3 4+ 1 2–3 4+

Parteiversammlung +.04 +.08* +.08* +.00 –.01 –.10*
Parteivorstand +.08* +.09* +.03 +.25** +.21** +.09*
Parteivorsitzende +.09* +.09* +.01 +.19* +.09* +.05

N 752 692 444 612 780 732

* p < .05  ** p < .01

Tabelle 20	 Korrelationen zwischen der Extensität des (vertikalen und horizontalen) 
E-Mail-Gebrauchs und der Veränderung des Einflusses verschiedener  
Parteiinstanzen 1992–2002 (nach Einschätzung der Parteivorsitzenden), 
nach Zahl jährlicher Vorstandssitzungen

Instanz Vertikale E-Mail zwischen  
Parteibasis und Parteiführung

Horizontale E-Mail  
im Parteivorstand

Vorstandssitzungen pro Jahr Vorstandssitzungen pro Jahr

4 5–6 7+ 4 5–6 7+

Parteiversammlung +.05 +.10* +.04 –.04 –.02 –.07
Parteivorstand +.04 +.05 +.04 +.15** +.12** +.10*
Parteivorsitzender +.00 +.06 +.11* +.10* +.06 +.07

N 730 598 607 729 606 613

* p < .05  ** p < .01

7	 Schlussfolgerungen

Die neuen digitalen Informations- und Kommunikationsmedien haben im Be-
reich der Schweizer Lokalparteien bereits eine erstaunlich breite Anwendung ge-
funden. Mehr als 30 Prozent aller Ortsgruppierungen sind auf  dem WWW mit 
einer eigenen Homepage vertreten, und bei mehr als 76 Prozent von ihnen hat 
sich die E-Mail als neues Kommunikationsmedium eingebürgert; in erster Linie 
als Arbeitsinstrument des Parteivorstands, in zweiter Hinsicht als umfassendes 
Integrationsinstrument zwischen Führung und Mitgliederbasis.
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Noch viele Jahre dürften allerdings vergehen, bis alle Gruppierungen auf-
grund der flächendeckenden Verbreitung von Internetanschlüssen in ihrer Mit-
gliederschaft objektiv-technisch in der Lage sein werden, Onlinekommunikation 
umfassend zu nutzen. Und noch viel mehr Zeit wird wohl verstreichen, bevor 
sich stabile Gebrauchsweisen des Internet eingespielt haben und die Frage be-
antwortet werden kann, wie die Netzkommunikation die internen Strukturen 
und Prozesse sowie das externe Verhalten der Lokalparteien verändert und wel-
che Funktionen sie im Rahmen der gesamten, bisher einseitig auf  Face-to-Face-
Beziehungen beruhenden parteiinternen Kommunikationsprozesse übernimmt. 
So sind die hier vorgeführten, aus dem Herbst 2002 stammenden Ergebnisse 
als eine frühe, vielleicht allzu frühe, Zwischenbilanz zu werten, die keine sehr 
sicheren Schlüsse auf  zukünftige Entwicklungen erlaubt.

Immerhin weisen die Resultate darauf  hin, dass die neuen Kommunikations
medien die Einflussverhältnisse in den Parteien mitbeeinflussen könnten – so 
wie sie schon immer durch traditionelle Kommunikationsprozesse (zum Beispiel 
Sitzungs- und Versammlungsaktivitäten) beeinflusst worden sind. Vor allem 
scheinen kollektive Führungsgremien (»Parteivorstände«) in der Lage zu sein, 
die Onlinekommunikation zur Steigerung ihrer Beratungs- und Entscheidungs
kapazitäten und damit zur Erhöhung ihrer repräsentativdemokratischen Auto-
ritätsstellung zu nutzen.

Dieser Hauptbefund entspricht der beispielsweise von George und King 
(1991) vertretenen These, dass digitale Informationstechnologien immer in eine 
antezedente Machtstruktur hineinwachsen und primär dafür instrumentalisiert 
werden, um die Autoritätsposition der bereits vorher dominierenden Organe zu 
konsolidieren. Die eher geringen basisdemokratisierenden Wirkungen, die vom 
vertikalen E-Mail-Gebrauch ausgehen, wären in dieser Sichtweise dann dadurch 
zu erklären, dass die Parteibasis keine ähnlich intensiven Machtziele wie die 
Parteiführung verfolgt. Allerdings bieten sich zur Erklärung desselben Faktums 
auch überzeugende alternative Erklärungen an: etwa die Tatsache, dass vertikale 
Zweiwegkanäle gleichzeitig zentralisierende und dezentralisierende Potenziale 
besitzen (vgl. 1), oder dass sie im Vergleich zur vorstandsinternen Onlinekom-
munikation bisher überhaupt weniger Verwendung finden (vgl. 2).

So muss nicht nur die simple Behauptung, dass Onlinekommunikation de-
zentralisierend wirke, sondern auch jede andere Hypothese, die einen technolo-
gischen Determinismus unterstellt, zurückgewiesen werden. Plausibler erscheint 
es, der Onlinekommunikation unterstützende (beziehungsweise konditionieren-
de) Leistungskapazitäten zuzuschreiben, die von verschiedenen Akteuren zu 
einer besseren Artikulation und Realisation ihrer Machtansprüche genutzt wer-
den können. Im vorliegenden Fall wird eine Verschiebung von basisdemokra-
tischen zu repräsentativdemokratischen Einflussverhältnissen vollzogen, die mit 
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dem idealen Machtprofil, das in Schweizer Lokalparteien aufrechterhalten wird, 
wahrscheinlich durchaus in Übereinstimmung steht.

Da die Versammlungs- und Sitzungstätigkeit aufgrund der sinkenden Parti-
zipationsbereitschaft der Mitglieder generell abnimmt (vgl. Geser 2004a), wird 
der Onlinekommunikation in Zukunft wahrscheinlich immer stärker die Funk
tion zuwachsen, für einen hinreichenden binnenparteilichen Informationsfluss 
zu sorgen und damit auch – zumindest indirekt – die Einflussverhältnisse zwi-
schen den verschiedenen Parteiorganen zu bestimmen.

Der aktuelle Erosionsprozess der Lokalparteien führt zur Frage, inwiefern 
die politischen Parteien in Zukunft noch in der Lage sind, ihre am Prinzip pri-
märer Interaktion orientierte segmentäre Binnendifferenzierung in lokale Subein
heiten aufrechtzuerhalten. Möglicherweise dürften in Zukunft vermehrt Online
gruppen in den Vordergrund treten, die dazu prädestiniert sind, sich translokal 
zu vernetzen und damit aus ihrem kommunalpolitischen Ursprungskontext zu 
emanzipieren.
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Teil IV
Großanlagen und Low-Tech





Einführung

Die zwei diesen Band beschließenden Aufsätze befassen sich mit den Wirkungen 
neuer Steuerungstechnologien auf  die Governance von Großanlagen, die sich 
durch komplexe Kopplungen technischer und nicht technischer Elemente aus-
zeichnen, sowie mit der Bedeutung von Techniken in Wirtschaftsbereichen, die 
durch eine geringe eigene Forschungs- und Entwicklungstätigkeit gekennzeich-
net sind und als Low-Technology-Sektoren bezeichnet werden.

Der Aufsatz von Stephan Cramer und Johannes Weyer befasst sich am Beispiel 
einer Großanlage mit dem Bedeutungszuwachs kontextsensitiver und interak-
tiver technischer Steuerungssysteme – etwa Robotern und (teil-)autonomen 
Maschinen –, die den Menschen als Entscheider schrittweise zurückdrängen 
und das Verhältnis Mensch-Technik grundlegend neu definieren. Die Autoren 
charakterisieren derartige Anlagen als hybride Systeme, deren Funktionsweise 
zunehmend durch das Mit-Handeln technischer Artefakte geprägt wird. Cramer 
und Weyer arbeiten neue Tendenzen der Mensch-Maschine-Interaktion in der-
art komplexen Großanlagen heraus, skizzieren dadurch bedingte neue Risiko-
dimensionen und diskutieren die Frage möglicher Varianten der Governance 
derartiger Systeme zwischen zentraler und dezentraler Koordination. 

Der Text von Hartmut Hirsch-Kreinsen lenkt das Augenmerk auf  einen volks-
wirtschaftlich relevanten und insgesamt sehr heterogen strukturierten Sektor, 
dessen typisches Merkmal eine ausgesprochen geringe eigenständige techno-
logische Innovationstätigkeit ist. Unternehmen aus Low-Technology-Sektoren 
wie beispielsweise dem Papier-, Verlags- und Druckgewerbe, der Holz- und Mö-
belindustrie oder der Herstellung von Metallerzeugnissen oder Kunststoffwaren 
zeichnen sich durch eine geringe Forschungs- und Entwicklungsintensität aus, 
nutzen allerdings oft avancierte neue und sektorextern entwickelte Technolo-
gien, die sie in spezifischer Weise in ihre Produktionsprozesse integrieren und 
dabei inkrementell weiterentwickeln. Für die Innovationsfähigkeit dieser Un-
ternehmen ist entscheidend, dass sie zum einen über praktisches Wissen zur 
betrieblichen Integration und Nutzung neuer Produktionstechnologien verfü-
gen und dass sie zum anderen eng mit Unternehmen aus forschungsintensiven 
Branchen vernetzt sind, die entsprechende Techniken entwickeln.





Interaktion, Risiko und Governance  
in hybriden Systemen

1	 Hybride Systeme	

1.1	 Smarte Technik – Pervasive Computing – Hybridität

Der Einsatz von Robotern und (teil-)autonomen Maschinen in immer mehr 
Bereichen der Arbeits- und Lebenswelt führt zu einem neuen Rationalisierungs- 
und Technisierungsschub. Gerade bei komplexen und sicherheitsrelevanten Pro-
zessen, zum Beispiel im Bereich des Verkehrswesens, wird der Mensch als eine 
Quelle von Unsicherheit ausgeschaltet und durch »intelligente« Technik ersetzt.

Kontextsensitive und interaktive Technik ermöglicht bereits jetzt situations
angepasste Reaktionen, wenn zum Beispiel der Bremsassistent im Auto die 
Situation schneller als ein Mensch erfasst und den Bremsvorgang vorbereitet 
beziehungsweise ausführt. Derartige Prozesse vollziehen sich lautlos und hinter 
unserem Rücken, so die seit gut zehn Jahren propagierte Vision des pervasive 
computing beziehungsweise ubiquitous computing, die mittlerweile in vielen Berei-
chen in die Praxis umgesetzt wird. Die alles durchdringende Verwendung der 
Computertechnik kann so zu einer schleichenden Veränderung von Entschei-
dungskonstellationen beitragen, die sich sowohl in professionellen als auch in 
alltäglichen Kontexten als Selbstverständlichkeit bereits der bewussten Wahr-
nehmung und Reflexion entzieht.

Der Mensch als Entscheider wird dabei schrittweise verdrängt, gilt er doch 
als eine potenzielle Störquelle, die es zu eliminieren gilt, wenn man eine hundert-
prozentige Systemsicherheit erreichen will. In einem Szenario, in dem intelligente 
und miteinander vernetzte Technik die Systeme vollautomatisch steuert, wird der 
Mensch auf  reine Überwachungs- und Lückenbüßerfunktionen reduziert. Dies 
ist beispielsweise in modernen Verkehrsflugzeugen der Fall, wo der Pilot zum 
Beobachter einer hoch automatisierten Anlage degradiert worden ist, die über-
wiegend vom Auto-Piloten gesteuert wird.

Damit entstehen immer mehr hybride Konstellationen, die von mensch-
lichen Akteuren und (teil-)autonomen Maschinen bevölkert sind, die nebenein
ander, miteinander, teils aber auch gegeneinander agieren.

Stephan Cramer und Johannes Weyer
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1.2	 Hybridität und veränderte Systemsteuerung

Die gegenwärtig sich vollziehende flächendeckende Verbreitung »intelligenter« 
Technik markiert einen Umbruch im Verhältnis von Mensch und Technik, denn 
»smarte« Agentensysteme verfügen – im Gegensatz zu allen Vorläufer-Techno
logien – scheinbar über die Fähigkeit zu handeln, das heißt, Aktionen in einer 
Weise durchzuführen und zu bewerten, wie sie bislang dem Menschen vorbehal-
ten war. Begriffe wie »Autonomie« oder »Interaktivität«, die in der Debatte um 
Agentensysteme einen prominenten Status besitzen, werfen die Frage nach der 
Handlungsträgerschaft von Technik auf  (vgl. Rammert/Schulz-Schaeffer 2002).

Mit dem Aufkommen handlungsfähiger technischer Systeme – so die hier 
vertretene These – vollzieht sich eine grundlegende Veränderung im Verhält-
nis des Menschen zur Technik. Denn der Mensch, der eine Maschine bedient, 
kann nicht mehr davon ausgehen, dass diese als willfähriges Instrument fun-
giert, welches sich – im Prinzip – durch Anweisungen und Programme präzise 
steuern lässt. Aus einem instrumentellen Verhältnis zur Technik wird vielmehr 
schrittweise ein interaktives Verhältnis, das die Technik zu einem Partner und 
Mitentscheider in kooperativen Prozessen macht, die sich in verteilten, hybriden 
Systemen abspielen. Es ist also zu vermuten, dass sich nicht nur unser Verständ-
nis von Interaktion, sondern auch unser Konzept von Systemsteuerung grund-
legend verändern wird, wenn »intelligente« Technik im Spiel ist.

Das Konzept einer »Hybridperspektive« (Rammert 2003: 312) betont das 
»Mit-Handeln technischer Artefakte« in hybriden Konstellationen zwischen 
Menschen und Maschinen verteilten Handelns (Rammert/Schulz-Schaeffer 
2002: 13). Hybride Technik zeichne sich durch ein Mehr an »Komplexität« 
(Menge der Elemente), »Kombiniertheit« (Integration heterogener Techniken) 
und »Undurchsichtigkeit« aus (Autonomieeindruck bei programmierter Infor-
mationstechnik; Rammert 2003: 294). Gestützt werde der Autonomieeindruck 
von Technik in diesen Konstellationen durch die Zunahme maschineller Eigen-
aktivitäten. Damit stellt sich die Frage, wie Menschen und Techniken auf  neue 
Weise koordiniert werden können.

1.3	 Theoretischer Bezugsrahmen

Während Latour (1995: 259) und die Vertreter der Actor-Network-Theory die 
symmetrische Beschreibung sozialer wie technischer Aktanten einfordern, be-
ziehen Rammert und Schulz-Schaeffer (2002: 13) die Frage nach Handeln und 
Technik auf  soziotechnische Konstellationen »verteilten Handelns«. Der tech-
nische Wandel impliziere die Möglichkeit des »Mit-Handeln-Könnens« (ebd.) 
technischer Artefakte und führe zu einer vermehrten »Selbstständigkeit« von 
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Technik (ebd.: 15). Insofern könne nicht mehr davon ausgegangen werden, dass 
Menschen Technik steuern. Vielmehr müsse die »Interaktivität« zwischen Men-
schen und Agenten berücksichtigt werden (ebd.: 16). Deren Gestaltung erfor-
dere – pragmatisch – ein hohes Maß an soziotechnischer Koordination und 
– handlungstheoretisch – ein Handlungskonzept für menschliche wie für nicht 
menschliche Akteure und Agenten. Wie diese Koordinationsleistung erbracht 
werden könnte, bleibt offen. Andererseits wird ein Konzept »gradualisierten 
Handelns« mit Abstufungen unterschiedlich anspruchsvoller Handlungsquali-
täten vorgeschlagen. Statt Substitutionsbeziehungen zwischen Menschen und 
Maschinen zu rekonstruieren, wird nun die Frage gestellt, »wie die Aktivitäten 
insgesamt auf  die einzelnen Handlungsträger verteilt werden und wie viel agency 
jeweils die verschiedenen Instanzen eingeräumt erhalten« (ebd.: 60). Das Kon-
zept bietet die Möglichkeit, empirisch Konstellationen verteilten Handelns 
explorativ aufzudecken, bleibt dabei handlungs- und attributionstheoretisch 
ausgerichtet und vermeidet Festlegungen über die Beschaffenheit spezifischer 
soziotechnischer Konstellationen. Offen bleibt, wie sich der wandelnde Koordi-
nationsbedarf  in hybriden Konstellationen bewältigen lässt.

Dies wirft Fragen nach der Steuerung (hybrider) soziotechnischer Systeme 
auf. Im Hinblick auf  die Governance großer technischer Systeme unterscheidet 
Renate Mayntz (2001: 5) Großanlagen, Großvorhaben und große technische 
Infrastruktursysteme voneinander und unterstreicht – gerade bei Infrastruktur-
systemen – deren Affinität zu zentralen, staatlich dominierten Governance-For-
men (ebd.: 16). Wenn autonome Technik als eine Voraussetzung für dezentral 
koordinierte Prozesse eingeschätzt wird, stellt sich die Frage, ob bei empirisch 
zu untersuchenden Systemen als Anlagen, Vorhaben oder Infrastrukturen eine 
Abkehr von primär zentralisierten Governance-Modi tatsächlich festgestellt 
werden kann.

Die Steuerbarkeit großer Technik ist sowohl gesellschaftlich als auch risiko
soziologisch reflektiert worden. Während Perrow (1992) die Kopplung von 
Systembestandteilen und die Komplexität von Systemprozessen als strukturelle 
Restriktion für Zuverlässigkeit markiert, belegen Untersuchungen praktizierter 
Steuerungsformen, wie in eng gekoppelten und komplexen Systemen durch 
spezifische Organisationsformen und Steuerungsvarianten ein hohes Maß an 
Prozessstabilität und Zuverlässigkeit erreicht werden kann. Von zentraler Be-
deutung erwies sich dabei die organisationale Fähigkeit, von einem zentrali
sierten Modus zu einem dezentralen Modus der Krisenprävention zu wechseln 
(Rochlin 1989: 166ff.).

Für die Analyse hybrider Systeme kann festgestellt werden, dass es kein um-
fassendes Theorieangebot gibt. Mit dem gradualisierten Handlungsbegriff  von 
Rammert und Schulz-Schaeffer steht jedoch ein heuristisches Instrument zur 
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Verfügung, (avancierte) Technik nicht mehr nur als Instrument menschlicher In-
tentionalität zu betrachten. Der Diskurs über (große) technische Systeme bietet 
die Möglichkeit, die Steuerungsproblematik nicht ausschließlich auf  die Hand-
lungsebene der Interaktivität zwischen Menschen und Maschinen zu beziehen, 
sondern zudem die Frage nach zentralen und dezentralen Steuerungsformen 
anzuschließen. Wie Stabilität und Zuverlässigkeit von Steuerungen in hybriden 
Kontexten gewährleistet werden kann, lässt sich unter Rückgriff  auf  den risiko-
soziologischen Diskurs analysieren.

2	 Containerlogistik: Steuerungsprobleme in einem  
hybriden System – eine Fallstudie

2.1	 Der Mensch in der Logistik

Die folgende Fallstudie zur Containerlogistik ist Teil eines Projektes, das darauf  
zielt, große Netze in der Logistik mit dem Instrumentarium des soziotechnischen 
Systemansatzes zu analysieren. Daraus sollen Erkenntnisse über die Interdepen
denz menschlicher und technisch-apparativer Systemkomponenten sowie über 
die Planung, Gestaltung und Beherrschung komplexer Systeme gewonnen 
werden.� Die dem Projekt zugrunde liegende These lautet: Eine vornehmlich 
technikfixierte Innovationsstrategie hat gegenüber einem partizipativen Ansatz 
Nachteile. Letzterer bezieht Anwender und Nutzer in die Gestaltung des Sys
tems mit ein, um so neuen Herausforderungen bei der Systemsteuerung gerecht 
zu werden, die mit dem Einsatz hybrider Technik verknüpft sind.

Erste Ergebnisse der laufenden Forschung in den Bereichen des Straßen-, 
Luft- und Seeverkehrs und der dort zu beobachtenden logistischen Operationen 
weisen darauf  hin, dass hybride Konstellationen längst in die logistische und 
verkehrstechnische Praxis Einzug gehalten haben und ein neuer Koordinations-
bedarf  entsteht. Dies konnte für die Einführung von Fahrerassistenzsystemen 
im Straßengüterverkehr, bei der Analyse logistischer Optimierung in der Luft-
frachtlogistik, für logistische Prozesse auf  einem Containerterminal (Blutner/
Cramer/Haertel 2006) und bei der Implementierung eines dezentral funktio-
nierenden Anti-Kollisionssystems in der zivilen Luftfahrt nachgewiesen werden 
(Weyer 2006).

	�	 Es handelt sich um das Teilprojekt M14 »Der Mensch in der Logistik« innerhalb des DFG-Son-
derforschungsbereichs 559 »Modellierung großer Netze der Logistik«.
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2.2	 Das Containerterminal Altenwerder (CTA)

Terminalkapazitäten und -prozesse sind bottlenecks innerhalb einer globalen 
Wachstumsbranche. So berichten Praktiker von Zeitverzug bei der Abfertigung 
von Containerschiffen in Rotterdam,� während andererseits Branchenkenner 
zum Beispiel beim Schiffsklassifizierer Lloyd’s Register – eine Art TÜV für 
Schiffe – das weitere Wachstum der Transportkapazitäten prognostizieren: »Der 
wachsende Bedarf  an Großcontainerschiffen mit einer Kapazität von 10.000 
TEU scheint sicher zu sein«� (Thies 2005: 518).

Der Aufbau und die Inbetriebnahme eines teilautomatisierten Terminals 
in Rotterdam,� die Automation von Terminalprozessen in Shanghai (vgl. ATIP 
2001) und die Verwirklichung eines weitreichend automatisierten Terminals in 
Hamburg (CTA) verdeutlichen, dass die Betreibergesellschaften der Terminals in 
Zukunft diesen Herausforderungen mit einer innovativen Automationsstrategie 
begegnen wollen.

Terminals fungieren dabei als die zentrale Schnittstelle im internationalen 
Warenverkehr. Renate Mayntz folgend (2001: 5) handelt es sich aufgrund ihrer 
Fläche, der Anzahl zu stauender und zu bewegender Container (mehrere zehn-
tausend) und ihrer logistischen und verkehrstechnischen Funktion um Groß-
anlagen als integrale Bestandteile des großen technischen Infrastruktursystems 
weltweiter Transportlogistik.

Der Einsatz von Assistenzsystemen im Leitstand und von automatischer, 
sich selbst mitsteuernder Umschlagtechnik auf  dem Terminal markiert eine 
Trendwende in der soziotechnischen Gestaltung von Terminals als Großanla-
gen, die es erforderlich macht, die Planung und Durchführung der Terminal
operationen mit angemessenen Termini zu untersuchen.

2.3	 Terminalprozesse

Dazu dient das Hybriditätskonzept, das im Folgenden auf  Terminalprozesse 
und den Einsatz von »Automated Guided Vehicles« (AGV, unbemannte Con-
tainertransportplattformen) im Containerterminal Altenwerder (CTA) in Ham-
burg angewandt wird (vgl. Abbildung 1).

	�	  Interview mit Herrn Z. – leitender Angestellter in einer Hamburger Reedereiniederlassung –  
am 10. November 2004. 

	�	  »TEU«: Abkürzung für Transport Equivalent Units, entspricht den »kleinen« 20-Fuß-Contai-
nern. 

	�	  Interview mit Frau J. am 18. April 2005. Frau J. ist Mitglied der Projektgruppe auf  CTA Ham-
burg.
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(1) Im straßengebundenen Vorlauf  stoppt der Container-Lkw am gate als 
einziger landseitiger Zugangsmöglichkeit zum Terminal. Nach der Überprü-
fung der Lade- und Lieferpapiere erfolgt die konventionelle Sichtkontrolle des 
Containers und die Freigabe zur Fahrt auf  das Terminal. Die Containerdaten 
werden in das zentrale Terminalsteuerungssystem (TLS) eingegeben. (2) Die 
auf  dem Terminal bis zum Weitertransport zu lagernden Container werden im 
»Automatiklager« in Blöcken zusammengefasst. An deren binnenwärts gerich-
teter Schmalseite fordert der Lkw-Fahrer einen Portalkran an. Nachdem ein 
Fernsteuerer im Leitstand den Container zunächst manuell wenige Meter vom 
Lkw abhebt, erfolgt die Einlagerung ins Blocklager vollautomatisch aufgrund 
der Vorgaben, die für diesen spezifischen Container in der zentralen Terminal-
steuerung berechnet wurden. Die entsprechende Position wird angefahren und 
der Container ohne Zutun eines Operateurs vor Ort dort abgesetzt. (3) Wenn 
Container aus dem Blocklager exportiert werden, erfordert dies Umstaubewe-
gungen, um zum Beispiel an unten liegende Container heranzukommen. Die 
Umstaubewegungen werden vollautomatisch durch die Portalkräne nach Berech-
nungen des TLS durchgeführt. (4) Beim Exportvorgang wird dem Portalkran 
der durch den menschlichen Schiffsplaner und sein Assistenzsystem gemeinsam 
generierte Auftrag erteilt, den Container aufzunehmen, dann zur wasserseitigen 
Schmalseite des Blocklagers zu bewegen, um ihn dort (5) auf  das zeitlich ko-
ordiniert anfahrende Transportfahrzeug (AGV) abzusetzen. (6) Das AGV legt 
dann die letzte Etappe auf  dem Weg des Containers zur Containerbrücke – dem 
Kran zur Verladung auf  das Schiff  – vollautomatisch zurück. Die Optimierung 
des Routing erfolgt dabei dezentral auf  der Ebene der AGV-Steuerung und im 
Normalfall ohne Interventionen seitens der Operateure im Leitstand. (7) Unter 
der Containerbrücke hebt eine erste Portalkatze den Container vollautomatisch 
an und setzt ihn anschließend auf  der Laschplattform der Containerbrücke ab. 
Dort befestigt ein Mensch die twistlocks am Container, mit denen sie an Bord 
untereinander verriegelt werden. Nach der Freigabe des Containers bewegt der 
Kransteuerer den Container manuell gesteuert an Bord und setzt ihn an voraus-
berechneter Stelle im Schiff  ab. Damit ist der Ladevorgang beendet.

Schon diese zusammenfassende Darstellung in der Abbildung dürfte deut-
lich machen, dass konventionell vom Menschen gesteuerte Prozesse, Abstim-
mungen zwischen Menschen und Maschinen und hochgradig automatisierte 
Prozesse ineinander greifen. Auch mit den von Rammert definierten Charakte-
ristika hybrider Technik lassen sich die Prozesse und Strukturen auf  dem Termi-
nal angemessen beschreiben. Die Komplexität der Terminalstrukturen ist gege-
ben, da eine konventionell nicht mehr zu beherrschende Fülle bewegter Objekte 
in einer Abfolge verschiedener Prozessschritte koordiniert werden muss. Die 
Kombiniertheit heterogener Techniken besteht insbesondere in der Kombina-
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Abbildung 1  Terminalprozesse: Ablaufschema

6. Export: Horizontaltransport 
AGV fährt vollautomatisch ausgewählte Containerbrücke an

2. Import: Einlagerung 
LKW-Fahrer fordert Blocklagerkran an, Fernsteuerer im Leitstand 

hebt Container kurz an, Übergabe an Portalkranautomatik

5. Export: Horizontaltransport 
Portalkran setzt vollautomatisch Container auf AGV

7. Export: Vertikaltransport 
Automatische Portalkatze hebt Container ab, Transport auf 

Laschplattform in der Containerbrücke, Mensch befestigt Twistlocks, 
Übergabe an Kransteuerer

4. Export: Auslagerung 
Schiffsplaner erarbeitet Stauplan, Assistenzsystem optimiert 

Stauplan, erstellt Arbeitspakete für Portalkran

3. Stau: Blocklager 
Automatischer Umstau

1. Import: Gate 
Manuelle Containerkontrolle und Dateneingabe in TLS,  

automatische Berechnung der Einlagerung

Seeseite: Feeder, Mainliner

Landseite: Lkw, Containerzug
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tion von IT-Steuerungskomponenten, verschiedenen Umschlagtechniken beim 
Horizontal- wie Vertikaltransport und der Koordination und Kopplung ver-
schiedener Verkehrsträger, die über das Terminal als Nabe miteinander gekop-
pelt werden. Elemente sich selbst bewegender Motorik und der eigenständigen 
Ausführung von Operationen durch die Aktorik sind für den überwiegenden 
Teil der Umschlagtechnik vor Ort beobachtbar. Insofern kann das CTA als hy-
brides System rekonstruiert werden. Dies soll nun am Beispiel des Betriebs der 
AGV vertieft werden.

2.4	 Steuerung und Selbststeuerung von Transportfahrzeugen

Bei den AGV handelt es sich um unbemannte, durch Dieselmotoren angetrie-
bene Transportplattformen, die als Straßenfahrzeuge zwischen Blocklager und 
Containerbrücken für den An- und Abtransport der Container eingesetzt wer-
den. Sie bewegen sich auf  einer asphaltierten Freifläche zwischen dem Lager 
und den Containerbrücken. Das Routing der AGV zielt darauf, Wegezeiten und 
Auslastungsgrade zu optimieren.

Die Steuerung von dreiundfünfzig AGV zwischen den vierzehn Container-
brücken und den vierzehn Blocklagern erfordert drei Steuerungsebenen. Die 
Tätigkeit des menschlichen Entscheiders ist im Routinemodus auf  der ersten 
Ebene des Terminallogistiksystems (TLS) erforderlich:

–	 Im TLS werden die Stellplätze im Containerlager verwaltet, die Umstaubewe
gungen berechnet und die Transportaufträge generiert.

–	 Das AGV-Management-System berechnet die Verkehrswege.
–	 Ein Navigationssystem übernimmt die Fahrzeugortung in Echtzeit.�

Die Definition von Rahmendaten für die Koordination des Gesamtprozesses 
erfolgt auf  der ersten und zentralen Steuerungsebene durch manuelle Eingaben 
in das elektronische Terminallogistiksystem. Dieser Vorgang soll am Beispiel 
des Exports eines eingelagerten Containers beschrieben werden.

Die logistische Planung für den gesamten Exportprozess eines Containers 
beginnt mit der Tätigkeit des Schiffsplaners im Leitstand. An einem Bildschirm-
arbeitsplatz wird auf  eine elektronische Liste jener Container zurückgegriffen, 
mit denen ein bestimmtes Schiff  beladen werden soll. Per Mausklick stapelt 
der Schiffsplaner die Container in und auf  dem Schiff. Der Planungsvorgang 
erfordert Erfahrungswissen, weil bestimmte Vorgaben einzuhalten sind. So dür-
fen zum Beispiel Gefahrencontainer nicht in der Nähe der Bordwand gelagert 

	�	  Interview mit Herrn G. am 18. April 2005. Herr G. ist in leitender Position auf  dem CTA im 
Hamburg tätig.
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werden, und beim gesamten Planungsvorgang muss der Gewichtstrimm des 
Schiffes berücksichtigt werden.

Da die Container aus dem Blocklager an Bord gebracht werden müssen, gilt 
es, die Anzahl der Umstaubewegungen zu minimieren. Ein spezielles Entschei-
dungsunterstützungssystem berechnet den manuell erstellten Plan daraufhin, ob 
nicht durch eine alternative Stellplatzvergabe an Bord und eine dadurch geän-
derte Zuführungsreihenfolge Umstaubewegungen reduziert werden können. In 
der Regel übernimmt der Planer den Vorschlag des Entscheidungsunterstüt-
zungssystems und transferiert dann diese Daten als Arbeitspakete zum Beladen 
eines Schiffes in das Terminallogistiksystem TLS.

Nach der Verarbeitung der Daten im TLS werden sie automatisch an das 
AGV-Management-System transferiert und in Transportaufträge umgewandelt. 
Wie diese abgewickelt werden, ergibt sich aus dem Datenaustausch zwischen 
dem AGV-Management-System und dem Navigationssystem. Dessen Lage-
informationen ermöglichen es, die Wege der AGV zu optimieren und verhin-
dern es zum Beispiel, ein AGV mit einem Transportauftrag zu versehen, das 
zu weit vom anzufahrenden Blocklager entfernt ist. Auch die Koordination des 
an der wasserseitigen Schmalseite des Blocklagers eintreffenden AGV mit dem 
dorthin sich bewegenden Blocklagerkran erfolgt ohne menschliches Zutun im 
Rahmen maschineller Abstimmungen. Aus der Perspektive des Leiters der Ope-
rations stellt sich dieser Tatbestand so dar: »Im Zusammenwirken dieser drei 
Ebenen werden automatisch Entscheidungen getroffen.«� Diese Zuschreibung 
von spezifischen Entscheidungsmöglichkeiten an Technik weist gesondert auf  
den hybriden Charakter des dargestellten Teilprozesses hin. Menschen treffen 
im zentralen Leitstand Entscheidungen und generieren dort Vorgaben für die 
Beladung des Schiffes. Wie diese im Routinebetrieb abgearbeitet werden, bleibt 
Prozessen maschineller Abstimmungen überlassen. Dies entlastet den Leitstand 
im Routinebetrieb, belastet ihn aber dann, wenn innerhalb technischer Abstim-
mungen und ihrer physischen Umsetzung durch technische Motorik und Akto-
rik Störungen entstehen.

2.5	 Flexibilität, Problembehebung und die Rolle des Menschen

Derzeit arbeiten im Leitstand acht Operateure auf  vier Funktionsstellen je-
weils paarweise: zwei Schichtleiter, zwei Schiffsplaner, deren Tätigkeit bereits 
beschrieben wurde, zwei Operateure Wasserseite und zwei Prozesssteuerer.� 
Die Aufgabe der Operateure Wasserseite im Leitstand besteht darin, bei Pro-

	�	  Interview mit Herrn G. am 18. April 2005.
	�	  Interview mit Frau J. am 31. Oktober 2005. 
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blemen die Vorplanungen in routiniert abzuwickelnde Operationen umzuset-
zen, Arbeitspakete umzuplanen. Problemlösungskompetenzen zum Beispiel für 
Container mit Sondermaßen sind demnach immer erforderlich. Die Funktion 
der »Prozesssteuerer« als Problemlöser besteht aber auch darin, außergewöhn-
liche Störungen, zum Beispiel im AGV-Betrieb, zu bewältigen.

Da jedes AGV, ob stehend oder in Bewegung, sogenannte »claims«� für an-
dere Fahrzeuge sperrt, ist eine Kollision nahezu ausgeschlossen. Ein liegen ge-
bliebenes AGV kann jedoch nicht automatisch umfahren werden. Hier ist der 
manuelle Eingriff  des Prozesssteuerers erforderlich, der eine von den automa-
tisch gesperrten »claims« zu unterscheidende Sperrfläche manuell setzen muss, 
die dann von den AGV umfahren werden kann.�

Bei diesen Problemen ist demnach die Intervention des menschlichen Ope-
rateurs in Echtzeit erforderlich. Dies deutet darauf  hin, dass im Störungsfall die 
Interaktivität zwischen Menschen und Maschinen zunimmt. Aufgrund der auto-
matisierten Terminalkonzeption kann die Problembearbeitung jedoch nur noch 
im Leitstand durch Eingriffe in die Steuerungsprozesse erfolgen. Dezentrale 
Interventionen vor Ort sind in diesem Fall nicht möglich und Problemlösungen 
bedürfen immer des Umwegs über die zentrale Systemsteuerung.

Neben diesem Beispiel für eine außergewöhnliche, aber konventionelle Stö-
rung, können auf  dem CTA unkonventionelle Fehlleistungen entstehen, die 
auf  die hybride »Undurchsichtigkeit« technischer Abstimmungen hinweisen. 
Obwohl die Parameter des AGV-Einsatzes durch Menschen definiert werden, 
können doch Fehler auftreten, die im Nachhinein zwar rational erklärbar sind, 
die aber bis dahin von den Operateuren so nicht erwartet wurden.10

Bei vier in geringem Abstand nebeneinander arbeitenden Containerbrücken 
– den Kränen zum Beladen der Schiffe – fuhren die AGV wie geplant von einer 
Seite an und sollten dann nach Ablieferung des Containers sofort in Richtung 
Blocklager binnenwärts abbiegen. Die bei der Belieferung von vier Brücken ent-
stehende Verkehrsdichte verhinderte ein Abbiegen um 90 Grad auf  Höhe der 
gerade bedienten Brücke. Die AGV fuhren lange Wege parallel zur Kaimauer 
bis an das Ende der Containerbrückenreihe. Es bildete sich dort ein »Cluster«. 
Bevor Problemlösungen im AGV-Management-System implementiert werden 
konnten, behalfen sich die Prozesssteuerer damit, Sperrflächen am Ende der 
Containerbrückenreihe zu setzen, um so improvisierend die Cluster-Bildung zu 
verhindern.

	�	  Interview mit Herrn G. am 31. Oktober 2005.
	�	  Interview mit Herrn W. am 18. April 2005. 
	 10	 Interview mit Frau J. am 31. Oktober 2005.
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Dieses Beispiel belegt, dass gerade bei der Nutzung der Potenziale maschi-
neller Abstimmungen und Aktivitäten Fehlleistungsmöglichkeiten bestehen, die 
über konventionelle Störungen hinausweisen und Interventionsmöglichkeiten 
des menschlichen Operateurs um so dringender erfordern. Das Erfahrungs-
wissen und Improvisationstalent der Operateure erwies sich als notwendig, 
um anhand der im Leitstand verfügbaren Daten und der dort repräsentierten 
Prozesse eine angemessene Bedeutungsinterpretation des Geschehens vorneh-
men zu können. Diese Form der Deutungsarbeit richtet sich nicht mehr auf  
die Rekonstruktion bis dahin nicht antizipierter Prozesse in komplexen Syste-
men, sondern erfordert zudem ein Verständnis davon, wie verhaltensähnliche 
Prozesse verselbstständigter Technik beeinflusst werden können. Hier bestand 
Nachbesserungsbedarf. Mittlerweile wurde die Zahl der Prozesssteuerer von 
einem auf  zwei erhöht. Die Revision des Leitstandkonzeptes ist damit noch 
nicht abgeschlossen. Die Kreativität der Planer richtet sich bereits auf  Kommu-
nikationsstrukturen im Leitstandteam und die Frage, wie Arbeitsabläufe im Leit-
stand angemessen abgebildet werden können. Das Ziel ist, es den Operateuren 
zu erleichtern, bei der Steuerung komplexer Prozesse den Überblick zu behalten 
und auch dann angemessen zu reagieren, wenn Technik beginnt, in der Interak-
tivität mit dem Menschen mehr Eigenständigkeit als zuvor zu entwickeln.

2.6	 Fazit: Spezifische Steuerungsprobleme

Die Planung, Steuerung und Durchführung der Terminalprozesse auf  dem 
CTA ist auf  menschliche Entscheidungen und Handlungen und maschinelle 
Aktivitäten und Abstimmungen verteilt. Selbst eine erfolgreich umgesetzte und 
aufgrund der Integration von Hybridität innovative Automationsstrategie bleibt 
auf  den Menschen als Entscheider und Problemlöser angewiesen. Solange die 
logistische Praxis auf  einem Terminal wegen Erwartungsunsicherheiten flexibel 
bleiben muss und Störungen unvermeidlich sind, muss konventionell nachjus-
tiert und korrigiert werden.

Im Modus der Störungsbewältigung sind die Operateure auf  konventio-
nelle Praktiken zurückgeworfen. Problemlösungen müssen den Umweg über 
den Leitstand nehmen. Dies kann rasche Reaktionen verhindern. Zudem ist der 
Leitstand auf  die optimierte Bewältigung von Routineabläufen und die üblichen 
Flexibilitätserfordernisse hin ausgelegt, nicht jedoch darauf, verhaltensähnliche 
Abläufe in hybriden Konstellationen zu deuten und Lösungen zu improvisieren. 
Folgende Indizien verweisen auf  diese Problematik der Bewältigung des nicht 
Routinisierbaren:
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–	 Bisher war auf  dem CTA nur ein Systemsteuerer vorgesehen, nun werden 
zwei eingesetzt.

–	 Die Leitstandoperateure verfügen weiterhin nur über einen bis drei an ihrem 
individuellen Arbeitsplatz befindliche Bildschirme, nicht aber über eine für 
alle im Blick befindliche, komprimierende und anschauliche Repräsentation 
des Systemzustandes.

–	 Zudem fehlt es an einer technischen Unterstützung im Umgang mit den bis 
dato schon bekannten emergenten Effekten in komplexen Systemen und den 
unerwartbaren Ergebnissen jener Interaktivität und Selbstständigkeit von 
Technik, die als neuer Problemzusammenhang identifiziert werden konnte.

–	 Eigene Assistenzsysteme zur Bewältigung von Abweichungen von der Rou-
tine fehlen. Deren Entwicklung und Einsatz ist immer mit der Frage ver-
knüpft, wie sie in das Terminalkonzept als Ganzes zu integrieren sind.

Damit steht die Gestaltung von Mensch-Maschine-Schnittstellen auf  der Hand-
lungsebene ebenso zur Disposition wie die strategische Gestaltung des gesam-
ten Terminals.

In Erweiterung jener Perspektive, die durch die Fallstudie abgedeckt ist, wird 
abschließend auf  Koordinationen und Flexibilitätserfordernisse hingewiesen, 
die sich aus der Integration des Terminals als Großanlage in ein großes tech-
nisches Infrastruktursystem ergeben. Zusätzlich zu den bisher thematisierten 
terminalinternen Anforderungen müssen auf  dem Terminal auch solche Ver-
änderungen und Störungen bewältigt werden, die durch andere Systeme (zum 
Beispiel Schifffahrt) oder die Umwelt (zum Beispiel Witterung) entstehen. Die 
in der Fallstudie festgestellte Steuerungsproblematik ist demnach nur ein Teilas-
pekt eines übergeordneten Koordinationsproblems.

3	 Transformationen

Die Frage, was hybride Systeme von konventionellen soziotechnischen Systemen 
unterscheidet, lässt sich unter Verweis auf  die Fallstudie nunmehr beantworten. 
In den folgenden drei Bereichen – Interaktion, Risiko und Governance – sind 
neue Tendenzen zu beobachten, die eine techniksoziologische Einordnung und 
Interpretation erfordern.

3.1	 Interaktion

Wenn »intelligente« Technik im Spiel ist, verändern sich die Formen der Mensch-
Maschine-Interaktion. Im Umgang mit konventioneller Technik benutzen 
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menschliche Akteure die Technik in der Regel als ein Instrument zur Realisie-
rung eines Zweck-Mittel-Kalküls, wobei sie davon ausgehen, dass die Apparate, 
Geräte und Verfahren ihrer Kontrolle unterstehen und nach vordefinierten Algo
rithmen funktionieren.

Die Mensch-Maschine-Interaktion ändert sich grundlegend, wenn avancierte 
Technik im Spiel ist (Weyer 2007). Avancierte Technik zeichnet sich gerade da-
durch aus, dass sie aufgrund der (sensorbasierten) Interaktion zwischen dem 
technischen Gerät und seiner Umwelt situationsangepasste Lösungen generiert, 
die nicht vorab prognostiziert werden können. Avancierte Technik generiert ein 
komplexes Repertoire von Verhaltensweisen, die sich aus der nicht linearen Ver-
knüpfung der internen Operationen ergeben (Brooks 2002; Richter/Rost 2004). 
Die Algorithmen sind zwar deterministisch angelegt und oftmals verblüffend 
simpel (Resnik 1995; Epstein/Axtell 1996; Colella 2001); dennoch zeigen der-
artige technische Systeme ein erstaunlich reichhaltiges Verhalten, das für den 
externen Beobachter undurchschaubar und kaum berechenbar ist (Christaller 
2001; Rammert 2003). Mit der zunehmenden Autonomie von Technik verän-
dert sich also der Status des Menschen: Er ist aufgrund der Undurchschaubar-
keit der Abläufe immer weniger in der Lage, seine strategischen Kalküle unter 
intelligenter Nutzung der Optionen wie auch der Freiräume, die die Technik bie-
tet, umzusetzen. Der Mensch wird zum passiven Beobachter eines Systems, das 
er immer weniger versteht. Er muss sein Verhalten der Maschine anpassen und 
wird dabei zunehmend zu passiv-reaktivem, adaptivem Verhalten gezwungen. 
Die Autonomie der Technik führt also zu einer Verringerung des Handlungs-
spielraums des Menschen und zu einem Verlust an Strategiefähigkeit.

3.2	 Risiko

Die Undurchschaubarkeit und Unberechenbarkeit avancierter Technik hat eine 
bislang unbekannte Verschärfung des Risikos zur Folge, und zwar derart, dass 
einerseits das Sicherheitsniveau durch den Einsatz moderner Technik kontinuier-
lich steigt, andererseits aber das Problem der Entscheidung unter Unsicherheit 
immer gravierender wird. Hybride Technik führt also zu einer nochmaligen Zu-
spitzung der bekannten Probleme hoch automatisierter Systeme (Weyer 1997, 
2006): Phasen monotoner Routinearbeit, die weitgehend aus der Überwachung 
automatischer Abläufe besteht, wechseln – abrupt und überraschend – mit 
Phasen intensiver Anspannung, in denen ein rasches und kompetentes Störfall
management gefragt ist. Die Fähigkeit zur Intervention und zur Krisenbewälti-
gung nimmt jedoch in dem Maße ab, wie die vermeintlich perfekte Technik den 
Nutzer in Sicherheit wiegt und ihm die Möglichkeit nimmt, die entsprechenden 
Qualifikationen zu erwerben und zu trainieren. Vigilanzreduktion (verringerte 
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Wachsamkeit), mangelnde situational awareness (Situationsbewusstsein) und compla-
cency (Zufriedenheit mit dem System) sind die Aspekte, mit denen sich die arbeits-
wissenschaftliche Forschung seit Jahren intensiv befasst, ohne jedoch bislang be-
friedigende Lösungen anbieten zu können (Blutner/Cramer/Haertel 2006).

Denn in hybriden Systemen, in denen avancierte Technik an der Problem
lösung mitwirkt, verschärft sich das Risiko. Ein instruktives Beispiel ist die von 
Bosch entwickelte automatische Geschwindigkeitsregelung ACC (Adaptive Cruise 
Control), die seit dem Jahr 2000 im Einsatz ist und den erforderlichen Abstand 
zum Vordermann automatisch einhält. Das System unterstützt den Fahrer und 
entlastet ihn; es bietet jedoch »keinen zuverlässigen Schutz gegen Auffahrunfäl-
le« (Hack 2004), weil es den Wagen nicht vollständig zum Stillstand bringt. Dies 
ist erst mit der elektronischen Notbremse möglich, die ab 2006 im Lkw- und ab 
2009 im Pkw-Bereich eingesetzt werden soll. Somit entsteht eine neue und bis-
lang unbekannte Unsicherheit zweiten Grades. Denn der Fahrer hat nunmehr 
zwei Aufgaben: Er ist dafür verantwortlich, den Wagen abzubremsen, und muss 
zugleich das Assistenzsystem überwachen und blitzschnell entscheiden, ob der 
automatisch eingeleitete Bremsvorgang ausreicht oder ob er manuell eingreifen 
muss. Die dafür verfügbare Zeit ist jedoch erheblich kürzer als bisher und ver-
langt eine hohe Aufmerksamkeit, die jedoch in dem Maße schwindet, in dem der 
Fahrer sich auf  das Funktionieren elektronischer Assistenzsysteme verlässt.

Diese zeitkritische Kopplung von Prozessen und Entscheidungen und die 
damit verknüpften interpretativen Unsicherheiten ließen sich ebenso auf  dem 
Containerterminal beobachten. Wenn das gemeinsame Merkmal dieser ansons
ten divergenten Systemkonfigurationen in ihrer Hybridität liegt, unterstützt dies 
die Interpretation vom Anstieg des Risikos zweiter Ordnung aufgrund hybrider 
Konstellationen. Hier deutet sich für Perrows Analyse des Risikos in konven-
tionellen Systemen eine Aktualisierungsmöglichkeit an: In Ergänzung zu Kopp-
lung und Komplexität kann Hybridität selbst als ein Risikofaktor identifiziert 
werden.

3.3	 Governance

Avancierte Technik eröffnet neuartige Optionen der Steuerung und Selbststeue-
rung technischer Systeme. Historisch kann man – Gene Rochlin (1998) folgend –  
eine Phase der zentralen Steuerung von Organisationen in den fünfziger und 
sechziger Jahren festmachen, die sich IT-technisch auf  Großrechner stützte, ge-
folgt von einer Phase der dezentralisierten Selbstorganisation in den siebziger 
und achtziger Jahren, die durch den Personal Computer möglich wurde. Die 
nunmehr seit den neunziger Jahren sich eröffnende Option der zentralen Ko-
ordination und Steuerung dezentraler Strukturen ergab sich vor allem durch 
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die elektronische Vernetzung der Systemkomponenten, die sich auf  Netzwerk-
technologien stützt und in zunehmendem Maße auch die Integration mobiler 
Elemente des Netzwerks ermöglicht – und zwar durch Ortungs-, Identifika-
tions- und Kommunikationstechniken wie GPS, RFID und GSM. Diese Koor-
dination und Selbststeuerung mobiler Elemente kann sowohl in einem offenen 
System wie dem Straßenverkehr (mit wenig disziplinierten Akteuren) als auch in 
einem geschlossenen System wie dem Containerterminal (mit hochgradig diszi-
plinierten Agenten) beobachtet werden. Fraglich bleibt, inwieweit Steuerungs-
modi in geschlossenen Systemen auf  solche in offenen Systemen übertragen 
werden können.

In dem Maße, in dem alle Teilnehmer eines Netzwerks in Echtzeit elektro
nisch untereinander kommunizieren können, ergeben sich zwei sehr unterschied
liche Optionen (Weyer 2005, 2006, 2007).

Eine zentrale Koordination und Steuerung versucht, ein Gesamtoptimum dadurch 
zu erreichen, dass aus den verfügbaren Daten, insbesondere aus den Handlungs-
absichten der Teilnehmer (zum Beispiel Fahrtzeiten und Fahrziele), ein Szenario 
entwickelt wird, das die Gesamtauslastung des Systems erhöht und die Ressour-
cen möglichst optimal einsetzt. Verkehrsstaus ließen sich so weitgehend vermei-
den, allerdings unter der Einschränkung, dass die individuellen Akteure bereit 
sein müssten, den Vorgaben zu folgen, das heißt, sich normativ zu integrieren 
und der Versuchung des Trittbrettfahrens zu widerstehen. Zudem müssten die 
einzelnen Fahrzeuge elektronisch derart ausgerüstet sein, dass ihre Aktionen 
in Echtzeit überwacht und gesteuert werden könnten, um etwa zu verhindern, 
dass ein Autofahrer einen slot nutzt, der ihm nicht zugewiesen wurde oder den er 
nicht auf  der Internet-Börse ersteigert hat. Dies beinhaltet also eine »totalitäre« 
Kontrolle (Mattern 2003: 35).

Eine dezentrale Selbstkoordination würde es hingegen den Teilnehmern über-
lassen, durch individuelle Optimierung (zum Beispiel durch Verwendung eines 
Navigationssystems mit dynamischer Routenplanung) beziehungsweise durch 
Aushandlungsprozesse vor Ort (zum Beispiel durch Nutzung des Kollisions-
vermeidungssystems TCAS in der zivilen Luftfahrt, das neben der zentralen 
Steuerung des Luftverkehrs als dezentraler Steuerungsmodus eingeführt wurde) 
brauchbare Lösungen zu generieren. In vielen Verkehrsbereichen wird momen-
tan mit derartigen Ansätzen experimentiert; so sollen beispielsweise Güterwa-
gen auf  Rangierbahnhöfen in Zukunft in der Lage sein, die Weichen selbsttätig 
zu stellen,11 und die AGV optimieren bereits ihr Routing in der Koordination 
untereinander. Auch in der Luftfahrt zeichnet sich gegenwärtig ein Systemwech-
sel ab: Der traditionelle Modus der hierarchischen, zentralisierten Steuerung des 

	 11	Persönliche Information von Florian Schwarz, IML Dortmund, 23. Juni 2005.
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Luftverkehrs durch ATC-Zentren, der seit den siebziger Jahren vorherrschte 
und den Piloten wenig Entscheidungsfreiheiten ließ, wird seit den neunziger 
Jahren durch einen neuen Governance-Modus der dezentralen Koordination er-
gänzt und schrittweise abgelöst. Dieser beinhaltet eine neue Arbeitsteilung, die 
dem Fluglotsen immer stärker die Aufgabe des Air Traffic Control and Manage-
ment (ATM) zuweist, während der Pilot, gestützt auf  neue Technologien, eine 
größere Autonomie in Fragen der Navigation (»Free-Flight«) und der Kollisions
vermeidung erhält, damit zugleich aber auch eine größere Verantwortung über-
nimmt (Hughes/Mecham 2004: 48).

Die Problematik dieses Governance-Modus der Selbstkoordination besteht 
allerdings darin, dass die selbst organisierte Abstimmung individueller und Nut-
zen maximierender Akteure zu unvorhersehbaren emergenten systemischen 
Effekten führen kann, die wiederum nicht intendierte Folgen nach sich ziehen 
können (zum Beispiel die Verlagerung des Verkehrs in Wohngebiete). Selbst 
eigenständige Abstimmungen technischer Funktionseinheiten untereinander 
können derartige Effekte hervorbringen (wie zum Beispiel Cluster-Bildung auf  
dem Terminal). Ob es möglich ist, auch in sicherheitskritischen Bereichen Lö-
sungen zu finden, die zumindest das gleiche Niveau an Sicherheit gewährleisten 
können wie bisher, ist zurzeit eine offene Frage. Und es ist sozialtheoretisch 
höchst spannend, am Beispiel hoch automatisierter Verkehrssysteme das Pro-
blem der Entstehung sozialer Ordnung neu zu diskutieren und die Frage aufzu-
werfen, ob soziale Ordnung auf  marktförmige Weise durch das Zusammenspiel 
rationaler Egoisten entsteht oder ob regulierende Eingriffe staatlicherseits erfor-
derlich sind, die das Verhalten der Akteure durch (weiche oder harte) Eingriffe 
im Sinne des globalen Optimums steuern.

Es wird umfassender empirischer Forschung überlassen bleiben, einen kau-
salen Zusammenhang zwischen Hybridität und Steuerungsmodi aufzudecken 
oder zu verwerfen. Allerdings deutet die mannigfaltige Verwendung smarter 
Technik – von Bremsassistenten im privaten PKW bis zur Steuerung komplexer 
Verkehrs- und Infrastruktursysteme – auf  die Notwendigkeit hin, ein differen-
ziertes Verständnis hybrider Steuerungsformen zu entwickeln. Dafür spricht 
auch die Ausdifferenzierung von Infrastruktursystemen in Verkehrssysteme 
und Großanlagen und die Rekombination von Systembestandteilen, die dann 
als Systeme zweiter Ordnung (zum Beispiel organisierter Massentourismus, 
Transplantationsmedizin) betrachtet werden können (Joerges 1992: 58–62). Die 
Mannigfaltigkeit möglicher Verwendungskontexte und systemischer Rekombi-
nationsmöglichkeiten verringert die Wahrscheinlichkeit, hybrider Technik bezie-
hungsweise hybriden Systemen eine Affinität zu einem spezifischen Steuerungs-
modus nachweisen zu können, wie dies bei zentralisierten großtechnischen Sys-
temen der Fall war.
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4	 Hybride Technik – ein neuer Techniktypus?

Hybride Systeme, in denen Entscheidungen auf  avancierte Technik und 
menschliche Akteure verteilt sind, lassen sich also mit dem traditionellen Reper-
toire der Techniksoziologie, die sich vorrangig mit dem Verhältnis von Mensch 
und konventioneller (instrumenteller) Technik befasst hat, nicht adäquat erfas-
sen. Die »Handlungsfähigkeit der Technik« (Rammert/Schulz-Schaeffer 2002) 
macht es erforderlich, das Konzept der Interaktion zu überdenken, die neuen 
Dimensionen des Risikos zu berücksichtigen und vor allem die Frage nach der 
Entstehung sozialer Ordnung beziehungsweise nach der Steuerung und Selbst-
steuerung hybrider Systeme neu zu stellen – auch hinsichtlich der hier nicht 
diskutierten Frage, ob es Möglichkeiten gibt, die beiden Governance-Modi der 
zentralen und dezentralen Koordination zu einer Art »drittem Weg« zu verknüp-
fen. Es spricht also Einiges für die Vermutung, dass wir es mit einem neuen 
Techniktypus zu tun haben, der die (Technik-)Soziologie herausfordern könnte, 
ihre Kategorien, Begriffe, Modelle und Theorien neu zu überdenken.

Dennoch wäre es voreilig, die Entstehung eines neuen Typus von Technik 
als Beleg für einen technischen Determinismus, und sei es eines sanften, zu 
interpretieren. Technik an sich hat keine soziale Gestaltungsmacht; das belegen 
allein die vielen gescheiterten beziehungsweise nicht realisierten Inventionen. 
Technikkonstruktion bleibt bei aller Eigentätigkeit von Technik immer ein sozia
ler Konstruktionsprozess, in dem technische Optionen genutzt oder nicht ge-
nutzt werden. Dabei bilden die Potenziale, die die technische Entwicklung bie-
tet, eine wichtige Ressource. Es wäre aber kurzschlüssig, das Auftauchen einer 
neuen Technik unmittelbar mit gesellschaftlichem Wandel zu assoziieren. Der 
Prozess ist wesentlich vielschichtiger, und nur eine detaillierte Betrachtung der 
Wechselwirkungen zwischen den Ebenen macht deutlich, welche Rolle Technik 
und welche die Akteure in diesem Prozess spielen.

Autonome Technik verändert die Konstellationen auf  der Mikroebene der 
Mensch-Maschine-Interaktion gravierend. Hier vollziehen sich dramatische 
Veränderungen, die sogar die vollständige Verdrängung des Menschen aus der 
Systemsteuerung denkbar machen. Hier werden innovative Konzepte entwickelt 
und erprobt, und die Technik wird in der Alltagspraxis der Mensch-Maschi-
ne-Interaktion immer mehr zum gleichwertigen Mitspieler, der in Gebiete vor-
dringt, die zuvor allein dem Menschen vorbehalten waren.

Allerdings sind diese Innovationen nur dann gesellschaftlich folgenreich, 
wenn neue Konstellationen der Mensch-Maschine-Interaktion auch in soziotech
nischen Systemen so weit stabilisiert werden, dass sie zu erprobten und bewähr
ten Standard-Praktiken werden (etwa in der Containerlogistik oder der Flug
sicherung). Dabei zeigt sich, dass innovative technische Optionen (wie etwa sich 
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selbst regulierende Software für die Flugsteuerung) sich an tradierten und be-
währten institutionellen Regelungen brechen und sich somit nicht im Selbstlauf  
durchsetzen. Zudem sind die Systembetreiber durch Störfälle oder Unfälle dar-
auf  aufmerksam geworden, dass es gewisse Grenzen der Automation gibt, weil 
der Mensch als Störfallmanager nur schwer ersetzbar ist (Haertel/Weyer 2005).

Die enorme Dynamik, welche die autonome Technik auf  der Mikroebene 
ausgelöst hat, setzt sich also nur gebrochen und gefiltert auf  der Mesoebene der 
soziotechnischen Systeme fort. Inwiefern diese Dynamik auch auf  die Makro
ebene der sozialen Techno-Strukturen und gesellschaftlichen Institutionen 
durchschlagen wird, kann gegenwärtig noch kaum seriös beantwortet werden. 
Man kann in verschiedenen Praxisfeldern wie zum Beispiel in der Luftfahrt und 
in der maritimen Containerlogistik erste tastende Versuche beobachten, neu
artige Governance-Strukturen experimentell zu erproben. Ob diese langfristig 
zu einem Umbau der Regelwerke und institutionellen Strukturen führen werden, 
ist schwer abschätzbar. Dies hängt nicht nur von der Beharrungskraft der beste-
henden Institutionen ab, sondern auch von der Frage, ob neuartige Formen der 
dezentralen Selbstkoordination sich dauerhaft bewähren; konkret: ob es gelingt, 
das hohe Niveau der Sicherheit in der Luftfahrt zu erhalten, wenn die Flug-
zeuge ihre Aktionen untereinander koordinieren, ohne dass es eine übergeord-
nete Kontrolle gibt. Bis es zu einer unhinterfragten sozialen Tatsache wird, dass 
wir technisch generierten Koordinationsleistungen vertrauen, ist es vermutlich 
noch ein weiter Weg. Denn im Unterschied zu der geringen Wahrscheinlich-
keit, hybride Systeme einem spezifischen Steuerungsmodus zuzuordnen und 
daraus technikdeterministische Konsequenzen ziehen zu können, kann eine 
technische Restriktion in der sozialen Gestaltung hybrider Systeme vorbehalt-
lich weiterer empirischer Belege festgestellt werden: Hybridität erfordert eigene 
Koordinationsformen zur Bewältigung von Störungen und Fehlleistungen, die 
es erforderlich machen, den menschlichen Operateur unter problematischeren 
Bedingungen als zuvor – nun handeln auch noch technische Instanzen mit – in 
die Lage zu versetzen, angemessen und zeitnah zu intervenieren.

Als Fazit kann also festgehalten werden: Aus der unbestreitbaren Autonomie 
der Technik, die immer mehr als mithandelnde Instanz wirkt, kann man zwar vor-
sichtig die Existenz eines neuen Techniktypus ableiten. Eine Revision des Stan-
des der techniksoziologischen Forschung in Richtung Technikdeterminismus 
lässt sich damit jedoch nur schwer begründen. Es gibt auch im Falle avancierter 
Technik keine prägende Kraft von Technik, die sich im Selbstlauf  durchsetzt 
und damit sozialen Wandel auslöst. Dies schließt den Nachweis technisch indu-
zierter Restriktionen keineswegs aus. Die Zerstörung alter und die Konstruktion 
neuer sozialer Ordnungen bleiben jedoch vielschichtige soziale Prozesse, die es 
sorgsam empirisch zu analysieren und theoretisch zu verarbeiten gilt.
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Analyse eines Technologiesektors:  
»Low-Technology«

1	 Einleitung

Mit dem Begriff  »Low-Technology« werden in der Innovationsforschung Wirt-
schaftssektoren bezeichnet, in denen nur geringe bis keine FuE-Aufwendungen 
getätigt werden. Grundlage dieser Kategorie ist der Indikator der FuE-Inten
sität, mit dem der Anteil des Aufwandes für Forschung und Entwicklung am 
jeweiligen Umsatz eines Unternehmens oder dem Produktionswert einer Bran-
che gemessen wird. Anhand dieses Indikators werden Sektoren mit einer FuE-
Intensität von mehr als 5 Prozent als »High-Tech« beziehungsweise »Hochtech-
nologie« und jene mit einer FuE-Intensität zwischen 3 Prozent und 5 Prozent als 
»Medium-High-Tech« beziehungsweise »komplexe Technologien« bezeichnet.� 
Sektoren mit einer FuE-Intensität zwischen 3 Prozent und 0,9 Prozent gelten als 
»Medium-Low-Tech« und solche mit weniger als 0,9 Prozent FuE-Intensität als 
»Low-Tech«. Beide sollen im Folgenden unter »Low- and Medium-Technology« –  
LMT – beziehungsweise »nicht forschungsintensiv« zusammengefasst werden. 
Bezogen auf  den industriellen Bereich werden damit zumeist »reife« Branchen 
wie die Herstellung von Haushaltsgeräten, das Ernährungsgewerbe, das Papier-, 
Verlags- und Druckgewerbe, die Holz- und Möbelindustrie und die Herstel-
lung von Metallerzeugnissen wie die Gießereiindustrie und die Herstellung von 
Kunststoffwaren erfasst. Im Unterschied dazu werden unter High-Tech und 
Medium-High-Tech beispielsweise die Pharmaindustrie, Elektronikindustrie, 
Medizintechnik und der Fahrzeugbau, der Luft- und Raumfahrzeugbau sowie 
größere Bereiche des Maschinenbaus und der Elektroindustrie rubriziert. Bezo-
gen auf  das gesamte verarbeitende Gewerbe weist der industrielle LMT-Sektor 
in Deutschland sowie im Durchschnitt einer ganzen Reihe von OECD-Ländern 
bis heute einen hohen Beschäftigungsanteil von mehr als 60 Prozent auf  (Kalou
dis et al. 2005).

	�	 Erfasst werden mit diesem Indikator unternehmensinterne FuE-Aufwendungen für FuE-Perso
nal, weitere FuE-Kosten und Investitionen sowie unternehmensexterne Aufwendungen zum Bei
spiel für FuE-Aufträge an andere Unternehmen und Organisationen (OECD 2002: 108–110).

Hartmut Hirsch-Kreinsen
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Allein diese überraschenden Daten legen die Frage nahe, welchen Stellenwert 
der industrielle LMT-Sektor für die zukünftige sozioökonomische Entwicklung 
in altindustrialisierten Ländern wie Deutschland aufweist, deren Perspektive 
ja vielfach als High-Tech-basierte Wissensgesellschaften begriffen wird. Eine 
Antwort darauf  erfordert zunächst allerdings eine genauere Klärung der mög-
lichen Besonderheiten dieses Sektors, insbesondere, ob es sich dabei um einen 
spezifischen Technologiesektor handelt, der durch bestimmte Strukturbedin-
gungen und Innovationsverläufe zu kennzeichnen ist. Bislang dazu vorliegende 
Forschungsergebnisse machen zweierlei deutlich. Zum einen gibt der Indikator 
der FuE-Intensität für eine genauere Analyse der Besonderheiten der infrage 
stehenden Unternehmen und Branchen aufgrund seiner Eindimensionalität nur 
wenig Hinweise, denn damit wird die Komplexität von Innovationsprozessen 
auf  den Input messbarer Größen reduziert und ein linear-sequenzieller Verlauf  
industrieller Innovation von FuE hin zu Anwendung und Praxis unterstellt (zum 
Beispiel Godin 2004; Smith 2005). Zum anderen zeigt insbesondere eine Studie 
von Nick von Tunzelmann und Virginia Acha (2005), dass eine Klassifikation 
des nicht forschungsintensiven Sektors etwa über Merkmale wie Produktähn-
lichkeiten oder eine gemeinsame beziehungsweise ähnliche Technologiebasis 
aufgrund der Vielfalt der hier angesprochenen einzelnen Branchen nur schwer 
möglich ist. Wie im Folgenden gezeigt wird, lassen sich allerdings Ansatzpunkte 
zu einer tauglichen Klassifikation finden, wenn man die Technologieperspek-
tive ergänzt durch ökonomische und soziale Dimensionen wie beispielsweise 
die Nachfragestrukturen als key drivers von Innovationen, von sich wandelnden 
technologischen Paradigmen und von spezifischen Unternehmensstrukturen.

An diese Überlegungen soll im Folgenden angeknüpft werden und ein für 
den LMT-Sektor typischer Innovationsmodus herausgearbeitet werden. Material
basis hierfür sind die Ergebnisse eines größeren empirischen Projekts über die 
Verlaufsformen und Bedingungen von Innovationsprozessen in LMT-Unter-
nehmen.� Die Fragestellung richtet sich dabei auf  den wechselseitigen Zusam-
menhang zwischen organisationalen und institutionellen Strukturbedingungen 
und konkreten Innovationen im LMT-Sektor. Als analytische Heuristik soll dazu 
auf  den institutionentheoretisch begründeten Ansatz der Innovationssysteme 
zurückgegriffen werden. Dieser Ansatz thematisiert in seinen verschiedenen 
Spielarten den Zusammenhang zwischen der Technologieentwicklung, der je-
weiligen Wissensbasis, den manageriellen und organisatorischen Bedingungen 

	�	 Es handelt sich dabei um das Ende 2005 abgeschlossene und von der EU geförderte For-
schungsprojekt »Policy and Innovation in Low-Tech Industries in Europe – PILOT« (vgl. 
<www.pilot-project.org>). Vorüberlegungen zu diesem Projekt finden sich in Hirsch-Kreinsen 
et al. (2005), Ergebnisse sind in Bender et al. (2005) und Hirsch-Kreinsen et al. (2006) zusam-
mengefasst.
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auf  der betrieblichen und zwischenbetrieblichen Ebene und gesellschaftlich ins-
titutionellen Konstellationen.�

Daran orientiert, gliedern sich die folgenden Ausführungen in vier Ab-
schnitte. Erstens werden auf  der Basis des vorliegenden empirischen Materials 
für den LMT-Sektor typische Innovationsstrategien zusammengefasst, zweitens 
wird nach der Wissensbasis sowie den manageriellen und organisatorischen Be-
dingungen für LMT-Innovationen gefragt, drittens werden ihre gesellschaftlich-
institutionellen Voraussetzungen thematisiert und schließlich wird resümierend 
der Versuch unternommen, einen LMT-Innovationsmodus herauszuarbeiten. 
Der Begriff  Innovationen wird dabei, der auf  Schumpeter zurückgehenden 
sozialwissenschaftlichen Innovationsdebatte folgend (zum Beispiel OECD 
1997: 10; Fagerberg 2005: 4–9), weit gefasst: Darunter werden Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten, die Konstruktion und der erfolgreiche Absatz neuer 
Produkte, die Einführung neuer Produktionstechniken sowie die organisato-
rische Neugestaltung der Prozesse verstanden.

2	 Typische Innovationsstrategien

Je nach ihrem primären Schwerpunkt und ihrer Zielsetzung lassen sich die In-
novationsmaßnahmen der untersuchten LMT-Unternehmen� zu typischen In-
novationsstrategien bündeln:

Zum Ersten findet sich eine Innovationsstrategie, für die eine kleinschrittige 
und kontinuierliche Weiterentwicklung gegebener Produkte charakteristisch ist. 
Verbessert und verändert werden einzelne Produktkomponenten im Hinblick 
auf  ihr Material, ihre Funktion und Qualität, wobei aber die Struktur und die 
technologischen Grundlagen eines Produktes erhalten bleiben.

	�	 Vgl. zum Beispiel Freeman (2002), Carlsson (2004) und Edquist (2005) sowie die instruktive 
Zusammenfassung institutionentheoretisch orientierter Konzepte der Technikforschung von 
Werle (2003). Zu den im Einzelnen als relevant erachteten Faktoren und Bedingungen vgl. zum 
Beispiel Malerba (2005: 384–395).

	�	 Es handelt sich um die Ergebnisse von Fallstudien in dreiundvierzig als nicht forschungsinten-
siv zu klassifizierenden Industrieunternehmen in neun EU-Ländern, die im Rahmen des oben 
erwähnten Forschungsprojektes PILOT von Mitte 2003 bis Mitte 2004 durchgeführt worden 
sind. Die Fallstudien wurden in den allermeisten Fällen in Unternehmen mit einer Beschäf-
tigtenzahl zwischen 50 und rund 500 Beschäftigten durchgeführt. Bei mehr als der Hälfte der 
untersuchten Unternehmen handelt es sich um Metall verarbeitende Unternehmen, der Rest 
gehört zur Nahrungsmittel- und Textilindustrie, zur Holz verarbeitenden Branche und zur Pa-
pierherstellung.
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Zum Zweiten kann eine Strategie identifiziert werden, deren zentrales Merk-
mal Innovationsmaßnahmen sind, die auf  die Sicherung und Verbesserung der 
Absatzmarktsituation eines Unternehmens ausgerichtet sind. Im Einzelnen han-
delt es sich dabei beispielsweise um das modeorientierte Design von Produkten, 
die funktionale und technische Aufwertung von Produkten, die schnelle Anpas-
sung an wechselnde Kundenwünsche und das Ausnutzen von Marktnischen, 
geschickte Strategien von Markenbildung und die Ausweitung von produktbe-
gleitenden Serviceaktivitäten.

Zum Dritten findet sich eine Innovationsstrategie, die sich primär auf  die 
laufende technische und ökonomische Optimierung und Spezialisierung ihrer 
technisch-organisatorischen Prozessstrukturen richtet. Die damit verbundenen 
einzelnen Maßnahmen stehen zwar oft in Zusammenhang mit der Weiterent-
wicklung von Produkten, jedoch dienen diese oftmals dazu, die Voraussetzung 
für eine Verbesserung der Prozessabläufe zu schaffen.

Im Hinblick auf  ihre Schwerpunkte und Zielsetzungen können die verschie-
denen Strategien zunächst nicht grundsätzlich von denen, die auch in Industrie-
sektoren mit deutlich höherer FuE-Intensität anzutreffen sind, unterschieden 
werden.� Betrachtet man allerdings ihre Verlaufsformen genauer, so können an
knüpfend an Kategorien aus der Innovationsforschung (Henderson/Clark 1990) 
Besonderheiten verdeutlicht werden: Sie bewegen sich in einem Spektrum, das 
einerseits von einem Typus »inkrementeller« Innovationen und andererseits von 
einem Typus »architektureller« Innovationen begrenzt wird. Inkrementelle In-
novationen sind dadurch gekennzeichnet, dass ein bestimmtes Produktdesign 
durch die Verbesserung einzelner Komponenten partiell weiterentwickelt wird; 
mit dem Begriff  der architekturellen Innovationen hingegen wird die Neukom-
bination existierender Komponenten zu einem neuen Produktdesign oder einer 
neuen technisch-organisatorischen Struktur des Produktionsprozesses bezeich-
net. Die Gemeinsamkeit beider ist, dass jeweils gegebene technologische Kern-
konzepte und Wissensbestände genutzt und im Rahmen damit vorgezeichne-
ter Entwicklungspfade weiterentwickelt werden. Sie unterscheiden sich damit 
grundlegend von »radikalen« wie auch »modularen« Innovationen, die bestehen-
de technologische Konzepte beziehungsweise Entwicklungspfade verlassen und 
die vielfach als typisch für High-Tech-Sektoren angesehen werden.

	�	 Vgl. beispielsweise die zusammenfassende Darstellung von Innovationsprozessen aus verschie-
denen Branchen mit hoher FuE-Intensität bei Jürgens/Sablowski (2005).
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3	 Unternehmen und unternehmensübergreifende  
Beziehungen

3.1	 Wissensbasis

Fragt man nun, orientiert an den grundlegenden Dimensionen des Ansatzes 
der Innovationssysteme, nach den strukturellen Bedingungen der skizzierten 
Innovationsstrategien, so ist man zunächst auf  ihre Wissensbasis verwiesen. Für 
die hier infrage stehenden Unternehmen ist davon auszugehen, dass sie so gut 
wie keine eigenen FuE-Aktivitäten verfolgen und dass formalisierte Prozesse 
der Wissensgenese und -nutzung nur eine geringe Rolle spielen. Stattdessen 
verlaufen Innovationsaktivitäten in Form von »practical and pragmatic ways 
by doing and using« (Tunzelmann/Acha 2005: 417). Daran anschließend soll 
daher in einer allgemeinen Perspektive das für diese Unternehmen relevante 
Wissen als anwendungsorientiertes praktisches Wissen begriffen werden. Im 
Unterschied zu in ausgesprochenen FuE-Kontexten generiertem theoretisch-
wissenschaftlichem Wissen, das sich an Kriterien wie theoretischer Relevanz 
und Universalität orientiert, wird praktisches Wissen in Anwendungskontexten 
neuer Technologien generiert und es folgt Gültigkeitskriterien wie Anwendbar-
keit, Funktionalität, Effizienz und Störungsfreiheit der Nutzung einer Techno-
logie. Bezeichnet wird damit ein komplexes Bündel verschiedener Wissensele-
mente, das sowohl explizite, kodifizierte und formalisierte Elemente wie etwa 
Konstruktionszeichnungen und Pflichtenhefte für neue Produkte als vor allem 
auch implizite Elemente wie angesammelte Erfahrungen sowie eingespielte und 
bewährte Routinen bei der Lösung technischer Probleme umfasst. Letztere sind 
eng verknüpft mit alltäglicher Erfahrung und Prozessen des learning by doing und 
learning by using, die eine typische individuelle, wie aber auch kollektive Form 
des Erwerbs von praktischen Wissen darstellen.� Beispiele hierfür sind konti-
nuierliche prozesstechnische Innovationen, die in der Regel im Kontext der 
laufenden operativen Funktionen stattfinden und von dem hierfür zuständigen 
Personal wie Betriebsleitung, Meister und qualifizierte Arbeiter angestoßen und 
vorangetrieben werden.

Als bedeutsam für das innovationsrelevante Wissen erweisen sich zudem 
unternehmensexterne Wissensquellen. Dabei handelt es sich sowohl um prak-
tisches Wissen wie etwa Hinweise von Kunden auf  Probleme und Defizite der 
Produkte als auch um wissenschaftlich generiertes Wissen in verschiedenen For-

	�	 Ähnliche Zusammenhänge bezeichnet die Kategorie des »operativen« Wissens bei Nonaka/
Takeuchi (1997: 86), mit der der Prozess der Integration (»Internalisierung«) expliziten bezie-
hungsweise kodifizierten Wissens in laufende, sehr stark von implizitem Wissen charakterisierte 
Arbeitsprozesse bezeichnet wird.
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men. Letzteres muss als unverzichtbares Komplement des unternehmensinter-
nen praktischen Wissens angesehen werden. Erst die Kombination beider Wis-
sensformen versetzt ganz offensichtlich viele der untersuchten Unternehmen 
in die Lage, Markt- und Innovationsanforderungen nachkommen zu können. 
Ein Beispiel hierfür sind weitreichende Prozessinnovationen durch die Adap-
tation neuer Prozessanlagen. Die Unternehmen greifen hierbei einerseits auf  
das ingenieurwissenschaftliche Wissen von Herstellern und Entwicklern zurück, 
das in neuen Produktionsanlagen inkorporiert und kodifiziert ist. Andererseits 
sind Spezifikationen sowie laufende Eingriffs- und Anpassungsmaßnahmen im 
Low-Tech-Anwenderbetrieb häufig unverzichtbar. Voraussetzung dafür ist das 
im jeweiligen Anwenderbetrieb akkumulierte praktische Wissen in seinen ver-
schiedenen Formen – etwa über die Defizite und Probleme der bisher eingesetz-
ten Produktionstechnik und einer erfahrungsgesättigten Einschätzung der tech-
nischen, organisatorischen wie natürlich auch ökonomischen Anwendungs- und 
Nutzungspotenziale neuer Techniken. Ein anderes Beispiel ist die Vorgabe von 
Materialparametern durch Materiallieferanten, die von den Produzenten über-
nommen und im Verlauf  der Weiterentwicklung der Produkte gezielt genutzt 
werden. Insgesamt lässt sich die Wissensbasis der nicht forschungsintensiven 
Unternehmen damit als »verteilte Wissensbasis« charakterisieren (Smith 2003), 
die unterschiedliche Wissensformen voneinander unabhängiger Akteure oft aus 
verschiedenen Branchen und Technologiefeldern umfasst.

3.2	 Organisation des internen Wissens

Ganz ohne Frage kann zunächst die spezifische Wissensbasis als zentrale Vor-
aussetzung für die Innovationsfähigkeit der nicht forschungsintensiven Un-
ternehmen angesehen werden. Sie bestimmt in hohem Maße Richtung und 
Reichweite der Innovationsaktivitäten, insofern als damit ein Handlungsrahmen 
für Unternehmen abgesteckt ist, der nur schwer überschritten werden kann.� 
Entscheidend für die Innovationsfähigkeit der Unternehmen ist aber darüber 
hinaus, in welcher Weise die Unternehmen ihr verfügbares, intern sowie extern 
zugängliches Wissen tatsächlich nutzen. Der Ansatz der Innovationssysteme 
sieht hier relativ kursorisch als bestimmenden Einflussfaktor die Organisations-
strukturen und die internen Prozesse der Unternehmen. Präzisieren lässt sich 
dieser Zusammenhang mit dem Rückgriff  auf  das Konzept der dynamic capabil-

	�	 Es handelt sich dabei um jenes Phänomen, das in der Innovationsforschung mit dem Konzept 
der »absorptiven Kapazität« von Unternehmen diskutiert wird (Cohen/Levinthal 1990). Da-
nach ist die in einem Unternehmen je gegebene Wissensbasis (prior knowledge) in hohem Maße 
bestimmend für die Fähigkeit von Unternehmen, neues Wissen bewerten und für Innovationen 
gezielt nutzen zu können.
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ity.� Gemeint ist damit die Fähigkeit, die die Unternehmen in die Lage versetzt, 
ihre Wissensbasis strategisch zu pflegen und zu entwickeln, sie zu mobilisie-
ren und dabei die einzelnen Wissenselemente in jeweils spezifischer Weise zu 
kombinieren, um damit schließlich technologische Innovationen zu generieren. 
Gewendet auf  den Fall des nicht forschungsintensiven Sektors lässt sich dieser 
Zusammenhang wie folgt näher bestimmen:

–	 Erstens geht es um die Fähigkeit, im Prinzip verfügbares Wissen im Rahmen 
von Produkt- und Prozessinnovationen zu nutzen und weiterzuentwickeln, 
also dieses Wissen kontinuierlich zu transformieren. Bei der beschriebenen 
Strategie der kontinuierlichen Prozessoptimierung spielt diese Fähigkeit eine 
entscheidende Rolle.

–	 Zweitens handelt es sich um die Fähigkeit, verfügbare Wissens- und Tech-
nologieelemente kontinuierlich zu rekombinieren und damit geänderte Pro-
dukte und Prozessstrukturen zu realisieren. Von besonderer Bedeutung ist 
diese Fähigkeit etwa im Fall der marktorientierten Innovationsstrategie, in 
deren Rahmen weiterentwickelte Produktmodule zu einem neuen Produkt-
design zusammengesetzt werden.

–	 Drittens wird hiermit eine Dimension angesprochen, die die Fähigkeit zur 
Integration neuen Wissens bezeichnet. Abgestellt wird damit darauf, dass 
eine Reihe der untersuchten Unternehmen mehr oder weniger kontinuierlich 
neues, in der Regel extern generiertes Wissen – seien es praktische Erfah-
rungen des Vertriebspersonals über völlig geänderte Absatzbedingungen, 
seien es ingenieurwissenschaftliche Forschungsergebnisse über neue Bear-
beitungsverfahren oder mögliche Produktmaterialien – aufgreifen, in ihre 
bestehende Wissensbasis integrieren und davon ausgehend neue Produkte 
und Prozesse entwickeln.

Diese Fähigkeit zur Wissensnutzung basiert dabei in hohem Maße auf  den 
Routinen und Strukturen der Unternehmensorganisation, etwa auf  der Art der 
Arbeitsteilung, auf  den vorherrschenden Kommunikations- und Kooperations-
formen und den damit verbundenen Qualifikations- und Personalstrukturen 
(Henderson/Clark 1990: 15–18; Cohen/Levinthal 1990: 131–135). Bezogen 
auf  die untersuchten Unternehmen lassen sich die folgenden Zusammenhänge 
ausmachen. In manchen Fällen versucht das Management durch die Definition 

	�	 Vereinfacht formuliert ist bei diesem aus der Managementforschung stammenden ressourcen
orientierten Analysekonzept (zum Beispiel Dosi et al. 2000) das zentrale Argument, dass Unter-
nehmen durch eine spezifische Kombination besonderer und knapper Ressourcen, insbesonde-
re Wissen der verschiedensten Art, charakterisiert werden können und dass sie jeweils über eine 
spezifische Fähigkeit, eben als dynamic capability gefasst, verfügen müssen, diese Ressourcen für 
ihre strategischen Ziele nutzen zu können (vgl. Laestadius 2005; Bender/Laestadius 2005).
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von Entwicklungsprojekten mit bestimmter Priorität und durch Zielvereinba-
rungen, mit den wenigen Ingenieuren und Meistern Produkt- und Prozessinno-
vationen strategisch anzugehen. In anderen Fällen, etwa bei modeorientierten 
Bekleidungsherstellern, finden sich relativ etablierte und über Jahre eingespielte 
Verfahrensweisen, im Rahmen des laufenden Produktionsprozesses Produkt
ideen zu generieren. Daneben sind aber auch solche Fälle beobachtbar, in de-
nen Innovationsideen Ergebnis eher zufälliger Trial-and-Error-Prozesse sind, ja 
oftmals auf  die Ideen einzelner Manager, Techniker oder Vertriebsangestellter 
zurückzuführen sind. Als entscheidende Bedingungen für die Effektivität die-
ser Praktiken können Aspekte wie hinreichend offene Kommunikationskanäle, 
zumindest in begrenztem Maße verfügbare Handlungsspielräume und gewisse 
Zeitreserven zumindest bei bestimmten Beschäftigten, aber auch entsprechende 
Anstöße und Vorgaben seitens des Managements angesehen werden, die auf  
eine zielgerichtete Mobilisierung des verfügbaren Wissens abstellen.

3.3	 Management der verteilten Wissensbasis

Aufgrund der hohen Bedeutung unternehmensexterner Akteure und ihres Spe-
zialwissens ist die Fähigkeit zum Management und zur effektiven Koordination 
unternehmensübergreifender Austauschbeziehungen eine weitere ganz zentrale 
Voraussetzung für erfolgreiche LMT-Innovationen. Wesentlich für die Funk
tionsfähigkeit solcher Beziehungen ist eine an den Erfordernissen einer unter-
nehmensübergreifenden Kooperation ausgerichtete Organisationsstruktur des 
jeweiligen Unternehmens, wie zum Beispiel der Aufbau entsprechender Kom-
munikationskanäle, von Schnittstellen und von personellen Zuständigkeiten, die 
auf  Kooperationsbeziehungen ausgerichtet sind. Eine wichtige Vorbedingung 
hierfür ist die Professionalität des jeweiligen Managements, das in der Lage sein 
muss, die spezifischen Kompetenzen und damit verbunden die Interessen ver-
schiedenster Kooperationspartner so aufeinander abzustimmen und zu regeln, 
dass der Transfer des erforderlichen Wissens gewährleistet ist.

Betrachtet man konkret die Zulieferbeziehungen, so lässt sich ein breites 
Spektrum verschiedener überbetrieblicher Beziehungen ausmachen. Zum einen 
handelt es sich um Zulieferunternehmen aus unterschiedlichen Branchen und 
mit spezifischen Kompetenzen, die zuverlässig, flexibel und vor allem kosten-
günstig einfache und standardisierte Vorprodukte und Produktkomponenten 
liefern. Im Hinblick auf  die Innovationsstrategien sind solche Standardliefe
ranten insofern von Bedeutung, als ihre Lieferfähigkeit und vor allem auch ihre 
Preise unter Umständen ganz entscheidenden Einfluss darauf  haben, wie erfolg
reich beispielsweise ein Problemlöser tatsächlich ist, wie schnell neue Absatz-
möglichkeiten erschlossen werden können und ob mit den lieferbaren Teilen 
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und Komponenten geplante Produktinnovationen möglich sind. Zum anderen 
geht es um verschiedentlich als »strategisch« bezeichnete Lieferanten, die auf-
grund ihres speziellen Wissens über Materialien, Fertigungsmöglichkeiten usw. 
wichtige Anstöße für Weiterentwicklungen der LMT-Produkte geben und die 
Wissensdefizite der entsprechenden Unternehmen ausgleichen können.

Im Hinblick auf  die Beziehung der LMT-Firmen zu Kunden und Abneh-
mern finden sich ebenfalls sehr unterschiedliche Situationen. Auf  der einen 
Seite setzen Unternehmen mit einer marktorientierten Strategie auf  einen direk
ten Zugang zu Endkunden durch eingespielte Verkaufskanäle und längerfris-
tige Beziehungen. Dabei sind beispielsweise eine genaue Kenntnis über sich 
wandelnde Kundenpräferenzen und Verkaufsstrategien großer Einzelhändler 
unverzichtbar für Absatzerfolge und die Fähigkeit, neue Absatzmöglichkeiten 
und Marktnischen aufzuspüren und durch Produktmodifikationen zu nutzen. 
Auf  der anderen Seite lassen sich Marktaktivitäten identifizieren, mit denen die 
Unternehmen lediglich auf  Vorgaben und Anstöße von mächtigen Großkun-
den für bestimmte Produktinnovationen reagieren. In der Regel müssen diese 
Produktspezifikationen ohne Modifikation und Anpassung an die eigenen Pro-
dukt- und Produktionsbedingungen von den nicht forschungsintensiven Firmen 
akzeptiert und realisiert werden. In diesen Fällen findet sich ein weit verbreitetes 
Muster machtasymmetrischer Zulieferbeziehungen, das die Innovationsstrate-
gien der nicht forschungsintensiven Unternehmen in hohem Maße bestimmt.

4	 Gesellschaftlich-institutionelle Bedingungen

Die Wissensbasis der Unternehmen und ihre Fähigkeit, sie strategisch zu nutzen, 
sind stets eingebettet in unternehmensübergreifende, gesellschaftsstrukturelle 
Bedingungen. Folgt man dem Ansatz der Innovationssysteme, so geht es dabei 
vor allem um jene gesellschaftlich-institutionellen Bedingungen, die in einem 
erkennbaren Zusammenhang mit Technologieentwicklung und Innovationen 
stehen. Das vorliegende empirische Material zu den LMT-Innovationen ver-
weist allerdings auf  unterschiedlich relevante Zusammenhänge. Sie lassen sich 
in einem breiten Spektrum unterschiedlich intensiver Formen der Kopplung 
zwischen den Innovationsstrategien und den gesellschaftlichen Institutionen 
verorten.
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4.1	 Lose Kopplung mit Arbeitsmarkt und Forschungspolitik

Die Bedingungen des Arbeitsmarktes und die Institutionen der Berufsbildung 
können für die wenigsten der untersuchten LMT-Unternehmen als bedeutsam 
angesehen werden. Die Versorgungslage mit spezifisch qualifiziertem techni
schem Personal spielt allenfalls für jene Unternehmen eine Rolle, die, wie etwa 
Papierproduzenten, aufwendige und anspruchsvolle Produktionsanlagen einset-
zen. Qualifiziertes und autonom handelndes Personal ist in diesen Fällen eine 
zentrale Voraussetzung dafür, Prozessstörungen antizipieren und teure Still-
standszeiten der Anlagen vermeiden zu können. Verwiesen wird hier etwa auf  
fehlende sogenannte Hybridqualifikationen, die sowohl traditionelle technisch-
fachliche Komponenten als auch auf  neue Technologien und Organisations-
formen bezogene Fähigkeiten umfassen. Qualifikationsdefizite dieser Art treten 
offensichtlich unabhängig davon auf, ob die Unternehmen wie in Deutschland 
auf  gelernte Facharbeiter oder wie in Skandinavien oder Irland auf  schulisch 
qualifiziertes Personal zurückgreifen können.

Für die Mehrheit der untersuchten Unternehmen erweisen sich hingegen die 
Institutionen des Arbeitsmarktes und des Qualifikationserwerbs als wenig be-
deutsam für ihre Innovationsfähigkeit. Denn, wie angedeutet, bündeln viele der 
nicht forschungsintensiven Unternehmen ihr internes Wissen in der Hand weni-
ger Manager und Experten, während die Mehrheit der Beschäftigten mehr oder 
weniger angelernte Arbeitskräfte sind. Es liegt auf  der Hand, dass damit kaum 
besondere Rekrutierungs- und Qualifizierungsprobleme einhergehen und diese 
Unternehmen auf  gesellschaftlich regulierte Prozesse des Qualifikationserwerbs 
so gut wie nicht angewiesen sind. Insofern sind die untersuchten Unternehmen 
vielfach in einen Arbeitsmarkt eingebunden, der einem Typus eines unstruktu-
rierten Arbeitsmarktes nahekommt, während die regulierten Strukturen berufs-
fachlicher oder gar betriebsinterner Arbeitsmärkte keine Rolle spielen.

Ähnliche Zusammenhänge lassen sich im Hinblick auf  die Bedeutung poli-
tisch-regulativer Bedingungen für die Innovationsstrategien der LMT-Unterneh
men ausmachen (Jacobson/Heanue 2005). Zum einen gaben die Unternehmen 
aus nahezu allen westeuropäischen Ländern die aus der öffentlichen Standort-
debatte bekannten Hinweise auf  ausgesprochen nachteilige politische Faktoren 
wie zu hohe Kosten, insbesondere Arbeitskosten und Steuern, oder eine unflexi
ble und einengende staatliche Bürokratie. Es ist sicherlich nicht zu bestreiten, 
dass diese Aspekte aufgrund des intensiven Kosten- und Konkurrenzdrucks 
für sehr viele nicht forschungsintensive Unternehmen besonders gravierend 
sein können. Zum anderen wird verschiedentlich auf  existierende öffentliche 
Förderung von technologischen Innovationen und die aktive staatliche Unter-
stützung des Ausbaus oder gar der Neugründung von Fabrikanlagen als innova-
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tionsförderliche Bedingungen verwiesen. Freilich sind diese Fördermaßnahmen 
oft sektorenunspezifisch ausgelegt, oder sie zielen auf  die Unterstützung von 
Forschung und Hochtechnologien und richten sich nicht auf  die besonderen 
Belange von Low-Tech-Unternehmen – ein Umstand, der häufig als mangeln-
de awareness innovations- und wirtschaftspolitischer Akteure gegenüber nicht 
forschungsintensiven Industrien bezeichnet wird. Allenfalls haben solche Maß-
nahmen indirekt förderliche Effekte für die Innovationsfähigkeit der infrage 
stehenden Unternehmen, insofern sie generell auf  die Verbesserung der techno
logischen und ökonomischen Bedingungen der industriellen Produktion gerich-
tet sind.

Ähnliche Zusammenhänge sind auf  der Ebene der EU-Technologiepolitik 
erkennbar. Hier findet sich noch sehr viel ausgeprägter als auf  nationaler Ebene 
ein Fokus auf  Forschung und High-Tech. Dies gilt sowohl für die verschiede
nen EU-weiten Förderprogramme seit Anfang der achtziger Jahre als auch für 
ein Programm wie EUREKA (European Research Coordinating Agency), das 
primär auf  die Koordination verschiedener nationaler Unternehmen und Orga
nisationen abstellt. In jedem Fall wird das Ziel verfolgt, FuE-Aktivitäten zu för-
dern, möglichst weitreichende Basisinnovationen anzustoßen und ihnen zum 
Durchbruch zu verhelfen. Nicht forschungsintensive Innovationen kommen 
hier, den vorliegenden Befunden zu Folge, ebenfalls nicht in den Blick.

4.2	 Enge Kopplung mit den gegebenen Wirtschafts- und  
Industriestrukturen

Angesichts der skizzierten Bedeutung der verteilten Wissensbasis für die In-
novationsfähigkeit der LMT-Unternehmen ist es hingegen nicht überraschend, 
dass sich die Vernetzung mit »benachbarten« und »unterstützenden« Unterneh-
men und Organisationen der verschiedensten Art (Porter 1998), die von Fall 
zu Fall neue Technologien und Wissen bereitstellen, als sehr relevante Voraus-
setzung für die Innovationsfähigkeit der LMT-Unternehmen erweist. Dieser 
Aspekt zeigt sich zum einen im Hinblick auf  die in vielen westeuropäischen 
Ländern ausgeprägte Dichte von Zulieferfirmen. Sie ermöglicht es, je nach Inno
vations- und Produktionsanforderungen Zulieferer leichter auszutauschen als in 
weniger industrialisierten Ländern und dadurch die Wertschöpfungskette flexi-
bel und schnell an neue Erfordernisse anzupassen. Zum Zweiten ist dieser Zu-
sammenhang aber auch im Hinblick auf  die Beziehungen zu den Entwicklern 
und Herstellern von Produktionstechnologien von Bedeutung. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn technische Einrichtungen anwendungsspezifisch ausgelegt, 
zumindest aber in bestimmten Komponenten und Funktionen an die besonde-
ren Anwendererfordernisse angepasst werden müssen. Naturgemäß setzt dies re-
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lativ enge und dauerhafte Abstimmungs-, Kommunikations- und Lernprozesse 
zwischen den beteiligten Partnern voraus. Zum Dritten spielen verschiedentlich 
Dienstleister mit speziellem Wissen eine wichtige Rolle für die Innovationsakti-
vitäten der Unternehmen. Zu nennen sind hier beispielsweise Designunterneh-
men, die Teile der Produktgestaltung übernehmen, Firmen und Institute, die 
über spezielle Kompetenzen und Einrichtungen für Qualitätstests oder spezielle 
technische Entwicklungsfragen verfügen sowie Marktforschungsinstitute.

Darüber hinaus erweist sich, dass nicht nur die generelle Einbettung der 
LMT-Unternehmen in die je gegebenen Industriestrukturen und die gezielte 
Nutzung des damit verfügbaren komplementären Wissens vielfach für ihre 
Innovationsfähigkeit unverzichtbar ist, sondern auch ihre Vernetzung mit 
Unternehmen und Organisationen aus forschungs- und entwicklungsintensiven 
Sektoren. Insbesondere handelt es sich dabei um die beschriebenen Austausch
beziehungen mit unterstützenden Unternehmen wie mit den Entwicklern und 
Produzenten komplexer Prozesstechnologien, mit den erwähnten Dienstleistern 
und auch mit wissenschaftlich orientierten Einrichtungen, die den Low-Tech-
Unternehmen teilweise im Kontext enger kooperativer Beziehungen neues Wis-
sen und Technologien zur Verfügung stellen.

Enge Kopplung bedeutet in diesem Fall aber auch, dass in umgekehrter 
Richtung – von »Low-Tech zu High-Tech« – relevante Innovationsanstöße ge-
geben werden. Wie Robertson und Patel (2005) verdeutlichen, ergeben sich die-
se zum einen aus dem schlichten, aber oft übersehenen ökonomischen Um-
stand, dass die Gewinne aus verkauften neuen Technologien die zentrale 
Voraussetzung für die Amortisation und die Fortführung von FuE-Investitio
nen bei den forschungsintensiven Herstellern sind. Bestimmender Faktor hier-
für ist die schnelle Diffusion neuer Technologien, die wiederum sehr stark beein
flusst wird von der jeweiligen dynamic capability der nicht forschungsintensiven 
Unternehmen. Zum anderen ergeben sie sich aus der technischen und ökono-
mischen Spezifizierung von Anwendungserfordernissen dieser Unternehmen 
für neue Technologien. Diese beeinflussen dann ganz entscheidend Entwick-
lungsrichtungen neuer Technologien, wenn die Erfordernisse einzelner indivi-
dueller Anwender denen möglichst vieler weiterer Anwender ähneln und auf  
diese Weise aus der Sicht der Hersteller ein breites Anwendungsfeld für kom-
plexe Produkte eröffnet wird.� Beispielhaft hierfür sind die Prozesstechnologien 
der Holzbearbeitung und der Papierherstellung, deren kontinuierliche Weiter-
entwicklung zwar von einzelnen Anwendern angestoßen wird, diese jedoch zu-

	�	  In historischer Perspektive fasst Rosenberg (1963) diesen Vorgang als »technologische Kon-
vergenz« und sieht darin einen entscheidenden Mechanismus der fortlaufenden industriellen 
Strukturveränderung.
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gleich branchenweite und branchenübergreifende Absatz- und Anwendungs-
möglichkeiten erhält und schafft. Grosso modo können daher LMT-Unternehmen 
sowohl als wichtige recipients neuer Technologien wie aber auch als carriers ihrer 
Weiterentwicklung angesehen werden und sie sind für die industrielle Innova
tionsfähigkeit insgesamt ein unverzichtbarer, verschiedene Industriesektoren 
verbindender Sektor (Tunzelmann/Acha 2005; Robertson/Patel 2005).

4.3	 Erosion gewachsener regionaler Bindungen

Diese Kopplung mit den umgebenden Wirtschafts- und Industriestrukturen be-
deutet gleichwohl nicht, dass in jedem Fall eine ausgesprochen regionale Einbet-
tung der LMT-Unternehmen für ihre Innovationsfähigkeit von Bedeutung ist. 
Vielmehr legen die Befunde über die Bedeutung einer regionalen Verankerung 
der LMT-Unternehmen es nahe10, die aus der sozialwissenschaftlichen Regional- 
und Globalisierungsdebatte stammende These von den »paradoxes of  territories« 
(Crouch et al. 2001: 21) aufzugreifen: Einerseits stehen viele der LMT-Unterneh-
men unter dem Druck, sowohl Lieferanten- und Ausrüsterkooperationen als auch 
Kundenbeziehungen räumlich auszuweiten, um damit ihre Positionen zu sichern 
und teilweise auszubauen. Die Konsequenz ist, dass ausgeprägte regionale Indus-
trieagglomerationen wie etwa die bekannten industriellen Distrikte in der Emilia 
Romagna zu erodieren drohen. Die sich wandelnden Muster räumlicher Nähe 
weisen immer weniger die dicht vernetzten und abgeschotteten Beziehungsstruk-
turen und Koordinationsformen eines vergleichsweise geschlossenen regionalen 
Innovations- und Produktionssystems auf. Den vorliegenden Befunden zu Fol-
ge gewinnen vielmehr marktförmige, vertraglich formalisierte und von zuneh-
mender Kostenkonkurrenz geprägte Austauschbeziehungen an Bedeutung, die 
geographisch immer weiter ausgreifen (Garibaldo/Jacobson 2005).

Andererseits impliziert das going global vieler Unternehmen eine wachsende 
Bedeutung räumlicher und damit verbundener sozialer und kultureller Nähe 
für die Innovationsfähigkeit der Unternehmen generell, da daraus spezifische 
Handlungsvorteile gegenüber Konkurrenten resultieren. Zum einen wird ins-
besondere im Fall der marktorientierten Innovationsstrategie räumliche Nähe 
bei Lieferantenbeziehungen als wichtig erachtet, da dadurch Logistikprobleme 
vermieden werden können und störungsfreie und schnelle Lieferbarkeit von 
Teilen und Komponenten gewährleistet ist. Zum Zweiten spielt dabei in vielen 
Fällen auch die räumliche Nähe für Kundenbeziehungen eine wichtige Rolle, da 

	 10	Obgleich regional vernetzte Industriestrukturen in den verschiedenen europäischen Ländern 
deutlich unterschiedliche Muster und Traditionen aufweisen (zum Beispiel Crouch et al. 2001), 
handelt es sich dabei offenbar um eine generelle Tendenz.
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vor allem damit Lieferfähigkeit »über Nacht« gewährleistet werden kann. Zum 
Dritten spielt bei einer ganzen Reihe von Unternehmen, die eine Strategie der 
Prozessspezialisierung verfolgen, die Nähe zu Herstellern von Produktionstech-
nologien aufgrund der damit verbundenen wechselseitigen Kenntnis und Kom-
munikationsbasis eine vorteilhafte Rolle.

5	 Resümee: LMT-Innovationsmodus

Der skizzierte wechselseitige Zusammenhang zwischen manageriellen, orga-
nisationalen und institutionellen Strukturbedingungen und den je konkreten 
Innovationsstrategien kann als spezifischer LMT-Innovationsmodus resümiert 
werden. Vorherrschend ist ein innerbetriebliches praktisches Wissen im Kon-
text einer verteilten Wissensbasis, die in hohem Maße manageriell begründete 
Fähigkeit, diese zu nutzen und auszubauen, sowie eine zumeist relativ lockere 
Kopplung der Unternehmen mit gesellschaftlich-institutionellen Bedingungen. 
Der Vernetzung mit forschungsintensiven Branchen kommt allerdings in vielen 
Fällen eine vergleichsweise bedeutende Rolle für den Erhalt und den Ausbau 
der Innovationsfähigkeit dieser Unternehmen zu. Als besonderes Merkmal ist 
zudem das Phänomen der architekturellen Innovation einzustufen. Gemeint ist 
damit nicht nur die Fähigkeit der Kombination und Rekombination verfügbarer 
Technologiekomponenten, sondern auch jene, verteiltes Wissen aufzugreifen, 
zu adaptieren und zu neuartigen Problemlösungen zu nutzen. Offensichtlich 
sind dadurch ganz erhebliche Wettbewerbsvorteile von solchen Unternehmen 
unter den Bedingungen einer sich intensivierenden globalen Konkurrenz zu 
erzielen. Damit werden Innovationsstrategien möglich, mit denen eingespielte 
Wege einer nur schrittweisen Produktverbesserung zugunsten eines schnellen 
Produktwechsels verlassen werden können.

Die Konturen eines LMT-Innovationsmodus lassen sich darüber hinaus noch 
ein Stück weit in einer vergleichenden Perspektive schärfen, die in dem Ansatz 
der institutionalistischen Innovationsanalyse angelegt ist. Einen Anknüpfungs-
punkt hierfür bietet die Diskussion über die Produktionsmodelle und die tech-
nologischen Spezialisierungspfade verschiedener Länder und Ländergruppen, 
die im weiteren Kontext der bekannten Debatte über die verschiedenen »Spiel-
arten des Kapitalismus« stehen (zum Beispiel Caspar et al. 1999; Hollingsworth 
2000; Hall/Soskice 2001). Dieser Debatte zufolge weisen die Kernländer der EU 
und insbesondere Deutschland ein technologisches Spezialisierungsmuster auf, 
das sich durch die Entwicklung komplexer Produkt- und Prozesstechnologien, 
durch relativ moderate langfristig orientierte Innovationsstrategien, durch dau-
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erhafte Kundenbeziehungen und vor allem durch eine ausgeprägte Orientierung 
auf  Weltmarktnischen für anspruchsvolle und spezialisierte Produkt- und Pro-
zesstechnologien auszeichnet.11 Typische Branchen sind die Automobilindustrie, 
die Investitionsgüterindustrie, die elektrotechnische und die chemische Indus-
trie – zumeist also Branchen, die größtenteils eine überdurchschnittliche FuE-
Intensität aufweisen und den obigen OECD-Kategorien folgend als High-Tech 
oder Medium-High-Tech bezeichnet werden können. Als gesellschaftliche Be-
dingung für dieses technologische Spezialisierungsmuster gilt insbesondere die 
ausgeprägte Kopplung von Unternehmensstrategien mit einem dichten gesell-
schaftlichen Institutionensystem, das pfadabhängige und langfristig orientierte 
Innovationen fördert. Für Deutschland werden hier hervorgehoben (Hollings-
worth 2000: 626–632):

–	 das System der beruflichen Bildung mit den vorherrschenden berufsfach-
lichen und internen Arbeitsmarktstrukturen;

–	 ein auf  großbetriebliche Kernbelegschaften und qualifizierte Produktions
arbeit ausgerichtetes System der industriellen Beziehungen;

–	 ein in großen Teilen von anwendungsorientierten Ingenieurwissenschaften 
dominiertes Wissenschaftssystem;

–	 spezifische Strukturen der Corporate Governance, die mit der dominierenden 
Fremdfinanzierung langfristig orientierte Investitions- und Innovationsstra
tegien ermöglichten;

–	 eine auf  diese Kernsektoren ausgerichtete staatliche Wirtschafts- und Tech-
nologiepolitik her.

Der LMT-Sektor unterscheidet sich von diesem, auch als »diversifizierte Quali-
tätsproduktion« (DQP; Streeck 1997) bezeichneten Produktions- und Innova-
tionssektor doch deutlich. Zu verweisen ist hier vor allem auf  seine fehlenden 
FuE-Kapazitäten und seine spezifische Wissensbasis sowie auf  die wenig struk-
turierten Innovationsprozesse und vor allem die nur lockere institutionelle Ein-
bindung. Zudem sind sie mit den institutionellen Regelungen der diversifizierten 
Qualitätsproduktion nicht sonderlich kompatibel. Besonders greifbar wird dies 
daran, dass die Innovationsleistung der LMT-Unternehmen häufig auf  einer 
hohen betrieblichen Reaktionsfähigkeit gegenüber Marktanforderungen und ins
besondere auf  flexibel einsetzbarem angelerntem Personal beruht. Diese An-
forderungen geraten relativ schnell mit eingespielten Regulationsbedingungen 
in Konflikt, etwa den standardisierten arbeitspolitischen Normen und den regle-

	 11	Diese Thesen über die unterschiedlichen Spezialisierungsmuster verschiedener Länder und 
Ländergruppen finden ihre Bestätigung insbesondere auch in neueren Analysen der Patent-
strukturen verschiedener Länder (BMBF 2005: 20–26).
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mentierten betriebsinternen und berufsorientierten Arbeitsmarktstrukturen. Al-
lerdings ist die Innovationsfähigkeit beider Sektoren, LMT und DQP, zugleich 
wechselseitig aufeinander bezogen: einerseits fungieren LMT-Unternehmen als 
unter Umständen wichtige Zulieferer für komplexe Produkte, andererseits sind 
sie, wie gezeigt, als Anwender dieser Produkte unverzichtbar für ihre Entwick-
lung und Weiterentwicklung.

Insgesamt gesehen legen diese Überlegungen ein neues Verständnis der Rol-
le von High-Tech-Innovationen im Prozess des Strukturwandels entwickelter 
Gesellschaften nahe. Es sollte deutlich geworden sein, dass die Debatte über 
die aufkommende Wissensgesellschaft mit ihrem besonderen Fokus auf  FuE 
und High-Tech als Triebkräfte der sozioökonomischen Entwicklung relevante 
Bedingungen und Zusammenhänge vorschnell ausblendet. Den strukturellen 
Wandel kennzeichnen keinesfalls eine weitgehende Abkehr von traditionellen 
Industrien mit alten Technologien und eine wachsende Dominanz solcher In-
dustrien mit komplexen Technologien und Spitzentechnologien. Vielmehr exis-
tieren ausgeprägte Komplementaritäten. Entsprechend schließt der Wandel zu 
einem nicht unwesentlichen Teil LMT-Industrien ein und basiert vor allem auf  
der vermutlich intensiver werdenden Vernetzung zwischen LMT- und High-
Tech-Sektoren. LMT-Unternehmen sind also nicht nur Betroffene technischer 
Innovationen, sondern sie können diese auch marktgerecht vorantreiben. Ver-
knüpft man diese Befunde mit neueren Ergebnissen der Forschung über die 
Internationalisierung von Unternehmen und den Wandel der internationalen 
Arbeitsteilung, so spricht vieles für widersprüchliche Entwicklungstendenzen. 
Einerseits drängen wachsender Innovations-, Konkurrenz- und Kostendruck zu 
einer Ausdifferenzierung von Unternehmensfunktionen, einer fortschreitenden 
Fragmentierung bestehender Innovations- und Produktionssektoren und ihrer 
Herauslösung aus bestehenden regionalen und gesellschaftlichen Bindungen. 
Die Konsequenz ist ein Trend zu länderübergreifenden Produktions- und Inno-
vationsketten. In ihnen müssen sich Unternehmen unterschiedlichster Herkunft 
kontinuierlich neu positionieren und ihre Austauschprozesse an neu entstehende 
transnationale Koordinationsformen anpassen (zum Beispiel Faust et al. 2004). 
Andererseits ist davon auszugehen, dass in vielen Fällen die Grenzen zwischen 
zuvor voneinander separierten Sektoren zunehmend verschwimmen. Eine weit-
gehende Wissens- und Technologieintegration wird vermutlich für viele Un-
ternehmen und zwischen vielen industriellen Bereichen überlebensnotwendig. 
Zudem spielen räumliche und soziale Nähe eine wachsende Rolle für die indus-
trielle Innovationsfähigkeit. Clusterbildung wird zur Voraussetzung internatio-
naler Konkurrenzfähigkeit. All dies sind Entwicklungstendenzen, auf  die seit 
Längerem mit Nachdruck nicht nur die Unternehmensforschung (zum Beispiel 
Porter 1998), sondern auch die Wissenschafts- und Technologieforschung ver-
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weisen (zum Beispiel Gibbons et al. 1994). Diese Tendenzen treffen fraglos für 
den LMT-Sektor, vor allem aber auch für den Sektor der DQP zu. Die offene 
Frage ist jedoch, in welcher Weise sich dabei »Low-Tech« und »High-Tech« neu 
verknüpfen und ob sich dabei stabile Industriestrukturen herausbilden.
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